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ERSTER ABSCHNITT 


Zielorientierung der Forschungspolitik 


1. Die Forschungspolitik der Bundesregierung ist | 
Teil ihrer Gesamtpolitik. Ziele und Stellenwert der 
Forschungspolitik bestimmen sich von daher aus 
ihrer Verbindung mit der Bildungspolitik, der So- 
zial-, Wirtschafts- und Struklurpolitik, der Agrar- 
und Emährungspolitik, der Gesundheits- und Um- 
weltpolitik. aber auch der Europapolitik, Entwick- 
lungspolitik, Außen- und Verteidigungspolilik. Da- 
bei setzt die Forschungspolitik der Bundesregie- 
rung neue Akzente zur qualitativen Verbesserung 
der Lebensbedingungen. 

2. Die Bundesregierung sieht es als ihre Aufgabe 
an, einerseits gemeinsam mit den Ländern die Lei- 
stungsfähigkeit der Wissenschaft auf breiter Basis 
zu sichern und andererseits durch planvolles Setzen 
von Schwerpunkten die Wissenschaftspolitik am 
gesellschaftlichen Bedarf zu orientieren. 

Schwerpunktmäßige Orientierung der Forschungs- 
politik und breit angelegte allgemeine Wissen- 
schaftsförderung stehen nicht in Widerspruch zuein- 
ander: Je mehr durch die Vergabe ciffentlicher Mit- 
tel für Forschungszwecke auch Schwerpunkte fest- 
gelegt werden, desto wichtiger wird es, die allge- 
meinen Grundlagen der Wissenschaft durch eine 
breite Förderung zu sichern. 

Die Bundesregierung trägt mit ihrer Forschungs- 
politik dazu bei, die Freiheit der Forschung zu 
sichern und die Kreativität der Forscher zu fördern. 
Nur eine sich frei entfallende Forschung kann ihre 
kritische Funktion in der Gesellschaft erfüllen. 

3. Nach Auffassung der Bundesregierung können 
nationale und internationale Forschungsaktiviläten 
und -Programme immer weniger getrennt voneinan- 
der geplant und verwirklicht werden. Die Bundes- 
regierung wird die internationale Zusammenarbeit 
in Forschung und Technologie weiter verstärkeni sie 


wird besonders solche internationale Technologie- 
projekte fördern, die der Bewältigung grenzüber- 
schreitender öffentlicher Aufgaben dienen oder zur 
Lösung gesellsdiaftlicher Probleme beitragen, die 
über den nationalen Rahmen hinausgehen. Die Bun- 
desregierung hält ein ausgewogenes und komple- 
mentäres Verhältnis von nationalen und internatio- 
nalen Aktivitäten und Programmen für notwendig. 

4. Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 betont, daß für die 
Hochschulen und staatlichen Forschungseinrichtun- 

I gen wirksame Vorschläge für die Überwindung 
überalterter hierarchischer Strukturen vorgelegt 
werden müssen. 

Mitwirkung der Wissenschaftler, projeklorientiertes 
Forschungsmanagement, Koordinierung der staat- 
lichen Forschungsförderung, Neuordnung des Bera- 
lungswesens, bessere Möglichkeiten für die kritische 
Teilnahme der Öffentlichkeit an der Forschungspoli- 
tik sind Themen der gegenwärtigen Diskussion und 
zugleich Gegenstände bereits getroffener oder in 
Vorbereitung befindlicher Maßnahmen der Bundes- 
regierung. 

5. Gleidizeitig mit der EnlwicJclung neuer Pro- 
gramme und der Verstärkung der Aktivitäten in 
Schwerpunktbereichen steigen die öffentlichen und 
privaten Forschungs- und Enlwicklungsaufwendun- 
gen weiter an. Während in manchen Staaten die 
Zuwachskurve der staatlichen Forschungsaufgaben 
abflacht, weist die mehrjährige Finanzplanung der 
Bundesregierung für die allgemeine Forschungsför- 
derung und für neue Schwerpunktprogramme über- 
durchschnittliche Zuwachsraten auf. Die Priorität, die 
Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und For- 
schung in der Regierungserklärung zugesprochen 
worden ist, wird im Rahmen der Bundeszuständig- 
keiten auch durch die Finanzplanung unterstrichen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 


Forschungspolitische Pianung 


Notwendigkeit und Grenzen 

6. Die politische Notwendigkeit staatlicher For- 
sch ungspl an ung ergibt sich vor allem aus drei An- 
forderungen an die Forschungspolitik selbst: 

— Die Forschungspolitik ist ein Teil der gesamten 
Politik; Forschungsförderung muß sich deshalb 
in die übergeordneten Ziele, besonders der Ge- 
sellschafts- und Wirtschaftspolitik, einfügen. 

— Auch bei großzügiger Steigerung der Forschungs- 
aufwendungen angesichts der zu lösenden Auf- 
gaben bleiben die materiellen und vor allem die 
personellen Ressourcen beschränkt; ihre optimale 
Nutzung und Verteilung verlangt politische Ent- 
scheidungen. 

— Die internationale Zusammenarbeit in Forschung 
und Entwicklung, wie sie von der Bimdesregie- 
rung verfolgt wird, bedingt eine Abstimmung 
zwischen der nationalen und der internationalen 
Forschungspolitik (Tz. 201 ff.). 

Die Planung muß, wie bei anderen staatlichen Akti- 
vitäten, auch die Ziele und Wege der Forschungs- 
politik so deutlich und überschaubar machen, daß 
eine demokratische Kontrolle während der Planung, 
bei der Entscheidung und später bei der Durchfüh- 
rung der Programme und Förderungsmaßnahmen er- 
möglicht wird. 

7. Wichtigste Aufgabe des forschungspolitischen 
Planungs- und Entscheidungsprozesses ist die for- 
schungspolitische Zielsetzung. In der Vergangen- 
heit, die stark vereinfachend als „Imitationsphase* 
charakterisiert werden kann, wurden forschungspo- 
litische Schwerpunkte der Bundesregierung vielfach 
in Anlehnung an amerikanisches, gelegentlich auch 
an britisches und französisches Vorgehen entwickelt. 
Dies halte zwar den Vorzug, daß im Ausland gewon- 
nene Erfahrungen berücksichtigt werden konnten, 
so z. B. bei der Förderung der deutschen Nuklearin- 
dustrie. Teilweise wurden jedoch die Akzente nicht 
richtig gesetzt, weil die Bedingungen nicht vergleich- 
bar waren. Zum Teil wurde auch, wo ausländische 
Vorbilder fehlten, mit einer eigenen Politik zu lange 
gewartet, so z. B. im Bereich der Datenverarbeitung. 

Für eine effektivere, den gesellschaftlichen Bedürf- 
nissen besser entsprechende forschungspolitische 


Zielsetzung ist es unerläßlich, die Öffentlichkeit 
schon zu Beginn des Planungsprozesses, also schon 
im Stadium der Zielformulierung, zu beteiligen. Dies 
gilt um so mehr, als die Bundesrepublik gegenwärtig 
ebenso wie andere Industrienationen ihre For- 
schungspolitik neu orientiert. Da es keine unbe- 
strittenen Maßstäbe „richtiger* oder „falscher* for- 
schungspolitischer Entscheidungen gibt, bedarf ge- 
rade die Forschungspolitik einer kritischen Öffent- 
lichkeit. Im Rahmen eines demokratischen Prozesses 
darf sich die Information dabei nicht auf Gegenwart 
und Vergangenheit beschränken! sie muß zukunfts- 
bezogene Absichten, mögliche Abläufe und deren 
Folgen einbeziehen. Informationsoffenheil, wie sie 
die Bundesregierung anstrebt, ist zugleich Gnmd- 
lage effektiver parlamentarischer Kontrolle. 

8. Zu den besonderen Bedingungen der For- 
schungsplanung gehört das allgemeine Erfolgsrisiko 
jeder Forschung und die in der Regel langfristige 
Bindung von Finanzmitteln bis zur Erfolgsbeiirtei- 
lung. Das schwer abschätzbare Erfolgsrisiko, das be- 
sonders in der relativ geringen „Trefferquote* bei 
wirklichen Innovationen zum Ausdruck kommt, ver- 
langt bei der Forschungsplanung eine breite Förde- 
rung, die zur Erhöhung der Erfolgswahrscheinlichkeit 
beiträgt. Diese Förderung in der Breite, wie sie vor 
allem mit der Unterstützung der Grundlagenfor- 
schung bezweckt wird, steht mit einer großen Zahl 
vordringlicher Schwerpunktaufgaben in Konkurrenz 
um die begrenzten personellen und finanziellen Mit- 
tel. Hinzu kommt, daß begonnene Forschungsvor- 
haben — hierbei vor allem Großprojekte und die 
aufgebauten Forschungseinrichtungen — einen er- 
heblichen Teil der knappen finanziellen und perso- 
nellen Ressourcen langfristig binden. 

9. Eine umfassende forschungspolitische Planung 
hat die Abstimmung des forschungspolitischen Han- 
delns im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften, 
zwischen Bund und Ländern und die Koordinierung 
der ressortbezogenen Forschung des Bundes sicher- 
zustellen und dabei die Organisationen der Wissen- 
schaft und die Hochschulen einzubeziehen. For- 
schungsplanung dient der Abstimmung einer Viel- 
zahl von Institutionen, Organisationsformen und 
Entscheidungsträgern in der Forschung und For- 
schungsförderung. Diese Vielzahl resultiert zwar 
zum Teil aus der Verfassungssituation oder nur aus 
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historischen Entwicklungen, sie dient aber zugleich 
im Rahmen einer koordinierten Forschungspolitik | 
auch der Sicherung einer Vielfalt forsdiungspoliti- 
sdier und wissenschaftlicher Ansätze. i 

10. Als eine der wichtigsten Fragen forschungs- ' 
politischer Planung stellt sich jedoch in letzter Zeit : 
die Frage nach den Grenzen der Planung von For- 
schung heraus. Es ergeben sich eine Reihe von Pro- ^ 
blemen: 

— Der Bedarf an Planung nimmt zu, die Planbarkeit 
scheint aber mit zunehmender Komplexität des 
Planungsgegenstandes abzunehmen. Einzelne 
Forschungsprojekte sind im Detail und im Ablauf 
leichter zu planen als ganze Forschungsgebiete 
oder gar der gesamte Bereich der Forschungspoli- 
lik. Künftig müssen besonders mit Hilfe von Do- 
kumentationssyslemen und der Datenverarbei- 
tung diejenigen Planungsmethoden verbessert 
werden, die komplexe Verknüpfungen auflösen 
helfen. 

— Grundlagenforschung entzieht sich einer Pla- 
nung starker als anwendungsorientierte oder an- 
gewandte Forschung. Trotzdem hat sich entge- 
gen früherer Auffassung gezeigt, daß auch im Be- 
reich der reinen Grundlagenforschung Planungs- 
ansätze, besonders bezüglich der Ressourcen und 
Arbeitsbedingungen, notwendig werden; diese 
Notwendigkeit verstärkt sich, wenn wegen der 
Größe des Problemkreises frühzeitig Verbindun- 
gen mehrerer Forschungsdisziplinen hergestellt 
werden müssen, oder wenn Großgeräte mit lang- 
fristiger Entwidclungs- und Bauzeit benötigt wer- | 
den. Vor allem aber hat es sich als zweckmäßig 
erwiesen, daß problemorientierte Forschungspro- 
gramme, wie z. B. die deutschen Atomprogramme, 
durch Förderung der Grundlagenforschung inso- 
weit flankiert werden, als sich aus der ange- 
wandten Forschung Probleme für die Grund- 
lagenforschung oder für deren Selbstverständnis 
ergeben. 

— Die Zuverlässigkeit der Planung nimmt mit zu- 
nehmendem Planungszeitraum ab. Staatliche For- 
schung splanung ist, besonders wenn umfangrei- 
che und komplexe Gebiete wie z. B. die Nuklear- 
oder Meeresforschung gefördert werden sollen, 
mittel- oder langfristig. Als Folge müssen Pla- 
nungen in einem RückkopplungsprozeO regel- 
mäßig überprüft werden. Die Langfristigkeit vie- 
ler Forschungsvorhaben macht dies wiederum 
schwierig. Kriterien für die Revisionsbedürftig- 
keit und auch für die Einstellung von Forderungs- 
maßnahmen und einen evtl. Abbruch von For- 
schungsvorhaben werden von der Bundesregie- 
rung entwickelt. 

— Die Planbarkeit wird durch die gegenseitige Ab- 
hängigkeit verschiedener Planungen mit unter- 
schiedlichem zeitlichem Rhythmus erschwert Dies 
zeigt sich besoncters bei der Ressourcenplanung. 
So karm die intensive Förderung von ganzen For- 
schungsbereichen häufig erst einselzen. wenn 
genug Personal herangebildet worden ist. Ande- 
rerseits sind die Ergebnisse der Forschungsförde- 
rung. wie z. B. die .hardware"* der Datenverarbei- 


tung erst voll zu nutzen, wenn genügend Pro- 
grammierer ausgebildet w'orden sind, etc. 

— Der Erfolg der Sachplanung hängt entscheidend 
von der realistischen Koppelung mit der Finanz- 
planung ab. Diese Tatsache betrifft bei der For- 
schungsplanung nicht nur die Abhängigkeit von 
der allgemeinen Finanzlage. Vielmehr engen 
Kostensleigerungen und die teilweise sachbe- 
dinglen Unsicherheiten bei der Kostenschätzung 
den finanziell scheinbar abgesicherlen Planungs- 
spielraum für neue Aufgaben oft erheblich ein. 


Planungstechnik 

11. Die Planungsdiskussion hat sich in der Vergan- 
genheit vornehmlidi mit Planungsverfahren *) be- 
schäftigt, die eine Enlscheidungshilfe besonders bei 
der Zielausfüllung durch Forschungsprogramme und 
-Projekte leisten sollen. Wenn auch eine Vielzahl 
von methodischen Ansätzen für neue Planungsver- 
fahren bekannt ist, die besonders bei der technischen 
Bewältigung von Großprojekten zu einer Verbesse- 
rung der Programm- und Projektplanung geführt 
haben, so wird doch der praktische Nutzen dieser 
Planungsverfahren häufig überbewertet. 

Fehlschätzungen, vor allem der Kosten von risiko- 
reichen Forschungsprojekten in allen Administratio- 
nen und Unternehmen der Welt, zeigen ebenso wie 
die weltweite Unsicherheit über methodisches Vor- 
gehen in der Prioritätensetzung, daß die bisher be- 
kannten Planungsraethoden nicht ausreichen, kom- 
plexe Systeme zuverlässig zu erfassen. Zwar könnte 
das technologische und wirtschaftliche Risiko for- 
schungspolitischer Vorhaben zeitlich, finanziell, or- 
ganisatorisch und marktmäßig besser definiert wer- 
den, als dies häufig noch der Fall ist; die Bundesre- 
gierung hat im Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft erste Versuche entsprechender Metho- 
den erarbeitet. Aber die Planungsmethoden erlau- 
ben noch nicht, Risiken und Nutzen im weistesten 
Sinne so zu quantifizieren, daß damit die Entschei- 
dung schlüssig gegeben wäre. 

12. Die Bundesregierung wird aber der Verbesse- 
rung praxisnaher Planungsverfahren weiterhin be- 
sondere Aufmerksamkeit widmen. Dies ist um so not- 
wendiger, als die finanziellen Zuwachsraten für For- 
schung und Entwicklung nicht durch Kostensteige- 
rung finanziell unterschätzter Projekte absorbiert 
werden dürfen. Zur Zeit werden im Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft einfache, auf die 
tägliche Praxis abgestellte Verfahren erarbeitet, mit 
denen erreicht werden soll. 


*1 vgl. dazu die im Auftrag des Bundesministers für Bil- 
rung und Wissenschaft erstellten Gutachten des Bat- 
telle-Instituts, des Zentrums Berlin für Zukunftsfor- 
schung und der Prognos-AG. (veröffentlicht in der 
Reihe .Forschungsplanung des BMBW') und der Stu- 
diengruppe für Systemforschung (veröffentlicht im 
Oldenburg-Verlag München) zum gleichlautenden 
Thema .Methoden der Priorilätsbe Stimmung, vor 
allem im Bereich Forschung und Entwicklung". 
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— daß bei der Programmplanung durch klarere De- 
finition der Ziele und die Zuordnung der Maß- 
nahmen und ihrer Kosten zu diesen Zielen der 
Entsebeidnngsprozeß klar wird, 

— daß durch quantitative Zuordnung spezifischer 
Risiken zu Programm- und Projektelementen die 
Kostensdiatznngen genauer und im voraus über- 
sichtlicher werden und siän dementspredvend den 
Unternehmen und öffentHchen Auftragsgebern 
als Risikoirägem zuordnen lassen. 

Bei den Projekten wird darauf geachtet, daß eine 
sachgeredite PhasenpLanung für die Projektdurchfüh- 
rung durchgehalten wird, bei der über die Durchfüh- 
rung und Finanzierung der jeweils folgenden Phase 
erst nach positiver Beurteilung der vorhergehenden 
Phase entschieden wdrd, 

Ais neue Planungshüfsmittel werden im Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft zwei EDV- 
unterstützte Informationssysteme für die Förde- 
rungsvorhaben des Ministeriums und für die Pla- 
nung s relevanten Haushalts- und Finanzdalen auf- 
gebaut Mit der praktischen Anwendung wird nodi 
in diesem Jahr begonnen. 


Organisatorische Verbesserungen 
für die Planung und Entscheidung 

13* ln Anbetracht der Probleme und SdiwLerigkei- 
ten bei der forsdiungspolitisdien Planung sind in den 
vergangenen zwei Jahren vorrangig die für die Ziel- 
setzung wichtigen Fragen der Information, Beratung 
und Mitwirkung behandelt worden. 

14* Bel der Formulierung des Hochschulrahmen- 
gesetzes, bei der Neuordnung der Struktur und Or- 
ganisation der Großforsdiungseinrichtungen und bei 
der Abfassung des 2. Datenverarbeitungsprogramms 
hat die Bundesregierung versudit, die öffenllichkeil 
und die unmittelbar Betroffenen durch frühzeitige 
und detaillierte Informationen an der Formulierung 
der politischen Ziele zu beteiligen. 

Auch der vorliegende Bunde sforschungs bericht IV 
soll durch Information zu einem kritischen Dialog 
über die Forsdiungspolitik der Bundesregierung in 
der Öffentlichkeit beitragen. Dieser Dialog gilt vor- 
rangig den Fragen der Bewertung und Zielsetzung* 

15, Neben der Verbesserung der Information ist 
eine sachgerechte Beratung notwendig. Der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft hat das Be- 
ratungswesen für seinen Geschäftsbereich neu ge- 
staltet mit dem Zieh neben einer größeren Effizienz 
der Beratung den Informations- und Beralungsprozeß 
offener zu gestalten und damit auch hinsichtlich der 
Interessenstrukturen durthsdiaubar zu machen. 

Die frühere, zum großen Teil auf ständigen Kom- 
missionen beruhende Beratungsorganisation erwies 
sich u. a. deswegen als verbesserungsbedürftig, weil 
auf längere Zeit berufene Gremien dazu neigen, 
früher bezogene Positionen zu rechtfertigen und 


neue Probleme nur zögernd aufzu greifen. Da die Be- 
ratungskommissionen für relativ große Wissen- 
schaftsgebiete «zuständig" waren, mußten sie auch 
mangels konkreter Detailkompetenz Eera Lungsauf- 
träge häufig delegieren und sich dann auf die An- 
nahme der Berichte ständiger Arbeitskreise be- 
schränken. Dies führte dazu, daß sich die Beratung 
immer mehr in besonderen Gruppen vollzog, die 
ihrerseits für die öffentlichkeil und das Parlament 
nicht durchschaubar waren. 

16. Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft hat mit Zustimmung des Kabinetts deshalb 
nach längerer Diskussion mit Wissenschaftlern, Oi- 
ganisalionssadiverständigeo, Beratern und Parla- 
mentartern die Neuordnung seines Beratungswesens 
beschlossen und eingeleitet, Audi die Wissenschaft- 
lidie Beratung der anderen Bundesressorts soll noch 
gestrafft werden. 

17- Beim Bundesminister für Bildung und Wissen- 
sdiüft sind an die Stelle des bisherigen Beratenden 
Ausschusses für Forschungspolitik (BAF), der Deut- 
sdien A tom komm ission, der Kommission für Welt- 
rauinforsdiung und des Fadibeitals für Datenverar- 
beitung der Beratende Ausschuß für Bildungs* und 
Wissenschaftspolitik (BAßW) sowie zunächst vier 
Fachausschüsse getreten. 

Zu den Aufgaben des BABW gehören vor allem die 
Beratung über 

— die Ermittlung der Schwerpunkte im BiJdungs- 
und Wissensdiaftsbereidi, 

— die Verteilung und den zweckmäßigen Einsatz 
der verfügbaren Mittel, 

— die relative Gewichtung der Förderungsinaßn ah- 
men für einzelne Aufgabengebiete. 

— Einzelprojekte von großer biidungs' oder wis- 
senschaftspoUlischer Bedeutung, 

— wichtige Fragen der Zusammenarbeit mit ande- 
ren Staaten oder iiiteruationalen Organisationen 
auf den Gebieten Bildung und Wissenschaft ein- 
sdiließlich der technologischen Entwicklung. 

18, Die Fachausschüsse für Kernforschung und 
Kemtecfcnik, für Strahlenschulz und Sicherheit, für 
Weltraumforschung sowie für Datenverarbeitung 
und Dokumentation sollen auf der Ebene der Fach- 
abteilungen oder Unterabteilungen „programmbe- 
gleitend" beraten. Wegen Ihrer besonderen Kon- 
struktion und Funktion blieb die DeuLsdie Kommis- 
sion für Ozeanographie zunächst in der bisherigen 
Form bestehen, doch wird auch hier eine Verbesse- 
rung vorbereitet (Trennung von Beratung s- und 
Koordinierungsauf gaben). 

19, Die Mitgliedschaft in diesen Gremien soll 
grundsätzlich drei Jahre hetragen^ jährlich soll ein 
Drittel der Mitglieder ausscheiden. Wiederber ufung 
nur einmal möglich sein. 

Im übrigen giU der Grundsatz «problembezogener" 
statt «bereichsbezogener" Beratung; die Gremien 
werden für besUminte Aufgaben und nicht für gan- 
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ze Fachgebiete berufen. Für die spezielle fachliche 
Beratung werden Sachverständigenkreise und ad- 
hoc*Ausschüsse mit zeillidi begrenzter Aufgaben- 
stellung gebildet. 

20. Parlament und Öffentlichkeit werden durch 
einen jährlich zu veröffentlichenden Beratungsplan 
über bestehende und geplante Beratungsgremien 
imd deren Besetzung informiert werden. Wichtige 
Sachvoten werden einsdiließlich etwaiger Minder- 
heitsmeinungen veröffentlicht werden, nach Möglich- 
keit gleichzeitig mit einer Stellungnahme des Mini- 
steriums. 

21. Wie schon beim Abschluß des Verwaltungsab- 
kommens über die Errichtung der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung vorgesehen, werden 
die Aufgaben und das Zusammenwirken der ver- 
schiedenen Beratungsorganisationen in Zusammen- 
arbeit von Bund und Ländern und unter Berücksichti- 
gung der neuen Zuständigkeiten zu überdenken sein. 
Voraussichtlich werden dabei im Vordergrund ste- 
hen 

— die Entlastung der Beratungsgremien von staat- 
lichen Koordinierungsaufgaben (im Hinblick auf 
die 1970 entstandene Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und den Planungsausschuß 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz) und 
die Betonung der Aufgabe unabhängiger Bera- 
tung. 

— eine rationelle Zusammenarbeit der beteiligten 
Institutionen m der Beschaffung und Aufberei- 
tung planungserheblicher Daten. 

22. Neben einer gründlichen Beratung sollen durch 
Anhörverfahren direkt und indirekt Betroffene künf- 
tig an der Meinungsbildung frühzeitiger mitwirken. 
Hier kann auf die Erfahrung bei der öffentlichen Dis- 
kussion des Hochschulrahmengesetzes sowie auf 
Verfahren bei der Ausarbeitung des 2. DV-Pro- 
gramms aufgebaul werden. Verbesserte Anhörver- 
fahren sind besonders notwendig für die Konkreti- 
sierung der Forschungsziele durch Forschungspro- 
gramme und "Projekte. Die Anhörungsergebnisse 
sollen veröffentlicht werden, um die Informationen 
für eine allgemeine öffentliche Debatte zur Verfü- 
gung zu stellen. 

23. Eine sachgerechte Form der Mitwirkung der 
Forscher an der Forschungsplanung ist ebenfalls er- 
forderlich. Die Bundesregierung hat im Entwurf zum 
Hochschulrahmengesetz Vorschläge für eine funk- 
tionsorientierte Mitwirkung auch für die Hochschul- 
forschung vorgelegt. Die «Leitlinien zu Grundsatz-, 
Struktur- und Organisationsfragen* der Großfor- 
schungszentren, die vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft nach eingehender Beratung mit 
allen Gruppen entworfen wurden, enthalten den 
Grundsatz der Mitwirkung aller wissenschaftlichen 
und technischen Mitarbeiter in wissenschaftlich-tech- 
nischen Angelegenheiten der Forschungseinrichtun- 
genj zu den von den gewählten Mitarbeitern mit zu 
entscheidenden Angelegenheiten gehören unter an- 
derem die Forschungs- und Entwicklungs- sowie die 


Ausbau- und Inveslitionsprogramme. Überlegungen 
zur verbesserten Mitwirkung werden zur Zeit auch 
in den Bundesforschungsanslalten und in der Max- 
Planck-Gesellschaft angestellt (Tz. 259 ff.). 

Bei der Verwirklichung einer aufgaben- und funk- 
lionsgerechten Mitwirkung in der Forschungspla- 
nung kommt es darauf an, dem einzelnen Forscher 
die jeweils mögliche Entscheidungsfreiheit und me- 
thod-ische Selbständigkeit zu sichern und dadurch 
den Planungsprozeß durch eine breitere Basis der 
Verantwortung sachlich zu verbessern. Eine posi- 
tive Entwicklung der Mitwirkung aller Beteiligten in 
der Forschung kann jedoch langfristig nur gesichert 
werden, wenn das Verfahren so gestaltet wird, daß 
Effizienzverluste durch Schwerfälligkeiten im Ent- 
scheidungsprozeß vermieden werden. 


Koordinierung 

24. Die Koordinierung der öffentlich finanzierten 
Forschung ist unzureichend. Drei große Koordinie- 
rungsbereiche, die jeweils in sich und zwischen den 
Bereichen eine Abstimmung verlangen, sind zu un- 
terscheiden: 

— Fast alle Bunciesministerien, darunter vom 
Finanzvolumen her neben dem Bunde.sministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft besonders 
wichtig die Bundesministerien für Verkehr, für 
Wirtschaft und Finanzen, für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und der Verteidigung, be- 
treiben Forschung (sogenannte Ressortforschung). 
Diese Vorhaben müssen miteinander und mit der 
Forschungsförderung des Bundesministers für Bil- 
dung und Wissenschaft wirkungsvoller abge- 
slimml werden. 

— Die Länder fördern in ihrem Verantwortungsbe- 
reich eine große Zahl vor allem kleinerer For- 
schungsinstitute, besonders aber die Hochschul- 
forschung, so daß es einer eigenen Koordinierung 
zwischen Landes- und Bundesförderung bedarf. 

— Die großen autonomen Wissenschaftsorganisatio- 
nen Deutsche Forschungsgemeinschaft und Max- 
Planck-Gesellschaft setzen jährlich erheblich stei- 
gende Finanzmittel für Forschungsarbeiten ein, 
die mit den übrigen Bereichen abgestimmt wer- 
den müssen. 

Für die Koordinierung der ressortbezogenen For- 
schung des Bundes reichen die bisherigen Verfahren 
nicht mehr aus. Neben einer umfassenden Informa- 
tion über alle Forschungsvorhaben schon im frühen 
Planungsstadiura werden neue Koordinierungs- 
mechanismen und -maßnahmen entwickelt, um die 
ressortbezogene Forschung künftig in einem for- 
schungspolitischen Zielsystem abstimmen zu können 
(Tz. 267). 

Im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung gibt es Ansätze für eine bessere Ko- 
ordinierung und Aufgabenverteilung zwischen Bund 
und Ländern. Bund und Länder arbeiten an einer Be- 
reinigung der Institutsfinanzierung im auÄeruniver- 
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sitären ßereidi mit dera Ziel, die Trägersdiaft jeweils 
den Ländern oder dem Bund voll zuzu weisen und 
die gemeinsame Finanzierung auf wenige Fälle zu 
besdiränfcen. 

Bei den autonomen Wissenschaftsorganisationen, die 
vorwiegend iin Bereidi der Grundlagenforschung 
ihre Miltei einselzen^ stellen sich neben Koordinie- 
rungs- vorwiegend Schwerpunk Iprob lerne. Neben 
einer Abstimmung der Hodisdiulforschung zwisdien 
den Hochschuien und mit der auflemniversitären 
Gnindlagenforsdiung werden vor allem in zuneh- 
ni-endem Maße Schwerpunkte bei der Mittelvergabe 
gebildet werden müssen. 

25. Um die Mitlel und Kapazitäten besser zu nut- 
zen^ ist aber nidit nur eine bessere Koordinierung 
innerhalb der öffentlich geförderten Forsdiung, son- 
dern auch eine bessere Abstimmung mit der von der 
Winsdiaft finanzierten Forschung und Entwicklung 


notwendig. Die Bundesregierung ist deswegen be- 
strebt, die Zusammenarbeit zum beiderseitigen Nut- 
zen zu verliefen, u. a. durch Gemeinschaftsvorhaben, 
bei denen den GroÖforschungseinrichtungen des Bun- 
des eine verbindende Rolle zwischen Hochsdiul-, 
Max-Planck* und Fraunhofer-Instituten auf der einen 
und den Wirtsdiaftsunternehmen auf der anderen 
Seite zufälU. Die Forsdiungsstaüstik ist zu verbes- 
sern. 

26. Bei der Vielzahl von planenden, entscheiden- 
den und finanzierenden Stellen, die mit ihrer Förde- 
rungspolitik teilweise gleiche Ziele verfolgen, stellt 
sidi das Problem eines umfassenden und koordinier- 
ten ,, forschungspolitischen Rahmenplans“, Von der 
Lösung dieses Problems isl die Bundesrepublik 
Deutschland gegenwärtig noch weil entfernt. Der 
Wissensdiaftsrat hat diese Aufgabe inzwisdien auf- 
gegriffen, um bis 1973 Ergebnisse vorzulegen. 
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DRITTER ABSCHNITT 


Schwerpunkte der Forschungspolitik 


I. Sicherung der Grundlagen durch allgemeine Wissenschaftsförderung 


27^ Ziel der allgemeinen Wi&sensdiattsfärderimg 
ist es, die Leistungsfähigkeit der Wissenschaft in 
ihrer ganzen Breite und Vielfalt zu sidiem, vor* 
nehmlich dar dl die Förderung der sogenannten 
Grund! ageniorschiing. Eine Unterscheidung zwischen 
Grundlagenforschung und angewandter Forschung 
ist allerdings methodisdi nicht einwandfrei zu tref* 
fen, die Begriffe köniwsn j-edoch bei der Ponnulie- 
ning forsdiungspolitisdier Konzeptionen nüizlidh 
sein. 

Grundlagenforschung ist allgemein Quell-e neuer Er- 
kenntnisse und theoretisches Fundament für anwen- 
dungsorienlierte Forschungen und für den Innova- 
tionsprozeß. Grund lagenforsdiung bildet sozusagen 
den „ Humusboden^ für die Projekte der technologi- 
schen EnlwickLung. Zugleich erfüllt die naturwissen- 
schaftliche geistes- und sozialwissenschafUiche 
Grundlagenforschung die Funktion, Forschungs- 
ergebnisse unter dem Blickwinkel neuer Fragfeslel- 
lungen kritisch zu überprüfen, miteinander in Zu- 
sammenhang zu stellen und aus der Verbindung 
mehrerer Disziplinen wiederum neue Denkansätze 
zu entwickeln. 

28 . Grundlagenforschiing ist in der Bundesrepu- 
blik in den Hochschulen und der Max -Planck -Ge Seil- 
schaft fest verankert und wird von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft wirksam gefördert. Grund- 
lagenforschung findet sich aber auch in den Großfor- 
schungszentren, Bundesanstalten und den Labora- 
torien der Industrie. 

Grundlagenforsdiung wird von Bund und Landern 
vor allem im Rahmen der allgemeinen Wissen- 
schaftsförderung mit hohen Zuwachsraten finan- 
ziert. Die Vergabe der öffentlichen Mittel läßt der 
eigenverantwortlichen Entscheidung des Forschers 
und der Selbstverwaltung der Wissenschaft weiten 
Spielraum (Tz. 281 ff.). 

29 . Neben der öffentlichen Hartd nehmen sich auch 
der SUfterverband für die Deutsche Wissenschaft 
(gegründet 1949), die Fritz Thyssen Stiftung (1959) 
und die Stiftung Volkswagenwerk (1961) der For- 
derung der Grundlagenforschung an. Zahlreiche wei- 


tere Stiftungsinitiativen aus der jüngsten Vergan- 
genheit wie z. B. cJie Robert Bosch-Stiftung und die 
Alfried Krupp-Stiftung haben das Vermögen und die 
Leistungsfähigkeit der Stiftungen und der sUftungs- 
änhlidien Einrichtungen erheblich erweitert 

Die Sliflungstätigkeil könnte durch eine Novellie- 
rung des Stiftungsrechts und durch entsprechende 
steuerliche Regelungen weiter angeregt werden. 

30 . Trotz breiter Förderung ist die Situation der 
Grundlag enforschimg in der Bundesrepublik weder 
organisatorisch noch in allen Fachgebieten voll be- 
friedigend. Der etwa gleichzeitig mit dem Bundes- 
bericht Forschung IV vorgelegte neue Dreijahres- 
plan der Deutschen Forsdiungsgemeinschafl stellt 
Fortschritte, aber auch offenkundige Lücken fest, 
deren Ursachen kaum in einer unzureichenden Ge- 
samlfinanzLerung der Forsdiung liegen (z. B. Ökolo- 
gie. Toxikologie, klinische Pharmakologie, ange- 
wandte Mathematik, Teilgebiete der LheoreLisdien 
Chemie, Physik der Hoäipolymere). Die Deutsche 
Forsdiungsgemeinsdiaft wird sowohl in ihrem 
SdiwerpunktprogramTn wie bei der Bildung von 
Sonderforsthungs bereichen die Konsequenzen hier- 
aus ziehen H 

31 . Die Zukunft der Grundlagenforsdiung hängt 
entscheidend von der zukünftigen Entwicklung 
neuer Hochschulen ab. Die Bundesregierung wird 
deswegen in ihrer Hochschulpolitik die Fragen der 
Forschung gegenüber den drängenden cjuanlitativen 
Fragen der Lehre nicht vernachlässigen. Der von 
Bund und Ländern gemeinsam geplante und finan- 
zierte Hochschulbau und ‘die Ausstattung mit For- 
sch ungsge raten werden neben den Ausbildungs- 
audi die Forschungskapazitäten der Hochschulen er- 
weitern (Tz. 283). Bei den Hochschulen selbst be- 
stehen jedoch noch sehr unklare Vorstellungen über 
die Wahrnehmung ihres Auftrages und ihrer Ge- 
samtverantwortung in einer geplanten Forschungs- 
politik, wie sich besonders deutlich aus dem Be- 

MateriaHeti zupa Bundesbendit Forschung IV, Kapitel 

3A0 

“) Deutsche ForschungsgememschÄft — Aufgaben und 

Finanzierung 1972 bis 1974, Wiesbaden 1972 
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gehungsbericht des Wissenschaftsrates ergibt. Die 
Rolle der Forschung in der Gesamthochschule und 
ihre Einfügung in das Gesamtsystem der Forschung 
stellen neue organisatorische Fragen. 

Hinsichtlich des wissenschaftlichen Nachwuchses soll 
das Graduiertenförderungsgesetz vom 2. September 
1971 (BGBl I S. 1465) helfen, Lücicen zu sdiließen. 
Es soll den Hochschulen die Möglichkeit geben, die 
häufig mit Doktoranden besetzten Assistentenplan- 
stellen freizusetzen. Gemeinsam mit neuen Stipen- 
dienprogrammen der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft und einer Reihe von Förderungsmaßnahmen 
des Bundes, der Wissenschaftsorganisationen und 
der Stiftungen, die jeweils Engpässe in bestimmten 
Fachbereichen beseitigen sollen, schafft das Gradu- 
iertenförderungsgesetz die Voraussetzungen dafür, 
daß sich die Nachwuchssituation in den nächsten 
Jahren entspannen kann (Tz. 286). 

32 . Der weitere Ausbau der Max-Planck-Gesell- 
s(haft wird dieses außerhalb der Hochschulen bedeu- 
tendste Potential für Grundlagenforschung in der 
Bundesrepublik Deutschland verstärken (Tz. 287). 
Die anwendungsorientierte Gnmdlagenforschung 
wird im Zuge des Ausbaues der Fraunhofer-Gesell- 
schaft neue Impulse erhalten (Tz. 288). 

33 . Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die von 
Bund und Ländern mit weiter steigenden Finanzbe- 
trägen gefördert wird, entwickelt Pläne für neue 
Förderungsschwerpunkte und ist bestrebt, eine lang- 
fristige Planungskonzeplion bei gleichzeitiger Re- 
form ihrer eigenen Struktur zu erarbeiten (Tz. 254 
und 284). 

Die Bundesregierung strebt eine bessere gegensei- 
tige Ergänzung der Förderungsmaßnahmen der DFG 
imd der vom Bund unmittelbar finanzierten Pro- 
gramme und Projekte an. Im Zuge dieser Abstim- 
mung sind bereits einige Aufgaben, die bisher vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wahr- 
genommen wurden, mit Beginn des Jahres 1972 auf 
die DFG übergegangenen (Finanzierung von Kon- 
gressen und Tagungen in der Bundesrepublik 
Deutschland, Druckkostenzuschüsse. Mitgliedsbei- 
träge deutscher wissenschaftlicher Sektionen in 
internationalen wissenschaftlichen Gesellschaften). 

34 . Die bisherigen Erfahrungen bei dem neuen 
Förderungsinstrument der Sonderforschungsbereiche 
sind insgesamt erfolgversprechend, haben aber zu- 
gleich einige Schwierigkeiten deutlich werden las- 
sen (Tz, 285). Entscheidend wird es sein, noch deut- 
licher Schwerpunkte zu setzen, zugleich aber die 
Fachgebiete gleichmäßiger in das System einzube- 
ziehen. Einige Sonderforschungsbereiche, deren Bil- 
dung sich nicht bewährt hat, sind wieder aufgelöst 
worden. Die vom Wissenschaftsrat empfohlene all- 
gemeine Leistungsüberwachung durch die Deutsche 

*) Wissenschaftsrat. Bericht über die Hochschulbesuche 
im Sommersemesler 1971, Köln 1972 


Forschungsgemeinschaft soll 1972 verstärkt werden. 
Die mehrjährige Finanzplanung des Bundes und 
der Entwurf zum Bildungsgesamtplan sehen für das 
Programm der Sonderforschungsbereiche bis Mitte 
der 70er Jahre überproportionale Steigerungsraten 
vor. 

35 . Die Schwerpunkte der allgemeinen Forschungs- 
förderung — Hochschulbau, Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses, Max-Planck-Gesellschaft 
und Fraimhofer-Gesellschaft. Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft und Sonderforschungsbereiche — wer- 
den dadurch ergänzt, daß der Grundlagenforschung 
auch im Rahmen der Fachprogramme des Bundes 
erhebliche Mittel zufließen. Dies gilt für die Kern- 
forschung ebenso wie für die Weltraumforschung, 
die Datenverarbeitung und die Meeresforschung. 
Beispiele sind das Deutsche Elektronensynchrotron 
(DESY), die extraterrestrische Forsdiung, das For- 
schungsprogramm Informatik und die Meeresbiolo- 
gie. 

36 . Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die Stif- 
tungen und die Bundesregierung prüfen, ob die bis- 
herigen Förderungsmaßnahmen für die Geisteswis- 
senschaften ausreichen und wo sie im Vergleich zu 
den Naturwissenschaften zurückgeblieben sind. Die 
Erfahrungen haben gezeigt, daß die Entwicklung 
von Sonderforschungsbereichen in den Geisteswis- 
senschaften auf größere Schwierigkeiten stößt als in 
den anderen Gebieten. Die Deutsche Forschimgsge- 
meinschaft befürwortet, abgesehen von der Förde- 
rung in ihrem Normal- unci Schwerpunktverfahren, 
als Hilfe für die Geisteswissenschaflen die ver- 
stärkte Förderung von Symposien und Kolloquien 
und von speziellen Hilfseinrichtungen, wie biblio- 
graphischen Zentralen, Dokumentationsstellen, Da- 
tenbanken. Sammlungen und Großgerätedepots. In 
diesem Zusammenhang wird auch über die künftige 
Aufgabenstellung der Akademien, über die lang- 
fristige Sicherung der großen Editionen und über 
die Frage diskutiert, ob die Bildung von Leitinstitu- 
ten zweckmäßig ist, die für bestimmte geisteswis- 
senschaftliche Disziplinen allgemeine Aufgaben der 
Dokumentation, des Informationsaustausches und 
der Abstimmung der Forschungsvorhaben überneh- 
men könnten. 

37 . Die Probleme der allgemeinen Wissenschafts- 
fördening liegen nicht rmr in der Finanzierung und 
Schwerpunktbildung, in der Wahl und Abstimmung 
der geeigneten Förderungsmethcxien, in der Zusam- 
menarbeit von staatlichen Stellen, Wissenschafts- 
organisationen und Stiftungen. In den Forschungs- 
einrichtungen innerhalb und außerhalb der Hoch- 
schulen sind Strukturprobleme zu lösen. Einsicht in 
diese Notwendigkeit und Umsicht bei ihrer Bewäl- 
tigung werden für die Leistungsfähigkeit der For- 
schung und für ihre Funktion in der Gesellschaft 
entscheidend sein. Diese Fragen werden deswegen 
in einem besonderen Kapitel behandelt (Tz. 241 ff.). 
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II. Forschung und Forschungsförderung Im Sozial- und Wirtschaftsgefüge 
der Bundesrepublik Deutschland 


38. Die fadilidien Sdiwerpunkle in der Forsdiungs- 
polilik der Bundesregierung werden mehr und mehr 
auf Gebiete vei^lagert, die für die Verbesserung der 
sozioökonomisdien Lebensbedingungen in den Indu- 
strieländern und in den Entwicklungsländern wich- 
tig sind. Dies entspricht auch den Zielen, welche die 
WissenschaFlsminister der OECD im Oktober 1971 
für dieses Jahrzehnt gesetzt haben. Sie stimmten 
überein, daß neue Anstrengungen in drei Haupt- 
richlungen erforderlich sind: 

— Verstärkung von Forschung, Entwicklung und 
Innovation für soziale Erfordernisse auf Gebie- 
ten der „Umwelt“, des Gesundheitswesens, des 
Bildungswesens, der Entwicklung der Städte, 
etc. 

— ständige Anregung der technologischen Innova- 
tion in der Wirtschaft zur Verwirklichung so- 
wohl quantitativer als auch qualitativer Wachs- 
tumsforlschritte 

— wirksameres Management und wirksamere Aus- 
richtung der Technologie Im Interesse des Ge- 
meinwohls. 


1. Erfüllung gesellschaftlicher Aufgaben 

39. Forschung, technische Entwicklung und Innova- 
tion stehen im Dienst der gesellschaftlichen Entwick- 
lung. Die Bundesregierung sieht Reforrapolitik und 
Forschungspolitik im Zusammenhang. Dieser Zu- 
sammenhang ist besonders eng in den Gebieten, in 
denen Reformen auf Grund technisch-struktureller 
Wandlungen erforderlich werden oder mit umfang- 
reichen tedinisdien Neuentwicklungen verbunden 
sind. Forschungsaktivitäten müssen darauf gerichtet 
sein, zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen beizutragen, unerwünschte Auswirkun- 
gen des technischen Wandels zu vermeiden und die 
gesellschaftlicii notwendigen Modernisierungs- und 
Neuerungsmaßnahmen, z. B. im Verkehrswesen und 
beim Umweltschutz, zu ermöglichen. Aber auch 
andere Reformaufgaben bedürfen wissenschaftlicher 
Vorbereitung und Kontrolle, um gesellschaftliche 
Prozesse zu verstehen und die Folgen politischen 
Handelns kritisch beurteilen zu können; dies gilt 
z. B. für Reformen iin Rechtswesen oder im Bereich 
der sozialen Sicherung. 

40. Enlsprediend dieser Aufgabenstellung werden 
bestehende Forsdiungsprogramme überprüft, akzen- 
tuiert und neu formuliert. Die Kernforschungszen- 
tren, zum Beispiel, beginnen, Aufgaben u. a, in der 
Datenverarbeitung und im Umweltschutz zu über- 
nehmen. Im 2. Datenverarbeitungsprogramm der 


Bundesregierung werden Anwendungen der Daten- 
verarbeitung im Bildungswesen, in der Medizin und 
zur Rationalisierung der von der öfientlichen Hand 
zu erbringenden Dienstleistungen besonders geför- 
dert (Tz. 274). Ein weiteres Beispiel wird das Pro- 
gramm für die Meeresforschung sein, in dem ein 
besonderer Akzent auf Maßnahmen zur Verhutimg 
und Bekämpfung der Meeresverschmulzung liegen 
wird {Tz. 276). 

Zugleich wird mit starken finanziellen Wachstums- 
raten ein Programm zur Förderung technologischer 
Forschung und Entwicklung für öffentliche Aufga- 
ben aufgeslellt- In seinem Rahmen sollen Technolo- 
gien für Ltewe'llschutz lund Umweltgestallung. Bio- 
technologien zur Synthese von Nahrungs- und 
Grundstoffen und zum Abbau von Kunststoffen und 
Abfällen, biomedizinische Techniken für Diagnose, 
Therapie und Organhilfen und Technologien für 
Verkehr, Transport und neuartige Kommunika- 
tionssy Sterne gefördert werden (Tz. 277). 

41. Ähnlich werden auch im Bereidi anderer Bun- 
desmlnislerien Iressortbezogene Forschung) die For- 
schungsziele neu gesteckt. Beispiele hierfür sind die 
stärkere Betonung der Sozialmedizin und Arbeits- 
medizin im Bereich der Bundesminister für Jugend. 
Familie und Gesundheit und für Arbeit und Sozial- 
ordnung, die Emährungsforschung im Bereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und die soziahvissenschaftliche Wohnfor- 
schung iro Bereich des Bundesministers für Städte- 
bau und Wohnungswesen. 

42. Sdiließlich hat die stärkere Ausrichtung der 
Forschungspolilik der Bundesregierung auf gesell- 
schaftlicJie Aufgaben dazu geführt, daß einige sozial- 
und geisteswissenschaftliche Gebiete, die bisher in 
der Bundesrepublik Deutschland nur unzureichend 
vertreten waren, nunmehr in die staatliche Förde- 
rung einbezogen werden. Dies gilt besonders deut- 
lich für die Bildungsforschung und die Friedens- und 
Konfliktforschung. 

43. Bisher gibt es jedoch nur wenig befriedigende 
Ansätze und Planungen für die Einbeziehung der 
Sozialwissenschaften m die Forschungsprogramme. 
So muß z. B. neben der medizinischen Forschung im 
engeren Sinne über die sozialen Voraussetzungen 
und Konsequenzen von Krankheiten, über Berufs- 
strukturen im Gesundheilswe.sen oder über die Ver- 
änderungen im Versidietungsbereich gearbeitet 
werden. Die Probleme des Individual- und Mas- 
senverkehrs, des Verkehrsverhaltens und der Un- 
fallursachen sind ohne die Beteiligung der Sozial- 
wissenschaften nicht zu lösen. In vielen anderen 
Forschungsbereichen, sei es der Stadtentwicklung, 
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sei es bei neuen Informationssystemen oder wie* 
derum im Umwellsdititz, soll die MiLaTbeit der 
SozialwLssensdiaflen eine fachlidie Blickverengung 
verhindern und geplante Veränderungen unter ge- 
samtgeseJlschafllichen Aspekten gestalten helfen. 

44, Während die Sozialwissensdiaften selbst in 
den letzten Jahrzehnten die wadisende Bedeutung 
spezifisdier Bereiche wie der Medizinsoziologie, der 
Arbeitspsychologie und der Organisalionssoziologie 
erkannt haben, w'adisl das öffentliche Bewußtsein 
von der Notwendigkeit Ihrer Mitarbeit erst lang- 
sam. Sozialwissensdiaften können gesellschaftUdie 
Entwicklungen und Alternativen sowie die Notwen- 
digkeit von Entsdieidungen aufzeigen, bevor struk- 
turelle Ungleidigewichte zu Sdiäden führen. Ein 
„soziales Frühwarnsystem“ kann Informationen 
über künftige möglidie Veränderungen der Gesell- 
schaft und der Umwelt liefern, 

45, Deshalb wird auch die Förderung solcher For- 
sch ungsr ich Lungen und Vorhaben notwendig sein, 
deren Ergebnisse Sdilüsse auf künftige Entwidclun- 
gen zulassen. Hierzu gehört z. B. die Bevölkerungs- 
wjssensdiaft. Die Bundesregierung hat im Jahre 
1971 ein Institut für Bevölkerungswissenschafl in 
Wiesbaden errichtet, das eng mit dem Statistischen 
Bundesamt Zusammenarbeiten wird. 

46, Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 
daß die Färderung der SoziatwUsenschafLen in 
zweierlei Hinsidil akzentuiert wird: 

— Im Rahmen der ällgemeinen Forschungsförde- 
rung durch den Aufbau von Schwerpunkten und 
Zentren sozialwissenschaftlicher Forschung. Ini- 
tiativen werden gemeinsam mit der Deutschen 
Forschungsgemeinsdian ergriffen, 

— Im Rahmen ihrer Fachprogramme durch stärkere 
Beteiligung von Sozialwissenschattlern bei ge- 
sellschaftsrelevanten Projekten und Fragestel- 
lungen, 

47, Es besteht UbereLnstimmung, daß die Planung 
öffentlicher Aufgaben mehr als bisher wissenschaft- 
lidier Grundlagen bedarf. Die bisher entwickelten 
MeLhcxlen erweisen sich aber, auch wenn sie sich 
bei der Losung bestimmter wirtschaftlidier und tech- 
nischer Planungsprobleme bewähr! haben mögen, 
für die Arbeit an komplexen gesellsdiaftlichen Auf- 
gaben in der Regel als unzureichend. Um diesem 
Mangel abzuhelfen, wird die Bundesregierung auch 
die Planungsforsdiung gezielter als bisher fördern. 
In diesem Zusammenhang ist audi der Ausbau der 
Verwaltungswissenschaften als Vorbedingung für 
den Übergang zu einer auf allen Ebenen stärker pla- 
nenden Verwaltung audi unter Berücksichtigung 
europäischer Fragestellungen zu erwähnen. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung ihre Auf- 
merksamkeit darauf richten, daß alle wesentlichen 
Fragen, die sidi aus der Fortenlwiddung der Euro- 
päisdien Gemeinschaft, besonders der Wirtsdiafts- 
und Wähningsunion, ergeben, in der erforderlichen 
Weise in die Forschung einbezogen werden. 


2, Technologische Innovation 
in der Wirtschaft 

46, Technologische Innovation in der Wirtschaft 
zur Verwirklichung sowohl quantitativer als audi 
qualitativer Wachstumsfortsdiritle darf nidil nur 
wirtschaftlichen Zielen dienen; h WirtsdiafUiches 
Wachstum ist nicht ein Ziel in sich selbst, sondern 
ein Instrument, bessere Lebensbedingungen zu 
schaffen“, hatte der Rat der OECD im Mai 1970 for- 
muliert. 

49, Wesenllidie Voraussetzungen für den tech- 
nisdien Fortsdiritt werden durch die Wirtsdvafts- 
polilik geschaffen. Hierzu gehören u, a. Maßnahmen 
der regionalen und sektoralen Strukturpolltik sowie 
Maßnahmen, die die Größen Struktur der Unlerneh* 
men betreffen, Die Bundesregierung hat hierzu aus- 
führlich in den Strukturberichlen 1969 und 1970 und 
in ihren Jahreswirtschaftsberiditen Stellung genom- 
men V), Eine selektive Förderung von Vorhaben der 
industriellen Forschung und Entwicklung einzelner 
Unternehmen kommt nur in Sonderfallen von be- 
sonderer Bedeutung und unter einschränkenden ma- 
teriellen und zeitlichen Bedingungen in Betracht 

50. Generell fordert der Staat derzeit die indu- 
strielle Porsdtung durch die Gewährung einer Inve- 
stitionszuiage von 10®/o auf die FuE-Investitionen 
und durch Steuer- und Abgaben Vergünstigungen. 
Seit jeher und in allen Staaten nehmen Steuer^ und 
Abgabenvergünstigungen unter den aligi^memen 
Maßnahmen zur Herbeiführung struktureller Ver- 
besserungen einen hervorragenden Platz ein. Ziel 
derartiger Vergünstigungen ist es, mit Hilfe finan- 
zieller Anreize im Rahmen des Steuersystems auf 
einem Fördernngsgebiet die Initiativen zu starken, 
olme daß einzelne Vorhaben der Förderung durch 
Entscheidungen der öffentlichen Verwaltung ansge- 
wahlt werden müssen, Solche allgemeinwirkenden 
Maßnahmen begünstigen die Initiative in der ge* 
samten Wirtschaft, Der Rahmen für die unterstütz- 
ten Vorhaben wird durch die Bedürfnisse des Mark- 
tes und rechtliche Regelungen etwa des Gewerbe- 
rechls oder des Umweltschutzes gezogen, 

ln der Bundesrepublik Deutschland können Aufwen- 
dungen für Forschung und Entwicklung als laufende 
Bctri^sausgaben abgesetzt werden^). Eine Prämie 
aus dem Steueraufkommen, wie sie für Forschungs- 
und Entwiddungsinvestitionen im SLeueränüerungs- 
gesetz 1969 emgefuhrt wurde, gibt es Für laufende 


*1 SlnikUiTüerlchl 19G9 der Bundesregierung. Deutscher 
Bundestag Drucksache V/4564 

Strukturberictit 11^70 der Bundesreglt*runq. Drucksache 
VL761 

JahreswirtsdiaÜsberichl 1971 der Buiidesregierung, 
Drucksache VM76l> 

q 5 2 des Invesutiönszulagengesetzes vom 16. August 
1969. 1970: 12,S Millionen DM 

’J vgl. hierzu und Im folgenden die Beantwortung der 
Großen Anfragen der Fraktionen der SPD. FDP und 
der Fraklion der CDU CSU betr. Technolog iepoUllk. 
DeuUdier Bundestag, Drucksache VI/2789 
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Forsdiiings- und En Lwjdtlungsauf Wendungen hinge^ 
gen nicht. 

Em Zuge der weiteren Diskussion über die Steuer- 
reform wird diesem Fragenkomplex künftig stär- 
kere Beaditung gesdienkt werden müssen, wobei 
es darauf ankommen wird, das Bestreben nadi Ein- 
fachheit und Klarheit des Steuersystems mit den 
Erfordernissen einer aktiven Forschungs- und Ent- 
wicklungspolilik in Einklang zu bringen* 

51. Die forschungspolitischen Maßnahmen zur För- 
derung der industriellen Innovation lassen sich in 
drei Hauptgruppen gliedern 

— die unmittetbare Förderung im Rahmen der wis- 
senscbaftlich-tedmischen Fachprogiamme 

— -die mittelbare Förderung durch andere for- 
schungspolitische Aktivitäten 

— allgemeine Maßnahmen zur Erleiditeiung der 
Innovation. 

52* Mit ihren ersten großen Fachprograimnen zur 
Förderung der Kemforsdiung und kerntedinisdien 
Entwicklung, der Weltraumlorsdiung und mit dem 
I. Datenverarbetlungsprogramm bat die Bundes- 
regierung im zivilen Bereich vor alleTn die Inno- 
vation in der NuklearindustriOr in der Luft- und 
Raumfahrtinduslrie, in der elektronisch-elektrotedi- 
nisdien Industrie und zum Teil in der optischen uikI 
feinmechanischen Industrie gefördert* Das Pro- 
gramm zur Förderung der tedinologisthen For- 
schung für die industrielle Innovation wird berück- 
sichtigen, daß die Lungfrisiige Wettbewerbsfähigkeit 
der Volkswirtsdiafi nicht allein vom tedinolagi* 
sehen Leistungsstand weniger Industrien abhängl. 
Die Bundesregierung sieht die Aufgabe ihrer Tedi- 
nologieförderung vornehmlich darin, solche Vorha- 



nische Potentiell wesentlich verstärken, von denen 
aber befürchtet werden muß, daß sie wegen ihres 
Risikos oder wegen ihrer Kosten nicht ausreichend 
in Angriff genommen werden, wenn sie keine staat- 
liche Förderung erhalten 

Unter diesem Aspekt wird zum Beispiel ein Sdiwer- 
punktprogramni im Bereich der physikalischen Tedi^ 
noJogien entwickeltj ein anderes Zukunltsgebiet ist 
die Biotechnik. Die Bundesregierung strebt an, auch 
in diesen ßereidien ihre Maßriahmen so zu gestal- 
ten, daß gesunde marklwirtschaFtlidie Verhältnisse 
gefördert werden, 

53* Zu den ForschungspoUtisdien Aktivitäten, die 
mittelbar in erheblichem Umfang zur Förderung der 
Innovaticm in der Wirtschaft beitragen, zählen u, a. 

— die Arbeiten in naturwüssensdiafüichenj inge- 
nieurwissensdiaftiichen, Jand- unci forstwirt- 
sctiaftiicben und wirlscbaftswissenschäftlichcn Fa- 
kultäten und Fachbereichen, die neben der Her- 
anbildung wdssenschafLlich qualifizierten Perso- 
nals audi in großem Umfang unmittelbar wirt- 


h Darüber hinaus gibt es seit t965 befristete und nach 
den Bestimmungen zum 31. Dezember L974 ausldutende 
Sünderabsdiieibungeii für FuE-fnvestitionen 


Schaf Lsrelev ante Forschungen betreiben oder die 
Grundlagen für solche Forsduingen legen; 

— mittelbar der wirtsdiaftlichen Entwicklung zu- 
gute kommende Forschungen Ln Großforschungs- 
zentren (kerntechnische Entwicklung) und in Bun- 
desforsdiungsanstallen (vor allem auf dem Ge- 
biet der Land- und ForstwiTischaft und des 
Lebensmitielw^esensp der Materialprüfung, des 
Meßwesens und der Boden- und Lagerstatten- 
f orschung) : 

— ■ der Ausbau der Fraunhofer-Gesellschaft zu einer 
Tragergesellschaft für die angewandte For- 
schung; 

— die Bereitstellung staatlich finanzierter Einridi- 
limgen für Forschungs-f Test- und Versuchs- 
zwecke der Industrie (Kernforschung, Luitfahrt- 
und Weltraumforschung): 

— die Förderung von Dokumen tationscinrichtungen 
und die Vermittlung von Fachkenn Inissen (z. B, 
Chemiedokumentation und Werk Stoff da ten bank)* 

Zu den allgemeinen Maßnahmen der Innovations- 
förderung zählt z. B. das Programm des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und Finanzen zur Förde- 
rung der tedinisch-wirtschaftlidien Forschung und 
Entwicklung sowie der ErstirmovaÜon unter beson- 
derer Berücksichtigung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen einsdiUeßlich der Unterstützung der indu- 
striellen GemeinschafLsforschung* 

54. Im Zusammenhang mit der allgemeinen ver- 
mögenspolitisdien Diskussion ist Kritik an der För- 
derung privatwirtschafllicii genutzter, industrieller 
Forschung aus üffentlidien Haushalten geäußert 
worden: Es wurde gefragt ob nicht die Gefahr 
besiehe, daß die Kosten, das Risiko, und damit gege- 
benenfalls die Verluste bei erfolglosen Forschungs- 
vorhaben von der Allgemeinheit getragen werden 
müßten, während die mit Hilfe der staatlichen For- 
schungs- und Entwicklungs förderung erzielten Ge- 
winne jedoch am Ende häufig privaten Eigentümern 
zugute kämen. 

Bei der Beantwortung dieser Frage ist zunächst zu 
berücksichtigen, daß bei industriellen Entwicklungs- 
vorhaben, deren Ergebnisse für den privaten Markt 
gedacht sinci, die Bundesregienmg in der Regel nicht 
nur wegen der sparsamen Verwendung öffentUchei 
Mittei, sondern auch zur Sicherstellung der spateren 
Ergebnisnutzung eine spürbare finanzielle Eigen- 
beteiligung der geförderten Untei nehmen für un- 
erläßiidi hält. Mach aJten vorliegenden Erfahrungen 
ist dies das wirksamste Mittel, um zu gewähr- 
leisten, daß die geförderte Entwicklung nicht am 
Markt vorbeigeht und daß die Nutzung der Ergeb- 
nisse sdmell und energisch betrieben wird. Fälle, in 
denen eine EigenbeLeiligung nicht verlangt wird, 
betreffen daher fast ausnahmslos Entwicklungen, 
deren Ergebnisse der Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben dienen sollen und deshalb den offen tiidien 
Marktge-selzen nicht in gleicher Weise unterliegen 
werden* 

Bei den vom Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft geförderten Vorhaben erhält der Bund fer- 
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ner Nutzungs- und Benutzungsredite für und an 
allen im Zuge der geförderten Arbeiten entstan- 
denen Konstruktionsverfdhren und sonstigen Unter- 
lagen, Rechenprogrammen und gewerblichen Rech- 
ten. übernimmt der Bund im Rahmen einer Förde- 
rung des Projekts mehr als 50 ®/o der Gesamtkosten, 
so stehen ihm weitere Rechte zu, insbesondere hat | 
er dann auch Zugriff auf vorbestehende Schutz- 
rechte des Zuwendungsempfängers, sofern dies zur 
Nutzung derjenigen Rechte erforderlich ist, die aus 
den geförderten Arbeiten hervorgegangen sind. 
Außerdem hat in diesen Fällen der Zuwendungs- 
empfänger auch Dritten Benutzungsrechte für die 
Schutzrechte zu gewähren, die bei dem staatlich 
geförderten Vorhaben entstanden sind. 

Schließlich widmet die Bundesregierung der Rück- 
zahlung von Förderungsbeträgen aus Gewinnen, die 
im Zusammenhang mit einer staatlichen Förderung 
anfallen, erhöhte Aufmerksamkeit} sie läßt die damit 


zusammenhängenden Fragen, besonders das Pro- 
blem der betriebswirtschaftlichen Gewirmrechnung, 
derzeit in einem Sachverständigengutachten unter- 
suchen. das vor Ende 1972 vorliegen wird. 

55. Mit ihren Maßnahmen zur Förderung der tech- 
nologischen Innovation in der Wirtschaft will die 
Bundesregierung wichtige Teilbereiche der Indu- 
strieforschung zeitlich begrenzt unterstützen. Sie 
sieht es im gesamtwirtschaftlichen Interesse als 
unerläßlich an, die Zukunftsorientierung dieser For- 
schung zumindest in den wichtigen Sektoren deutlich 
zu verbessern. Sie versteht diese Unterstützung als 
einen Ansporn zur Selbsthilfe und erwartet von den 
geförderten Unternehmen nicht nur eine angemes- 
sene Kostenbeteiligung, sondern auch eine über- 
I zeugende Demonstration des Bestrebens, das eigene 
I Potential so weit auszubauen, daß es später im 
Wettbewerb bestehen kann. 


Schauhlld l 

Zuwendungen des Bundes für FuE an Unternehmen und Verbände der Wirtschaft 1970 


Elektrotechnik, Fein- 
mechanik, Optik / 
17,5 % 


Chemische Industrie 
und Mineralöl- 
verarbeitung / 13,1 ®/o 


Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau f 48% 



Baugewerbe / 4.5% 


Eisen- und NE-Metall- 
erzeugung. Gießerei 
und Stahl Verformung / 
4.7 % 

Energiewirtschaft. 
Wasserversorgung. 
Bergbau / 6.4% 


übrige > 5,8% 


520 Millionen DM = 100% 
(ohne Bundesministerium 
der Verteidigung) 
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3. Forschungspolitische Initiativen in 
wichtigen Aufgabengebieten 

56. Die Darstellung der öffenllidien Forsdiungs- 
förderung hielt sidi in den früheren Bundesfor- 
sdiungsberiditen ira allgemeinen an organisatorisdie 
Einteilungen, nämlidi nach finanzierenden Stellen, 
geförderten Einrichtungen mid nadi wissenschafts- 
politisdien und förderungstectinisdi begrenzten Fadi- 
programraen. 

Die Öffentlichkeit interessiert aber vor allem^ was 
die Forschung zur Lösung wtdiliger Aufgaben bei- 
trägt: zur Gesundheit, zu Ernährung und Lioiwell- 
sdhulz; zur Raumordnung, zum Städte- und Woh- 
nungsbau und für leistungsfähigere Verkehrs- 
systerae; zur Bewältigung der Informationslawine; 
zur Energie- und Rohstoffversorgung; zur Beherr* 
schung der Folgen des tedinisdien Wandels; zur 
Sicherung des Friedens und für die notwendige Hilfe 
für die Dritte Welt; zur Reform des Bildungs* 
Wesens etc. 

Was soll und kann die Forsdiung hier leisten? Was 
gesdiieht — oder geschieht nicht? Welche Maßnah- 
men hat die Bundesregierung eingeleitet und w^elche 
Initiativen wird sie ergreifen? 

Die folgenden Absc^initte suchen auf diese Fragen 
Antworten zu geben. Dabei ist bewußt darauf ver- 
zichtet worden, Fragen der gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklung in einem besonderen Abschnitt zu be* 
handeln, da sie sidt konkreter und damit verbind- 
licher als Teil einzelner Problembereiche (Gesund- 
heit, Energieversorgung. Bildungswesen etc.) dar- 
slellen lassen. Bei der Gliederung der Aufgaben- 
gebiete konnte im übrigen schon wegen der 
vielschichtigen Sachzusammenhänge keine systema- 
tisch genaue Abgrenzung gefunden w'erden. Die 
Reihenfolge der genannten Aufgaben bedeutet keine 
Rangfolge. 


Gesundheitswesen 
Situation und Probleme 

57- Die Forschung für das Gesundheitswesen - — 
für die Gesundheitsvorsorge, den Gesundheitssdiutz . 
und die Wiederherstellung der Gesundheit — hat in | 
der Bundesrepublik Deutschland eine breite Grund- | 
läge: 

Im Hochschülbereich dienen nicht nur die medizini- 
schen InsCitute und Kliniken von 30 Universitäten 
der medizinisdien Forschung, auch viele Institute 
anderer Fachrichtungen, wie etwa der Biologie, Bio- 
chemie, .Anthropologie und Psychologie, Verhaltens- , 
forschung und Soziologie stellen wichtige Grundla- 
gen für die Medizin bereit. 

Von den 77 im Jahr 1970 geförderten Sonderfor- 
schungsbereichen entfielen 26 auf Biowissenschaf- 
ten. 


Ü Ein entsprechender Überblick wird im vierten Ab- 
schnitt dieses Beridils für die Förderungsm aß nahmen 
des Bundes und der Länder gegeben 


Etwa die Hälfte der 52 fnstitule und Forschungsstel- 
len der Max-Planck-Gesellsdiaft arbeitet auf dem 
Gebiet der Medizin und ihrer Grundlagen. 

Die Deutsche FoTsäiungsgemeinschafl vergibt etwa 
ein Drittel ihrer Mittel {1971 ca, 70 Millionen DM) 
für niedizirusdie und biologische Vorhaben (ohne 
Sonderforschungsbereidie). 

Das Bundesgesund heit samt und andere vom Bund 
getragene oder mitfinanzierte Forschungseinrichtun- 
gen, wie die Gesellschaft für Srahlen- und Umwclt- 
forschung, die Gesellschaft für Molekularbiologische 
Forschung und das Deutsche KrebsEorsdhungszen- 
trum Iragen mit einem erheblichen Potential zur 
Lösung von medizinischen cjder für die Medizin 
wichtigen Forsdiungsaufgaben bei. Eine große An- 
zahl von Landesanstalten und Untersudiungsämtern 
mit z. T. wissenschaftlichen Aufgaben verstärkt die 
wissenschaftliche Infrastruktur des Gesundheitswe* 
sens in der Bundesrepublik Deutschland, 

58, Dennoch erfordern die an Zahl und Komplexi- 
tät zunehmenden Probleme, die sich der Forschung 
für das Gesundheitswesen in den nächsten Jahren 
und Jahrzehnten stellen, über das Geleistete hinaus- 
gehende Maßnahmen und Aufwendungen. Sowohl 
in der Grundlagentorschung wie Ln der klinischen 
Forschung muß der personelle und sachliche Aus- 
bau fortgesetzt werden, um den durch Umschidilun- 
gen in der Wlrt.schafts- und Erwerbsstruklur, den 
Wandel der Umwelt, die steigende Lebenserwar- 
tung und die Bevölkerungszunahme stetig wachsen- 
den Anforderungen geredil zu werden, ln realisti- 
scher Einschätzung dieser steigenden Bedürfnisse 
räumt die Bevölkerung gerade der Forschung auf 
dem GebiöL des Gesundheitswesens einen wichtigen 
Platz in der Rangliste der erwarteten staatlichen 
Maßnahmen ein. 

59. Gleichzeitig muß festgestelll werden, daß 
einLge Bereiche auch in der Bundesrepublik Deutsdi- 
lacid bisher nicht hinreichend bearbeitet wurden: 
Hierzu zählen besonders die sozial- und arbeits- 
medizmisdie Forsdtuog, und hier besonders die 
Forsdiung zur Toxikologie der ArbeÜsumwelt, For- 
schungen für Vorsorgemaflnahmen, die Alters- und 
Rehabilitationsforschung, Forsdiungen über die Arz- 
nei mit telsicherheJl und über Suchfgef ähren und die 
verkehrsmedizinische Forschung. Die sogenannten 
„Zivilisationskrankheiten“ — Herz- und Kreislauf- 
erkrankungen. Krebs, neurologische und psychische 
Krankheiten — verlangen eine Konzentration der 
Forsdiung und zugleich die stärkere Einbeziehung 
von Randgebieten der MediziOi ja von anderen Dis- 
ziplinen wie Psychologie und Verhaltensforschung, 
Soziologie u, a. 

Audi die interdisziplinären Grenzgebiete zwischen 
Medizin, ßioiogie und Technik gewinnen zuneh- 
mend an Bedeutung: in der biomedlzinischen Tech- 
nik stehen die Entwicklung von modernen tedmi- 
schen Hilfsmitteln und Verfahren in Diagnose und 
Therapie und die Entwicklung künstlicher Trans- 
plantate im Vordergrund. 
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( 2 ) 

60- Bond und Länder haben im Jahre 1970 unmit- j 
telbar oder mittelbar rd. 79Q Millionen DM für For- 
sdmng und Entwidtlung im Gesundheitswesen in- 
nerhalb und außerhalb der Hochschulen aufgewandt. 

Das sind etwa 1 3 Vo ihrer gesamten Forsch ungs- und 
Entwidclungsausgaben. Hinzu kominen aber auch 
Aufwendungen wie die der pharmazeulisdien Indu- 
strie für die Arzneimittelforschung sowie zura Bei- 
spiel die Mittel, welche die elektronische, feinme- 
chanische und optische Industrie für diagnostische 
Geräte aufbringL 

Eine grobe Schatzung zur Oinzelaufgliederung dieser 
öffentlichen Ausgäben gibt Übersicht 1. 

Ubersichll , 

Ausgaben der öffentlidieii Verwaltung zur Förde- 


rung von Forschung und Entwicklung 
heltswesen 1970*) 

im Gesund 

1 1 

i 

Millionen 

DM 

Medizinische Forschung an Hoäischu- 
len und Hochsdiutklmikcn 

6H 

Sonderforsch ungsbereidie 

16 

Förderungsmittel der Deutschen For- 
schunqsqemeinschaft 

30 

' Medizinisdie Forschung m Instituten 
der Max-Planck-Gesellschaft 

40 

Bundeseinrichtungen und sonstige 
Bundesmittel in Fachprogrammen j 
und ressnrtbezogene Forsdiung * 

1 

60 


Einrichtung der Länder und sonstige 
Länder mittel / 30 


790 

V teilweise geschätzt 

“) vgl auch Malerlalien zum Bundesberidit Forscbung IV 
Kapitel 2.2.4 


Zielvorstellungen und Initiativen 

61. Die Foisdmngspolitik der Bundesregierung hat 

im Gesundheitswesen fünf Sdiwerpmikte ^): | 

(l) Die weitere Förderung der medizinischen j 
Grundlagenforschung im Rahmen der allgemei- ^ (4) 
nen Wissenschaftsförderung im Hoäisdiulbe- | 
reich, in der Max-Planck-Gesellsdiaft, der 
Deutschen Forschungsgemeinsdiafl und im Rah- 
men des Programms Sonde rforsdiungsberelche, 
sowie durch die Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses. 

I 

^1 vgl. Gesiuidheitsheridit der Bundesregierung. Deut- | 
scher Bundeslag, Drudtsadie VIU667. Insbesondere i 
Tz. 398 Ef. 


Die Förderung neuer Entwldtlungen in Biolo- 
gie und Medizin, vor allem zur Anwendung 
naturwissenschaftlich-technischer Methoden und 
zur Nutzbarmachung neuer technischer Entwick- 
lungen für die Verbesserung der Möglichkei- 
ten zur Erkennung, Behandlung und Verhütung 
von Krankheiten: 

— Datenverarbeitung in der Medizin zur Über- 

wachung von Schwerkranken, als Hilfsmit- 
tel der Diagnostik und Therapie, zur com- 
puterunterstützten Meßdaten Verarbeitung 

und Auswertung und zur Rationalisierung 
des BetriebsablauEs in der klinischen Ver- 
waltung; 

— Entwicklung biomedizinischer Techniken in 
der Hand des Arztes für Diagnostik und 
Therapie z. B. des Kreislaufs, des Stoffwedi- 
sels und des Nervensystems; 

— EntwicklLing biomedizinischer Techniken für 
Hilfsmittel, die Körperfunktionen wahmeh- 
men, wie Organhilfen und Prothesen (künst- 
liche Niere und künstliches Herz. Knochen- 
ersalz, Onentierungshllfen für Blinde und 
andere Behinderte|; 

— Kuklearmedlzin und -biologie mit Schwer- 
punkt auf der Isotopentechnik für die Herz- 
Kreislauf- und Transpianlationsforsdiung. 
der ToxttUäl und den Spätwirkungen ver- 
schiedener Stoffe sowie der Strahlenbela- 
stung in besoneferen Gefährdungsbereichen. 

Die Mittel hierfür sind unter anderem im 2 . Da- 
lenverarbeitungsprogramm, im Technologie- 
Programm und im 3. Atomprogramm der Bun- 
desregierung vorgesehen. 

Die Förderung von Forschungen zur unmittel- 
baren Bekämpfung bedrohlicher Erkrankungen, 
Krankheitserscheinungen und KrankheilsfoU 
gen; 

— Untersuchungen über Iniektionskrankhei- 
ten wie Polio. Hepatitis. Tuberkulose und 
Masern und über Zivilisationskrankheiten 

— Forschungen zur Geburtsmedizin (perinatale 
Medizin) 

— Forsdiungen im Bereich der Verkehrs mediz in 

Hierfür und ebenso für die beiden folgenden 
Bereiche werden die Mittel im Haushalt des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit erhöht. 

Die Förderung von Fcjrschungen über Arznei- 
mittel und Drogen, u. a, 

— Forschungen zur ArzneimiUelsidierheit 

— Forschungen über ovulationshemmende Mit- 
tel (ihre medizinisdien und sozialen Pro- 
bleme) 

— Forschungen im Rahmen des Programms zur 
Bekämpfung des Drogen- und Rausdimit- 
tetmiöbrauchs (auch hier wiederum unter 
medizinischem wie sozialem Aspekt). 
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(5) Die Förderung sozial- und arbeitsmedizinischer 

Forschungen, insbesondere: 

— zur Früherkennung und Vorsorge (Praven- 
tivmedizin) berutflich und sozial bedingter 
Gesundheitsschäden 

— über das Krankheitsverhalten und die 
sozialen Hintergründe zeittypischer Erkran- 
kungen 

— auf dem Gebiet der Gesundheitserziehung 

— zur Beobachtung und Analyse der Funk- 
tionen und des Wirkungsgrades der Einrich- 
tungen des Gesundheitswesens 

— über ursächliche Zusammenhänge zwischen 
beruflichen Tätigkeiten und der Entstehung 
von Krankheiten (Tz. 154). 

— über Einflüsse der Arbeitsumwelt (Lärm, 
Vibrationen, Gase, Stäube, Dämpfe, Klima) 
auf die Gesundheit der Arbeitnehmer 

Beim Bundesgesundheitsamt ist ein Institut für 

Sozialmedizin und Epidemiologie eingerich- 
tet worden. 

62- Schließlich sieht es die Bundesregierung als 
ihre Aufgabe an, in dem differenzierten System der 
medizinischen Forschung koordinierend zu wirken. 
Sie fördert die medizinische Dokumentation und hat 
mehrere Sonderforschungsbereiche bzw. Schwer- 
punktprogramme angeregt u.a. für volks- und be- 
triebswirtschaftliche Aspekte des Gesundheitswe- 
sens, für medizinische Soziologie, für die Erfor- 
schung der Mütter- und Säuglingssterblichkeit, 
für die Altersforschung, für Verkehrs- und raura- 
fahrtmedizinische Forschung und für Prävention 
der Herz- und Kreislaufkrankheiten. Ein besonders 
deutliches Beispiel für die notwendige Verbindung 
der medizinischen Forschung und der Gesundheits- 
politik mit anderen Bereichen und für die not- 
wendige Zusammenarbeit und Koordinierung ist das 
Gebiet der Umwellforschung und des Umweltschut- 
zes. 


Ernährung 

Situation und Probleme 

63. In den hochentwickelten Industrieländern, de- 
ren Nahrungsversorgung gesichert ist, stellen sich 
hauptsächlich qualitative Emährungsprobleme, so 
zura Beispiel; 

— die Ernährung des körperlich weniger, aber gei- 
stig und nervlich stärker beamspruchten Men- 
schen, 

— die Vermeidung und Heilung ernährungsabhän- 
giger Zivilisationskrankheiten, 

— die Qualilätserhaltung und -Verbesserung der 
Nahrung unter zunehmend industrialisierten 
Produktions- und Verarbeitungsbedingungen. 


Für die Entwicklungsländer dagegen liegen die 
Schwerpunkte in der Erforschung der ernährungs- 
.abhängigen Mangelkrardcheiten, in der schnellen 
Steigerung der Produktion eiweißhaltiger Lebens- 
mittel und in der Entwicklung neuer Nahrungsgüter, 
die einen angemessenen Gehalt an hochwertigem 
Protein haben und haltbar, preisgünstig und für die 
Bevölkerung akzeptabel sind. 

64. Die Situation der Ernährungsforschung einer- 
seits und der Lebensmittelforschung andererseits ist 
in der Bundesrepublik recht unterschiedlich. For- 
schung auf dem Gebiet der Lebensmittelchemie und 
der tierärztlichen Lebensmittelkunde gibt es schon 
seit Jahrzehnten an mehreren Hochschulen. Hier 
werden Lebensmittelchemiker und Tierärzte für die 
amtliche Überwachung, für Forsciiungseinrichtungen 
und für die industrielle Praxis ausgebildei und 
lebensmittelwissenschaftliche Forschungen betrie- 
ben. Die emährungswissenschaftliche Forschung ist 
dagegen an den deutschen Hochschulen lange ver- 
nachlässigt worden, wenn auch in einzelnen medi- 
zinischen Fakultäten gut entwickelte Zentren der 
ernährungsphysiologischen und -pathologischen For- 
schung und Lehre erfolgreich arbeiten. In Dortmund 
besieht ein Max-PJanck-Inslilut für Ernahningsphy- 
siologie, gleichfalls in Dortmund das Institut für 
Kinderernährung. 

Der Bund unterhält ernährungs- und lebensmittel- 
wissenschaftliche Forschungseinrichtungen auf den 
Gebieten der Milch-, Fleisch, Fisch-, Getreide- und 
Fettforschung, der Qualitätsforschung pflanzlicher 
Erzeugnisse, der hauswirtschaftlichen Forschung und 
der Forschung verschiedener Bereiche der Lebens- 
mitteltechnologie. Schwerpunkte der Forschung in 
diesen Institutionen sind die Weiterentwicklung der 
Technologie und Verfahrenstechnik, die Qualiläls- 
erhaltung und -Verbesserung der Lebensmittel und 
die Untersuchung der Einflüsse der agrarlechnischen 
Produktionsverfahren, der lebensmilteitechnischen 
Bearbeitung und der Umwelt auf die menschliche 
Nahrung. 

Im Max-von-Peltenkofer-Insiitul und im Institut für 
Veterinärmedizin (Roberl-von-Ostertag-lnstitut) des 
Bundesgesundheitsamtes wird ernähnings- und 
lebensmittelwissenschaftliche Forschung unter ge- 
sundheitspolitischen Aspekten betrieben. 

65. Die überwiegend absatzorienlierle Forschungs- 
aktivität der Emährungsindustrie erstreckt sich auf 
Gemeinschaftsforschung, die ln verbandseigenen 
Instituten (Zucker, Süßwaren. Brauwesen) oder vom 
Forschungskreis der Emährungsindustrie im Rah- 
men einzelner Forschungsaufträge durchgeführt 
wird, und auf die betriebsinterne Forschung und 
Entwicklung. An den gesamten Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung betrug der Anteil des 
Lebensmilteigewerbes (Inctustrie, Handel, Hand- 
werk) 1969 nur 0,5 ®/o, obwohl der Anteil des Umsat- 
zes des Nahrungs- und Genußmillelgewerbes an 
dem der gesamten Industrie im gleichen Jahre über 
13 ^/o ausmachte. 
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66 . Insgesamt führt eine Icritische Analyse der 
Situation heute zu dem Ergebnis, daß die ernäh- 
rungswissenschafllidie Forschung in der Bundes- 
republik Deutschland unzureichend entwickelt ist 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft will Ende 
1972 eine Denkschrift ihrer Kommission für Emäh- 
rungsforschung mit Empfehlungen für die Förde- 
rung veröffentlichen. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

67. Seit 1960 wird von der Deutschen Forsch ungs- 
gemeinsdiaft in einem Schwerpunkiprogramm ^Er- 
nährungsforschung“ die ernährungs- und lebensmit- 
telwissensdiafUiche Forsdiimg durch gezielte For- 
sdiungsvorhaben in Hochschulemrichtungen und 
Bundesforschungsanstalten mit erheblichen Mitteln 
gefördert. 

An den Hochschulen sind in den vergangenen Jah- 
ren vor allem die Technologie und die Verfahrens- 
technik der Lebensmittelzubereitung ausgebaut wor- 
den. Ausbildungsstälten für menschliche Ernäh- 
rungswissenschaft sind erst in den letzten Jahren 
an den Universitäten Bonn und Gießen aufgebaul 
worden. 

Genaue Angaben über die insgesamt für die Emäh- 
rungsforschung in der Bundesrepublik aufgewand- 
ten staatlichen Mittel liegen nicht vor. Bund und 
Länder durften 1971 schätzungsweise rd. 60 Mil- 
lionen DM für Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben in diesem Bereich aufgewendet haben. 


Zietvorstellungen und Initiativen 

68 . Angesichts der geschilderten Situation wird 
sich der zukünftige Ausbau sowohl an den Hoch- 
schulen als auch im außeruniversitären Bereich vor- 
wiegend auf die emährungswissenschaftliche For- 
schung und Lehre erstrecken müssen, wobei lebens- 
mitteltechnischen Neoierungen und biosynthelisch 
gewonnenen Nahrungs- und Futterstoffen beson- 
dere Aufmerksamkeit zu widmen ist. 

69. Bei der weiteren Entwicklung der lebensmil- 
telwissenschafllichen Forschung wird eine gewisse 
Verschiebung der Akzente notwendig sein: Pro- 
bleme der Beeinflussung der Lebensmittelqualitäl 
durch Umweltnoxen, Fragen der Produktion pro- 
leinreicher Lebensmittel auch aus unkonventionel- 
len Quellen, ökonomische Aspekte der Lebensmil- 
teitechnologie und die Weiterentwicklung des 
Lebensmittelrechts werden an Bedeutung gewinnen 
müssen. Lebensmittelwissenschaflliche Sonderfor- 
schungsbereiche sollen in München und Berlin ge- 
bildet werden. 

70. Die landwirlsdiaftliche Forschung wird in Zu- 
kunft in steigendem Maße die Einflüsse agrartech- 
nischer Verfahren auf die Qualität der menschlichen 


Nahrung beachten müssen. Dazu gehört die Züch- 
tung Schädlings- und krankheitsresistenter Kul- 
turpflanzen, um den chemischen Pflanzenschutz zu 
beschranken, die Entwicklung qualitätserhaltender 
teil- und vollmechanisierter Ernte- und Transport- 
verfahren. die Anwendung von Wirkstoffen in der 
tierischen und pflanzlichen Prcxluktion verbunden 
mit dem Problem der Rückstandsbildung, die Quali- 
tätsbeeinflussung der Nahrungsgüter durch Fütte- 
rung, Düngung, Pflanzenschutz, Bodenbeschaffenheit 
und Standort. 

71. Beim Ausbau der ernährungsphysiologischen 
und -pathologischen Forschung innerhalb der Bun- 
desforschungseinriditungen wird die Bundesregie- 
rung prüfen, ob dafür eine Erweiterung der entspre- 
chenden Ansätze beim Bundesgesundheitsarat aus- 
reichen wird oder ob die Einrichtung einer Bundes- 
forschungsanstall vorzuziehen ist, die sich neben 
der ernährungswissenschdfUichen Forschung auch 
mit dem bisher in der Bundesrepublik Deutschland 
vernachlässigten Gebiet der Lebensmilieltoxikolo- 
gie zu befassen hätte. 

72. Die Nahrungsreserven des Meeres können und 
müssen auch in Zukunft einen entscheidenden Bei- 
trag für die Ernährung der ständig wachsenden 
Weltbevölkerung leisten. Schon heule vermag die 
Erzeugung von tierischem Eiweiß auf dem Festland 
mit dem Bevölkerungswachstum nicht mehr Schritt 
zu hallen. Deshalb muß das Meer stärker zur Dek- 
kung des steigenden Eiweißbedarfs herangezogen 
werden, zumal es sich hierbei um Reserven von bio- 
logisch besonders hochwertigem tierischen Eiweiß 
handelt. Fischereiwisserrschaftliche Grundlagenfor- 
schung. die Erarbeitung der biologischen und tech- 
nologischen Grundlagen für die manne Acpiakultur, 
die Ersdiließung neuer, bisher ungenutzter Nah- 
rungsreserven der Weltmeere und die Rationalisie- 
rung und Automatisierung der Fangtechnik sind da- 
her auch ein Schwerpunkt des Gesamtprogramms 
für die Meeresforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland (Tz. 276). 

73. ln dem neuen Technologieprogramm des Bun- 
desminislers für Bildung und Wissenschaft wird 
die Entwicklung unkonventioneller Methoden für 
die Eiweißgewinnung gefördert, z. B. mit Hilfe von 
Algen, Bakterien und Hefen. Der Aufbau eines er- 
nährungsphysiologischen Prüfinstituts für neue bio- 
synthetisch gewonnene Nahrungsstoffe ist beabsich- 
tigt (Tz. 277). 

74. Wenn die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
die Emährungsforsdrung weiter fördert, die beiden 
Sonderforschungsbereiche eingerichtet sein werden 
und die Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und für Jugend, Familie und Gesundheit ihre ge- 
planten Förderungsmaßnahmen verwirklichen kön- 
nen, ist damit zu rechnen, daß Mittel und Möglich- 
keiten für die Ernährungsforschung in der Bundes- 
republik Deutschland erheblich anwachsen werden. 
Notwendig ist allerdings eine stärkere Koordinie- 
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lung dieser Initiativen, Die Entswidtlnng eines ge- 
meinsamen Programms Tür die Förderung der Ei- 
näFhrungsfOTsdiuiijg ist beabsichtigt. 


Umweltplanung und Umweltschutz 

Situation und Probleme 

75. Hodientwlckelle Wissenschaft und Leistungs- 
fähige Tediniiken haben zu wachsendem materiellem 
Wohlstand; aber auch zu teilweise schwerwiegendea 
Umweltbelastungen geführt, Ursachen, Entstehung. 
Verbreitung und Wirkungen dieser Belastungen 
müssen durch die Wissenschaft geklärt und mit Hilfe 
der Technik abgebaut oder vermieden werden. Da- 
neben sind die engen Wediselbeziehiingen von Um- 
weltproblemen. insbesondere mit Fragen von Natur- 
schutz und Landschaftspflege, dem Bereich der 
Arbeitswelt und der Infrastrukturplanung zu berück- 
sithligen. 

Viele Wissenschaft] idie Disziplinen befassen sich be- 
reits mit Problemen der Umweltplan^mg und des 
U m w e ] t s chutze s . 

Seit langem beschäftigen sich zahlreiche Hochsdiul- 
instilüte, Institute der Max-Planck-Gesellschaft und 
der Fraunhofer-Gesellschafl und in erheblidiera Um- 
fang auch vom Bund getragene Einriditungen mit 
der UmweltfOTsdiung Auch in Kommissionen der 
Deutschen ForsdiungsgemeLnsdiaft und des Vereins 
Deutsdiei Ingenieure, in den Laboratorien der Indu- 
strie und in Vertragsforsdumgsinstituten werden 
Aufgaben des Umweltschutzes bearbeitet. 

76. Als Ergebnis dieser Arbeiten sind für Teilbe- 
reiche, 7. B, für bestimmte Schadstoffimmissionen in 
der Luft, Belastungswerte bekannt und Enlsorgungs- 
tediniken, etwa Enlsta-ubungs verfahren, relativ weit 
entwickelt, über andere Probleme, wie Gesamtbe- 
Jastungen, Langzeit Wirkungen kleiner Schadstoff- 
konzentrationen und Kombinationswirkungen ver- 
schiedener gefährlicher Substanzen sind dagegen nur 
vereinzelte und begrenzte Informationen verfügbar. 
Darüber hinaus besteht bisher keine Möglichkeit, 
Festistellungen sowohl in qualitativer wie in quan- 
titativer Hinsicht über die tatsächlich vorhandenen 
Schadstoffe zu treffen r da statistische Daten in geeig- 
neter, abrufbarer Form nicht zur Verfügung stehen* 
Eine übergreifende Planung, die die Umweltfor- 
schung als inler- und multidisziplinäre Aufgabe an- 
sieht, fehlt bisher in der Bundesrepublik Deutsdi- 
land wie in anderen Ländern. Jedoch sind seit länge- 
rer Zeit auf verschiedenen Teilgebieten Ansätze für 


vgl. hier und im fotgendeii Umweltprogramm der Bun- 
desregierung. Deutscher Bundestag, Drucksache VI/2710 
vgL hierzu die Projektgruppenberichte zura Umwelt- 
Programm der Bundesregierung 
*) Umweltforsciiüng, Aufgaben und Aktivitäten der DFG 
1950 bis 1970; Bonn 1971 
h vgL auch Tz. 278 

Deutscher Bundestag, Drucksache V1.'27L0 


eine koordinierte Forschungsplanung vorhanden, 

z.B. 

— bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die 
im Rahmen der Fachgruppe „Umweltforsdiung" 
in zahlreichen Kommissionen langfristige Pro- 
bleme der Umweltforschung bearbeitet; 

— bei den VDI -Kommissionen „Reinhaltung der 
Luft“ und pLarmminderurtg", in denen nahezu 
alle Fachleute der Bundesrepublik Deutschland 
vertreten sindi 

— in den Alomprogrammen der Bundesregierung 
in Fragen des SdiuLzes der Umweit vor Radio- 
aktivität; 

— im Gesamtprogranim für die Meeresforschung, 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

77. Verschiedene Bundesforsdiungsanstalten bear- 
beiten Fragen aus dem Bereich Umweltplanung 
und Umweltschutz (Wasser, Abfall, Luftie Inhal Lung, 
Lärmbekämpfung. Hatursdiutz und Landsdiaits- 
pflege). Darüber hinaus sind von versdiiedenen Bun- 
desministerien umweltrelevanle Forschungsauf träge, 
Gutaditen und sorislige Forschungsarbeiten im Rah- 
men ihrer übrigen Aufgaben, z. B. Bestandsauf- 
nahme der Umweltfbelasbung ^), der Raumordnung, 
des Gesundheitswesens, der Agrartechnik, des 
Naturschutzes und des Pflanzenschutzes finanziert 
worden. 

Die Deutsche Forschungsgemcinsdiaft hat in der 
Umweltforschung ifür die Arbeit lihrer Kommissionen 
und kn Rahmen des Schwerpunktprograrmms für 
Forsch ergruppen, Hilfseinrichtungen und Sonderfor- 
sdiungsberei^e von L950 bis I97D mehr als 12(3 Mil- 
lionen DM aufgewendel ®). Zur Zeit vergibt sie 
für Vorhaben der Umweltforscliung jährlich Mittel 
in Hohe von etwa 2Ü Millionen DM. 

fm HodhsdrulbeTeich arbeitet eine Vielzahl von 
naturwissenschafUidien, medizinisdien, landwirt- 
schaftlichen und ingenieurwissenschafUidien Institu- 
ten auch über Umweltfragen. 

Eine zuverlässige Gesamt Schätzung der Aufwendun- 
gen und FörderungsmaEnalimen für die LTmweltfor- 
schung ist zur Zeit nicht durchführbar. Zwar ist die 
Forschungskapazität für die Umwelliorsdiung in der 
Bundesrepublik Deutschland erhebJidi; die systema- 
tische Auswertung der Forschungsergebnisse wird 
jedoch durch den fehlenden Gesamtüberblick er- 
schwert. 


Zielvorstellungen und Initiativen *) 

78. Am 29. September 1971 wurde das erste Um- 
weltprogramm der BundesregLerung verabschiedet®). 
Die Vorbereitungen zu diesem Umweltprogramm, 
an denen zahlreiche Sadiverständige aus Wissen- 
schaft, Wirtschaft und Länderverwaltimgen beteiligt 
waren; standen unter einem neuen systematischen 
Ansatz für die Umweltforschung, dem die Förde- 
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rungsmaßnahmea der Bundesregierung künftig fol- 
gen werden. 

79 . Unbeschadet der Aufgabe, Maßnahmen zur 
Reduzierung bzw. Vermeidung von Doppelbelastun- 
gen einzuleiten, ist eine umfassende Analyse des 
derzeitigen Zustandes der Biosphäre notwendig. 
Diese Analyse, die zugleich Aussagen über die mög- 
liche Entwiddung erlauben soll, wird eine sehr um- 
fangreiche Aufgabe sein und einen erheblichen Teil 
der verfügbaren Forschungsaktivität und -kapazilät 
binden. Besondere Prioritäten besitzen dabei: 

— medizinische und biologische Forschungen über 
die Wirkungen von Bioziden und Umweltchemi- 
kalien auf Mensch, Tier und Pflanze sowie die 
Erfassung, Kontrolle und Beurteilung des Vor- 
kommens dieser Stoffe, 

— Arbeiten über die Stabilitätsbedingungen von 
Ökosystemen, 

— sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Unter- 
suchungen über die Wechselwirkungen zwischen 
der Gesellschaft und ihrer Umwelt, 

— der cjualitative und quantitative Nachweis von 
Schadstoffen im Wasser, in der Luft und im 
Boden. 

— Untersuchungen in den Bereichen Naturschutz 
und Landschaft-spflege. 

80 . Der zweite Gesichtspunkt ist die mittelfristig 
zu erreidiende Beseitigung oder Verringerung schäd- 
licher Umweltbelastungen. Technologien müssen 
verbessert bzw. neu eniwückelt werden, mit deren 
Hilfe zum Beispiel noch effektiver als heute 

— Emissionen aus Kraftfahrzeugen, industriellen 
und privaten Feuerungsanlagen reduziert, 

— verschmutzte Abwässer und Gewässer gereinigt 
und 

— Abfälle schadlos beseitigt oder aufbereitet wer- 
den können sowie 

— die Bevölkerung vor Lärmemissionen und vor 
radioaktiven Immissionen geschützt werden kann 
und 

— die unverantwortliche Nutzung von scheinbar un- 
erschöpflichen Rohstoffquellen vermieden wird. 

81 . Es wird entscheidend darauf ankommen, Um- 
w^eltbelaötungen mit Hilfe von Wissenschaft und 
Technik zu verhüten und bei der Entwicklung neuer 
Techniken zugleich deren Folgen mit zu bedenken 
und zu berücksichtigen. Beiträge hierzu sind zu er- 
warten von 

— einer systematischen Raum- und Landschaftspla- 
ming, 

— der Entwicklung umweltfreundlicher Techniken, 
vor allem in den Bereichen Energietedinik, che- 
mische Verfahrenstechnik, Verkehr, Agrartech- 
nik, Biotechnik, Rohstoffgewinnung und -Ver- 
arbeitung und Lebensmiütelerzeugimg, 

— der Entwicklung umweltfreundlicher Produkte, 
besonders Verpacfcungsmittel, Detergentien, 


Brennstoffe , Pharmazeutika, Kosmetika, Pflan- 
zenschutzmittel, Düngemittel, Kraftfahrzeuge, 

— neuen wissensdiaftlich-technischen Verfahren 
zur Sicherung und überlegten Nutzung der Näh- 
rungs- und Rohstoffquellen. 

— der Entwicklung geeigneter Lehrmethoden, um 
umweltbewußtes Verhalten als allgemeines Aus- 
bildungsziel in die Lehrpläne aller Schulstufen 
aufzunehmen. 

82 . Die Bundesregierung verwirklicht diese Kon- 
zeption auf folgende Weise: 

Die interdisziplinäre Umweltforschung wird ausge- 
baut. Schwerpunkte sind: ökologische Grundlagen- 
forschung, Schutz der Gesundheit des Menschen 
(Humanökologie), Toxikologie, Meß- und Verfah- 
renstechnik, wirtschaftliche Auswirkungen und 
internationale Probleme der Umweltpolitik, Land- 
schaflsökologie. 

Die Bundesregierung erwägt die Einriditung eines 
Bundesamtes für Umweltschutz als Dachorganisa- 
tion zur wirksameren Zusammenfassung bestehen- 
der Buirdesanstaltcn und Einrichtungen auf dem Ge- 
biet der Umwelt forschung und zur Übernahme von 
nichtministeriellen Aufgaben ira Rahmen der Zu- 
ständigkeit des Bundes im Llmweltschutz; der Bun- 
desbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwal- 
tung ist um einen Organisationsvorschlag gebeten 
worden. 

Sie hat zur wissenschaftlichen Beratung einen Rat 
von Sachverständigen für die Umwelt berufen, der 
die wissenschaftUdien Hauptgebiete und die we- 
sentlichen gesellschaftlichen Erfährungsbereiche des 
Umweltschutzes repräsentiert. 

Sie wird zur regelmäßigen und vollständigen Erhe- 
bung der ökologischen, wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Daten der Umweltbelastungen und ihrer Fol- 
gen ein Gesetz über eine Statistik für Umwelt- 
zwecke bis zum 30. Juni 1972 vorlegen. 

Sie wird zur systematischen Auswertung der zahl- 
reichen für die Umwellplanung wichtigen Meß- 
ergebnisse, statistischen Daten, Forschungsherichte 
und anderen Materialien ein Infonmationssystem 
für die Umwellplanung einrichten. Es soW von allen 
mit Umweltplanung befaßten Stellen benutzt wer- 
den können. 

83 . Die Koordinierung der Umweltforschung der 
Bundesres-sorls mit den entsprechenden Vorhaben 
der Lämfer, der Hochschulen, der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, den Instituten der Max- 
Planck <jesellschafl, der Fraunhofer-Gesellschaft und 
sonstigen Instituten kann nur auf der Grundlage 
freiwilliger Kooperation erfolgen. Als erster Schritt 
ist eine Liste der Forschungsvorhaben erstellt wor- 
den. 

84 . Für die verschiedenen Umweltschutzbereiche 
werden Forschungsprogramme vorbereitet, die mit- 
einander abgestimrnt werden und in denen Prioritä- 
ten zu setzen sind. 
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Audi die Arbeiten der vom Bund selbst finanzierten 
Forsdiungseinrichtuiigen müssen stärker als bisher 
koordiniert und, um Lücken zu sdilieflen, teiLweise 
en^^eitert oder ausgebaut werden, unter anderem 
für Wasserforsdmng, I'mnrissionsschutz, Bio^zidfor« 
sdbujig, Toxikologie, Naturschutz und LandschafLs- 
pflege. Die Vergabe von Forschungsaiifirägen wird 
auf die Scbwerpunkle der Umweltforschung konzen- 
triert. 

Die Bundesregierung entwickelt, um diese Aufga- 
ben zu lösen, neue Verfahren der wissenschaftüdien 
Beratung der Bundesregierung und der Koordinie- 
rung in Umweltfragen 

Insgesamt werden durch diese Maßnahmen die für 
Forsdiung, Entwicklung und Umweltmaßnahmen zur 
Verfügung stehenden Fachkräfte und Einrichtungen 
inuner stärker bei Sdiwerpunktprogrammen im Be- 
reich des Umweltschutzes eingesdialtet 

85, Die Durchführung der notwendigen Einzelvor- 
haben in den Unrw'el tforsdiungsprogrammen sowie 
die Entwicklung und Einführung umweltfreundlicher 
Techniken erfordern erhebliche Mittel. Diese Mittel 
müssen von allen Beteiligten gemeinsam aufge* 
bracht werden. Die Bundesregierung fördert For- 
schung und Entwicklung von besonderer allgem ei- 
ner Bedeutung im Ra/hmen ihrer Zuständigkeit und 
der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes. 

86. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
viele Aufgaben der UuiweLtgestaltung und des Um- 
weltschutzes letztlich nur in intemationaler Zu- 
sammenarbeit wiikUch gelöst werden können. Sie 
unterstützt die Bestrebungen der Europäischen Ge- 
meinschaften und anderer internationaler Organi- 
sationen auf diesem Gebiet. 

Die Bundesregierung bemüht sich,, mehr Sachver- 
ständige in internationale Organisationen, wie z. B. 
die OECD, den Europarat, die Wlrtsdiaftskommis- 
sionen der Vereinten Nationen für Europa (ECE) 
oder den NATO~Ura weitausschuß zu entsenden; sie 
beteiligt sich an den Umweltschutzvorhaben dieser 
Organisationen und wird für eine rasche Auswer- 
tung internationaler Erfalirungen sorgen. Audi der 
Erfahrungsaustausch mit nichtstaailidien internatio- 
nalen Organiisationen wird von der Bundesregie- 
rung gefordert 

Im November 1971 ist auf der Konferenz von For- 
schung sministern aus 19 europäischen Staalen die 
gemeinsame Bearbeitung verschiedener Umw^eltfor- 
sdiungs Vorhaben durch mehrere europäische Staa- 
ten beschlossen worden (Tz. 203). Außerdem ist es 
auf der EU RA TOM -Ratstagung Im Dezember 1971 
gelungen, die gemeinsame ForschungssLelle der Ge- 
meinschaft audi für Vorhaben der Umweltforschimg | 


') siehe z. B. ein im Auftrag des BMI von den Profes- 
soren Picht, Bresöh, HäfeJe, Kriele erstattetes Gutach- 
ten zur geeigneten Organisationsform der wissen- 
sdiaftlidien Beratung der Bundesregierung in Umwelt- 
fragen (Materialienband zum Umweltprogramm) 
Umweltprogranun der Bundesregierung, Deutscher 
Bundestag, Drudisache VI/271ß vom 14. Oktober 1971, 
S. 24 


ZU öffnen [Tz. 206). Weitere Impulse für die inler- 
nationale Zusammenarbeit erwartet die Bundes- 
regierung von der UN-Umweltkonfeienz im Juni 
1971 in Stodcholm. 

Mit UmweiLfragen im weitesten Sinne soll sidi auch 
das geplante Internationale Institut für angewandte 
Systemanalyse befas.sen, das unter Beteiligung 
führender wissen sdiaFlIidier tnstitutjonen aus Ost 
und West (aus der Bundesrepublik Deutschland die 
Max-Piandc-Gesellschaft) über spezifische gesell- 
schaftsbezogene Probleme von Industrieländern 
arbeiten soll. 


Wirtschaftspolitik 

Situation uncf Probleme 

87, Die Verwirklichung einer anspruchsvollen ge- 
samtwirtschaftlichen Zielkombination in Gestalt 
eines hohen Maßes an Preisniveaustabilität, eines 
hohen BeschäfUgimgsstandes und außenwirtsdiaft- 
iichen Gleichgewichts bei sleligein vmd angemesse- 
nem Wirtschaftswachstum stellt die Wirtschaftspo- 
litik ständig vor erhebliche Anfordeningen, Diese 
liegen insbesondere in den interdependenten Be- 
reichen 

— der Tuakroökonomischen Steuerung des Wirt- 
schaftsprozesses, 

— der Stärkung und Sicherung eines funktionsfähi- 
gen Wettbewerbs sowie 

— ' der regionalen und sektoralen Stniklurpolitik. 

Eine solche Politik basiert auf der Erfassung und 
Aufbereitung eines immer umfangreidieren Daten- 
materiaLs. Ohne seine Deutung sind weder Diagnose 
noch Prognose der wirtschaftiichen Entwidclungen 
mögJidi. Auf Diagnose und Prognose aber beruht 
das wirtschaftspolitische Handeln zur Vermeidung 
von Fehlentwicklungen, Beide können nur mit Hilfe 
der anwendungsorientierten Wirlschafts- und So- 
zial Wissenschaften gew^onnen werden. 

Neben der wirtsdiafts- und sozialwissensdiaftlidien 
Forsdmng ist — unter dem Aspekt Produktivitäts- 
steigerung und technischer Fortschritt — die natur- 
wissenschaftlich-technische Forschung und Entwick- 
lung für die Wirtschaftspolitik besonders bedeu- 
tungsvoll. 

Auf dem Gebiel der Beratung der Wirtschaftspolitik 
haben der seit 1948 bestehende Wirtsdiaftswissen- 
schaftUche Beirat und der FinänzwissenscbafUiche 
Beirat beim Bundesminister für Wirtschaft und Fi- 
nanzen ihre Tätigkeit in den letzten beiden Jahren 
beträditlidi verstärken können. Dem Jahresgutach- 
ten und Sondergutachten des Sachverständigenra- 
tes zur Begutachtung der gesamt wirtsdiaftUchen 
Entwicklung messen alle wirtsdiaftspolltisdi ver- 
antwortlichen Instanzen und die Öffentlichkeit bei 
der Beurteilung über die Whrtsdiaftslage und bei der 
Entscheidung über wirtsdiaftspoli tische Maßnahmen 
große Bedeutung bei. Zum J ah re sgu lachten nimmt 
die Bundesregierung jeweils im Jahreswirtschafls- 
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bericht ausführlich Stellung. Die Arbeit des Sach- 
verständigenrates, der Wissenschaftlichen Beiräte, 
der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinsti- 
tute und auch einzelner Wissenschaftler sowie die 
unmittelbare Zuscimmenarbeit der Bundesministe- 
rien mit den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
führen zu einer ständigen gegenseitigen Befruchtung 
von Theorie und Praxis in der Wirtschaftspolitik. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

88. In der Förderung von Forschungseinrichlungen, 
Forschungsvorhaben sowie Entwicklungsvorhaben 
in verschiedenen ökonomisch und wirtschaftspoli- 
tisch besonders relevanten naturwissenschaftlich- 
technischen Bereichen liegen die Schwerpunkte auf 
marktwirtschaftskonformen und wettbewerbsneu- 
Iralen Maßnahmen. Hierbei sind die Aktivitäten 
der großen wissenschaftlich-technischen Bundesan- 
stalten ebenso hervorzuheben, wie die Förderungs- 
programme für die Leistungssteigerung in der Wirt- 
schaft. 

ln der wirtschafts- und soziaiwissenschaftlichen For- 
schung für die Zwecke der Wirtschaftspolitik lie- 
gen die Schwerpunkte neben der Tätigkeit des 
Sachverständigenrates und der Wissenschaftlichen 
Beiräte vor allem in der Finanzierung einer lei- 
stungsfähigen Infrastruktur wirtschaftswissenschaft- 
licher Forschungsinstitute, die sich für die laufende 
Beratungstätigkeit, die Erfüllung von Daueraufträ- 
gen sowie die Erledigung von Einzelaufträgen ver- 
fügbar halten. Zum Kreis dieser Institute zählen 
insbesondere das Deutsche Institut für Wirlschafts- 
forschung in Berlin, das HWWA-Instilut für Wirt- 
schaftsforschung in Hamburg, das IFO-lnstitut für 
Wirlschaftsforschung in München, das Institut für 
Weltwirtschaft an der Universität Kiel, das Rhei- 
nisch-Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung 
in Essen und andere in der Arbeitsgemeinschaft 
deutscher wirtsch-aftswissenschaftlicher Forschungs- 
institute zusammengeschlossene Einrichtungen. Das 
Vorhandensein der Arbeitsgemeinschaft erleichtert 
insbesondere auch die Vergabe von Forschungs- 
aufträgen, zu deren Erfüllung mehrere Institute; Zu- 
sammenarbeiten müssen. 


Zielvorstellungen und Initiativen 

89. Die Förderung wirtschaftsrelevanter Forschung 

dient vor allem den Zielen. 

— Entscheidungshilfen z\i gewinnen und damit der 
Wirtschaftspolitik jenen Grad an Rationalität 
zu verschaffen, der dem jeweils neuesten 
Stand wissenschaftlicher Erkenntnis entspricht; 

— über den Kreis der für die staatliche Wirtschafts- 
politik Verantwortlichen hinaus die Urteilsbil- 
dung über wirtschaftliche Zusammenhänge und 
Entwichlungsllnien in der Öffentlichkeit zu ver- 
bessern; denn nur so kann das marktwirtsdiaft- 
liche System jenes Maß an Reagibilität behalten, 
dessen es zu seinem guten Funktionieren bedarf; 


— der wirtschaftlichen Praxis die Orientierung an- 
gesichts ständig neuer Probleme und Situationen 
zu erleichtern und sie so bei der Lösung ihrer 
eigenen Aufgaben zu unterstützen; dies gilt 
auch für Problemlösungen und Entwicklungen 
im naturwissenschaftlich-technischen Bereich. 

Be.sonders widitig Ist — neben der laufenden 
Hilfe und Beratung bei neu anstehenden wirtschafts- 
polilischen Entscheidungen — die wissenschaftliche 
Erfolgskontrolle früher eingeleiteler Maßnahmen. 
Auf diesem Weg kann im Laufe der Zeit die Effi- 
zienz des wirtschaftspolitischen Mitteleinsatzes noch 
verbessert werden. 

Die Aufgaben der Wirtschaftspolitik werden künftig 
mit Schwergewicht in folgenden Bereichen liegen: 

— Globale Steuerung der großen Aggregate des 
Wirtschaftskreislaufs zur Verwiddichung der 
zentralen gesamtwirtschafllichen Ziele einschließ- 
lich einer besser ausgeglichenen Einkommens- 
und Vermogensverteilung: 

— Durchsetzung und Erhaltung der marktwirtschaft- 
lichen Ordnung vor allem durch Sidierung des 
Wettbewerbs; 

— Förderung von Produktivitätssteigerung und 
Innovation; 

— Verbesserung der Infrastruktur-Ausstattung der 
Volkswirtschaft und Verminderung von Anpas- 
sungshemmnissen bei regionalen und sektoralen 
Strukturw'andlungen im Zuge des weiteren wirt- 
schaftlichen Wachstum. 

Dabei sind auf allen Gebieten die zunehmenden 
Einflüsse der Integrationspolitik und einer ge- 
steigerten internationalen Wirtschaftsverflechtung 
zu beachten. 

Die Anforderungen an die Forschung, insbesondere 
an die wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsin- 
stitute von überregionaler Bedeutung, werden da- 
her in Zukunft weiter intensiviert werden *). Außer 
Konjunkturdiagnosen und verbesserten Konjunk 
turprognosen gewinnen Analysen struktureller, 
wirtschaftlich sowie technisch bedingter Wandlungs- 
prozesse in steigendem Maße an Bedeutung. Auch 
der Raum, auf den sich die Beobachtungen er- 
strecken müssen, erweitert sich. Nicht zuletzt wer- 
den die Erarbeitung empirischen Materials zur Vor- 
bereitung und Kontrolle wirtschaftspolitischer Maß- 
nahmen sowie die Lösung von Fragen der mittel- 
und längerfristigen Vorausschätzung und Planung 
gesamtwirtschaftlicher Abläufe künftig breiteren 
Raum einnehmen. 


Agrarpolitik 

Situation und Probleme 

90. Die Ziele der staatlichen .Agrarpolitik haben 
sich in den vergangenen 20 Jahren immer mehr von 

') vgl. Materialien zum Bundesberidii Forschung IV 
Kapitel 2.1.3 
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der reinen Produktions fötderung entfernt und zu- 
nehmend auf die Verbesserung der Agrarstruktur, 
auf die Absatzförderung, auf die Einkoimnensver* 
besserung der Landwirtsdiaft und auf die Lösung 
sozialer Probleme im ländlichen Raum Orientiert. Die 
staatlichen MaBnafamen, die der Landwirtsdiafl die 
Anpassung an die sozialen und ökonomischen Be- 
dingungen und deren dynamische Entwidtlung in 
einem Industriestaat erleichtern soll, bedürfen ob- 
jektiver, wissenschaftiidier Unterlagen. Forschungs- 
arbeiten sind besonders auf den folgenden Gebieten 
vordringiichr 

— Struktur- und Regionalentwidtlung in agra- 
risdien Räumen 

— Erfolgskontrolle agrarpoUtiscber Maßnahmen 

— Absatz- und Strukturverbesserung auf Agrar- 
märkten 

— Horizontale und vertikale Jniegration 

— Sozial- und Bildungspolitik im ländlichen Raum. 

Bei diesen forÄtbungspolitisdien Zielsetzungen ist 
zu berücksichtigen, daß die landwirtschaftlichen Pro- 
bleme nicht isoliert, sondern im Zusammenhaiig mit 
der gesamten wirtschaftlichen und sozialen Enlwidt- 
Jung in der Bundesrepublik zu sehen sind. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

91* Sowohl im Bereich der Bundesforsdiungsan- 
slalten als auch im Bereich der Hothschulforsdiung 
und der sonstigen hodischuJ freien Forschung liegt 
der Schwerpunkt der Agrarforschung aus histo- 
rischen Gründen im produktionstechnischen Bereich, 
die sozialökonornisthe Forschung nimmt nur einen 
kleinen Raum ein Einige wenige Institute in der 
zum ßundesministerium für Brnährung, Landwirt- 
sdmft und Forsten gehörenden Forsdiungsanslalt für 
Landwirtschaft und in den Londbaufakultäten sowie 
einige andere Forschungseinriditungen betreiben 
agrarökonomische und agrarsoziale Forschung, tn 
der Forschungsanstall für Landwirtschaft wurde 
neben den vorhandenen Instituten für Betriebswirt- 
schaft und Marktordnung L971 ein fnstitut für Struk- 
turforschung gegründet. Durch Zuschüsse und For- 
sdiungsaufträge an Institutionen außerhalb der Bun- 
desfopsdiungsanstallen hat die iBundesregierung die 
agrarökonomische und agrarsoziale Forschung ge- 
fördertj um wissenschaftliche Unterlagen für agrar- 
politischc Maßnahmen zu erhallen. 


ZielvorsieJfungen und Initiativen 

92* im Hinblick auf die geschilderten notwendigen 
Sdiwerpunkte der Forsdiung für die Agrarpolitik 
wird sich der zukünftige Ausbau der Landbaufor- 
schung im Bundesbereich neben der landwirtsdiaft- 
liehen Qualitätsforschung und der umweltrelevanten 


') vgl. Materialien zutn Bundesberidil Forsdiung IV 
Kapitel 2 4.L und 2 


Agrarforschüng aul die sozialokonomischen Bereiche 
erstrecken müssen. Ein weiterer Ausbau der agrar- 
ökonomischen Forsdiung ist vor allem auch im Hin- 
blick auf regionale und einzelbetrieblidie Probleme, 
auf die horizontale und vertikale Integration, auf die 
Untersuchung nationaler und internalionaler Markt- 
Strukturen und auf die sozialökonomische Vorklä- 
rung agrarpolitisdier Entscheiduiigen und Maßnah- 
men beabsichtigt. 

Zur opUmalen Ausnutzung der in der Bundesrepu- 
blik Deutsdiland vorhandenen Forschungskapaziiä- 
ten ist eine Verbesserung m der Koordinierung und 
der Zusammenarbeit zwischen den landwirtschaft- 
lichen Forschungseinrichtungen von Bund und Län- 
dern einschließlich der Aktivitäten der Deutschen 
Forsdiungsgemeinschaft und der Max-Plandt-Gesell- 
schaft unumgänglich. Die Bundesregierung wird die- 
ser Frage besondere Aufmerksamkeitzuwenden. 


Rdumordnung 

Situation und Probleme 

93* Ziel der Raumordnung ist es, eine optimale 
Relation zv^isdien den raumbezogenen Bedürfnissen 
der Gasellsdiaft einerseits und dem verfügbaren 
Ra um an gebot andererseits herzu st eilen ^), 

Die demographischen, soziologisdien, ökonomischen, 
ökologischen und planungstechnisdien Grundlagen 
der Raumordnung bedürfen eiberrso der Forschung 
wie die Koordinierung der raumbedeutsamen Pla- 
nungen und Maßnahmen, Die Fadhplanungen der 
regionalen Siruskturpolitik, der Städtebaupolitik, der 
Umweftsdiutzpolilik, der VerkehrspoJilik, der 
Agrarpolitik, der Bildungspolitik u. a. setzen schon 
die Zusammenarbeit mehrerer Disziplinen voraus, 
um so mehr ist die IntegraHion der Ergebnisse für 
die Raumordnung eine problemorientierte und inter- 
disziplinäre Forschungsaufgabe. 

Fux die gegenwärtig anstehenden Aufgaben der 
Raumordnung, die durch das Rauniordnungspro- 
graxnm der Bundesregierung bestimmt sind, ist es 
I besonders dringlich: 

— Teilprobleme eines Zielsystems für die räum- 
liche Entwicklung des Bundesgebietes zu ver- 
tiefen; 

— die raum bedeuisa men Planungen und Maßnah- 
men zusammenfassend und vergleichend darzu- 
slellen und zu analysieren; 

— operable Grundlagen und Methoden für die 
Koordinierung raumbedeufsamer Planungen und 
Methoden zu erarbeiten; 

I — eine Prognose der regionalen Entwicklungsten- 
' denzen im Bundesgebiet zu erstellen; 


-) vgl. hier und im folgenden: Raumordnungshericht 1970 
dei Bundesregierung, Deutscher Bundestag, Drucksache; 
VI/ 1340 

Maierialien zum Bundesbericht Forsdiung IV Kapi- 
tel 2.3 
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— Teilprobleme einer Ei nt ei hing des Bundesgebie- 
tes in Gebietsei nheiten zu vertiefen, 

94, An der nodi jungen raumbezogenen Planungs- 
wissenschaft — eine Weiterentwiddung der Raum- 
forsdrung — sind sowohl Hochsdiulinstilute als auch 
von Bund und einzelnen Ländern getragene äußer- 
universitäre Forschungsinstilule beteiligt Sie arbei- 
ten auf einer vergleichsweise breiten Basis — den 
Sozial- und Wirtsdiaftswissenschaftonr den Rednts- 
wissensdiaftem den Ingenieurwissensdiaften, den 
Landbau- und geographischen Wissensdiaften — 
und pflegen zur Planungspraxis intensive Kontakte. 
Ein gemeinsaones Problem Verständnis sowie die 
theoretisdie Grundlegung einer raumbezogenen 
Pianungswissenisdiaft sind jedodr erst in Ansätzen 
vorhanden. 

95. Zwischen Bund und Ländern werden die wis- 
senschaJthdren Fragen der Raumordnung in der 
Ministerkonferenz für Raumordming, zwisdien den 
Bündesrossorts im Interministeriellen Ausschuß für 
Raumordnung a'bgestimmt. Die Arbeitsgruppe .Wis- 
senschaft und Raumordnung" des Beirates für Raum- 
ordnung beim Bundesminister des Innern könnte 
sich künftig als Koordinierungsgremium bewähren. 
Darüber hinaus betreibt das Institut -für Raumord- 
nung in der BundesforsdiungsanstaH für Landes- 
kunde und Raumordnung seit 1968 eine zentrale 
Raumordnungsdokjtjjnentation und veröffenüichl 
diese in mehreren Serien. 

Für die Durdilührung der Raumordnungsaufgaben 
ist es neben der wissensdiaftlidien Fundierung not- 
wendig, die Ausbildung von Raumplanern zu ver- 
stärken und dde in der Raumordnung Tätigen bes- 
ser Jortzubilden. Dafür müssen entsprechende Stu- 
dien Programme entwickelt werden. 


Bisherige FörderungsmaBnahmen 

99, Die Bundesregierung hat mit Vorrang For- 
schungsvorhaben unterstützt, die für das Bundes- 
raumordrrungsprogramini bedeutsam sind. Sowohl 
die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung als auch das Zentralinstitul für 
Raumplanung an der Universität Münster sind für 
Aufgaben dm Zusammenhang mit dem Bundesraum- 
ordnungsprogramm tätig. Hinzu kommen For- 
schungsauf träge an andere Institute. 

Die Flöhe der für wissensdiafllidie Arbeiten zur 
Raumordnung vom Bund unmittelbar zur Verfü- 
gung gestellten Mittel läßt sidi nur schätzen; für 
1971 liegt der Betrag bei etwa 4,5 Millionen DM. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft unterstützt 
FoTSfhungsvorhaben der Raumordnung in einigen 
Sdiwerpunktprogrammen, z. B. in den Sdiwerpunk- 
len ,,Regiona]forsdiung und Regionalpolitik" und 
HBevölkerungsgeographie^, Seit 1969 besteht der 
SonderfoT^chungsbereich «Raumordnung und Raum- 
wirlschafl** ander Universität Münster. 


Ziel Vorstellungen und initiativen 

Die Bundesregierung hält folgende Aufgaben für 
besonders widitig: 

97, Der wissenschafflidte Ausbau der Forschung 
für die Raumordnung muß verstärkt werden und 
zwar sowohl der angewandten wie auch der Grund- 
lag enforsdiung, Dieser Ausbau soll planungslheore- 
tische, -metl:iodische, -politische und -vollziehende 
Forschungsansätze einbeziehen. Die angew^andte 
Forsdiung wird sich weiter mit Vorrang auf das 
Bundesraumordmmgsprogramm richten müssen. Fol- 
gende Aufgaben werden in diesem Zusammenhang 
zu lösen sein: 

— regional und sektoral differenzierte Produk- 
tiöDS- und InvestiUonsgroßen zu ermitteln 

— regionale Enlwidtlungsmodelle zu entwickeln 

— Entscheidungsgrundlagen für die regionale Enb 
widclungsplanung im Bundesgebiet zu erarbeiten 

— Wirkungsanalysen raumordne rischer Maßnah- 
men zu entwickeln 

— raiimbezogene Verhaltensweisen zu analysieren. 

9B. Für die fachliche AbsUmmung und Koordinie- 
rung ist ein umfassendes Informationssystem wich- 
tig, in dem neben der SchrifUumsdokumentation die 
für das Bundesraumordnungsprogramm wesentlichen 
Daten, Fakten und Zusammenliänge enthalten sind. 

99, An verschiedenen Hochschulen bestehen seit 
mehreren Jahren Möglichkeitenj durdi Aufbau- oder 
Vertiefungsstudium raumplanungsrelevante Kennt- 
nisse zu erlangen. Einen Hodischulabsdilufl für 
Raumplanung bietet gegenwärtig nur die Abteilung 
Raumplanung der Universität Dortmund; Absolven- 
ten dieser Ausbildung gibt es nodi nidit. Da dies 
nicht hinieidiend ersdreint, hat die Ministerkonfe- 
renz für Raumordnung für eine zusätzliche, bisher 
noch ntchl praktizierte Studienfonn plädiert: die 
Kombination eines eigenständigen interdisziplinären 
Rauinplanerstudiums im Range eines Neben- oder 
Hauptfaches mit einem gleichzeitig und als Haupt- 
fach zu absolvierenden Studium einer Basiswissen- 
schaft, 

Gegenwärtig werden die verschiedenen Ausbil- 
dungsmögUdikeiten diskutiert vmd teilweise erprobt. 
Ein abschließendes Urteil kann wegen der unter- 
schiedlidien Erfahrungen und des Mangels an durdi- 
gereiflen Studienprogrammen noch nicht gefällt wer- 
den. Es gilt, die verschiedenen Studienformen an den 
Hochsdiulen begleitend zu analysieren und gegebe- 
nenfalls allernative Studienmöglichkeiten einzu- 
führen, 

Städtebau und Stedlungswesen, Wohnungsbau, 
Raumtechnfk 

Situation und Probleme 

100. Versorgungs-, Entsorg uugs- und Verkehrs- 
probleme bisher ungekannter Art, die außergewöhn- 
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liehe Entwicklung der Baukosten und die unvertret- 
bar hohe Zahl von Baumängeln kennzeichnen einige 
der Schwierigkeiten und Aufgaben, vor denen die 
Planung der baulichen Gemeindeentwicklung und 
das Bauwesen heute stehen. Die Forschung kann an 
der Lösung dieser Probleme milwirken durch 

— soziologische, wirtschaftliche und technische 
Untersuchungen über die Städte- und Gemeinde- 
Strukturen, 

— umfassende Analysen zusammenhängender Sladt- 
enl Wicklungsprozesse, 

— Untersuchungen des Wohnverhaltens und 
-bedarfs, 

— Entwicklung neuer Baustoffe, 

— Untersuchungen zur Rationalisierung im Bau- 
wesen, 

— Entwicklung zukunftsorientierler Bau- und 
Wohnfonnen. 

101. Besonders nachteilig macht es sich bemerkbar, 
daß in der Forschung für Städtebau und Siedlungs- 
wesen noch wichtige Grundlagen für die Planung in 
diesen Bereichen fehlen. Die Anwendung neuer Pla- 
nungsverfahren ist in diesem Forschungsbereich bis- 
her praktisch nicht erprobt worden; wichtige empiri- 
sdie Daten — etwa über die Entwicklung von Städ- 
ten und Stadtteilen, über die Bedürfnisse von Bewoh- 
nern und Industriebetrieben — fehlen weitgehend. 
Ein Instrumentarium zur Abstimmung und Koordi- 
nierung der Forschungsaktiviläten wird erst ent- 
wickelt. 

102. Kurz- und mittelfristig muß die Forschungs- 
politik an der Lösung der jetzt schon bestehenden 
und der vorhersehbaren Engpässe des Städtebaus 
orientiert sein, die eine geplante, organisdie und 
soziale Städtebaupolitik behindern: Es sind dies die 
vom Bodenmarkt, vom Baumarkt und vom Woh- 
nungsmarkt sowie von den organisatorischen und 
rechtlichen Gegebenheiten her entstehenden Pro- 
bleme. Langfristig wird sie die für den Städtebau 
bedeutsamen gesellschaftlichen Bedürfnisse der Zu- 
kunft sorgfältig zu analysieren und in die Planung 
einzubringen haben. 

Auf dem Gebiete der Bau- und Wohnforschung ist 
eine wissenschaftliche Durchdringung der Probleme 
unbedingt erforderlich. Bauplanung und Baudurch- 
führung bedienen sich in zunehmendem Maße wis- 
schaftlicher Erkenntnisse. Aus diesem Grund ist 
auch eine Verstärkung der Bauforschung notwendig. 
Die Bauforschung muß vorausschauend die Wege 
des künftigen Bauens ebnen. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

103. Gemessen an den vielfältigen Aufgaben ist 
die städtebauliche und bautechnische Forschung in 
der Bundesrepublik bisher unzureichend gefördert 
worden. Erstmals 1970 wurden die Forschungsmitlel 
des Bundesministers für Städtebau- und Wohnungs- 
wesen kräftig angehoben (5 Millionen DM gegen- 


über 1,7 Millionen DM 1969 und 0,6 Millionen DM 
1968). 1971 stehen 7.5 Millionen DM für städtebau- 
liche und bautechnische Forschungsvorhaben zur 
Verfügung. Dazu kommen 1.5 Millionen DM für Un- 
tersuchungen im Rahmen der Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten, der Erprobungsmaßnahmen der 
städtebaulichen Grxmdlagenforschung und der De- 
monstrativbauvorhaben *). 

Schwerpunkte der bisherigen Forschung lagen bei 

— Planungsmethoden und Wirtschafllichkeitsbe- 
rechnungen, 

— sozialwissenschafllichen Fragen, vor allem im 
Zusammenhang mit der Stadtsanierung, 

— Anwendungsmöglichkeiten der elektronischen 
Datenverarbeitung bei der Stadtplanung, 

— Umweltproblemen im Städtebau, 

— Untersuchungen an neuen Baustoffen und über 
neue Bauverfahren, 

— Modellsludien zur Rationalisierung und Indu- 
strialisierung des Bauwesens, 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft bereitet ein 
Schwerpunktprogramm „Industrialisierte Baumetho- 
den“ vor. 


Zielvorstellungen und Initiativen 

104. Nach dem jetzigen Stand der Entwicklung 
müssen zunächst die Grundlagen der Stadtplanung 
erheblich verbessert werden. Hierzu zählen Pla- 
nungsverfahren und -techniken ebenso wie die 
Erschließung der Einsatzmöglichkeiten für Daten- 
verarbeitungsverfahren. In diesem Rahmen wird 
auf Modelle für die stärkere Beteiligung des Bür- 
gers am Planungspiozeß Werl zu legen sein. 

Die Nadifrageforschung, die bisher nur in Ansätzen 
entwickelt ist, muß aufgebaut werden. Sie soll über 
die Bedürfnisse der Einwohner bezüglich des Wohn- 
orts, der Wohnlage, des Arbeitsweges, der Freizeit-, 
Bildungs- und Gemeinschaftseinrichtungen sowie 
über die Nachfrage der Betriebe nach Geschoß- und 
Freiflächen, Standort, Verkehrsanschluß usw. Auf- 
schluß geben. 

105. Zugleich müssen auch von der Forschung her 
die Bemühungen unterstützt werden, die genannten 
Engpässe des Städtebaus und Bauwesens zu über- 
brücken. So sind etwa die Möglichkeiten, durch Ra- 
tionalisierimg, neue Fertigungsweisen und Bauver- 
fahren der Kostensteigerung entgegenzuwirken, 
noch keineswegs erschöpft. 

106. Ein weiterer Schwerpunkt wird in der Erar- 
beitung von Studien und Modellen zur Gewin- 
nung praktischer Erfahrungen für die Erneuerung 
der Städte und Dörfer liegen. Damit werden für 
die Koordinierung der städtebaulichen und der 

') vgl. Materialien zum Bundesberichl Forschung IV 
Kapitel 2.3 
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raumordnerischen Vorstellungen, für den Einsatz 
industrieller Bauteilproduktion, für die Erprobung 
neuer Wohnformen und für die Entwicklung inte- 
grierter Stadtsysleme und -Strukturen wichtige Er- 
kenntnisse und Erfahrungen gesammelt. 

107. Auch die Koordinierung der Forschungsakti- 
vitalen, der Informationsaustausch und die Doku- 
mentation müssen verbessert werden. Der Bun- 
desminister für Städtebau und Wohnungswesen 
wird den Austausch über laufende Arbeiten und 
Arbeitsergebnisse und die Abstimmung zwischen 
forschenden und beauftragenden Stellen mit Vor- 
rang ausbauen; koordinierend ist auch der 197I 
gegründete Forschungsrat der Arbeitsgemeinschaft 
für Bauforschung tätig, dem auf freiwilliger Basis 
die bauforschungsfördemden Stellen in der Bundes- 
republik Deutschland angehören. 


Verkehrs- und Nachrichtenwesen 

Situation und Probleme 

108. Im Verkehrs- und Nachrichtenwesen ist die 
technische Entwicklung weit fortgeschritten. In bei- 
den Bereichen hat die Forschung in den vergan- 
genen Jahren große Leistungen vollbracht. Die Be- 
friedigung der steigenden und sich wandelnden Be- l 
dürfnisse der Gesellsdiafl erfordern aber nach wie 
vor umfassende Forschungen. 

109. Die intensiven Wechselbeziehungen zwischen 
Verkehrspolilik und Verkehrsforschung bedingen, 
daß bei der Erarbeitung verkehrspolitischer Strate- 
gien mehr und mehr differenzierte Planungsmetho- 
den Eingang finden. Dies setzt umfassende Analy- 
sen des gesamten Verkehrssystems in sozialer, wirt- 
schaftlicher und technischer Hinsicht voraus und er- 
fordert gleichzeitig einen aufeinander abgeslimm- 
ten Ablauf aller Forschungsprojekte mit enger Ver- 
flechtung der einzelnen Schritte. In diesem Sinne ist 
die Verkehrsforschung durch eine Vielzahl von Ini- 
tiativen und Projekten gekennzeichnet, deren innere 
Ausrichtung sich in den letzten zwei Jahren zu- 
nehmend an dem Ziel einer Koordinierung der 
Investitions- und Ordnungspolitik im Verkehr orien- 
tiert hat •). Dies gilt für die sozio-ökonomischen 
Analysen und Prognosen von Verkehrsangebot und 
Verkehrsnadifragc ebenso wie für die technolo- 
gischen Untersuchungen, sei es in Richtung auf die 
Weiterentwicklung vorhandener oder die Förderung 
neuer Verkehrstechniken. In zunehmendem Maße 
sind in den letzten Jahren verkehrsträgerübergrei- 
fende Forschungsprogramme ausgearbeilet und ab- 
gewickell worden, wie insbesondere im Zusammen- 
hang mit der Bundesverkehrswegeplanung, dem 
Stadtverkehr und dem kombinierten Verkehr. 


’) vgl. hierzu und im folgenden: Verkehrsberidil 1970 
der Bundesregierung. Deutscher Bundestag, Drucksache 
VI/ 1350, insbesondere Tz. 48 bis 51. 154 bis 163, 23G 
bis 245 

Materialien zum Bundesbericht Forschung IV Kapitel 
2 3.3, 2.4.4. und 2.4.5 


110. Im Nachrichtenwesen liegt die Hauptschwie- 
rigkeit in dem außerordentlich gewachsenen Be- 
darf an Anlagen und Kommunikationsmöglichkei- 
ten; für den Femsprech- und Femschreibdienst gilt 
das in besonderem Maße. Hier geht es deshalb pri- 
mär darum, neue Systeme und Verfahren zur Ra- 
tionalisierung zu entwickeln, um den hohen Kosten- 
aufwand zu reduzieren und die Kommunikation, 
deren soziale Bedeutung zunimmt, zu möglichst 
niedrigen Preisen zu ermöglichen. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

111. An der Forschung für das Verkehrswesen sind 
zahlreiche Hochschul- und mehrere außeruniversi- 
läre Institute beteiligt. Die Förderungsmaßnahmen 

I des Bundes beliefen sich 1971 auf rd. 340 Millionen 

I DM. Davon entfallen jedoch rd. 190 Millionen DM 
auf die Luftfahrttechnik, während der Anteil der 
Forschung für neue Laadverkehrssysteme nur etwa 
10 Millionen DM betrug. Insgesamt weisen die Be- 

I träge jedoch für die letzten Jahre überproportionale 
Steigerungsraten auf. 

I Hinzu kommen Mittel aus anderen Förderungspro- 
grammen des Bundes, die mittelbar ebenfalls der 
Verkehrsforsdiung dienen, wie z. B. der Betrieb des 
Nuklearschiffes „Otto Hahn* sowie in geringerem 
Umfang die Förderung einzelner Vorhaben der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft und der Stiftungen. 

112. Im Nachriditenwescn teilen sich die Deutsche 
Bundespost und der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft, dieser hauptsächlich mit der Förde- 
rung der Nachrichtensatelliten und neuer Kommuni- 
kationssysteme, in die Finanzierung der Forschung; 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft unterstützt 
wichtige Bereiche der Grundlagenforschung, z. B. im 
Schwerpunktprogramm „Nachrichtenübertragung " . 

113. Im Verkehrs- wie im Nachrichtenwesen ist 
die Industrie mit beachtlichen Mitteln an der For- 
schung und Entwicklung beteiligt. Allerdings über- 
wiegen auch hier die technischen Entwicklungsarbei- 
ten im Rahmen der bestehenden Verkehrssysleine 
gegenüber Forschungen für Komponenten neuer 
Systeme. 


Zielvorstellungen und Initiativen 

114. Im verkehrspolitischen Programm 1968 bis 
1972*) und m dem Arbeilsprogramm der Bundes- 
regierung für die inneren Reformen ist die Aufstel- 
lung eines integrierten, alle Verkehrssysteme um- 
fassenden Bundesverkehrswegeprograrams als wich- 
tige Aufgabe herausgestelll worden. 

Folgende Schwerpunkte, die für die Erarbeitung von 
Entscheidungshilfen für Infrastruktur- und Ord- 


*) vgl. VerkehrspoÜUsches Programm der Bundesregie- 
rung für die Jahre 1968 bis 1972. Deutscher Bundestag, 
Drucksache V/2493 
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RLingspolilik im Verkehr besondere Bedeutung ha- 
ben, sind berauszuheben: 

(J) Kurz-, mittel- und langfristige Analysen und 
Voraussdiätzungen des Güter- und des Per- 
sonenverkehrs nach Regionen und Verkehrs- 
Lrägern; 

(2) Untersufhung von 

Kapazitätsproblemen der einzelnen Verkehrs- 
träger sowohl hinsichtlich der Verkehrsmittel 
als auch der Verkehrswege, 

K<jslenstruktur€n, insbesondere im Hinblick 
auf die Wegekosten, 

technischen Gestaltungsmöglichkeiten der Ver- 
kehrsmittel einsthließÜch der Hilfseinriditun- 
gen (Umsdilagsanlagen u. 

(3) Untersuchung der WeUbewerbsprobleme, wie 
Kosten-Preis-Analysen und -vergleiche, 

Studien über Marktverhalten^ Marktorgani-sa- 
Uon und Marktslmkturen in der Verkehrswirt- 
schaft, 

Untersuchung über Konzentrat* onsprozesse im 
Verkehrt 

(4) Untersuchung von InvesUtionsproblemen: 

tediDisch'ökonomische Syslemvergleiche zwi- 
schen den versdiiedenen Möglichkeiten der Ver- 
kehrsbedienung, 

gesamtwirtschaftlidie Kosten-N utzen-Analysen 
sowohl für Einzelobjekte als auch für Verkehrs- 
netze, 

Erarbeitung von Prioritäten für Verkehrsinvesü- 
tionen; 

(5) Untersuchung zur Finanzierung von Verkehrs- 
investitionen- 

Die gleichen Schwerpunkte gelten für die speziellen 
Forschungsbereiche des Stadtverkehrs und des kom- 
bmierten Verkehrs (Zusammenarbeit versdiiedener 
Verkehrsträger, Transportketlen). 

Besondere Bec3eutung kommt der technologisdien 
Forschung zu. Umfassende Ledinisdi-ökonomisdie 
SysLemvergleidie, vor allem auf dem Gebiet neuer 
Verkehrstediniken, sind bereits in Angriff genom- 
men bzw. w'erden in Kürze eingoleitet^ 


Landverkehr 

115, Zur Erforschung des Stadt* und Nahverkehrs 
stellt die Bundesregierung für Planungs- und Rechts- 
fragen, tedinische, wirtschaftliche und soziologische 
üritersudiungen erhebliche Mittel bereit. In eioer 
umfassenden Systemanalyse werden vorhandene 
und neue Vcrkehrstechnologien mit dem Ziel einer 
Verbessening des Verkehrs in Ballungsräumen un- 
tersucht werden. Die Förderung neuartiger techni- 
scher Verkehrssysteme (z. B. spurgeführle Kabinen- 
taxis. Transportbänder) ist beahsichtigl. 


Auf Anregung der Europäischen Gemeinschaften 
werden von der Europäischen Verkehrsministerkon- 
ferenz und der OECD in einer Studie „Verkehr zwi- 
schen den euiopäisdien Ballungszentren" die gegen- 
w^ärtige Situation und das zukünftig zu erwartende 
Verkehrsaufkommen untersucht. 

Zwischen den heutigen Verkehrsverbindungen 
StraBe und Eisenbahn einerseits und dem Flugzeug 
andererseits besteht eine Lücke, die rnöglitheT weise 
durdi ein neues Verkehrsmittel, das große Kapazität 
mit hoher Geschwindigkeit auf wirtschaftliche Weise 
verbindet, geschlossen werden kann. Um die Erfor- 
schung und Entwicklung neuer spurgebundener Fem- 
verkehrsniittel einen Schritt weiterzubringen, wurde 
im Jahr 1969 ein Studienvertrag mit der „Hochlei- 
stungs-Schnellbahn (HSBj-StudiengeseJlschaEt" ab- 
gesditossen. Zur Verb6s.serung der Verkehrsver- 
hältnisse zwischen Nord- und Süddeutsch land sollen 
unter Berücksichtigung der europäischen Verkehrs- 
verflerhtung die verkehrswirtschaftUchen und ver- 
kehrstechnisdhen Möglichkeiten eines spurgebunde- 
nen HochleisLungs-Schnetlverkehrisysienis unter- 
sucht werden^ 

Neben diesen systemanalytischen Untersuchungen 
werden von der Bundesregierung die technologi- 
schen Aspekte dieses Verkehrssystems und ihre 
Komponenten gefördert (insbesondere Magnet- 
schwebetedinik, LlnearmotorJ. Zwei Versuchsfdhr- 
zeuge für Magnethahnen konnten L9?I vorgesleLlt 
werden. Für die weitere Entwicklung ist die Errich- 
tung einer großen Versuchsanlage im Donauried 
beschlossen worden. 

Unters udiungen zur Verkehrsflußsteuerung sind im 
gesamten Landverkehr fUr die Erhöhung der Sicher- 
heit ebenso wichtig wie für die Inveslitionslenkung. 
Die Entwicklung eines Sicherheitsautos wird in der 
Bundesrepublik Deutschland vorangetrieben. 


I Luftverkehr 

I 

I 116, Die Bundesregierung hat aus mdustnepoliti- 
i sehen Gesichtspunkten dem Serienbau des deutsch* 
I französischen Gemeinsdiaftsprojektes Airbus A-300S 
^ zugesümiüL und ein Los von acht Maschinen freige- 
I geben sowie sidt zur Übernahme der Absalzfinan- 
zierungsbeihilfen bereit erklärt. 

Beim Nahlufl- und Zubringerverkehr der 80er Jahre 
wird möglicherweise der Einsatz von Kurz- und 
Senkrechtstartern für 80 bis 100 Passagiere eine 
Rolle spielen. Hier sind flugzeugtechnisdie Probleme, 
Probleme der Flugführung, der Lärmbelästigung und 
die Frage der Wirtschaftlidikeit sorgfältig zu unter- 
suchen. 

Zur Verbesserung der FlugverkehrskontTolle in den 
80er Jahren soll in Zusammenarbeit zwischen der 
ESRO und den USA ein aeronautisches SatelUlen- 
System entwickelt werden. Ein entsprechendes Über- 
einkommen der europäischen Staaten mit der ESRO 
ist im Dezember 1971 unterzeichnet worden. 
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Die Bundesregierung entwickelt für die Luftfahri- 
forschung ein Programm, das die Basislechnologie 
für Projekte der 80er Jahre schaffen soll (Tz. 279). 

Nach der Einführung der Großflugzeuge ist der 
nächste Schritt in der Weiterentwicklung des Luft- 
verkehrs der mögliche Einsatz von Überschall-Ver- 
kehrsflugzeugen. Bevor hier Entscheidungen getrof- 
fen werden können, sind aber nidU nur eine Anzahl 
von technischen Problemen, z. B. der Materialbcan- 
spruchung und -ermüdung und der Flugzeugführung, 
sondern vor allem auch Probleme der Umw'eltgefähr- 
dung zu losen. 


Seeverkehr und Binnenschiffsverkehr 

117. Die Forschungen für den Seeverkehr werden 
sich auf die Schiffssicherheit und auf schiffsbautech- 
nisdie Forschungen, u. a. zur Entwicklung eines 
Massengut-Transportschiffes für die Fahrt im Eis 
mit spezieller Bedeutung für den Transport von Öl 
und Erzen aus arktischen Gebieten konzentrieren. 
Zur Zeit werden Vorbereitungen für ein koordi- 
niertes Programm der schiffbautechnologischen For- 
schung und Entwicklung getroffen. 

Für den Binnenschiflsverkehr ist die Zielsetzung al- 
ler Forschungs- und Planungsarbeiten, die steigen- 
den Transportmengen mit Hilfe einer neuzeitlichen 
Binnenflotte verkehrssidierer und wirlsdiafllicher 
auf besser ausgebauten Binnenw'asser.slraflen zu be- 
fördern. Maßnahmen für eine verbesserte Funktions- 
fahigkeit der Binnenschiffahrt wie auch für die Ent- 
wicklung großer Einheiten (z. B. Schubverbande) sind 
im Gange. 


Nachrichtenwesen 

118. Die hohen Zuwachsraten im Fernspredidiensl 
und im Telexdiensl würden bei der gegenwärtigen 
Technik eine V^erdoppelung der Fernmelderinlagen 
innerhalb von 10 Jahren erfordern. Um den dazu 
notwendigen enormen Investitionsaufwand einzu- 
schranken, ist die Forschung der Deutschen Bundes- 
post darauf ausgerichlel, neue Nachrichtenmiltel 
und -Systeme mit höherer Kapazität zu entwickeln, 
mit denen der ständig steigende Informationsaus- 
lausch im Femmeldenetz, unter Wahrung der Kom- 
patibilität zu vorhandenen Anlagen, wirtschaftlich 
ermöglicht werden kann. Der Schwerpunkt der For- 
schungsvorhaben liegt bei der Untersuchung von 
Breitbandsystemen, die im Gegensatz zur heutigen 
übertragungs- und Vermiltlungstechnik ein für alle 
Fernnieldedienste einheitliches Übertragungsverfah- 
ren bilden. 

Auch ira Bereich des Postwesens sind FoTschurig 
und Entwicklung darauf angelegt, so weit als mög- 
lich die menschlidie Arbeitskraft durch automatische 
Anlagen zu ersetzen. Vor allem bei der Bearbeitung 
der Briefsendungen sollen elektronische Verfahren 
den Einsatz von Personal weitgehend entbehrlich 
machen. 


Im Satellitenprogramra, das Teil des „Weltraumpro- 
gramms der Bundesrepublik Deutschland (1969 bis 
1973)** ist, liegt ein besonderer Akzent auf den Fern- 
meldesatelliten. Bei dem deutsch-französischen Pro- 
jekt „Symphonie" ist die Phase der Projektdefini- 
lion im Jahre 1970 abgcischlossen worden. 1973 soll 
das erste Flugmodell gestartet werden; ein zweites 
soll 1974 folgen (Tz. 273|. Die Einleitung des Pro- 
jekts eines europäischen Fernmeldesatelliten (Tele- 
com) mit einer experimentellen Phase zum Test kri- 
tischer Elemente ist auf der ESRO-Tagung im De- 
zember 1971 in das Anwendungsprogramm auf ge- 
nommen worden. 

Der Bedarf an Fernsehprogrammen, der sich für 
Ende der 70er Jahre abzeidinet, läßt sicii voraussicht- 
lich mit Hilfe von Femsehrundfunksatelliien für 
Direktempfang wirtschaftlicher befriedigen als mit 
herkömmlichen Methoden. Durch Studien werden 
alternative technische Konzepte. Zeit- und Kosten- 
schätzungen für ein solches Satellilenprojekt zur 
Zeit erarbeitet. 

Im Technologieprogramm des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft soll die Entwicklung neuer 
Kommunikationssystcme gefördert werden. /.. B. 
Hohlkabelnachrichtensysteme und laseroptische 
Systeme mit LidUleilfasem bzw. Lmsenbündelung 
(Tz. 277). 


Datenverarbeitung in Wirtschaft, Wissenschaft 
und im öffentlichen Bereich 


Bedeutung. 

gegenwärtige Situation und Probleme 

119. Die Anwendung der Datenverarbeitung in 
Wirtschaft und Wissenschaft als Instniment der 
Rationalisierung und Leistungssteigerung wird im- 
mer widitiger für die WettbewerbsfähigkeiL Dar- 
über hinaus hat die Datentechnik aber auch den 
Charakter einer allgememen Schlüsseltechnik! ihn*. 
Technologie ist oft richtungsweisend für weite Be- 
reiche — 7. B, die Naciirichten- und Regelungstechnik 
— und sie durdidrlngl. im Zuge der Automation, 
andere Industrien mit einem hohen Modemisie- 
rungselfekt. 

Im Bereich der von der öflentlichen Hand zu erbrin- 
genden Dienslleislimgen können die Bedürfnisse 
der Gesellschaft nur durch Einsatz der Datenver- 
arbeitung auch in Zukunft befriedigt werden. 

120. Das 1. DV-Programin des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft und die damit abge- 
stimmten Förderungsmaßnahmen des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft und Finanzen für die marklnahe 
Entwicklung hatten als eines ihrer Ziele der für alle 
Seilen unbefriedigenden Weltbewcrbsvcrzerrung 
durch die technologische Förd-erung von Herstellern 
mit inländischer Basis enlgegenzuwirken. Wenn- 
gleich Mittel der öffentlichen Hand nicht annähernd 
in dem Umfang wie in den US.A bereitgestellt wer- 
den konnten, haben Hersteller mit inländischer 
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Basis ftudi durch die öffentlidie Förderung eine bes- 
sere Marktposition gewinnen können. 

Gleldiwohl sind in der Bundesrepublik Deutschland 
nach wie vor Firmen mit ÜS-Basis marktbeherr- 
schend. Anfang 19?I -entfiel auf sie Lm Bereich der 
milUeren und groben DV-Anlagen ein Anteil am 
wertmäßigen Anlagenbestand von ca, 80 'Va, Günsti- 
ger ist die Situation bei den kommerziellen Klein- 
redinerrij bei denen der Marktanteil von Firmen mit 
US'Basis nur ca. 25 betrug. 


sdien Rechenzentrum und an den Sonderforsdiungs* 
bereichen, vor allem aber durdi den Ausbau und 
die laufende Finanzierung der entsprechenden Hoch- 
sdiuleinrichtungen erheblich an der Förderung der 
Datenverarbeitung beteiligt 

Unter den Siiflungen hat besonders die Stiftung 
Volkswagenwerk durch Nachwuchs- und Forsdiungs- 
fÖrderung der Anwendung der Datenverarbeitung in 
der Wissenschaft neue Impulse gegeben. 


121- Ähnliche Zusammenhänge wie zwischen Tech- 
noiogieförderung in der Datenverarbeitung und der 
Wirtsdiaflspolitik bestehen audi hinsichtlich der Be- 
sdiäftigungspoÜlik, Bisher wurde di^e Ausbildung 
von DV-Fathkräften vorwiegend als eine Zusatzaus- 
hildimg zu einem bereits erlernten oder ausgeiibten 
Beruf durdxgefuhrt. Den größten Beitrag zur Aus- 
bildung leisteten die Herstellerfirmen^ ferner große 
Anwender und gemeinnützige Einrichtungen. Bereits 
heute aber sind die Mögltthkeiten der Anwendung 
von lechnisdten Neuentwicklungen auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung nicht annähernd ausge- 
schöpft. weil ein Mangel an DV-Fadikräften besteht, 
und somit bedeutende Bereiche für ehe DV-Anwen- 
dung noch nicht erschlossen sind und ein ausreichen- 
des Angebot an übertragbaren, standardisierten 
Software-Paketen fehlt. 

Erst seit einigen Jahren sind an öffentlichen Aus* 
bildungsstatten wie Hochschulen, Ingenieur- und 
Höheren Wirtsdiafljsfachschulen Bestrebungen im 
Gange, loformatik-Studiengänge aufzubauen, 

122* Die bisher erfolgte Ausstattung von Hoch- 
schulen mil Rechenkapazität sowie die DV-For- 
schung an den Hochschulen haben die DV-Anwen- 
dung nicht nur im Bereidi der Wissenschaft voran- 
gelrieben, Die Maßnahmen des Bundes und der Län- 
der sowie der Deutschen Forschungsgemeinsdiafl 
reichten jedoch mit den bisher zur Verfügung ge- 
stellten Mitteln nidit aus, den Bedarf zufriedenstel- 
lend zu dedeen. 


Überblick 

über bisherige Förderungsmaßnahmen 

123. Von 1952 bis 1970 haben der Bund und die 
Deutsche Foischungsgemeinschart (DFG] rd. 750 Mil- 
lionen DM für die Förderung der Datenverarbeitung 
äufgewendeL Die Forderung begann mit einein 
Sdiwerpunktprogramm .^Redienanlagen“ der DFG, 
dem sidi ihr Kedienanlagen-BesdiafJungsprogramm 
ansditoß. Ah 1960 leiteten verschiedene Bundes- 
minisierien indirekte und direkte Fürderungsmaß- 
nahmen ein, Die konzentrierte Förderung des Bun- 
des begann 19&7 mit dem 1, Datenverarbeitungspro- 
gramm und der damit abgestimmten Förderung der 
marktnahen Entwidclung. Seit 1969 werden Sonder- 
forsdiuugsbereidie auJ dem Gebiet der Datenver- 
arbeitung, Automation und Halbleiterelektronik an 
den Hodisdiulen gebiJdeL Die Länder waren durch 
ihren Flnanzterungsanteil an der DFG, am Deut- 


Zielvorstellungen und Initiativen 

124- In der Regierungserklärung vom 23, Oktober 
1969 heißt es: ^Man übertreibt nicht, wenn man der 
Computertedinik eine katalytische Wirkung nicht 
allein für die gesamte wissenschaftlLdi-tedmische 
Entwicklung zuspridrt, sondern weil darüber hinaus 
für die mduslrielle ProdukUon, die Verwaltung und 
andere Bereidie.** 

Dio Bundesregierung hat auf dieser Grundlage am 
26. Oktobtu 1971 ein 2. ÜV-Programm für den Zeit- 
raum von 1971 bis 1975 beschlossen*). Die Daten- 
verarbeitung soll in diesem Zeitraum mit einem 
wesentlich höheren Gesamt voluraen als bisher^, näm- 
lich mit 2423 Millionen DM gefördert werden. (1952 
bis 1970 ca. 680 Millionen DM). 

125- Die Veränderungen in der Struktur und im 
Volumen der Förderung werden aus Übersicht 2 
deuüidi: 

Übersicht 2 

Prioritäten lm 1, und 2. DV-Progranun 


1 

1 DV-Pro- 
qranin) und 
perailele 
Akiivi täten j 
1967 bis 1970 

2. DV-Pto^ 
qramm 

1971 bis L975 


Mü- 

lionen 

DM 


Mil- 

lionen 

DM 


Hochsdiulbereidi (ein- 
schJieölidi Hödisdiul- 
rechner) 

1 

43 

^2 

757.9 

3/ 

Berufsbildungszentren - 

4 

1 

162,0 

7 

DV- Anwendungen . . . , 

57 

16 

558.0 

23 

Industrielle Forsdiung 
und Entwicklung , . - . 

1 

215 

59 

705,4 

29 

Sonderp mg ramme .... 

42 

12 

240.2 

W 

zusammen . . - 

1 

36 L 

lÖÖ 

2 423,5 

WO 


’J Eine flankiereride Maönahme ist hier der Sdiwerpimkt 
„elektronisdie Bauelemente“ des Programms zur För- 
derung von Forschung und Entwicklung für industrielle 
Innovationen (Tz. 277). 

-) 2. DalenverarbeiLungsprograinm der Bundesregierung 
1971 bis 1975, Bonn 1971, vgL auch Tz. 274 und Mate- 
rialien zum Bundesberidit Forsdiung IV Kapitel L3 
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126. Besondere Bedeutung wird demnach im 2. DV- 
Programm der Ausbildung beigemessen. ln der be- 
ruflichen Bildung und an den Hochschulen sollen 
personelle und sachliche Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen werden, daß dem rasch steigenden Bedarf 
an Datcnverarbeilungspersonal aller Qualifikations- 
ebenen entsprochen werden kann, berufsbezogene 
Kenntnisse vermittelt werden und eine angemessene 
Fortbildung gewährleistet wird. Die Forschung auf 
dem Gebiet der Datenv'‘erarbeitung an den Hoch- 
schulen wird durch ein überregionales Forschungs- 
programm Informatik gefördert, das von Bund und 
Ländern gemäß Artikel 9l b GG gemeinsam finan- 
ziert wird. Die Bundesregierung wird sich in der 
Bund-Lander-Kommission für Bildungsplanung dafür 
einsetzen, daß die Datenverarbeitung über die 
eigentlichen DV-Berufe hinaus auch in den Ausbil- 
dungs- und Prufungsplänen anderer Fachrichtungen 
angemessen berücksichtigt wird. 

127. Um neuartige Anwendungen der Datenverar- 
beitung zu erschließen, sollen folgende Bereiche ge- 
fördert werden: 

— Rechnerunterstülzte Informations-, Dispositions- 
und Entscheidungssysleme, 

— Datenverarbeitung im Bildungswesen, 

— Datenverarbeitung in der Medizin, 

— rechnerunterstütztes Entwickeln und Konstruie- 
ren, 

— Prozeßlenkung mit DV-Anlagen. 

Die Enlwitklung standardisierter Software-Pakete 
soll helfen, kurzfristig eine wesentliche Rationali- 
sierung durch Datenverarbeitung bei einer größeren 
Zahl von Anwendern in der gewerblichen Wirtschaft 
zu erreichen. 

128. Vor allem auch im öffentiictien Bereidi müs- 
sen künftig die Möglichkeiten der Rallonalisierung 
und Leistungssteigerung durch die Datenverarbei- 
tung sehr viel stärker genutzt werden als bisher. 
Die personalintensiven Dienstleistungen im Gesund- 
heitswesen, im Bildungswesen und in anderen 
öffentlichen Aufgabenbereichen müssen mit Hilfe 
der Datenverarbeitung rationalisiert werden, wenn 
diese öffentlichen Dienstleistungen in dem notwen- 
digen Umfang ausgebaut werden sollen. 

129. Wegen ihrer großen Bedeutung soll u. a. die 
Entwicklung von Großrechner-Teilnehmersystemen 
weiterhin unterstützt werden, w^eil 

— durch diese Arbeiten das System wi.ssen wesent- 
lich bereichert wird, 

— kleinere und mittlere Betriebe Großrechner durch 
Datenfernverarbeitung zur Leistungssteigerung 
und Rationalisierung nutzen können, wenn 
eigene kleinere Gerate nidit wirtschaftlich einzu- 
setzen sind, 

— der an Bedeutung schnell zunehmende Markt lur 
Terminals und Datenfernverarbeitung^inrichlun- 
gen besser für die deutsche Fnduslrie erschlossen 


werden kann, wenn diese auch über geeignete 
Anlagen für den Systemkern verfügt. 

Dabei unterstützt die Bundesregierung die Bemü- 
hungen der Industrie, zu einer Kooperation mit an- 
deren europäischen DV-Herstellern zu gelangen. 

130. Förderungsmaßnahmen im industriellen Be- 
reich sollen dazu beitragen, eine ausgewogene 
Wettbewerbslage auf dem DV-Markt in der Bundes- 
republik zu schaffen. Richtlinien für die Beschaffung 
von Datenverarbeitungsanlagen mit Bundesmitteln 
sollen sicherslellen, daß bei den Beschaffungen Her- 
steller mil europäischer Basis eine ihrer Leistungs- 
fähigkeit entsprechende Chance erhallen, Um dabei 
die DV-Uniernehmea von dem wachstumshemmen- 
den Kapitalengpaß bei der Vorfinanzierung des 
Mielgeschäfts zu entlasten, wird die Bundesregie- 
rung auch prüfen, ob und wie Mielfinanzierungsge- 
sellschaflen für einen begrenzten Zeitraum unter- 
stützt werden sollen. 

Die industrielle Forschung in Gebieten, deren Be- 
herrschung für eine künftige Konkurrenzfähigkeit 
der Dalenverarbeitungs-Untemehraen von entschei- 
dender Bedeutung ist, soll auch weiterhin durch Zu- 
schüsse gefördert werden. Allerdings tritt das Ge- 
wicht der dafür bereilgestellten Mittel gegenüber 
dem 1. DV-Programm zurück. 


Energiegewinnung 

Situation und Probleme 

131. Kennzeichnend für die Situation auf dem 
Energiesektor ist seit langem ein jährlicher Zuwachs 
des Primärenergiebedarfs von etwa 3 bis 4^/o. 
Gleichzeitig ist ein deutlicher Trend zur Substitution 
der festen Primärenergieträger durch „edlere" Ener- 
giearten. speziell dnvdi Elektrizität, zu beobachten. 
Vor allem hierauf beruht die enorme Zunahme des 
Elektrizitätsbedarfs mit derzeit 7 bis 8®/o pro Jahr, 
was einer Verdopplung der Stromerzeugung etwa 
alle 10 Jahre entspricht. 

Gegenwärtig werden fast 30 ^/o des Verbrauchs an 
Primärenergie zur Elektrizitätserzeugung aufgewen- 
det. Bei der erheblichen volkswirtschaftlichen Be- 
deutung eines ausreichend großen und sicheren An- 
gebots an preisgünstiger Energie ist es für ein 
Energie-Importland wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land wichtig, sich frühzeitig nach solchen Energie- 
quellen umzusehen, die preisliche Attraktivität mit 
Krisenfestigkeit und Umweltfreundlichkeit verbin- 
den. 

132. Mit dem Erfolg der Kernkraftwerke mil Leidit- 
wasserreaktoren ist dieses Ziel der Energieversor- 
gung näher gerückt. 

Die langjährigen Förderprogramme der Bundesregie- 
rung für Kernforschung und Kerntechnik haben die 
kommerzielle Nutzung der Kernenergie beschleunigt 
und es ermöglicht, bis 1971 bereits Kernkraftwerke 
mit einer Kapazität von rd. 1500 MWe in Betrieb zu 
n^men. 
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S ch a u b i 1 [J 2 

Bau und Betrieb von Kernkraftwerken 
In der Bundesrepublik Deutschland 
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133, Mit steigendem Slrombedarf ergibt sich aber lagen forsdiung, die Weite reu t^vicklung der sdmel- 

Dicht nur das Problem der ausreichenden Energie- len Brutreaktoren und der Hoditemperaturreakto- 

erzeugung: es wird auch immer widitiger, neue Ver- ren, die Uranan reich erungstedinik sowie Reaktor- 

fahren der Energieumwandlung, der Energieüber- sidierheit^ Strahlensäiutz umi nuklearer Umwell- 

tragung und der Energiespeidierung zu entwickeln. sdiutz sein. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

134 , Bund und Länder haben die Kernforsdiung 
und kern technische Entwicklung mit drei großen 
Atom Programmen gefürderh in deren Rahmen bis- 
her 9,3 Mrd. DM aufgewendet worden sind. 

I. Atom Programm 2. Atomprogramm 3. Alomprogramin 
(1956 biE m2) (1963 bis 1967) (1968 bis 1972) 

1.5 Mrd DM 3,8 Mrd DM 4,0 Mrd. DM 

bis 19?l 

1970 wurden die Mittel des Bundes um 23®'ti, 1971 
um gegenüber dem jeweiligen Vorjahr erhöht. 

135, Die 4. Internationale Atomkonferenz Im Sep^ 
lember 1971 in Genf bol eine gute GeLegenfieit, das 
in der Bundesrepublik Deulsdiland Erreichte im 
internationalen Vergleich kritiscii zu weilen. Sie hat 
gezeigt, daß der konzentrierte Einsatz von Mitteln 
in der Crundlagenforsdiung wie in der tedmisdien 
Entwicklung groöe FörtschriUc gebracht hat h- 

136, Ein Gemeinschansprojekt zur Hodispaimungs- 
Gleidistrom- Übertragung wunde unter Beteiligung 
des Bundes und der Wirtschaft sdron seit 1960 im 
Schwerpunktprogramm der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft gefördert. Für Hochspannungs-Gleich- 
strom- Übertragung und Energieumwandlung sind 
£iuch Snnderforsdiungsbereiche an den Hochschulen 
eingerichtet worden. 


Zielvorslellungen uncJ Initiativen 

137, Kernforsdiung und Kerntechnik werden in Zu- 
kunfl nidit intiht die überragende Rolle bei den 
durch grobe Fachprogramme geförderten For- 
sdiungs- und Eni wicklungsberei dien spielen. Diese 
Änderung der Gewichtung in der s/Laatlidien Förde- 
rung rechtfertigt sich vor allem durch die inzwischen 
erreichten Ergebnisse. Ein zweiter Grund ist die zu* 
nehmende Zahl wissensdnaftheher und technologi- 
sdier Bereiche vergieidibarer Bedeutung, die eben- 
falls staaüidier Förderung bedürfen. Dementspre* 
cheml werden ln die ArbeLtsprogramme der Kern* 
forschungseinricbtungcn auch neuCr nichtnukleare 
Aufgaben aufgenommen. 

Dennoch w-erden die Mittel für die Forschung und 
Entwicklung im Bereich der Kernenergie auch in den 
kommenden Jahren nodi ansteigenr wenn auch mit 
abnehmenden Zuwachsraten^). Die Beralungen über 
das 4. Atomprogramm sind im Gange. Schwerpunkte 
werden die internationalen Vorhaben der Grund- 


^1 über die Ergebnisse yql Ts:. 272 und Mateiialien ziim 
Bundesbeiiht Foisctning IV Kapitel l.l 
=) vgl. Ubersicbt 1 1 und Schaubilci 6 


138 , Die Bundesregierung fördert die Fusionsfor- 
schimg in den beiden P I asm a physik- Ins ti tuten in 

I Garching (Max-Plandc-lnstitut für Plasmaphysik) 

I und Jülidi (Institut der KFA). Die Arbeiten haben 
das Ziel, die physikali^iche Realisierbarkeit eines 

I energietiefernden Fusionsreaktors zu zeigen und 

I anschließend, im nächsten Jahrzehnt, einen Lahor- 

I Prototyp*Fusionsreaktor zu entwickeln. Die For- 
schungsaufw’end'imgen für die Fnsionsphysik betru- 
gen 1971 etwa 65 Millionen DM, 

^ Die Fusioiisarbeiten der Länder der Europäisdien 
Gemeinschaft sind durch As.soziatjions vertrage mit 
EURATOM eng unlereinander abgesUmmt und 
koordiniert. Nicht zuletzt hierdurch besitzen sie im 
internationalen Wettbewerb Gewicht, Von indu- 
strieller Bedeutung werden Fusionsreaktorkraft- 
werke wahrscheinlich erst nach dem Jahre 2000 sein. 

139 . Die Versorgung mit Uran spielt für die Ener- 
gieerzeugung mit steigendem Anteil der Kern- 
kraftwerke eine besondere Rolle. Die Bundesregie- 
rung hat durch die Förderungsmaß nahmen zur Betei- 
ligung deutscher Unternehmen an UronlagerstaUen 
und durdi Beschaffungen un Rahmen des Devisen- 
ausgleifhsabkomniens mit den USA erreicht, daß der 
geschätzte Natururanbedari unseres Landes bis 1976 
voll und für die Jahre 1977 bis 1980 schon jetzt zur 
Hälfte gedeckt bl. Der übrige Bedarf bis I960 wird 
auf Grund der laufenden Prospektionen im In* und 
Ausland sowie durch Käufe auf dem Weltmarkt be- 
friedigt werden können. Zur Sicherstellung des 
NaLuriiranbefdarfs nach 1980 wird die Bundesregie- 
rung die Prospeklions- und Be teiligungsbem Übun- 
gen deutscher Unlernebinen weiterhin unterstützen. 

140 * Zur Versorgung mit angereichertem Uran 
reidit die Kapazität der Anreücherungsanlagen in 
den USA aus, den gesamten Bedarf der westlichen 
Wett bis zum Ende der siebziger Jahre zu decken. 
Hierüber bestehen verbindliche Zusagen. Die Bun- 
desregierung trifft Vorsorge, nach diesem Zeitpunkt 
ausreichende Anieidherungskapazitäten zur Verfü- 
gung zu haben, Dazu hat sie 1970 mit den Regierun- 
gen Großbritanniens und der Niederlande den Ver* 

I trag von Afmelo geschlossen* der zunächst nach der 
Erstellung von Pratolyp-Trennanlagen der drei 
Partner auf die Errichtung einer gemeinsamen Groß- 
anlage auf Zentrifugenbasis ab 1974.'75 zielt. 

Die Bundesregierung hat ihre Bereitschaft erklärt, 
zusammen mit der Kommission der Europälsdien 
Gemeinschaften die Angebote der amerikanischen 
und der französischen Atombehörden über die Zu* 
sammenarbeil bei der Beurteilung^ Planung und ge- 
gebenenfalls dem Bau gemeinsamer Anreicherungs- 
anlagen auf der Basis des Gasdiffusionsverfahrens 
zu prüfen. Kontakte zwischen deutschen Unterneh- 
men und dem französischen Atomenergie-Koniniis- 
sariat wegen der gememsamen Ausarbeitung einer 
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technisch- Wirtschaf llidien Studie sind inzwischen 
aufgenommen worden. 

Die Bundesreg'ierung fördert ferner im Kernfor- 
schungszentrum Karlsruhe — zunächst zur Absiche- 
rung der anderen Bestrebungen — die Entwicklung 
des Trenndüsen Verfahrens ziur Urananreicherung. 

141. Im Rahmen ihres neuen Technologiepro- 
gramms fördert die Bundesregierung Projekte zur 
eIektrochemisch-katälY“tisclien Energieumwandlung 
und für andere Technologien der nicht-nuklearen 
Energieumwandlung sowie der Energieübertragung 
und -Speicherung. Beispiele hierfür sind die For- 
schungen über Brennstoffzellen und wiederauflad- 
bare Batterien, die u. a. auch in künftigen Elektro- 
fahrzeugen w'egen ihrer sehr geringen Umweltbela- 
stung eine große Rolle spielen können i technisch 
wären Prototypfährzeuge in etwa zwei Jahren mög- 
lich. Andere Projekte betreffen die Entwicklung 
supraleitender Kabel für hohe Leistungen, die große 
Energiemengen über weite Stredcen billig transpor- 
tieren können. Sie w^erden zur Versorgung der Bal- 
lungszentren einen entscheidenden Beitrag liefern 
können. 


Rohstoffe 

Situation und Probleme 

142, Im Vorfeld der Rohstoffversorgung hat die 
Wissenschaft wichtige Aufgaben wahrzunehmen, die 
hauptsächlich auf folgenden Gebieten liegen: 

— Kenntnis der Genese und des Auftretens von 
Lagerstätten auf dem Festland und im Meer, 

— Methoden und Geräte für Prospektion und 
Exploration, 

— anwendiungsorientierle Forschung im Bereidi der 
Werkstoffe. 

ln der Bundesrepublik Deutschland sind hierfür ins- 
gesamt gute Voraussetzungen gegeben. Die Bundes- 
anstalt für Bcxlenforschung in Hannover ist auf den 
Gebieten der Lagerstättengenese und der methodi- 
schen und gerälelechniischen Entwicklung für die 
Prospektion tätig, ln den Geologisdien Landesam- 
tem und Forsch imgsanstalten der Länder werden 
ähnliche Probleme bearbeitet. Die Lagerstätten- 
kunde und die Rohstofforschung haben an den 
Technischen Hochschulen und in der geowissen- 
schaftlichen Grundlagenforschung auch an den Uni- 
versitäten eine gute Tradition. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

143. Ein gewisser Schwerpunkt der Förderung liegt 
in der Bundesanstalt für Bodenforsdiung, deren Etat 
für Arbeiten auf dem Gebiet der angewandten Geo- 
wissenschaften im Jahre 1971 12,4 Millionen DM 
betrug ^). 

'I vgl. Materialien zum Bundesberidit Forschung IV Ka- 
pilel 2.4.3 


Hinzu kommen Teilbeilräge aus spezifischen För- 
derprogrammen des Bundes, die mittelbar den Roh- 
stoffbereich tangieren j so z. B. bei der Meeres- und 
Atomforschung. Allein für die Uranprospektion 
wurden hier 1971 fast 20 Millionen DM bereitge- 
stellt. 


Zielvorstellungen und Initiativen 

144. Die Bundesregierung wird die eingangs ge- 
nannten Bereiche, in denen die Wissenschaft Bei- 
träge auf dem Gebiet der Rohstoffgewinnung lie- 
fert, verstärkt fördern. Dazu wird einmal die Bun- 
desanstalt für Bodenforschung ihre Aktivitäten in- 
tensivieren; neben der Lagerstättenforschung und 
methcxlischen und gerä’tetechnischen Entwicklungen 
wird sie auch die wissenschaftlichen Probleme des 
behälterlosen Tiefspeicherns von Erdöl und Erdgas 
bearbeiten. 

im Meeresforschungsprogramm wird der Schwer- 
punkt „Rohstoffbezogene Meeresforschung " stärker 
gefördert werden (Tz. 276). Die Lagerstatten an Ener- 
gierohstoffen und anderen mineralischen Rohstoffen 
auf dem Meeresboden und in seinem Untergrund 
werden auf lange Sicht immer bedeutsamer für die 
Rohstoffversorgung werden. Die Forschungsarbeiten 
erstrecken sich auf die Kohlenwa.sserstoffe sowie die 
in den Erzschläininen und Manganknollen enthal- 
tenen Wertmetdlle wie Kupfer, Nickel, Blei und 
Zink. Die Bundesregierung unterstützt diese Arbei- 
ten u. d. durch das in ihrem Auftrag gecharterte und 
speziell ausgerüstete Forschungsschiff „ Valdivia**, 
auf dem Experten der WissensÄaft und der Wirt- 
schaft gemeinsam arbeiten, andererseits aber auch 
durch Förderung von industriellen Projekten der 
Aufbereitungs- und Förderledinik im Rahmen der 
technologischen Forschungsförderung. 

145. Auch das Atomprogramm wird mit seinen 
Arbeiten zur Urangewinnung und -anreicherung 
weiterhin die Rohstoffversorgung verbessern. 


Schlüsseltechnologien 
für industrielle Innovationen 

Situation 

146. Auf einigen wichtigen Gebieten der techno- 
logisdien Entwicklung hält die Bundesrepublik 
Deutschland heute im internationalen Vergleich 
keine Spitzenposition. Dies gilt besonders für einige 
Schlüsseltechnologien, die ln den USA, aber auch in 
Japan Objekt umfangreicher staatlicher Forderungs- 
maßnahmen sind. 

Die Bundesregierung ist sich darüber klar, daß es 
für einen Industriestaat mittlerer Größe wie die 
Bundesrepublik Deutschland falsch wäre, auf allen 
Gebieten der Technologie eine führende Stellung 
anzustreben. Sie sieht aber auf lange Sicht eine Ge- 
fahr für die Wettbewerbskraft unseres Landes, 
wenn es nicht gelingt, wenigstens auf den Gebieten 
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wichtiger Schlüsseltechnologien zur Spitzengruppe 
auizuschließen. 


Bisherige Förcjerungsmaßnahmen 

147. Im Rahmen der Kern- und Weltraumfor- 
schungs-, Datenverarbeilung^s- und Meeresfor- 
schungsprogrdirune werden bereits seil mehreren 
Jahren technologische Vorhaben gefördert, denen 
z. T. Schlüisselfunktjionen für die gesamte Entwick- 
lung zukomraen. Im Jahre 1969 hat die Bundes- 
regierung in einem besonderen Programm die kon- 
zentrierte Förderung neuer Technologien aufge- 
nommen ')• Es werden Einzel Vorhaben in verschie- 
denen Bereichen gefördert, vor allem auf dem Ge- 
biet der Optik, Energie-* Nachrichten- und Meß- 
technik und der Halbleiter. Im Jahre 1970 wurden 
33,1 Milhonen DM, 1971 86,7 Millionen DM im 
Haushalt des Bundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft bereitgestellt. 

Im marktnahen Bereich wird dieses Programm er- 
gänzt durch die Förderung von Erstinnovationen 
und der hierzu erforderlichen Entwicklungen. Die- 
ses „Ergänzungsprogramm*' ist 1971 mit 7,5 Mil- 
lionen DM im Haushalt des Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen angelaufen. 


Zielvorstellungen und Initiativen 

148. Die schwerpunktmäßige Förderung industriel- 
ler Schlüsseltechnologien wird sich innerhalb des 
Planungszeitraums der mittelfristigen Finanzpla- 
nung vor allem au! folgende Bereiche erstrecken, 
wobei die Bundesregierung mangels einer Gesamt- 
überslchl über den „technologischen Bedarf* gerade 
in diesem Bereich die Notwendigkeit verbesserter 
Planungsverfahren für die Programmdefinition er- 
kennt 

— Elektronische Bauelemente (Malerialforschung 
und -Charakterisierung, neue Technologien wie 
Ionenimplantation und neue Konlaktierverfah- 
ren, Fertigungsverfahren, integrierte SchaUun- 
gen, Optoelektronik. Höchstfrequenzbauelemente, 
Sensoren. Wandler); 

— Nachrichten- und Informationstechnik 

(neue Übertragungskomponenten wie Hohlkabel 
und Lichtleitkabel. Bildtechmk und Reprogra- 
phie) ; 

— Physikalische Technologien unter Grenzbedin- 
gungen ( z. B. Supraleilungsteciinik, Kryotechnik, 
Vakuum- und Oberflächentechnik, Technik höch- 
ster Drucke); 

— Optik und Meßtedinik, Regelungstechnik; 

— Energietechnik (z. B. Elektrocheinisch-kalalyli- 
sche Energieumwandlung und andere Tedinolo- 
gicn der nichtnukleaien Energieumwandlung so- 
wde der Energieübertragung und -Speicherung); 
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— Werkstofftechnologie (z. B. Sondermetalle und 
-legierungen, Sinter- und Verbundwerkstoffe, 
Verfahren der Herstellung und Bearbeitung der 
Werkstoffprüfung, Tribologie und Korrosion) so- 
wie 

— Verfahrenstechnik. Konstruktions- und Ferti- 
gungstechnik. 

149. Die Arbeit an den Teilprogrammen ist unter- 
schiedlich weit fortgeschritten. Derzeit wird ein Teil- 
programm „Elektronische Bauelemente" vorbereitet, 
Teilprogramme für die Gebiete der Optik, der Ener- 
gietechnik und der Nadirichtentedinik sind beab- 
sichtigt. Für ein in Aussicht genommenes Programm 
Werkslüfftechnologie liegt eine erste Studie vor. 

Das für die Zukunft voraussichtlich wichtige Gebiet 
der Biotechnologie wird im Rahmen mehrerer Einzel- 
vorhaben gefördert. 

Ob und m welcher Hohe Zuschüsse, die vornehmlich 
an die Forschungsstellen der Industrie fließen, ge- 
währt werden, hängt in erster Linie davon ab, wie 
bedeutsam das Vorhaben für die gesamtgesellschaft- 
liche Entwicklung ist, wie groß die technischen und 
wirtschaftlichen Risiken und wie langfristig die Vor- 
haben sind und ob Wettbewerbsverzerrungen ge- 
genüber dem .Ausland bestehen. Die Zuwendungen 
betragen im Regelfall 50 v. H. der ausgewiesenen 
Selbstkosten. Für 1972 sind insgesamt 83,7 Millionen 
DM vorgesehen, die bis 1975 aul mehr als 300 Mil- 
lionen DM gesteigert werden können. 


Arbeitswelt und technischer Wandel 
Situation und Probleme 

150. Techni-sche Neuerungen, unter bestimmten ge- 
sellsdiaftlichen Bedingungen entwickelt und einge- 
-selzl, haben weitreichende wirtschaftliche und so- 
ziale Auswirkungen. Unmittelbar betroffen sind die 
im Arbeilsleben Tätigen durch 

— Änderungen der Arbeitsabläufe und der Arbeits- 
platzgestaltung, 

— Änderungen der physischen, psychischen, sozia- 
len und gesundheitlichen Bedingungen im Ar- 
beitsprozeß, 

— Änderungen der beruflichen Anforderungen und 
des Arbeitsmarktes, 

— Änderungen der Freizeitbedürfnisse und des Frei- 
zeitverhaltens. 

Die Aufgabe der Forsdiung ist eine doppelte. Diese 
Folgen des technischen Wandels für die Arbeitswelt 
im einzelnen zu analysieren und die wissenschaft- 
lichen Grundlagen für die Beseitigung eingetretener 
und für die Verhinderung künftiger negativer Aus- 
wirkungen bereitzustellen. 

151. Wichtig sind wissenschaftliche Arbeiten vor 
allem auf folgenden Gebieten: 

— Analyse der Verhältnisse und Veränderungen 
auf dem Gesarntarbeitsmarkt und auf Teilarbeits- 
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markten i Untersuchungen über die Sozialstruktur 
der erwerbstätigen Bevölkerung sowie über Aus- 
wirkungen technischer Veränderungen auf den 
Umfang und die Struktur des Erwerbstätigen- 
potentials, Prognosen über Angebots-Nachfrage- 
Relationen auf dem Gesamtarbeitsmarkt und auf 
Teilarbeitsmärkten (Arbeitsmarktforschung}. 

— Untersuchungen über die Entwicklung einzelner 
Berufe und berufsspezifischer Qualifikationen 
unter Berücksichtigung der Struktur und der Ent- 
wicklung des Gesamtarbeitsmarktes (Berufs- 
forschung). 

— Arbeiten zur vorberuflichen Bildung und Berufs- 
beratung, zur Berufsausbildung und zur beruf- 
lichen Fortbildung und Umsdiulung (Berufsbil- 
dungsforschung ; vgl. Tz. 192). 

— Untersudiungen über Arbeilsabläufe, zur Ar- 
beitsplatzgestaltung, zur Arbeitsphysiologie, über 
Uniallschulz und Unfallverhütung (arbeitswis- 
senschaftliche Forschung). 

— Auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin stehen Fra- 
gen des ursächlichen Zusammenhangs zwischen 
bestimmten beruflichen Tätigkeiten oder Arbeils- 
stoffen und der Entstehung von Krankheiten so- 
wie die Ermittlung von Früherkennungsmethoden 
im Vordergrund *). 

— Forschungen über die Gesamtheit der mit dem 
lechnisdien, wirtschaftlichen und sozialen Wan- 
del zusammenhängenden Probleme im Hinblick 
auf eine Weiterentwicklung der Gesellschafts- 
polilik und eine Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

152. Untersudiungen zur Arbeitsmarkl- und Be- 
rufsforschung werden im Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit 
in Erlangen sowie in arbeits- und sozial wissenschaft- 
lichen Hochschülinstituten und Forschung.seinnch- 
tungen durchgeführt. 

In der Berufsbildungsforschung sind insbesondere 
das 1970 gegründete Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung in Berlin, für das im Jahr 1971 
7 Millionen DM bereitgestellt wurden, das Institut 
für Bildungsforschung in der Max-Planck-Gesell- 
schaft und einige Hochsdiulinstitule tätig. 

Arbeitswissensdiaftliche und arbeilsmedizinlsche 
Forschungen werden über die 1971 gegründete Bun- 
desanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung, 
der für Forschungsvorhaben 1971 rd. 0.8 Millionen 
DM zur Verfügung standen, sowie über mehrere 
medizinische, arbeits- und Ingenieurwissenschaflliche 
Institute innerhalb und außerhalb der Hochschulen 
gefördert. 

Gleichfalls 1971 hat die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft mit der Förderung eines Schwerpunkfpro- 
gramms „Industrie-, Betriebs- und Organisalions- 
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Soziologie“ begonnen, in dem Probleme der Ar- 
beitswell und des ledinischen Wandels besonders 
in ihren Auswirkungen auf den Arbeiter im Betrieb 
untersucht werden, ln München soll ein Sonder- 
forschungsbereich „Industrie- und Betriebssoziolo- 
gie“ geschaffen werden. 


Zielvorstellungen und Initiativen 

Die Forschungspolitik der Bundesregierung hat irn 
Problembereich „Arbeitsw'elt und technischer Wan- 
del“ vor allem drei Schwerpunkte. 

153. In der Arbeitsmarkl- und Berufsforschung 
sind neben der Erarbeitung der Grundlagen die Auf- 
gaben den neuen Problemen und Fragen anzupas- 
sen. Für Planungen der Wirlschafts-, Sozial-, Bil- 
dungs-, Verkehrs-, Raumordnungs- und Städlebau- 
politik erweisen sich Prognosen über die zukünftige 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkl als immer wich- 
tiger. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat eine Studie in Auftrag gegeben, die mit 
Hilfe eines Strukturmodells den Arbeitsmarkl der 
Bundesrepublik prognostizieren soll. 

Da die üblichen Berufsklassifizierungen für eine vor- 
ausschüuende Arbeitsmarklpolilik nicht mehr genü- 
gen. müssen neue Kriterien entwickelt werden, da- 
mit prognosefähige Informationen über Erwerbs- 
tätigkeiten und Erwerbspersonen möglich sind. Bis 
1974 soll eine Beschäftiglenstatistik aufgebaut wer- 
den, Darüber hinaus werden u. a. Fragen der Teil- 
zeitbeschäfligung, die Entwicklung und Anwendung 
der Datenverarbeitung im Personalwesen und ihre 
Bedeutung für den Arbeitsmarkt, die sozialen Aus- 
wirkungen der Ausländerbeschäftigung und die 
Fragen gewerblicher Ansiedlungen in ländlichen 
Problemgebieten untersucht. Geplant sind Arbeiten 
über die wirtschaftlichen Aspekte der Ausländer- 
beschäftigung. 

Ein Teil der mit Hilfe der Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung gewonnenen Erkenntnisse läßt sich un- 
mittelbar für die zeit- und zukunftsgerechte Gestal- 
tung der beruflichen Bildung verwerten. 

154. In der arbeitswissenscJidftlichen und arbeits- 
medizinischen Forschung müssen in stärkerem Maße 
als bisher Untersudiungen über die Gestaltung von 
Arbeitsplätzen durrhgeführl und möglichst einfache 
Verfdhrem zur Beurteilung der Arbeitsplätze und zur 
Analyse von Arbeilsabläufen entwickelt werden. 
Die Sozialmedizin wird sich künftig stärker der Er- 
forschung der Wechselwirkungen zwisdien Krank- 
heit und Gesundheit auf der einen und privater Le- 
bensgestdlluiig. Berufstätigkeit und Gesellschaft auf 
der anderen Seile zuwenden müssen. 

Die seil 19G7 wieder steigende Zahl der Arbeits- 
unfälle macht deutlich, daß die Unfallforschung bei 
engerer Zusammenarbeit der einzelnen Disziplinen 
wesentlich verstärkt werden muß; der Aufbau der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 
in Dortmund leitet diese Entwicklung ein. Für die 
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Entwicklung lännarmer Betriebsanlagen und Ar- 
beitsmiltel, für die Untersuchung von Heim- und 
Freizeitünfällenf für die psychologisdie Unfallfor- 
säiung und für die Verkehrsunfallforsdiung müssen 
mehr Mittel als bisher eingesetzt werden. 

Bei den verschiedenen Formen der Behinderung be- 
steht noch in vielen Bereichen Unklarheit über die 
zweckmäßige Form der Rehabilitation? deshalb ist es 
erforderlidif sidi mit dem medizinischen, beruflichen 
und sozialen Sdiicksal Behinderter wissenschaftlich 
zu befassenf die bestehenden Ansätze für eine Reha- 
bilitatioDsforschung werden verstärkt, 

155^ Ein weiterer Schwerpunkt wird in der Tätig- 
keit der Kommission für wirtschaftlichen und sozia- 
len Wandel liegen. Sie wurde auf Grund eines Be- 
schlusses der Bundesregierung vom 8. Oktober 1970 
als unabhängige Kommission berufen; sie soll die 
Arbeit des auf Initiative der Parteien und Tarif- 
Partner gegründeten Arbeitskreises Automation 
weiterführen und durch Forschung und Berichts- 
tätigkeit dazu beitragen, die mit dem wirtschaft- 
lichen und sozialen Wandel zusammenhängenden 
Probleme insgesamt zu untersuchen und darzuslel- 
len, Die Kommission wird dabei folgende Schwer- 
punkte berücksichtigen: 

— Entwicklung und Auswirkungen tedinischer und 
organisatorischer Neuerungen in den Wirt- 
schaftssektoren, 

Möglichkeiten der sinnvollen Förderung des 
technischen Fortschritts, 

— Bewältigung unerwünschter Auswirkungen des 
technischen Fortschritts, 

— Einflußnahme auf die Verteilung des aus dem 
Wirtschaft liehen Wschstums resultierenden Wohl- 
standszuwachses, 

Die Kommission soll aufzeigen, welche wirtsctiafts-, 
sozial- und hildungspoU tischen Möglichkeiten be- 
stehen, um im Rahmen der marktwirtschaftlichen 
Ordnung der Bundesrepublik den technischen und 
sozialen Wandel in der Wirtschaft zu fördern und im 
Interesse der Bevölkerung zu gestalten. 

Der Kommission stehen für ihr eigenes Forschungs- 
programm 4,2 Millionen DM zur Verfügung, Ihre 
Tätigkeit wurd mit einem Gutachten abgeschlossen 
werden, das spätestens Anfang 1975 erstattet wer- 
den soll. 


Verteidigung und Sicherheltspolitik 

Situation der Forschung für die Verteidigung 

15ß, Die Friedenspolitik der Bundesregierung ist 
auf Entspannung ausgerlchtet und schließt das Ziel 
einer gleichgewLdiUgen Abrüstung ein. Die Bundes- 
republik Deutschland leistet auch im Sinne dieser 
Politik ihren Beitrag im westlichen Verteidigungs- 
bündnis. Zu diesem Beitrag gehört auch eine ent- 
sprechende Forsdiung und Entwicklung. 


fm Rahmen der politischen und militärischen Ziel- 
setzung der Sicherheitspolitik dienen Forschung und 
Entwicklung für die Verteidigung der Steigerung 
der Kampfkraft, der Steigerung der Überlebens- 
fähigkeit und der Verbesserung der Führungsmittel. 

Schwerpunkte bilden 

— die auf Entwicklung von Waffensystemen und 
Gerät ausgeriditete wehrtechnisdie Forschung im 
Bereich der Natur- und Ingenieurwissensdiaften, 

— die auf Erhaltung, Festigung und Wiederherstel- 
lung der Gesundheit der Soldaten ausgerichlete 
wehrmedizinische Forschung, 

— die auf Aus-, Fort- und Weiterbildung in der 
Bundeswehr ausgerichtete sozial- und erzie- 
hungswissen scha ft liehe Forsdiung, 

— sowie auf die Entscheid ungs- und Führungs- 
prozesse ausgerichlete gesellschaftswissensdiaft- 
liche Forschung. 

Das finanzielle Sdiwergewidit liegt auf Forschung 
und Entwicklung für die Wehilechnik (Tz, 163) 

157. Häufig dienen die Forschungsprojekte nicht 
nur einem Zieh So ist die wehrtechnisdie Forschung 
z. B. sowohl auf Steigerung der {konventionellen) 
Waffenwirkung wie auf ilLe Steigerung cter CJber- 
lebensfähigkeit (auch hei Einwirkung nichtkonven- 
tioneller Kampfmittel) ausgerlchtet. Gegensätz- 
lichen Zwecken dient die Forschung häufig an ein 
und derselben Untersuchuogsstelle, z, B. Forschun- 
gen zur Steigerung des Panzerdurchschlags und zur 
Steigerung des Panzerschutzes oder zur Störung des 
gegnerischen Funkverkehrs und zum eigenen 
Schutz gegen solche Störung, 

Vielfach sind die spezifischen militärischen Ziele für 
die Forschungsarbeiten selbst gteichgiiltig. Die Halb* 
leiterforscfaung für mikrominiaturisierte Sdialt- 
elemente z- B. unterscheidet nicht nach der späteren 
Verwendung Ln der Datenverarbeitung für Fuhrungs- 
zwedee, in einem Feuerleitgerät oder in einer Frtih- 
warnapparatur. Die unspezifisdie Verwendbarkeit 
solcher Forschungsergebnisse ermöglidit daher eine 
breite Ausnutzung in Wissenschaft und Industrie 
über den Verteidigungsbereich hinaus. Diese wird 
durch die amllldien VerÖEfentlichungsreihen der 
Forsch ungs berichte au.s der Wehrlochnik und der 
Wehrmedizin gefördert. 

158. Rüstungsteciinik ist Großtechnik, einerseits 
wegen der Objekte, andererseits wegen der Höhe 
der Stückzahlen. Die zunehmende Große, Kom- 
plexität und Preisentwicklung der Waffensysteme 
zw'ingt zu immer sorgfältigerer Planung und im 
Hinblick auf Kosten Wirksamkeit unti Ausbildungs- 
programme zu längeren Betriebszeilen. Din längeren 
Entwicklungszeiten schieben das zeitliche Arbeits- 
feld der betreffenden Forsdiung weiter nach vorn. 
Die Entwicklungsprogramme „Zukunflstechnik** mit 
den Schwerpunkten Luftfahrt^ See, Elektronik, Waf- 
fen und Munition sowie Werkstoffe laufen an, sie 


') vgl. im übrigen Materialien zum Bundesberidit For 
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bedingen in der wehrt edini sehen Forsdiung entspre- 
chende Langfristvorhersagen und eine Verstärkung 
der Unternehmensforschung (operations reseaich), 

159. Das Schwergewiciit der w eh rtedmi sehen For- 
schung liegt zwar bei der Ausrüstung, sie trägt aber 
ebenfalls zur Ausbildung bei. WehriediTiisdie und 
wehrmedizinische Forschung und die Forschung über 
Entscheidungs- und Führungsprozesse haben erheb* 
lidien Einfluß auch auf die psydiologisdie Struktur 
in der Bundesw^ehr, Vertrauen auf die eigenen Waf- 
fen, Vertrauen aber audi auf das arztlidie Können 
im Fall einer Verletzung oder Verwundung sowie 
auf eine lagegerechle Führung und ein modernes 
Ausbildungssystem sind zusammen mit dem klaren 
sicherheits- und friedenspohtisdhen Auftrag wesent- 
lich für das Bewußtsein der Bundeswehr. 

160. Wie die übrige Forsdiung kann auch die For* 
schling für die Verteidigung nidit in Abgeschlossen- 
heit erfolgenn Sie ist auf weltweiten Austausch ihrer 
Ergebnisse* auf Prüfung und Anerkennung durch die 
Öffentlichkeit angewiesen. 


Aufwendungen für Forschung und Entwicklung 
für die Verteidigung 

161* Der Bundesmiriisler der Verteidigung fBMVg) 
unterhalt nur eine bundeseigene Forschungsanstall, 
die ForsdiungsanslaU der Bundeswehr für Wasser- 
schall- und Geophysik (FWG), welche das For- 
schungsschiff *,Planet** bereederi. Er beteiligt sid> 
aber mit untersdiied liehen Anteilen an der Grund- 
finanziening einiger für die DurdifüJirung seiner 
Programme notwendiger selbständiger Forsdiungs- 
institulionen. Beispiele sind die Deutsche For- 
sdiungs- unct Versudisanstall für Luft- und Raum- 
fahrt e. V. ’), einige Institute der FraunhofeT-GeselL 
sdiaft (Tz, 289) und die Institute der Gesollschafl 
zur Förderung der Astrophysikalisdien Forschung 
e. V. 

Darüber hinaus sdiließt der Bundesminister der Ver- 
teidigung von Fall zu Fall Forsdiungs vertrage mit 
elnzehien Forschern, wissensdiafthdien Einrichtun- 
gen und der Industrie ab. Das Jährliche Volumen 
derartiger Forsdiungsveriräge umfaßt zur Zeit m der 
weh rlechni schon Forsdiung rund 65 Millionen DM^ 
in der wehrmedizinisdien Forschung rund 5 Millio- 
nen DM und in der Planungsforsdiung und sonstigen 
vorwiegend wirtschafts-, sozial- und geisteswissen- 
schaft lidien Forschung rund 1 Million DM. Bei der 
wehrtechnischen Forschung treten noch Beträge in 
Flöhe von rund 90 Millionen für Grundfinanzienin- 
gen von Forsduingseinriditnngen hinzu Die Auf* 
Wendungen für weh rlechni sehe Entwicklungen — 
also ohne Forsdiung — hegen eine Größenordnung 
hoher. 

Die Grenzen zwischen Forschung und Entwicklung 
sind sowohl im nalionalen wie iin inlertLdlionaien 
Gebrauch tmsdiarF Vergleiche sind deshalb sdiwie- 


Materialien zum ßundesberidU Forschung IV Kapitel 
2 . 4.8 


Tig. Forschung im Bereich des Bundesministers der 
Verteidigung ist als anwendungsorienUerte Grund- 
idgenforschung, angew'andle Forsdiung und „vorfüh- 
lende"* EntwidcKing zu verstehen. Insgesamt verteil- 
ten sich die Mittel in den letzten drei Jahren wie 
folgt: 


(in Millionen DM) 

1969 

1970 

1971 

Forschung * . . . . 

157,6 

159*3 

180.3 

EntwidtLung und Erpro- 
bung . 

1 912,0 

981,0 

988.8 

zusaiTiTnen , , . 

1 069,0 

1 140,3 

1 169,1 


162* Der multinationalen Forschungszusanunen- 
arbeil dient die NATO-Gruppe für Verteidigungs- 
forschung, insbesondeie deren Ausschuß für lang- 
fristige wdssensdia fl liehe Studien. 

Mit dem w'estlidien Ausland besteht eine Reihe von 
bilateralen Regierungsabkommen über die Durdi- 
führung gemeinsamer Forsdiuugsarbeiten und den 
Austausdi von Fürschungsergebnissen, so mit den 
USAj Großbritannien^ Frankreidi, Kanada und den 
i Niederlanden, Seit 1959 betreibt das Bundesmini- 
sterium der Verteidigung gemeinsam mit Frankreich 
das Deulsch-Französische Forsdnmgsrnstitui Sl.- 
Louis (ISLj auf dem Gebiet der Ballistik und des 
Waffenwesens: ein deutsch-französischer wdssen- 
sdiaftlidier Beirat stimmt das Forsdiungsprogramm 
ab. 

Die vom Bundesministerium der Verteidigimg aus* 
gehenden Forsdiungskontakte in nichtinstitutionali- 
sLerter Form sind zahlreich und rege* Ihr Erfahnings- 
gewinn kommt über die nationalen Forschungsver- 
I trage des BMVg auch den int ändi sehen Partnern in 
Wis.sensdiaft und Industrie zugute, 

Ziefvorstellungen und Initiativen 

163* Neben den sidierheltspolitisdnen Vorausset- 
zungen haben die wdrtschaftlidien MöglidLkeiten der 
Bundesrepublik Deutschland sowie notwendige Für- 
snrge- und Betreuungsinaßnahmen tm Bereich der 
nimdnswehr im weitesten Sinne den Rüstungsplan 
für die Streitkräfte beeinflußt. Im Zusammenhang 
damit steht eine Neuordnung des gesamten Rü- 
stungsbereichs, die mit Rahmenerlaß vom 5, Februar 
1971 bekanntgegeben wurde und die Mitte 1972 ab- 
geschlossen sein soll 

I Hiervon werden laufende und vorgesehene Entwick- 
lungen im Bereich der Wehrtechnik zum Teil be- 
trächtlich betroffen. Ungleich geringer sind die Aus- 
i Wirkungen auf die entsprechende Forschung, eine 
Tatsache, die in ihieTn Wesen gegenüber der Ent- 
wicklung begründet liegt. Die meisten der gegen- 

S| Neuordming des Küstungshereidrs — Rahmenerlaß 
und Bericht der OrgamsatioTiskomtnissicin des Bun- 
desministers für Verteidig ung zur Neuordnung des 
I RüstungsbereLdies (Bonn, tÜ. Marz 197IJ 
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wärtig laufenden langfristig angelegten Vorhaben 
werden wie vorgesehen weiterbearbeitet werden. 


Übersicht 3 

Aufwendungen für Forschung und Entwicklung für 
die Verteidigung in der mehrjährigen Finanzplanung 

(in Millionen DM) 


I 

I 1972 1973 I 1974 | 1975 

Forschung und 
Entwicklung 
in der Wehr- 

lechnik .... 1 349 1 4.34 l 455 l 376 

' Forschung und 
Entwicklung 
I außerhalb 
der Wehr- 

tcchnik .... 13,4 13,4 13,4 13.4 


164. Die wehrtechnische Entwicklung vollzieht sich 
in einem slufenweisen Verfahren, weldies das jeder 
technischen Entwicklung innewohnende Risiko be- 
grenzen soll. Neben der Verbesserung der wehrtech- 
nischen Planung des Einzelprojekts und des Gesaml- 
programms kommt der Erfolgskontrolle. sowohl der 
wehr technischen Forschung als auch der Entwick- 
lungsanstrengungen, vermehrle Bedeutung zu. 

165. Die zunehmende Diversifizierung der Pro- 
gramme führt zu einer engen Verflechtung mit im- 
mer mehr Teilgebieten. Sollte die im Prinzip auch 
hierfür vorhandene wissenschaftliche Kapazität in 
den Hochschulen und Forschungsemrichtungen nicht 
weiterhin in dem erforderlichen Umfang zur Verfü- 
gung stehen, stellt sich zwangsläufig die Frage, wie 
durch andere organisalori.sche Lösungen der Bedarf 
an Forschung für die Verteidigung gedeckt werden 
kann. 

Der Grundsatz der Integration der Bundeswehr in 
die Gesellschaft gilt aber auch für die Verteidigungs- 
forschung. Deshalb muß eine enge VerflecJitung der 
deutschen Verteidigungslorschung mit den entspre- 
chenden Organisationen dos verbündeten und be- 
freundeten Auslands und im eigenen Land mit For- 
schungseinrichtungen innerhalb und außerhalb der 
Hochschulen sowie mit dem Tndustriebereich beste- 
hen. 

.A.uch aus diesem Grunde ist eine enge Koordinie- 
rung der Verteidigungsforschung mit den übrigen 
Forschungsprogrammen und Fbrderungsmaßnahmen 
notwendig. 

166. Forschungsarbeiten, die an deutschen Hoch- 
schulen und an hochsdiulfreien Forsdiungseinrich- 
tungen für die Bundeswehr ausgeführt werden, wer- 
den häufig als „Kriegsforsciiung“ kritisiert. Die Bun- 
desregierung stellt hierzu fest: 


1. Nach dem Grundgesetz ist die Verteidigung 

der verfassungsmäßige Auftrag der Bundeswehr, 
ln dem im Mai 1970 veröffenllidilen „Weißbuch 
1970 — Zur Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschland und zur Lage der Bundeswehr“ wer- 
den dieser Auftrag und die sich daraus ergeben 
den Aufgaben im einzelnen dargestellt. Die Bun- 
deswehr und der für sie verantwortliche Bundes- 
minister der Verteidigung können, wie ebenfalls 
im „Weißbuch 1970" dargelegt ist, diese .Aufga- 
ben nicht ohne ausreichende Forsdiung auf mit 
der Verteidigung zusammenhängenden Gebieten 
erfüllen. 

Diese Forschungsarbeiten sind verfassungsrecht- 
lich zulässig, Bei ihrer Überwachung sind Maß- 
nahmen getroffen worden, die sicherslellen, daß 
auch die völkerrechtlichen Verpflichtungen ein- 
gehalten werden. Forschung zur Vorbereitung 
von Angriffskriegen widerspricht der Verfassung 
der Bundesrepublik und wird von der Bundesre- 
gierung weder gefördert noch geduldet. 

2. Die Bundesregierung legt aus politischen und 
sadilichen Gründen Wert darauf, daß sich die 
Verteidigungsforschung nicht isoliert. Sie ist 
vielmehr der Ansidil, daß eine weitere Integra- 
tion der Bundeswehr in die Gesellschaft es auch 
erforderlich macht, die für die Verteidigung not- 
wendigen Forschungsarbeiten überwiegend nicht 
einer verteidigungsintemen Organisation, die 
wegen der vielfältigen Berührungspunkte mil 
fast allen wissenschaftlichen Disziplinien univer- 
sal sein müßte, sondern den vorhandenen wis- 
senschaftlichen Einriditungen zu übertragen. 
Hierbei werden selbstverständlich auch Hodi- 
schulinstilule und einzelne Wissenschaftler im 
Hochsdiul bereich beteiligt. Die Hochschulen be- 
treiben diese Forschungsarbeiten als Institutio- 
nen unserer Gesellschaft und unseres demokra- 
tisdien Staates, dem sie dienen. 

Für die Hoch.sdiulwissensdiafl. die ohnehin in 
vielen Fadirichtungen w'esenlliihe Anregungen 
und fm|>ulse aus einer engen Zusammenarbeit 
mit der Praxis außerhalb der Hochschulen erhält, 
haben die Kontakte mit dem Bereich der Bundes- 
wehr eine beachtliche Bedeutung gew'onnen. Der 
Bundesminister der Verteidigung, der vielfach an 
ganz allgemein gehaltenen grundlegenden Frage- 
stellungen interessiert ist, die sich auch außer- 
halb des militärischen Bereiches ergeben könn- 
ten, hat hier den Hodischulen gegenüber die 
gleidie Stellung wie andere Auftraggeber aus 
dem Bereich von Gesellschaft und Wirtschaft. 

3- Forschungsarbeiten für die Verteidigung unter- 
liegen im Hochschulbereich in jeder Beziehung 
den gleichen Bedingungen wie alle anderen dort 
für fremde Auftraggeber ausgeführten wissen- 
schaftlichen Vorhaben. Es ist insbesondere sicher- 
gestellt, daß 

— an Hochschulinstilute und an einzelne Wis- 
senschaftler im Hochschulbereich keine Auf- 
träge erteilt werden, die militärischer Geheim- 
haltung unterliegen. 
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Vielmehr legt der Bundesminister der Ver- 
teidigung besonderen Werl darauf, daß die 
Ergebnisse der von ihm angeregten und finan- 
zierten Vorhaben von den Wissensdiaftlern 
veröffentlicht werden; 

— Aufträge, deren Ausführung in Hochschulein- 
richlungen niil besonderen Gefahren (z. B. 
Umgang mit Sprengstoffen) verbunden ist, an 
Hociischulen nicht vergeben werden. 

4. Die Bundesregierung verurteilt jeden Versudi, 
die mit Aufgaben der Verteidigungsforschung be- 
trauten Wissenschaftler mit dem Vorwurf der 
„Kriegsforschung“ zu diffamieren oder sie sonst 
wegen ihrer Tätigkeit für die Verteidigungsfor- 
schung anzugreifen. 


Forschungen für den Zivilschutz 

167. Im Bundeshaushalt 1972 sind für Forschung 
und Entwldclung auf dem Gebiet des Zivilschutzes 
rund 5.7 Millionen DM vorgesehen 11971 rund 4,4 
Millionen DM). Die Hauptgebiete sind der Schulz 
gegen atomare und chemische Waffen, der bauliche 
ZivUschutz und spezielle medizinische Forschungen 
für den Zivilschulz 

168. Zum Sdiutz gegen A- und C-Waffen soll das 
beslchende Meßstellennetz für den Warn- und 
Alarmdienst automatisiert werden. Es sind Schnell- 
methoden zur Beurteilung der WasserkontaminaÜon 
enlwickell worden, die auch von radiodiemisch un- 
geschultem Personal in den Wasserwerken ange- 
wandt werden können. Die Arbeiten über das Ein- 
dringen radioaktiver Substanzen in Grundwasser 
lassen praktische Folgerungen für die Anlage von 
Brunnen und für die Trinkwassemot Versorgung er- 
warten. Untersuchungen über das Eindringen von 
Radionukliden über die Atemwege in den Körper 
-sollen Aufschlüsse über die Verteilung in den ver- 
schiedenen Körperorganen ergeben. 

Für den Sammelschutz gegen chemische Kampfstoffe 
wurden Untersuchungen an Sandfiltem, Raumfiltern 
und Belüflungsanlagen abgeschlossen. Die Ergeb- I 
nisse sind in DIN-Vorschnften, Richtlinien und Fach- 
vorsdiriften eingearbeitet. Für den Nachweis klein- 
ster Mengen pflanzenschädigender Stoffe wurde ein 
im Gelände einsatzfähiges Gerät entwickelt. An der 
Enlwirklung eines automatLsdien Warngeräles und 
an Nachweisverfiihren für diemische Kampfstoffe, 
besonders für Nervengifte, wird gearbeitet. 

169. Im baulichen ZivilschutY. gaben bisherige Mo- 
dellversuche nicht genügend Aufschluff über Luft- 
sloßwirkungen auf Bauw^erke und Drucktüren. Ver- 
besserte Versuchseinrichtungen sollen die für den 
Schutzraumbau und für die Planung des Einsatzes 
von Bergungsmannschaften und Räumgeräten not- 
wendigen Ergebnisse bringen. Eine Spezialsludie 


Ü MaloTlnhen zum Bvindesbericht Forschung IV Kapitel 
2.5.6 bis 8 


soll klären, ob es möglich ist, einen Slraßentunnel 
als öffentlichen Schutzraum zu nutzen. 

170. ln der Katastrophenmedizin liegt das Schwer- 
gewicht auf der Schockbehandlung, auf der Behand- 
lung von Verbennungen und auf der Narkose unter 
Notslandsbedingungen. 

Zum Schutz gegen Strahlenschäden und Strahlen- 
krankheiten laufen Arbeiten zu besonderen Strah- 
lenschutzsubstanzen, zur Regeneration bestrahlter 
Gewebe und zur Erholung von Strahlenschäden. 

ln der Pharmakologie und Toxikologie konzentrie- 
ren sich die Untersuchungen auf die Behandlung von 
Vergiftungen mit Nervenkampfstoffen, Blausäure- 
vergiftungen und auf die Behandlung toxischer Lim- 
genoedeme. Die seuchenprophylaktischen Arbeiten 
gelten der Toxinforschung, der Vinisforschung und 
der Bestimmung des Luflkeimgehaltes. 

171. Die Forschungen für den Zivilsdiutz sind er- 
gänzende Spezialunlersuchungen, die nicht isoliert 
gesehen werden dürfen. Notwendig sind sie in er- 
ster Linien aus sicherheitspol ilischen Überlegungen, 
ihr Umfang, ihre Einordnung und ihre Wirkung im 
Notfall werden aber wesentlich bestimmt durch eine 
Reihe anderer forschungspolitischer Maßnahmen und 
Faktoren, so z. B. durch Forschungen zum allgemei- 
nen und nuklearen Umweltschutz, durch die Förde- 
rung der Unfallforschung und durch den allgemei- 
nen Stand des Gesundheits- und Rettungswesen und 
der Bautechnik. 


Friedens- und Konfliktforschung 

Situation und Probleme 

172. Die Friedens- und Konfliktforschung ist eine 
vergleicdisweise junge Wissenschaft. Während Ent- 
stehung und Verlauf von Konflikten und Kriegen 
bislang unter einseitigen, an Disziplinen gebunde- 
nen Gesichtspunkten erforscht und dargestelll wer- 
den, will die Friedens- und Konfliklforschung grund- 
sätzlich alle in Belradil kommenden Ursachen — 
gesellschaftliche, wirtschaftliche, psychologische und 
politische — in den Gegenstand ilirer Untersudiun- 
gen einbeziehen. 

173. Die Friedens- und KonPliktforsdiung hat sich 
ein weitgefaßtes Ziel gesetzt: 

— systematische Analy.se der den Frieden bedro- 
henden Umstände, 

— Ermittlung der Voraussetzungen für die Erhal- 
tung bzw. Schaffung des Friedens, 

— interdisziplinäre Untersuchungen über Ent- 
stehung, Formen und Abläufe von Konflikten 
und ihre Schlidilungsmögtidikeiten, 

— Eliminierung der Grunde für die gewaltsame 
Austragung von Konflikten. 

Notwendig ist es, und darin wird eine der Haupt- 
aufgaben der nächsten Zeit liegen, aus dieser kom- 
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plexen Problemstellung Schwerpunkte herauszuar- 
beiten, auf die Forschungsvorhaben sich konzentrie- 
ren sollten. Dabei muß auf die Gefahr einseitiger 
und verfrühter methodischer Festlegung geachtet 
werden. 

174. Wie bei vielen Sozialwissenschaflen wird 
über den Gegenstand, die Aufgabe und das metho- 
dische [nstrumentarium der Friedens- und Konflikt- 
forschung eine lebhafte Auseinandersetzung ge- 
führt. Schwerwiegende — und immer wieder neu 
zu lösende — Aufgaben erwachsen aus dem wissen- 
schaftlichen Ansatz der Friedens- und Konflikt- 
forsdiung selbst; 

— dis inter- und transdiszlplinare Wissenschaft muß 
sie sich mit allen Schwierigkeiten, die sich der 
Zusammenarbeit von Forschem verschiedener 
Disziplinen stellen, auseinandersetzenj 

— als praxisorientierte Wissenschaft muß sie auf 
der Kooperation von Theorie und Praxis, von 
Friedensforschera, Politikern und Vertretern ge- 
sellschaftlicher Gruppen, aufbauen und zugleich 
ihre Unabhängigkeit bewahren; 

— dis zielorientierle Wissenschaft muß sie das 
Fernziel — die Verwirklichung einer friedlichen 
Ordnung — im Auge behalten, wenn sie das 
real Mögliche — die Verhütung gewaltsamer 
Auseinandersetzungen in der Gegenwart — an- 
strebt. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

175. Bis 1969 wurden Untersuchungen, die der 
Friedensforschung zuzurechnen sind, nur vereinzelt 
unterstützt. Im wesentlichen waren es die Maßnah- 
men von Stiftungen, besonders der Stiftung Volks- 
wagenwerk und der Fritz Thyssen Stiftung, der 
Evangelischen Kirche, die seit Jahren die Forschungs- 
stätte der Evangelischen Studiengemeinsdiafl in Hei- 
delberg unterhält, sowie der Deutschen Forschungs- 
gemeinsciiafl, insbesondere mit einem Schwerpunkt- 
programm „Methoden zur systematischen Analyse 
der internationalen Politik", die Teilbereiche der 
Friedens- und Konfliklforschung finanziell gefördert 
haben. Die Max-Planck-Gesellschaft beschloß 1969 
die Gründung des „Instituts zur Erforschung der 
Lebensbedingungen der wissenschaftlich-technischen 
Welt", das sich ebenfalls mit Fragen der Friedens- 
forschung befaßt. 

Eine Wende trat ein, als Bundespräsident Heme- 
mann am l. Juli 1969 die politische* Initiative zum 
Ausbau der in der Bundesrepublik Deutschland be- 
stehenden Ansätze für eine Friedens- und Konflikt- 
lorsdiung ergriff und auf die Notwendigkeit der 
wissenschaftlidien Ermittlung nicht nur der militä- 
risdien, sondern auch der sozialen, wirtschaftlichen 
und psychologischen Zusammenhänge zwisdien Rü- 
stung, Abrüstung und Friedenssidierung hinwies ‘). 
Die Bundesregierung hat in der Regierungseiklärung 
vom 28. Oktober 1969*) den Aufbau und die Ko- 
ordinierung der Friedensforschung zugesagt, um 
auch damit einen Beitrag für den Frieden zu leisten, 


^ Mit der Gründung der Deutsdien Gesellschaft für 
Friedens- und Konfliklforschung im Oktober 1970 ist 
die Einlösung dieser Zusage eingeleitet worden. Die 
Mittel der Gesellschaft sollen von den Gründungs- 
mitgliedern (das sind Bund, Lander, Kirchen und 
I Sozialpartner) aufgebracht werden. 1971 standen aus 
Bundesmitteln 2,5 Millionen DM zur Verfügung. 


i Zielvorstellungen und Initiativen 

I 176. Bei einem Wissenschaftszweig, der erst seit so 
kurzer Zeit mit öffentlichen Mitteln unterstützt wird, 
liegt das Schwergewicht naturgemäß zunächst bei 
dem Ausbau und Aufbau von Forschungskapazitäten. 
Hierfür werden der Deutschen Gesellschaft für Frie- 
dens- und Konfliktforschung aus dem Etat des Bun- 
des und, wie zu hoffen ist, auch von den anderen 
Mitgliedern steigende Beträge zur Verfügung stehen. 
Dabei kann in der Anfangsphase an den Aufbau 
weiterer Institute nicJit gedacht werden; vielmehr 
wird es darum gehen, die innerhalb wie außerhalb 
der Hochschulen bestehenden .Ansätze planmäßig 
zu erweitern. 

177. Die Deutsche Gesellschaft für Friedens- und 
Konfliktforschung wird die Bereiche, die sie 
schwerpunktartig fördern will, aui denen sich also 
die Friedens- und Konfliktforschung in der Bundes- 
republik Deutschland in erster Linie entwickeln soll, 
definieren und abgrenzen. Dies ist eine der wesenl- 
liciien Aufgaben des Kuratoriums der Gesellschaft, 
dem 16 Wissenschaftler. 5 Vertreter der politischen 
Parteien und 11 Vertreter der Gründungsmitglieder 
angehören; nach der Salzung soll das Kuratorium 

— die Schwerpunkte für die Förderung der Frie- 
dens- und Konfliktforschung sowie der Verbrei- 
tung des Friedensgedankens festlegen, sowie 

— Empfehlungen für die Forderung der Friedens- 
und Konfliklforschung aussprechen. 

Im Juni 1971 hat das Kuratorium „Allgemeine Richt- 
linien und Schwerpunkte für die Förderung der Frie- 
dens- und Konfliktforschung** verabschiedet. Darin 
werden die Forschungsgebiete, die bevorzugt geför- 
dert werden sollen, im einzelnen benannt; zugleich 
wird auf die MulUdisziplinarität der Forschung, die 
multinationale Zusammenarbeit, die Umsetzung in 
die Lehre und Nachwuchsförderung und die Relevanz 
der Forschung für die Praxis hmgewiesen. 

Im Rahmen dieser allgemeinen Richtlinien obliegt 
es der Kommission für Friedens- und Konilikt- 
forschung, deren 12 wissenschaftliche Mitglieder je 
zur Hallte vom Kuratorium und der Deutschen For- 
sdiungsgemeinschaft gewählt werden, Förderungs- 
Programme zu entwickeln und über Förderungs- 
anlräge zu entscheiden. Unter den bisher geförder- 


Bulletin des Presse- und Informalionsamtes der Bun- 
desregierung Nr 87 S. 748 

*) Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung Nr. 132 S. 1127 

*) vgl. Materialien zum Bundesbeiicht Forschung IV Ka- 
pitel 2.1.7 

veröffentlidil in DCFK-lnfoimationen 1/71, S 19 ff. 
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ten rd. 50 Vorhaben finden sich konflikt- und krisen- 
theoretische Studien I^Die Guerilla im Kriegsrecht“, 
^Der indisdi-pakistanisdie Konflikt . . ^Krisen- 
verhalten moderner Regierungsbürokratien"), Unter- 
sudiungen über Rüstungsdynaniik und Konflikte 
(,Die rüstungswirtschaftlichen Bemühungen zwi- 
schen Entwicklungs- und Industrieländern“) und 
über Formen Irans- und multinaliondler Kooperation 
(„Die öffentliche Meinung zur Deutschland- und 
Außenpolitik in der Bundesrepublik Deutschland seit i 
Ende des 2. Weltkrieges", „Zukünftige Moglichkei- ^ 
ten der Vereinten Nationen zur Friedenserhaltung 
und Konti iktregelung"). 

Für die Verbreitung des Friedensgedankens — die 
weitere Aufgabe der Deutschen Gesellschaft für Frie- 
dens- und Konlliktforschung — wird Mitte 1972 ein 
Arbeitsprogramm vorgelegt werden. 


Entwicklungspolitik 

Situation und Probleme 

178. Soweit die entwicklungspolitlsdie Forschung 
Auftragsforschung ist, dient sie in erster Linie der 
Vorbereitung von Maßnahmen und der Abklärung 
von grundsätzlichen Problemen in der Entwicklungs- 
politik. Dabei wird sie sich in Zukunft in das Ge- 
samtkonzepl der 2. Entwicklungsdekade einpassen; 
für die Bundesrepublik Deutschland hat das Kabinett 
am ll. Februar 1971 die enlwicklungspolitische Kon- 
zeption festgelegt *). 

Voraussetzung für den Gesamlbereidi der enlwick- 
lungspolitischen Forschung ist eine entsprechende 
wissenschaftliche Infrastruktur. Die an der entwuck- 
lungspoUlischen Forschung beteiligten Einriciitun- 
gen sind in vier regionalen Arbeilsgenieinschaften 
(Vorderer Orient, Afrika, Lateinamerika und Süd- 
und Oslasien) und einem interdisziplinären Arbeits- 
kreis für Entwicklungsländerforschung zusammenge- 
schlossen (vgl. Bundesbericht Forschung III S, 92 und 
Materialien zum Bundesberidit Forschung IV, Ka- 
pitel 2.L6). Das Forschungspotential wird neuer- 
dings ergänzt durch eine Reihe von Sonderfor- 
schungsbereichen. z. B. für Entwicklungspolitik in 
Bochum und ln Freiburg |geplanl|, für Ibero-Ameri- 
kanistik in Hamburg und für Südostasienforschung 
in Heidelberg. 

Zu den vordringlichen Problemen der Entwidclimgs- 
politik, für die interdisziplinäre Forschung notwen- 
dig ist und in denen die melhodisdien Fragen bisher 
noch keineswegs gelöst sind, zahlen 

— die Relation zwischen ökonomischer und sozialer 
Entwicklung 

— die Relation zwischen ökonomischen und poli- 
Lisch-elhnischen Strukturen 


’) „Die enlwicklungspalitisdie Konzeption der Bundes- 
republik Deutschland und die Internationdle Strategie 
für die Zweite Entwicklungsdekade". Hrsg.; Bundes- 
minislenuni für wirtsdiaftliche Zusammenarbeit, Bonn 
1971 


— Bildungs- und Ausbildungsprobleme 

— der gesamte Komplex der Ernahrungsfragen 

— neue Technologien, insbesondere im agrarischen, 
industriellen und Bildungsbereich 

— die Frage der Evaluierung in allen fachlichen und 
komplexen Projekten und Programmen. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

179. Im Hinblick auf die Bedeutung und Vielfalt 
dieser Aufgabe ist die entwicklungspolitische For- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland bisher 
unzureichend gefördert worden. Bis zum Jahre 1970 
standen für die Auftragsforschung 2 bis 2,5 Millionen 
DM zur Verfügung. Erst 1971 wurde die Summe auf 
4,5 Millionen DM erhöht. Im Bereich der Grund- 
lagenforschung erfolgt die Institutsfinanzierung über 
die Länder. Seit Errichtung der Sonderforschungsbe- 
reiche werden von der Deutschen Forschungsgemein- 
sdiaft zusätzlich Mittel für die Grundlagenforschung 
bereilgeslelll. Die Schwerpunkte der bisherigen For- 
schung lagen bei 

— der Länder- und RegLonalforschung einschließlich 
Planungsmelhoden, 

— den Problemen der Kapitalhilfe und der Privat- 
investitionen, 

— den Meßkritenen für landwirtschaftliche Pro- 
jekte, 

— den Problemen der verschiedenen Genossen- 
schaftsformen in der Landwirtschaft, 

— der Verwendung von Algen zur Proteingewin- 
nung, 

den Ausbildungsproblemen im technisch-gewerb- 
lichen Bereich, 

— der Abklärung von technologischen Transfermog- 
lichkeiten. 


Zielvorstellungen und Initiativen 

180. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
einer konzentrierten und international abgesümra- 
len Förderung der entwicklungspolitischen For- 
sdiung, welche die Maßnahmen der Bildungs- und 
Wissenschaftshilfe und der wissenschaftlich-techno- 
logischen Zusammenarbeit ergänzt und zur Lösung 
lebenswichtiger Fragen für die Entwicklungsländer 
beiträgt, ein höherer Rang eingeraumt werden muß 
als das bisher geschehen ist. Unter Berücksichtigung 
des jetzigen Standes der entwücklungspolilischen 
Forschung müssen wichtige Grundlagen dafür aller- 
dings noch gescfiaffen werden. 

181. Zunächst wird cs erforderlich sein, die wis- 
senschaftlichen Voraussetzungen für die Regional- 
forschung und für Untersuchungen über die Inter- 
dependenzen der Entwicklung eines Landes oder 
einer Region zu verbessern. Zur Wechselwirkung 
zwischen ökonomischer und sozialer Entwicklung 
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i^ind erste Arbeiten im Bereidi der Landwirtschaft in 
Auftrag gegeben worden. Auch die Weilerführung 
der Untersuchungen über Probleme der Kapitalhilfe 
werden stärker auf diese Fragestellung hin aiisge- 
richtet. AhnJiches gilt für die Fragen des Bildungswe- 
sens und ihre Bedeutung für die Gesamtentwücklung. 
Insoweit müssen soziale Indikatoren und Kriterien 
noch erarbeitet, aber audi Modelle entwickelt wer- 
den, die Enlscheidungsgrundlagen bereitstellen. 

Weiler müssen fachliche Probleme in fJen einzelnen 
Förderungsbereichen mehr als bisher wissenschaft- 
lich geprüft werden; das gilt wiederum besonders 
für die Kapitalhilfe, dort z. B. für das Instrumenta- 
rium der Entwicklungsbanken 

182 . Die Koordination der Forsdiung muß geför- 
dert werden. Ein Ausschuß des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit wird sich ln Zukunft gemeinsam mit 
den interdisziplinären und regionalen wissensdiafl- 
lichen Arbeitsgemeinschaften und der Abstimmung 
von Grundlagen-, Antrags- und Auftragsforschung 
befassen. Das Forschungsregisler der Deutschen 
Stiftung für Entwicklungsländer, das alle wissen- 
schaftlidien Arbeiten m der Bundesrepublik Deutsdi- 
land erfaßt, wird weiter systemati-siert und nach 
Möglichkeit international verbreitet. 

Die Bundesregierung wird beslrebt sein, die Zusam- 
menarbeit mit wissenschaftlichen Einrichtungen in 
Entwicklungsländern wesentlich zu verstärken. Bei 
entsprechendem Ausbau der Einrichtungen sollen ' 
gemeinsame Forschungsprojekte, die von Institutio- | 
nen in der Bundesrepublik und in Entwicklungslän- 
dern geplant und durchgeführt werden, zukünftig 
die Regel sein. 

183 . Die Bundesregierung sieht diese Zusammen- 
arbeit zugleich unter dem Aspekt einer aufeinander 
abgestimmten Bildungs- und Wissenschaftshilfe, die 
alle Förderungsmaßnahmen für die Entwicklungslän- 
der zum Auf- und Ausbau der Infrastruktur für das 
Bildungswesen und für die Wissenschaft sowie für 
die Anwendung wissenschaftlicher und technischer 
Erkenntnisse umfaßt. Dabei bedarf die Bildungs- und 
Wissenschafishilfe der Ergänzung durch Maßnahmen 
in anderen Bereichen der deutschen Politik, beson- 
ders der auswärtigen Kulturpolitik, der wissen- 
schaftlidi-technologischen Zusammenarbeit sowie 
der Bildungs- und Wissenschaftspolitik in der Bun- 
desrepublik Deutschland selbst. 

Im einzelnen sieht das im Dezember 1971 von der 
Bundesregierung verabschiedete Grundsatzpro- 
gramm zur Bildungs- und Wissenschaftshilfe ') vier 
Schwerpunkte vor: 

- Aufbau einer Infrastruktur für Bildung und Wis- 
senschaft 

— Erwadrsenen- und Jugend-Bildungsprog ramme, 
die den unmittelbaren Bedürfnissen der Bevöl- 
kerung dienen (Ernährung, Beschäftigung, Hy- 
giene) 


*) Bulletin des Presse- und inforindtionsamtes der Bun- 
desregierung Nr 3 vom 7 Januar 1972, S. 17 


— Reformen im formalen Bildungswesen, die die 
Abhängigkeiten von unpassenden Vorbildern der 
Industriestaaten verringern sollen; Verkoppe- 
lung von Schule und Arbeilsweil 

— Unterstützung der Forschung der Entwicklungs- 
länder. 

Die Bundesregierung erhofft wuchtige Anregungen 
für wissensdiaftliche Arbeiten und zugleich eine in- 
lemalionale Abstimmung der Forschungsschwer- 
punkte von einer Verstärkung der Zusammenarbeit 
in den Europäischen Gemeinschaften, der OECD und 
den Unlerorganisationen der Vereinten Nationen. 


Bildungswesen 

184 . Im Mai 1969 wurde durch Änderung des 
Grundgesetzes die Bildungsplanung zu einer Ge- 
rne inschaftsau f gäbe von Bund und Lartdern. Auf 
der Grundlage des neuen Artikels 91 b des Grund- 
gesetzes wurde im Juni 1970 die Bund4-dnder-Kom- 
mission für Bildungsplaming geschaffen. 

Die Bundesregierung stellte die Reform des Bil- 
dungswesens in ihrer Regierungserklärung vom 
28, Oktober 1969 als eine der wichtigsten gc^sell- 
schaftspolitischen Aufgaben an die Spitze ihres Pro- 
gramms der inneren Reformen und legte mit dem 
Bildungsbendit 70 im Juni 1970 ihre bildungspoli- 
tische Konzeption vor. 

Reformplanung im Bildungswosen ist kein c^inniali- 
ger Vorgang, sondern vollzieht sich als Prozeß in 
ständiger Wechselwirkung mit der Entwicklung in 
anderen gesellschaftlichen Bereichen. Zu den wich- 
tigsten Instrumenten der Relormplanung und -Ver- 
wirklichung gehört die Bildungsforschung. 


Situation und Probleme 

185 . Die Bildungsforschung als empirische Wissen- 
schaft sieht in der Bundc^srepublik Dcul.schland nodi 
in den Anfängen. Sie ist jedoch in den letzten Jah- 
ren verstärkt w'orden. Als Beispiele seien die Grün- 
dung des Max-PIanck-fnstituts für Bildungsfor- 
schung und des Bunidesinslituts für IBerufsbildungs- 
forschung, die Schaf! ung eines Sonderforschungsbe- 
reichs für Bildungsforschung an der Universität 
Konstanz, die .Arbeiten des Deutschen Instituts für 
Intemalionalc Pädagogisdie Forschung in Frank- 
furt und die verstärkte Vergabe von Forschungs- 
aufträgen durch die Kultusministerien der Länder 
genannt. Die Stiftung Volkswagcnwcrk hat für die- 
sen Forschungsbereich in den letzten Jahren große 
Summen zur Verfügung gestellt und zugleich zur 
Koordinierung und zur Ausrichtung der Forschung 
auf die vordringlichen Fragen der Bildungsreform 
beigeiragen. Die Kullusministerkonferenz hat 1969 
einen Katalog der dringendsten Fragestellungen 
und Aufgabenbcreidie für die Bildungsforsdmng er- 
arbeitet, und mehrere Lander haben eigene siaalliche 
Forschungsinstitute geschaffen. Die Empfehlungen 
des Deutschen Bildungsrates und des Wissenschafts- 
rales, die auch für die Beratungen in der Bund-Län- 
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der*Kommission weitgehend die Grundlage bilden, 
beruhen teilweise auf wissenschaftlichen Gutachten 
und stecken zugleich das Feld ah für neue und drin- 
gende Aufgaben der Bildungsforschung. 

186. Von großer Bedeutung für die Bildungsfor- 
schung ist der Ausbau der Kapazitäten an Hoch- 
sdiulen, besonders an Padagogisdien Hochschulen. 
Unter Beteiligung von Lehrern und Studierenden 
soll von hier aus auch die wissenschaftlidie Beglei* 
tung und Auswertung der Sdiulversuche erfolgen. 
Auf diese Weise können Lehrer über die fach- 
liche Ausbildung und Tätigkeit hinaus mit den Fra- 
gestellungen und Arbeitsverfahren der Bildungs- 
forschung vertraut gemacht werden. Damit wird 
die Voraussetzung dafür gesdiaffen, daß die größte 
Schwierigkeit für den notwerrdigen Ausbau der Bil- 
dungsforschung, der Mangel an qualifiziertem Per- 
sonal, überwunden werden kann. Diese Entwick- 
lungen stehen aber noch ganz am Anfang. 


Bisherige Förderungsmaßnahmen 

187. Im Rahmen der allgemeinen Forschungsför- 
derung hat sidi die Bundesregierung bereits seit 
einigen Jahren — z. B. über die Max-Planck-Gesell- 
schaft, die Deutsche Forschungsgemeinschaft oder im 
Bereich der Hochschuldidaklik — an der finanziel- 
len Förderung der Bildungsforschung beteiligt. Mit 
dem Berufsbildungsgesclz vom I4. August 1969 
(BGBl I S. 1112) wurde das Bundesinstitul für Be- 
rufsbildungsforschung errichtet (1970 in Berlin), das 
die wissenschaftlichen Voraussetzungen für die 
ständige Modernisierung der beruflichen Bildung 
und für die slruktureile Reform des beruflichen Bil- 
dungswesens schaffen soll *). 

Seit mehreren Jahren (1968) fördert die Bundeszen- 
trale für politische Bildung systematisch Grund- 
lagenforschungen für ihren Aufgabenbereich. Sie 
dienen dazu, wissenschaftLich gesicherte Ausgangs- 
positionen für die Verbesserung der didaktischen 
Ansätze und der methodischen Instrumente in der 
politischen Bildungsarbeit zu erreichen. Künftig 
werden sich die Initiativen der Bundeszentrale in 
verstärktem Maße auch au! die Förderung der Cur- 
ricoilum-Entwicklung für Schule und Weiterbildung 
erstrecken. 


188. Mil der Übernahme neuer Zuständigkeiten in 
der Bildungsplanung unid bei der überregionalen 
Forschungsförderung (Artikel 91 b GG) hat die 
Bundesregierung mit der unmittelbaren Förderung 
der Bildungsforschung begonnen. Der Schwerpunkt 
lag bisher auf Vorhaben, die als Voraussetzung für 
die Planungsarbeit erforderlich sind. So wurden 
z. B. komplexe Planungsmodelle entwickelt, die die 
Nutzung der Datenverarbeitung für die Bildungs- 
planung erlauben; zu erwähnen sind das KStaiKiard- 
kostenmodeir und das ^Dynamische Slruklurmodell 


') Materialien ziuu Bundesberidil Forschung IV Ka- 
pitel 2.2.2 


für das Bildungswesen der Bundesrepublik Deutsch- 
land“, die aufgrund vorgegebener, von den Inten- 
tionen der Bildungspolitik abhängiger Eingabedaten 
Schüler- und Sludentenbestände, Personalbedarf und 
Kosten des Schul- und Hochschulbereiches bis 1985 
berechnen. Wissenschaftliche Begleituntersuchungen 
von Modellversuchen im Bildungswesen und For- 
schungsvorhaben im Bereich neuer Unterrichlsme- 
dien (Fernstudien, Unterrichlslechnologie) werden 
gefördert, 


Zielvorstellungen und Initiativen 

189 . Die Bundesregierung hat im Bildungsberichl 
1970 auf die Bedeutung der Bildungsforschung für 
die Bildungsreform hingewiesen, in einer kritischen 
Bestandsaufnahme bestehende Mangel aufgezeigt 
und ihre Ziel Vorstellungen, die im Rahmen der Zu- 
sammenarbeit von Bund und Ländern angestrebt 
werden sollen, entwickelt. Dabei wurde dargelegl, 
daß die Probleme einer erfolgversprechenden Bil- 
dungsforschung nicht nur doirch Erhöhung der Mit- 
tel zu lösen sind — so notwendig diese ist. Als 
schwerer tm behebende Mängel gelten andere Fak- 
toren: 

— die Distanz zwisdien Forschung und pädagogi- 
scher Praxis; 

— das Fehlen eines abgestimmlen, langfristigen 
Programms für den gesamten Bereich der Bil- 
dungstorschung, d. h. einer „Forschungsslrate- 
gie“, die sich in ihren Prioritäten und Schwer- 
punkten an den Bedürfnissen und Fragen der 
Praxis des Bildungswesens orientiert; 

— die mangelnde Koordinierung und Information 
zwischen einzelnen Forschungsinstituten und 
-Programmen; 

— der Mangel an qualifiziertem Personal. 

190 . Zur Planug der Bildungsreform gehört also 
auch eine abgestimmle Planung der Bildungsfor- 
schung, die neben der unmittelbaren Forsdiungs- 
förderung die Voraussetzungen für eine abge- 
sUmmte und systematische Organisation der Bil- 
dungsforschung und ihrer Erprobung schafft 

Die wichtigste Grundlacje für die Koordinierung und 
Förderung der Bildungsforschung im Rahmen einer 
Gesamtkonzeption für die Bildungsreform ist das 
Verwaltungsabkommen über die Errichtung der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung vom 
25. Juni 1970, In .Artikel 2 des Abkommens wird die 
Kommission ausdrücklich beauftragt, 

..Vorhaben im Bereidi der Bildungsforschung 
. . , anzuregen und gegebenenfalls Vereinbarun- 
gen zwischen Bund und Landern über einzelne 
Vorhaben und Einrichtungen der Bildungsfor- 
schung ... von überregionaler Bedeutung vor- 
zubereiten.“ 

191 . Die Buncl-Länder-Kc?mmission hat zur Erfül- 
lung dieser Aufgaben einen „Ausschuß für Innova- 
tionen“ eingesetzt, der aufgrund einer Vereinba- 
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rung zur koordinierten Vorbereitung, Durchführung 
und wissenschaftlichen Begleitung von Modellver- 
suchen im Bildungswesen, die im Mai 1971 in Kraft 
getreten ist, ein umfassendes Förderungsprogramin 
für Schulversuche erarbeitet hat. Der Bund über- 
nimmt in diesem Programm in der Regel die Hälfte 
der besonderen Versuchskosten. Die Schwerpunkte | 
der Versuche liegen im Elementarbereich, in den 
Sekundarstufen 1 und II (einschließlich der Inte- 
gration beruflicher und allgemeiner Bildungsgänge) 
und im Einsatz neuer technologischer Unterrichts- 
mittel sowie in der Erprobung entsprechender 
Arbeitsverfahren. Die für Modellversuche vorgese- I 
henen Mittel des Bundes, die im Haushaltsjahr 1972 i 
auf 75.7 Millionen DM angesetzt sind, sollen nach 
der mittelfristigen Finanzplanung bis 1975 auf 
255 Millionen DM ansteigen ‘). 

Der Ausschuß berät ferner über Fragen, die mit der 
Planung und Koordinierung der Bildungsforschung 
und Curriculumentwicklung und der Umsetzung in 
die Praxis Zusammenhängen. 

192 . Darüber hinaus strebt die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten eine systemati- 
sche Weiterentwicklung der Bildungsforschung an. 
Im Bereich der Berufsbildungsforschung wird dies 
vor allem über das Bundesinslitut für Berufsbildung 
geschehen. Seine vordringlichen Aufgaben liegen in 
folgenden Bereichen: 

— Vorberufliche Bildung und Berufsberatung; Ent- 
wicklung curricularer Grundlagen für die Ver- 
mittlung sozio-ökonomischen Grundwissens und 
für die Gestaltung von Berufs-, Betriebs-, Wirt- 
schafts- und Berufswahlkunde. 

— Berufsbildung: Erarbeitung wissenschaftlicher 
Grundlagen für die Ausbildungsordnungcn der 
betrieblichen sowie für die Lehrpläne der schu- | 
lischen Berufsausbildung. 

— Berufliche Fortbildung und Umsdiulung: Enl- 
wüddung von Curricula unter Berücksichtigung 
des Prinzips des Baukastensystems und der Lern- 
fähigkeit und -bereitschaft Erwachsener. 

Bei Entwicklung und Anw^endung neuer Lernverfah- 
ren und Medien würd sich die Berufsbildungsfor- 
schung auch mit der Erarbeitung programmierter 
Lehr- und Prüfungsmaterialien, mit dem Aufbau 
einer Programmbibliothek und mit den Möglichkei- 
ten eines verstärkten Einsatzes von Fernunterricht 
und Medienverbundsystemen befassen. 

Es ist erforderlich, die Kosten der beruflichen Bil- 
dung und die finanziellen Belastungen der Bil- 
dungslrager im einzelnen zu ennilteln, um Onen- 
tierungshilfen für eine Verbes.serung des Finanzie- 
rungssystems der beruflichen Bildung zu gewinnen. 
Dazu ist 1971 vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung die Sachverständigenkommission zur 
Untersuchung der Kosten und der Finanzierung der 
beruflichen Bildung geschaffen w'orden. 

193 . Im Bereich der W'eiterbildung bereitet die ^ 
Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern und j 


M Finanzplan des Bundes 1971 bis 1975. Deutscher Bun- 
destag. Drucksache VI/2651, S. 55 


den Trägerorganisationen die Errichtung eines 
Systems zur Koordinierung und Intensivierung der 
Bildungsforschung in diesem Bereich vor. 

194 . Die Möglichkeiten der Unterrichtstechnologie 
— vom programmierten Unterricht und Sprachlabor 
bis zum Lerncomputer und zum Femstudienpro- 
gramm im Medienverbund — werden auf allen Stu- 
fen des Bildungswesens schon in absehbarer Zeit 
eine wichtige Rofle spielen. Die wissenschaftliche, 
technologische und pädagogische Vorbereitung und 
Entwicklung in diesem Bereich erfordert einen ma- 
teriellen und personellen Aufw^and, der nur in 
überregionaler Koordinierung und Umsetzung ver- 
tretbar ist. Die Bundesregierung ist bereit, die 
Arbeit der beiden neu geschaffenen Forschungs- und 
Entwicklungszentren für Unterrichtstechnologie und 
für neue Lehr- und Lernverfahren m Wiesbaden und 
Paderborn zu unterstützen. 

195 . Die Bundesregierung wird darüber hinaus in 
Zusammenarbeit mit anderen Landern und abge- 
stiramt auf die Vorhaben der Stiftung Volkswagen- 
werk weitere Institute und Projekte, insbesondere 
im Bereich der Entwicklung und Erprobung neuer 
Unternchtsinhalte und Lehr- und Lernverfahren 
(Curriculal. der pädagogischen Diagnostik und der 
Bildungsberatung fördeni. Iin Haushalt 1972 sind für 
die Förderung der Bildungsforschung und Curri- 
culumentw’icklung (einschließlidi der Unterrichts- 
technologie) 23 Millionen DM ausgewiesen, Dieser 
Betrag soll nach der mittelfristigen Finanzplanung 
bis 1975 auf 155 Millionen DM -) ansteigen. Erheb- 
liche Mittel werden auch im Rahmen des ^2. Daten- 
verarbeitungspiogramms'' für Forschung, Entwick- 
lung und Erprobung auf dem Gebiet des Einsatzes 
elektronisdier Datenverarbeitung im Bildungswe- 
sen zur Verfügung gestellt. 

196 . Die vorgesehenen Steigerungsraten der Bun- 
desmittel und die verstärkten Anstrengungen der 
Lander in der Bildungsforschung verdeutlichen die 
Dringlichkeit einer wirksamen Planung und Koordi- 
nierung in diesem Forschungsbereich. Die Bundes- 
regierung erarbeitet derzeit eine Übersicht über die 
vorhandenen Ansätze. Erst dann können eine Ge- 
samtplanung. die notwendige Prioritätensetzung 
und die Mittelvergabe im Rahmen einer Gesamtkon- 
zeption der Bildungsforschung und ihrer Funktion 
Ln der Bildungsreform erfolgen. Die Entwicklung 
unid Konkretisierung einer solchen Konzeption ist 
eine wichtige Aufgabe. Sie kann nicht vom Bund 
allein, sondern nur gemeinsam mit den Ländern und 
den Wissenschaftsorganisationen geleistet werden. 

Die Bundesregierung hat zu diesem Ziele eine 
engere und intensivere Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Bildungsral, mit der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, die eine neue Kommission für 
Erziehungswissenschaften eingesetzt hat, mit der 
Stiftung Volkswagenwerk und mit dem Stifterver- 
band für die Deutsdie Wissenschaft eingeleitet. 
Ebenso werden Vertreter aus Schule und Ver- 


*) Deutscher Bundeslag, Drucksache VI'265l S. 56 
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walLung £o-wie Fadileute aus Sdiulbuch Verlagen 
und LehrmitieLfirmen zugezogen. 

Die Bildungskommisssion des Deutschen Bildungs- 
rales hat ejne Projektgruppe für ^Plduung der Bd- 
dungsforsdiung" eingesetzt, die 1973 eine Ernpieh- 
Lung zu den Mel h öden*, Prioritäten* und Realisie- 
rungsproblemen der Bildungsforschung vorlegen 
wilP 

Die Entwidclung einer flexiblen Forsdiungsslrategle 
und der Aufbau eines abgeslimmten Systeins der 
Erprobung, Beratung, Kaordinierurig und Auswer- 
tung der Ergebnisse der BildungsforschLmg ist Vor- 
aussetzjung für eine „rollende*^ Bildungsreform. Sie 
ist wie diese eine Aufgabe, die in einem föderalisti- ' 
5di-en System nur durch sinnvoHe Kooperation und 
freiwillige Koordinierung geleistet werden kann. 

197 - Der inlernationalen Koofperation auf dem Ge* 
biel der Bildungsforschung mißt die Bundesregie- 
rung besondere Bedeutung bei. Sie ist in den ent- 
spredienden Gremien des Europarates {z. B, Com* 
luiLlee of Educatioiial Research) vertreten. Aus- 
sichLsreidie Ansätze zeigen sidi bezüglich einer Mit- | 
drbeit an ■dem unifangreidien internationalen Pro- ' 
gramm des Zentrums für Forschung und innuvation 
im Bilctungswescn (CER] -Centre for Educational 
Research and Innovation] bei der OECD. Nach der 
Ratstagung und Konferenz der BildungsministeT der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
vom lö* November 1971 wird ferner zu prüfen sein, 
welche Aufgaben für die Bildungsforschung sich ■ 
aus einer engeren Zusammenarbeit ln der Bildungs- 
politik im Rahmen der Gemeinschaft ergeben. Bila- 
terale Konktakte zu ForschungsinstituLionen in ein- 
zelnen Ländern (z. B. lEA, Stodtholm) haben sich 
als nützlich und ausbaufähig erwiesen. 


Zusammenfassende Bemerkungen 

198 . Wegen des noch unvollkommenen Instrumeu- 
tanuins der Forschiingspldnung und sehr unvollstän- 
diger Informationen über den Staad der Forschung 
ln zahlreichen Bereichen kann ein Bericht wie die- ' 
ser nur als Ausgangspunkt für eine planvollere | 
Forschungspolitik, noch nidil als em fonnulierter 
Forschxmgsplan verstanden werden. Die Bundes- 
regierung ist sich dessen bewußt und erwartet auch | 
durch die Debatte über diesen Berich I eine w' eitere ' 
Fundierung der Forsdiungsplanung. 

199 , ln manchen Gebieten, wie z. B. in der Bil- 
dungsfnrsdiung und der Ernährungsforsdiung, sind 
die vorhandenen Forsdiungskapazi täten verhältnis- 
inäßjg gering. Die Programme leiden darunter, daß 
sie von einer vor allem personell sehr schwachen 
Basis her aufgebaut werden müssen. In raandien 
Fällen, wie beim Umweltschutz, sind die Kapazitä- 
ten größer und die Aktivitäten zahlreicher, doch 
fehlte es bis zur Verabschiedung des UmweUpro- 
gramms der Bundesregierung an einem koordinier- , 
ten Programm und am sdiwerpunktraäöigen Einsatz 
größerer Mittel. Im Gesundheitswesen ist die Infra- 
struktur der Forschung differenziert und gut aus- I 
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gebaut, jedoch sind die Initiativen weil gestreut. 
Viele Aufgaben, z. B, m der Raumordnung und Ver- 
kehrsplanung verlangen von Anfang an das Zu- 
sammenwirken mehrerer Disziphnen: andere, wie 
z. E. die Bauforschung sind zwar ledinisdi auf einen 
engeren Fachbereidi begrenzt, erfordern aber we- 
gen ihrer gesallsdiaftspoliLisdien Zusammenhänge 

— mehr als das bisher geschah — das Zusammen- 
wirken mil anderen Disziplinen. Dabei gilt das, was 
immer w-ieder über die notwendige Zusammenarbeit 
der Forsdiei gesagt wird, nicht minder liir die Zu- 
sammenarbeit der finanzierenden, fördernden und 
auftragserteilenden Stellen. 

Insgesamt wird deutlich, daß viele neue Aufgaben 
erkannt sind, daß sich aber koarclmierte Programme 
zu ihrer Bewältigung vielfach noch in der Planung s* 
phase befinden und nur m einigen Gebieten über 
die ersten Stufen der Verwürkliebung hinaus ge- 
langt sind. 

Allerdings sind die Zusammenhänge zwischen der 
Forschung und den mit ihren Ergebnissen möglich 
werdenden Beiträgen zur Lösung praktischer Pro- 
bleme au(h sehr kompliziert, Für die Krebsforschung 
ist eine sehr breit angelegte naturwlssensdiaftlldie 
Grundlagenforschung ebenso notwendig wie die 
spezielle klinische Krebsforschung, Wo der ent- 
scheidende Durchbruch gelingen wird, läßt sich 
heute nidil sagen. So ist es auch sdiwierig, ein auf 
wenige Forschungsansätze kunzenlriertes Schwer* 
punkLprograniin zu entwickf^ln. 

200- Bei einer kritisdien Würdigung muß ebenfalls 
vermieden werden, die staatlidie Forschungspolitik 
etwa allein da nach zu beurtedeu, ob sich die Haus- 
haltsansätze und Forschungsaufwendungen des 
Staates mit der jeweiligen Rangordnung der gesell- 
sdiaftlichen Aufgaben deckt. Die Rangfolge Öffent- 
licher oder gesellsdiaftlidier Aufgaben kann nicht 
aus dem Budget abgelesen werden, denn Wirkungs- 
grad und Bnsatzmdghchkeiten der finanziellen Mit- 
tel sind von Fachgebiet zu Fachgebiet sehr ver- 
sdiieden. Eine Million DM kann in der kernleth- 
nlsdieu EnLwicklyng mdgl i die r weise ein kleines 
Bauelement verbessern helfen; in der Bildungs- 
planung kann sie für ein Jahr die Kosten eines 
Sonderforschung.sbereictis mit mehr als 20 Mitglie- 
dern derhen, in der Medizin vielleicht ein Einzelpro- 
jekt für 5 bis 10 Jahre ermöglichen ln einigen Ge- 
bieten ist es überhaupt erst dann sinnvoll, größere 
Beilage aufzuwenden, wenn die Probleme und die 
Forschungsprogramme, die zu ihrer Lösung beitra- 
gen keinnen, definiert sind. Dies gilt z. B, für die 
jetzt bexjOTiTicnc Fördening der Friedens- und Kon- 
fliktforschung. 

Schließlich müssen bei Entsdieidungen über notwen- 
dige Umstellungen die bisher investierten "For- 
sdiungsanstrengungeii und linanziellen Mittel be- 
rücksiditigt weiden. Jn vielen Fällen wird es rich- 
tig sein. Laufende Vorhahen rasth abzu sch ließen, um 
Personal und Mittel für neue Aufgaben Frei zu ma- 
chen. In anderen wird es zweckmäßiger sein, begon- 
nene Projekte forlzuJührenj terbiggestellte Spezial - 
anlagen auszunutzen und die Wissenschaftler • — ■ so- 
weit möglich — gemäß fhier Ausbildung und Irrter- 
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essenrichtung einzusetzen und den Umsetzimgspro* 
zeß Ln Stufen zu vollziehen. Berüdcsiditigl man fer- 
ner, daß gerade bei großen neuen Programmen weit I 
in die Zukunft wirkende Planungen und Entschei- 
dungen sorgfältig vorbereitet werden müssen und 
daß cs in den meisten Fällen wissenschaftlich und 
ökonomisch geboten ist, ein Programm in Stufen 
aufzubauen, so wird klar, daß sich forschungspoli- 
tische Entscheidungen unter Umständen erst in 


mehrjährigen Zeiträumen erkennbar im Haushalt 
auswirken. In ihrer mehrjährigen Finanzplanung, 
und dort vor allem bei der Bemessung der Zuwachs- 
raten, zeigt die Bundesregierung deutlich, wo sie 
künftig die Schwerpunkte setzen wird *). 


Finanzplan des Bundes 1971 bis 1975^ Deutscher Bun- 
destag. Drucksache VI '2651 


Übersicht 4 


Forschungs- und Entwicklungs-Ausgaben der öffentlichen Verwaltung 
für wichtige Aufgabengebiete 
Schätzung 


I 


Aufgabengebiete 


Gesundheitswesen *) 

Ernährung 

Umwellgestaltung und Umweltschutz 

(darunter Reaktorsicherheit und Strahlenschulz *)) 

Wirtschaftspolitik 

Agrarpolitik 

Raumordnung 

Städtebau und Siedlungswesen, Wohnungsbau, Bautechnik 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 

Datenverarbeitung in Wirtschaft, Wissenschaft und im öffentlichen 
Bereich 

Energiegewinnung 

Rohstoffe 

Schlüsseltechnologien für industrielle Innovationen *) 

Arbeilswelt und technischer Wandel ’) 

Verteidigungs- und Sicherheitspolitik 

a) Forsdiung 

b) Entwidclung . . . - 

Friedens -und Konfliktforschung 

Entwicklungspolitik 

Bildungswesen 


1969 ' 1970 I 1971 


Millionen DM 

680 

790 

930 

35 

40 

65 

55 

75 

110 

(40) 

(51) 

(71) 

55 

65 

85 

15 

15 

15 

6 

G 

8 

15 

20 

20 

125 

210 

315 

105 

130 

310 

665 

735 

855 

40 

60 

70 

15 

25 

70 

2 

5 

6 

160 

160 

180 

910 

980 

990 

— 

I 

3 

2 

3 

3 

10 

25 

60 


1 


M einschllefllidi der medizinischen Forschung ln Hodisdiulen und Hochsthulkliniken 
einscfalleßUch Gesellschaft für Strahlen- and Umweltlorsdiung 
*) soweit nicht auf die übrigen Bereiche aufteilbar 

Quelle: Bundesministeriuin für Bildung und Wissenschaft 
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III. Internationale Zusammenarbeit 


1. Ziele 

201* Im Rahmen der zwischenstaatlichen Zusam- 
menarbeit in Forschung und EntwidclungM verfolgt 
die Bundesregiemng vor allem folgende Ziele: 

(1) Erreiditmg wissensdiaflspoliLisdierund teilweise 

auch wirtsdiafts- und induslriepoliÜBcher Ziele: 

— bessere personelle und finanzielle Res- 
sourcennutzung durch Arbeitsteilung oder 
gemeinsame Projektdurdifühmng, 

— Erfüllung gesellschaftspolitisdier Aufgaben, 
wie B* Forschungen auf dem Gebiet des 
üraweitschutzes oder der Medizin^ 

— Sdiaffung der für die Wissenschaft notwen- 
digen Infrastruktur, z. B, im Bereich der 
Grundlagenforsdhung die Errichtung von 
großen Forschungsinslrumenten und For- 
schungszentren, 

— Unterstützung des Wirtsdiafts Wachstums 
durch arbeitsteilige Zusammenarbeit bei der 
Förderung der Forschung und der industriel- 
len Eniwiddung, z, B, auf dem Gebiet der 
Kernreaktoren und der Femmeldesatellilen, 

— frühzeitige Öffnung mehrerer nationaler 
Märkte bei risikoreichen Groöprojekten, 

— Erlei dl terung des Ausgleichs zwischen ge- 
sellsdiaftspoUliscfaen Erfordernissen und 
wirlsdiafllichen Interessen durch eine Be- 
handlung der Problematik im internationa- 
len Rahmen, wie z- B. auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes. 

(2) Beitrag zur Verfolgung außenpoliUsdier Ziele: 

— europäische Integration, vor allem durch ver- 
stärkte Zusammenarbeit im Rahmen der 
Europäisdien Gemeinschaften, 

— Vertiefung zwischenstaallichef Beziehungen, 
insbesondere auch zur Stärkung der atlanti- 
sdien Parlnersdiafb 

— Entspannung, vor allem durch Zusammen- 
arbeit mit den osteuropäisdien Staaten, 

— Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 
durch Wissensdiaflshilfe und Erleichterung 
der Ubertragyng technologischer Kenntnisse. 

Diese Ziele sind häufig eng miteinander verbunden 
Und müssen mit den politischen Zielvorstellungen 
in anderen Bereichen, wie vor allem der Außen-, 
Geseflsdiafts* und Wirtsdiaitspolitik, zu ednem ein- 
heitlichen Ganzen abgestimmt werden. 

zu dem Bereich der nidhtslaatlidien, jedoch von Bund 
and Ländern geJörderlen internationalen wissen- 
sdiaftlidien Zusammenarheit vgl. Materialien zum 
Bundesberichl Forschung IV Kapitel 3.5/3.?/3.a 


I 2. Gegenwärtige Situation *} 

Europäische Gemeinschaften 

202. Im Kommunique der Konferenz der Staats- 
und Regieningsdiefs der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft am 1. und 2, Dezember 1969 
in Den Haag wurde unter Nr. 2 festgestellt: 

„Angesichts des bevorstehenden Eintritts in die End- 
phase c3es Gemeinsamen Marktes vertraten sie die 
Auffassung, es sei Pflicht der Träger der höchsten 
politischen Verantwortung in den Mitgliedstaaten, 
eine Bilanz des bisher Geleisteten zu ziehen, ihre 
Entschlossenheit zur Fortsetzung dieses Werkes zu 
bekunden und die Leitlinien für die Zukunft abzu- 
slecken.** 

Dieser oberste Grundsatz bezieht sich auch auf Nr. 9 
des Kommuniques; dort heißt es: 

„Sie he^krärtigten ihren Willeia, die technologische 
Aktivität der Gemeinschaft zu intensivieren und ins- 
besondere durch Gemeinschaftsprogramme die indu- 
strielle Forschung und Entwicklung in den wichtigen 
Spitzenbereichen zu koordinieren und zu fördern, 
und die dazu nötigen Finanzmittel bereitzusleilen." 

Die Verwirklichung dieser politischen Grundsatz- 
beschJüsse ist auf Schwierigkeiten gestoßen. Es ist 
bisher nicht gelungen, gemeinsaQi eine Gesamtsdiau 
der auf dem Gebiet von Fonsdiung und Entwicklung 
bestehenden Pröblame zu eranbeiten oder eine um- 
fassende Politik für diesen Bereich zu konzipieren. 
Auf nur wenigen Teilgebieten konnten Fortschritte 
erzielt werden. 

203. Die Verhandlungen über eine europäische Zu- 
sammenarbeit in Forschung und Entwicklung auf 
den von den Europäischen Gemeinschaften vorge- 
schlagenen Gebieten Informatik, Femme Id ewesen, 
Metallurgie, neue Verkehrsmittel, Ozeanographie, 
Umweltschutz und Meteorologie mit dreizehn weite- 
ren Staaten (Groflbritaniuen, Irland. Dänemark, Nor- 
wegen. Schweden, Schweiz, Österreich. Spanien, Por- 
lugal, Griechenland, Finnland, Jugoslawien und Tür- 
kei) haben zu ersten Beschlüssen geführt. Auf einer 
Konferenz der Forschung sminister der I9 beteiligten 
Staaten am 22. und 23. November 1971 in Brüssel 
wurden u. a, Vereinbarungen über folgende For- 
sch ungsproj ekle unterzeichnet, an denen die Bmi- 
desrepublik Deutschland und jeweils einige weitere 
der 19 Saaten in unterschiedlicher Zusammensetzung 
teilnehmen werden: 


wegen der konkreten Einzelprojekte internaUonaler 
Zusammenarlieit, die in diesem Abschnitt nicht ange- 
sprochen sind, wird auf die Darstellung im Rahmen 
der Fach Programme verwiesen, 
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— Forschungsarbeiten über Werkstoffe für Gastur- 
binen 

— Forschungsarbeiten über Werkstoffe für Meer- 
wasserentsalzungen 

— Forschungsarbeiten zum Umweltschutz (physika- 
lisch-chemisches Verhalten von Schwefeldioxyd 
in der Atmosphäre, Analyse von Mikroverunrei- 
nigungen im Wasser, Behandlung von Klär- 
schlamm). 

Außerdem faßte die Konferenz Grundsatzbeschlüsse 
über die Errichtung eines Europäischen Zentrums 
für die mittelfristige Wettervorhersage sowie über 
die Schaffung eines Europäischen Informationszen- 
trums für Computer-Programme. 

An den meisten dieser Aktionen soll sich die Ge- 
meinsame Forschungsstelle der Europäischen Ge- 
meinschaften unmittelbar beteiligen. 


204. Eine Reihe wichtiger Vorarbeiten für eine 
Intensivierung der forschungspolitischen Zusammen- 
arbeit in der Gemeinschaft wurde indessen von der 
EG-Arbcitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen und technisdien Forschung“ (Aigrain- 
Gruppe) geleistet. So hat diese Gruppe die Modali- 
täten von Verfahren zur besseren Abstimmung der 
nationalen und internationalen Forschungs- und Ent- 
wicklungsaktivitäten der Milgliedstaalen ausge- 
arbeitet. die nunmehr insbesondere in Form einer 
Gegenüberstellung konkreter Vorhaben und Pro- 
gramme erprobt werden sollen. Außerdem wurden 
kleine Gruppen besonders cpaalifizierter Sachver- 
ständiger damit beauftragt, die ;für eine europäische 
Zusammenarbeit auf den Gebieten Siedlungsslruk- 
turen, neue BausLofie und 'Bautechniken sowie Medi- 
zin unter wissenschaftlichen, wirtschaftlidien und 
technischen Gesichtspunkten interessanten Themen 
zu bestimmen. Die Berichte dieser Gruppen sollen 
eine forschungspolitische Entscheidung über die Aus- 
arbeitung gemeinsamer Programme und Projekte 
ermöglichen. 


Schaubild 5 


Anteile der Zielgruppen an den staatlichen FuE — Ausgaben der Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft 1967/71 


67 71 


BRD 


67 71 


Belgien 
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Frankreich 


67 71 


Italien 


67 71 


Niederlande 




67 71 


100 Vo 


Gemeinschaft 




Verteidigung 

überwiegend soziale Zielsetzung 

überwiegend technologische und industrielle Zielsetzung 



landwirtschaftliche Zwecke 
allgemeine Forschungsförderung 
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205. Auf dem Gebiet der wissenschaftlich-techni- 
schen Information und Dokumentation hat der Rat 
rm Juni 1971 die Grundlagen für eine ständige Zu- 
sammenarbeit der Mitgliodslaaten gesctiaffen. Ent- 
sprechend einem Vorschlag der Aigrain-Gruppe wer- 
den die Mitgiiedstaaten künftig ihre Politik auf die- 
sem Gebiet koordinieren. Dabei soll durch den Aus- 
bau und Zusammenschluß von Informations- und 
Dokumentationssystemen nach und nach ein umfas- 
sendes europäisches Netz gesdraffen werden, an dem 
sich auch andere curopäisdie Staaten beteiligen kön- 
nen. Hinsichtlich der Zusammenarbeit mit dritten 
Staaten werden die Sechs einander regelmäßig kon- 
sultieren, um zu einer möglichst weitgehenden Ab- 
stimmung zu gelangen. 

Als erster Sdiritt zur Schaffung eines europäisdien 
Netzes wurde zugleich die Errichtung eines „D<^ku- 
mcntdlions- und informationssystems für Metallur- 
gio* gebilligt, an dem sich zunächst die Fachzenlren 
der Gemeinschaft sowie die EG-Koraraission beteili- 
gen werden. 

206. Auf dem Gebiet der Kernforsdiung und kern- 
technischen Entwicklung hat der Rat am 16. ‘17. De- 
zember 1970 in Ausführung von Nr. 10 des Schluß- 
kommuniques von Den Haag die organisatorische 
Umstrukturierung der Gemeinsamen Forschungs- 
stelle beschlossen. Die durch die Umstrukturierung 
erreichte größere Unabhängigkeit der Gemeinsamen 
Forschungsstelle und größere Gestallungsfreiheil der 
Forschungsleitung und Forsdier in ihren Zentren 
wird allerdings erst ihre produktiven Auswirkungen 
finden, wenn es dem Rat gelingt, die seit 1968 inte- 
rimsweise beschlossenen Einjahiesprogramrae durdi 
neue Mehrjahiesprogramme für gemeinsdiafllidie 
Forsdmngsarbeilen auf nuklearem wie nichlnuklea- 
rem Gebiet abzu lösen. 

Zwar konnten sich die Mitgliedstaaten Ende 1971 
nicht auf den von der Bundesregierung nachdrück- 
lich urrlerstützen Vorschlag der Kommission für ein 
Dreijahresprogramm ab 1. Januar 1072 einigen. Das 
vom Ministerral am 20. Dezember 1971 verab- 
schiedete Programm für 1972 enthalt jedoch trotz 
größerer Mängel, die noch aus den Vorjahren über- 
nommen wurden, bereits wesentliche Merkmale 
einer künftigen Neuorientierung der Forschungs- 
tätigkeit: 

— die erstmalige Übertragung nichtnuklearer Auf- 
gaben auf die Gemeinsame Forschungsstelle (Er- 
richtung eines Referenzbüros für die Herstellung 
von Eichproben und die Vorbereitung von Stan- 
dards für Werkstoffe; Forschungen auf dem Ge- 
biet des Umweltschulze.s, z. B. über den Sdiwefel- 
dloxydgchrilt der Luft). Diese Arbeiten werden 
nach einem noch festzusetzenden Schlüssel finan- 
ziert. 

— Verabsdiledung eines von allen Mitgiiedstaaten 
zu finanzierenden Programmes für Forschungs- 
arbeiten über die Sicherheit vor allem der Leicht- 
wasser-, aber auch anderer Reaktoren bei gleich- 
zeitiger Erhöhung des Finanzaufwandes für diese, 
früher nur von fünf Mitgiiedstaaten getragenen 
.Arbeiten auf mehr als das Doppelte 


— Im Rahmen der Ende November 1971 auf der 
Forsrhungsminislerkonferenz von 1 9 europäischen 
Staaten beschlossenen Zusammenarbeit auf tech- 
nologischem Gebiet wird sich die Gemeinschaft 
aufgrund eines jetzt gebilligten 5-Jahres-Pro- 
gramms mit der Errichtung eines Knotenzentrums 
für ein Versuchsnetz auf dem Gebiet der Daten- 
übertragung befassen. 

Außerdem hat der Mmislerrat in einer Resolution 
seinen Willen bekundet, zu Beginn des Jahres 1972 
zusammen mit den künlligen neuen Mitgliedern der 
Gemeinsdiafl für die Jahre ab l. Januar 1973 ein 
Mehrjahresprogramm auszuarbeilon, das vor allem 
auf Basisforschiingen, langfristige Forschungen und 
Arbeiten im öffentlichen Interesse ausgerichtet sein 
soll. 


Multilaterale Zusammenarbeit 

207. Am 13.’ 14. Oktober 1971 fand die 4. Wissen- 
schaftsministerkonferenz im Rahmen der OECD 
statt. Unter dem Generalthema „die Bedeutung von 
Wissenschaft und Technologie für die Gesellschaft“ 
wurden insbesondere folgende Aspekte erörtert: 

— Wissenschaftspolitik in den 7()cr Jahren — 
Trends und Ziele; 

— Innovation in Gesellschaft und Wirtschaft; 

— Internationale Zusammenarbeit in Wissenschaft 
und Technologie. 

Von den zahlreichen, von der Bundesregierung 
unterstützten Ergebnissen der Konferenz sind be- 
sonders hervorzuheben: Die verstärkte Förderung 
der Sozialforschung, weil sie für die zukünftigen 
Fragen der Gesellschaft. Wirlsdiafl und Wissen- 
schaft eine zentrale Bedeutung erlangt hat; die 
Durdifühning von OECD-Sludien zum Problem des 
Icchnological assessment, sowie cirw? verstärkte 
Kooperation im Bereich der Grundlagenforschung 
durch die Errichtung von Cenlres of Excellence. 

208. Die Mille 1970 von der UNESCO durchge- 
führtc Regionalkonfercnz der europäischen Wissen- 
schaftsminist-er ermöglichte einen ersten Meinungs- 
austausch west- und osteuropäischer Minister über 
die künftigen Möglichkeiten einer multilateralen 
gesamteuropäischen Zusammenarbeit. Die Bundes- 
regierung wurde es begrüßen, wenn sich daraus An- 
sätze lur eine Vertiefung der Zusammenarbeit, ins- 
besondere auf dem Gebiet der Grundlagenforschung 
ergaben. 

Von den Ergebnissen der 16. UNESCO-Generalkon- 
ferenz, die im Herbst 1970 stattfand, ist im wissen- 
schaftlichen Bereich dos Projekt „Der Mensch und 
die Biosphäre“ von Bedeutung, dais sich mit der Er- 
forschung der ökologischen Grundlagen und der 
Untersuchung der Einflüsse von Umweltgefahrdun- 
gen auf das biologische QleichgewicJit der Bio- 
sphäre befaßt. Ferner wurde die Durchfülirung einer 
Expertentagung zur Vorbereitung eines weltweiten 
wissenschaftlichen Informationssystems (UNISIST) 


56 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlpenode 


Drucksache VI/ 3251 


besdhlossen. Diose Expertenkonferenz trat iiii Okto- 
ber 1971 zusammen und erarbeitete wichtige Anre- 
gungen für die weitere Gestaltung dieses Pro- 
gramms. 

209. Auch im Rahmen der UN-Wirtschaflskomrais- 
sion für Europa (ECE) wurde versucht, neue Ansatz- 
punkte für eine verstärkte Ost-West-Zusammen- 
arbeit zu schaffen, so etwa durch die Einsetzung 
eines ständigen Gremiums für Wissensdiall und 
Technologie. Der Zusammenarbeit in diesem Rahmen 
konnte vor allem aufgrund positiver Ergebnisse der 
in Aussicht genommenen Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa besondere Bedeu- 
tung zukommen. 


Zusammenarbeit auf Teilgebieten 

210. Die Europäische Organisation für Kernfor- 
schung (CERN) hat ein neues tedinisches Konzept 
für den geplanten groBen Protonenbeschleuniger 
ausgearbeitet, bei dem die Bau- und Betriebskosten 
durcii Nutzung der vorhandenen CERN-Einrichtun- 
gen wesentlich unter denen des bisher geplanten | 
Projekts liegen. Der CERN-Ral hat im Februar 1971 ' 
positiv über den Bau des Beschleunigers enlschie- | 
den. der bei Genf unter Beteiligung von zehn Staa- 
ten binnen acht Jahren errichtet werden und eine 
Energie von 300 GeV. eventuell sogar 1000 GeV 
erreichen soll. Die Zusammenarbeit der Hochener- 
giephysiker hat dazu geführt, daß nationale und i 
internationale Forschung auf diesem Gebiet sdion ' 
heute als ein einheitliches Gesamtprogramm anzu- 
sehen sind. 

211. Das Übereinkommen zur Gründung einer 
Europäischen Konferenz für Molekularbiologie 
(EMBC) ist im April 1971 in KrafI getreten. Mit der 
Bundesrepublik Deutschland sind 14 Staaten an die- 
sem Übereinkommen beteiligt. Es dient zimäciist der 
Finanzierung von Stipendien und Kursen. Die Grün- 
dung eines Europäischen Laboratoriums für Moleku- 
larbiologie wird vorbereitet; als Standort ist Heidel- 
berg vorgesehen. 

212. Die Europäische Organisation für Astrono- 
mische Forschung in der Südlichen Hemisphäre 
(ESO), dJe sechs Staaten umfaßt und ein Observa- 
torium in Chile betreibt, errichtet dort ein Teleskop 
mit 3,6 III Öffnung, das 1975 in Betrieb gehen soll. 

213. Das Übereinkommen zur Errichtung des Inter- 
nationalen rnstituts für Führungsaufgaben in der 
Technik (IIMT) in Mailand ist im Oktober 1971 von 
der Bundesrepublik Deutschland. Frankreich, Groß- 
britannien, Italien, den Niederlanden und Österreich 
unterzeichnet worden. Das Inlemationale Institut 
soll Führungskräfte aus Wirtschaft, Industrie und 
Verwaltung ira technologischen Management fort- 
bilden und so zur Schließung der technologischen 
Lücke in Europa beitragen. Maßgebliche Unterneh- 
men steuern in Form von Mitgliedsbei trägen zum 
Betrieb des Instituts bei. 


214. Die Ziele der 4. Europäischen W^ellraumkon- 
ferenz im Juli und November 1970, «ein umfassendes 
europäisches Weltraumprogramm für die Bereichs 
wissenschaflliche Satelliten, Nutzsatelliten und Trä- 
gerraketen zu verabschieden, die bestehenden Orga- 
nisationen ELDO und ESRO zu einer einzigen euro- 
päischen Weltraumorganisation zu verschmelzen und 
gemeinsam eine Zusammenarbeit mit den USA heim 
Posl-Apollo-Programm anzustreben, konnten seiner- 
zeit nicht verwirklich! werden. Nur die Bundes- 
republik Deutschland. Frankreich und Belgien waren 
bereit, dieses umfassende Programm zu unter- 
stützen. 

Es gelang jedoch, nach langwierigen Verhandlungen 
eine weitere Auflösung der europäisdien Zusammen- 
arbeit in der Weltraumforschung und -lechnik zu 
verhindern und Ansätze für eine gemeinsame Politik 
zu finden. 


215. Im Dezember 1971 einigten sich die Mitglied- 
slaaten der ESRO über ein Programm und eine 
Stnikturreform. die zu einer engeren Zusammen- 
arbeit der europäischen Staaten bei einem lang- 
fristig angelegten Programm führen sollen, dessen 
Schwerpunkte schon ab 1973 im Bereich der prak- 
tischen Nutzung liegen werden, ohne daß j?doch 
auf die Fortsetzung des mit bisher vier Satelliten- 
starts erfolgreichen wiissenschafthchen Programms 
der ESRO verzichtet wird. Das zukünftige Gesamt- 
programm der ESRO wird neben einem obligatori- 
schen Programm wissenschaftlicher Satelliten auch 
ein fakultatives Programm von NutzsalelUten um- 
fassen, an dem sich die Mehrzahl der Mitgliedstaa- 
len beteiligt. Die Mitgliedstaaten werden jährlich 
Mittel in der Größenordnung von lOO Millionen RE 
(über 300 Millionen DM) bereitstellen. 

Das wLssenschafllithe Programm umfaßt neben der 
Fortsetzung und dem AbsdiluB der Arbeiten an (ien 
laufenden Satellitenprojekt^en die Inangriffnahme 
von zunächst zwei neuen Projekten. Ziel ist es, ab 
1975 alle zwei Jahre ein wissenschaftliches Salel- 
litenprojekt in Angriff zu nehmen. Das Anwendungs- 
programm umfaßt ein in Zusammenarbeit mit den 
USA zu entwickelndes praoperationelles aeronau- 
tisches Sdlellitensy Stern, einen meteorologischen 
Satelliten als europäischen Beitrag zum Global 
Alinospheric Research Programme der Weltorga- 
nisation für Meteorologie und das Projekt eines 
I europäischen Femmeldesatelliten. 

Außerdem wurde eine Arbeitsgruppe beauftragt, 
eine revidierte Fassung der ESRO-Konvenlion aus- 
zuarbeiten, die sicherslellen soll, daß ESRO über 
die jetzt getroffenen Programmenlscheidungen hin- 
aus auch in Zukunft ein auf eine langfristige Pla- 
nung ausgerichtetes europäisches Programm wissen- 
schaftlicher und Anwendungssalellilen durchführt 
und in Verbindung damit auch die nationalen Well- 
raumprogramme koordiniert und harmonisiert. 
Diese erweiterte Zuständigkeit von ESRO bedeutet 
einen Schrill auf dem Weg zur Schaffung einer 
einzigen europäischen Weltraumorganisation, die 
nach w'ie vor von der Bundesregierung angestrebl 
wird. 
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216 . Zur Aufklärung des Fehlstarts der Rakete 
Europa IF im November 1971 hat der ELDO-Rat eine 
Projeklüberprüfungskommission eingesetzt, die die 
technisdien und organisatorischen Fehler unter- 
suchen und entsprediende Verbesserungsvorschläge 
machen soll. 

Hinsichtlich der Trägerrakete Europa III laufen die 
bereits im November 1970 beschlossenen vorberei- 
tenden Arbeiten für die Entwicklung weiter. Eine 
vom ELDO-Rat eingesetzte Arbeitsgruppe Ist damit 
beauftragt, technische Konfigurationen zu erarbeiten 
und dabei sowohl fortschrittliche als auch kosten- 
sparende konventionelle Lösungen einzubeziehen. 

Bei einer definitiven Entscheidung über die Einlei- 
tung der Entwicklungsarbeiten von EUROPA III 
werden die Ergebnisse der Untersuchungen über 
den Fehlstart der EUROPA II und die daraus zu 
ziehenden Folgerungen zu berücksichtigen sein. 
Außerdem ist von Bedeutung, inwieweit die USA 
bereit sind, für europäische Satellitenmissionen Trä- 
gerraketen zur Verfügung zu stellen. Das diesbe- 
zügliche amerikanische Angebot vom September 
1971 wird nicht von allen europäischen Staaten als 
voll befriedigend angesehen, da es keine vollstän- 
dige Garantie enthält. Die von den USA gemachten 
Einschränkungen sind auf bestimmte Vorhaben im 
Anwendungsbereich beschränkt und beziehen sich 
im wesentlichen auf Artikel XIV des Intelsat-Vertra- 
ges (Vereinbarkeit von regionalen Fernmeldesatel- 
UtensysteTnen mit Intelsat), schließen jedoch in kei- 
nem Fall von vornherein die Lieferung von Träger- 
raketen aus. 

217 . Die Entwicklung einer eigenen europäischen 
Trageiraketenkapazitäl ist damit im Zusammenhang 
mit einer Zusammenarbeit zwischen den europä- 
ischen Staaten und den USA beim Post-Apollo-Pro- 
gramm zu sehen. Die ln der Europäischen Weltraum- 
konferenz vertretenen Staaten haben das Angebot 
der LISA angenommen, in einer technischen Arbeits- 
gruppe die konkreten Beiei ligungsmöglichkeiten am 
Post-Apollo-Programm zu erörtern. Das Ergebnis 
der Verhandlungen, das die Frage der Nutzung der 
gemeinsam zu entwickelnden neuen Transportsy- 
steme einschließen muß. wird auch bei der Frage der 
Entwicklung einer eigenen europäischen Trägerra- 
ketenkapazität mit zu berücksichtigen sein, da eine 
gleidizcitige Beteiligung sowohl am Post-Apollo- 
Programm wie an der Entwicklung einer selbständi- 
gen europäischen Trägerkapazitäl die finanziellen 
Möglichkeiten auf deutscher Seite überschreiten 
w’ürde. 

218 . Im europäischen Bereich wurden die wissen- 
schaftlich-technischen Beziehungen zu den Mitglied- 
Staaten der Europäischen Gememschafl auch in den 
Formen zwei- oder mehrseitiger Zusammenarbeit 
intensiviert. 

So wurden die engen Beziehungen zu Frankreich 
durch ständige Kontakte auf politischer Ebene sowie 
im wissenschaftlich-technischen Bereich weiter aus- 
gebaul. Im Verhältnis zu Italien ist 1970 mit dem 
deutsch-itaiienlsdien Ausschuß für technologische 
Zusammenarbeit eine Einrichtung geschaffen wor- 


den, die der besseren Koordinierung und Intensi- 
vierung der zahlreidien bereits bestehenden Bezie- 
hungen dienen soll. 

219 . Diese Form der Zusammenarbeit zwischen Ge- 
meinsdiaftsstaaten soll nach Auffassung der Bundes- 
regierung in erster Linie die Zusammenarbeit im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft dort vorbe- 
reilen oder ergänzen, wo sich eine Kooperation zu- 
nächst nur im kleineren Rahmen realisieren laßt. 
Dies gilt beispielsweise für die deutsch-brilisch-nie- 
derländische Zusammenarbeit bei der Urananreiche- 
rung aufgrund des Zenlrifugenvcrfahrens, für das 
Schnellbrüterprojekt SNR-300 der Bundesrepublik 
Deutschland und der Benelux-Staaten, für die 
deutsch-französische Zusammenarbeit hinsichtlich 
des Höchslflußreaklors in Grenoble und des Fern- 
meldesatelliten Symphonie oder die auf industriel- 
ler Basis eingeleitete Zusammenarbeit bei der Wie- 
deiaufarbeitung von Kernbrennstoffen zwischen 
deutschen und britischen Firmen sowie dem französi- 
schen Atomkommissariat. 

220 . Auch aul anderen Gebieten konnte die Zu- 
sammenarbeit mit Großbritannien in den letzten 
Jahren stark ausgebaul werden, was in einem en- 
gen Informationsaustausch auf allen Ebenen — auch 
im industriellen Bereich — und der gemeinsamen 
Beteiligung an zahlreichen wissenschaftlich-techni- 
schen Projekten seinen Ausdruck findet. 

Mit Spanien wurden die wissenschaftlich-techni- 
schen Beziehungen aufgrund eines im Jahre 1970 ab- 
geschlossenen Rahmenabkommens enger gestaltet. 

221 . Im Vordergrund der Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland mit außereuropäischen 
Ländern stehen die traditionell engen Verbindungen 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika. Sie voll- 
ziehen sich auf den Ebenen des Austauschs und der 
Kooperation zwischen Regierungsstellen. For- 
schungseiniichtungen, Universitäten und Induslrie- 
untemehmen; der Besuch des Bundesmmislers für 
Bildung und Wissenschaft m den Vereinigten Staa- 
ten im Frühjahr 1971 hat die engen wissensdiafl- 
lich-ledinisdien Verbindungen weiter gefestigt und 
einige neue Ansatzpunkte für die Zusammenarbeit 
und einen verstärktem Erfahrungsduslausch z. B. auf 
den Gebieten von Bioinixlizin, Magnetohydrodyna- 
mik, Meerwasserentsalzung und Encrgiedireklum- 
Wandlung ergeben. 

222 . Als erster umfassender Vertrag über wissen- 
schaftlich-technische Zusammenarbeit mit einem in- 
dustrialisierten Land w'urde 1971 ein Abkommen mit 
Kanada abgesdilossen; die Beziehungen zu Japan 
und Australien wurden enger gestaltet. 

Weitere Schwerpunkte der bilateralen Zusammen- 
arbeit liegen in Argentinien, Brasilien und Indien. 
Mit Indien wurde 1971 em Rahmenabkommen abge- 
sdilossen. Die Zusammenarbeit mit Argentinien und 
Brasilien hat sich auf der Grundlage der bereits 1969 
vereinbarten Abkommen ständig verlieft. Ein Ab- 
kommen mit Pakistan ist m Vorbereitung. 
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223. ln ihren Beziehungen zu osteuropäischen 
Ländern war die Bundesregierung bemüht, die Zu- 
sammenarbeit zu verstärket!. Im Anschluß an die 
Reise des Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft im September 1970 in die Sowjetunion fand 
mit der UdSSR ein informatorisdier Delegationsaus- 
tausch statt, der 1972 zu ersten konkreten Maßnah- 
men und Projekten führen soll. Mit Jugoslawien und 
Polen werden Gespräche mit dem Ziel einer engeren 
wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit ge- 
führt; der Abschluß eines Abkommens mit Rumänien 
ist in Vorbereitung. 


3. Erfahrungen der Vergangenheit 

224. Die europäische Zusammenarbeit in Forschung 
und Entwicklckung war in den letzten Jahren mehl 
durdi wirkliche Erfolge gekennzeidinet. Je enger die 
angeslrebte Kooperation und je starker wissen- 
schaftspolilischc mit außen- und ordnungspolitischen 
Zielen verknüpft wurden, desto schwieriger erwies 
sich die Zusammenarbeit. Aus den vielfältigen Grün- 
den dieser Entwicklung lassen sich einige wichtige 
Erfahrungen ableiten; 

225. Häufig fehlte von Anfang an eine Überein- 
stimmung in den politischen und'oder sachlichen 
Zielvorstellungen, die Übereinstimmung fiel mit 
Zeitablauf weg, oder politische Zielvorgaben wurden 
sachlich nicht ausgefüllt. 

So bestand z. B. zwischen den ELDO-Slaaten mög- 
licherweise schon bei Gründung der Organisation 
keine gemeinsame Aulfassung über die Notwendig- 
keit einer unabhängigen europäischen Trägerent- 
wicklung. Jedenfalls halten einige Staaten sie heute 
nicht mehr, andere Staaten dagegen nadi wie vor 
für notwendig. Mil EURATOM sind bei Verlrags- 
schluß europapolitische Inlegrationszielc verbunden 
worden, die von den Milgliedstaaten nicht durch Ab- 
stimmung der nationalen Atomprogramme und Ein- 
ordnung der neu geschaffenen gemeinsamen For- 
schungsstelle ln den Inlegrationsprozeß ausgelülll 
worden sind. 

226. Wieweit dieses Verhalten teilweise auf eine 
den zu lösenden Problemen nicht immer gerecht wer- 
dende Handhabung bestehender vertraglicher Instru- 
mente zurüdczufüliren ist, mag dahingestellt bleiben, 
ln jedem Falle wurden Insbesondere in den sechziger 
Jahren die europaisdien Zielvorstellungen durch 
eine zunehmende Betonung der nationalstaallichen 
Souveränität in Frage gestellt. 

Der politischen Notwendigkeit einer europäischen 
wissenschaftspolitisdien Koordination und wissen- 
schaftlidien Kooperation, wie sie aufgrund der Dis- 
kussion über die „lechnologisdie Lücke“ erkannt 
worden war, konnte bereits 1965 nicht mehr voll im 
Integrationsrahmen entsprochen werden. 

Auch ist es seitdem nicht gelungen, die europäische 
Forschungspolitik stärker in den Gemeinschaftsrah- 
men zu verlagern. 


227. Folgen eines wieder zunehmenden nationalen 
Souveränitätsdenkens waren die vorrangige Auf- 
stellung nationaler Forschungs- und Entwicklungs- 
programme und der Rückgriff auf die bilaterale Zu- 
sammenarbeit zwischen Gemeinschaftsstaaten, ohne 
ausreichende BerucksichtiguDg bereits laufender 
oder möglicher europäischer Zusammenarbeit. Hier- 
durch entstanden für die europäische Wissensdiafts- 
politik drei grundsätzliche Schwierigkeiten: 

— Durch die Aufstellung nationaler Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme wurde die bestehende 
europäische Zusammenarbeit, z. B. bei EURA- 
TOM, in Frage gestellt. 

— Es wurden sektorale europäische Sonderorgani- 
sdlionen (ELDQ, ESRO, ESO. EMBC] geschaffen, 
die die Zuordnung zu einer zusammenhängenden 
europäischen Forschungspolilik erschweren. 

— Durch die bilaterale und Inlaterale Zusammen- 
arbeit westeuropäischer Staaten wurde teilweise 
die Realisierung laufender europäischer Pro- 
gramme beeinträchtigt. Kleinere Staaten lühlten 
sich zuw^eilen durch die bilaterale Zusammen- 
arbeit zwischen größeren Staaten zurückgesetzt. 
Größere Staaten versuchten konkurrierende Posi- 
tionen auizubauen, was sich ebenfalls negativ 
auf die laufende multilaterale Zusammenarbeit 
auswirkte. Hierdurch entstand die Gefahr einer 
der Idee des gemeinsamen Marktes zuwider- 
laufenden Marktdbkapselung. Außerdem werden 
durch bilaterale Abkommen zuweilen später nur 
noch schwer zu vereinende Strukturen gesdiaffen. 
wenn die verschiedenen Abkommen nicht aufein- 
ander dbgestimmt sind. 

Insbesondere die beiden letztgenannten Entwick- 
lungen waren teilweise eine Folge der Stagnation 
des Integrationsprozesses in der zweiten Hälfte der 
sechziger Jahre. Sie ermöglichten zwar eine Ko- 
operation auf Teilbereichen, waren jedoch selbst 
wiederum Grund neuer Schwierigkeiten bei weite- 
ren Integrationsbestrebungen. 

228. Die genannten Schwierigkeiten enthüllten 
eine organisatorische Schwäche der europäischen 
Zusammenarbeit. Es gibt nur unzureichende Verfah- 
ren zur Abstimmung von Zielen. Programmen und 
Projekten. Das Verfahren der Anpassung des 2. Fünf- 
jahresprograxnms von EURATOM erstreckte sich 
über Jahre; neue Programme konnten bisher nur al.s 
Teilprogramme nach zeitraubenden Verhandlungen 
aufgestellt werden. Teilweise griff man in diesen 
Bereichen, die der Natur der Sache nach eine lang- 
fristige Planung verlangen, auf einjährige Haus- 
halte zuruck, die eine längerfristige Perspektive 
nicht erlauben. 

229. In den letzten Jahren wurden verstärkt sach- 
fremde Proporz-Prinzipien entwickelt. Bei der euro- 
päischen wissenschaftlichen Zusammenarbeit wurden 
„gerechte Rückflüsse" gefordert. DurcJi die Forde- 
rung, entsprechend den nationalen Finanzbeitragen 
zu mlernationalen Organisationen an den Aufträgen 
dieser Organisation beteiligt zu werden, wurde die 
Finanzierung als Koordinationsinslrument entwertet 
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und die RenlabiliLal der Projekte durch un^urei- 
chendeti Wettbewerb beeinl rächt igt, Der Intcresseii- 
ausgleich. der sich nidit im ^gerechten Rückfluß*' der 
geleisteten finanziellen BeitTäge erschöpft, muß im 
Rahmen der gesamten europäisrhen Zusammenarbeit ! 
oder vielleidit im Rahmen der gesamten euro- 
päischen vissensdiaftLich-tedinischen Zusammen- I 
arbeit unter einem gewissen Wettbeweibsaspekt, 
nicht aber bei jedem ELnzelgebiet oder gar Einzel- ' 
Vorhaben erzielt werden. 

230i Die Förderung nadi „gerechlen RütJtflüssen" 
wurde um so nachdrücklidier gestellt, als die Ergeb- 
nisse der europäisdien wjssensdiaitlidien Zrisam- 
menarbeil nur von den einzelnen nalionalen Indu- 
strien und nicht auch im Wege einer europäischen 
industriellen Zusammenarbeit verwertet wurden. 


4, Perspektiven 

231* Schwerpunkt der internationalen Zusammen- 
arbeit in Forschung und Entwicklung ist für die 
Bundesregierung die europäische ZusammenarbeiL 
mit dem Ziel der Enlwidclung einer europäischen 
Forsdmngspolilik* Soll diese Politik über die Ver- 
wirklichung einzelner gemeinsamer Projekte hinaus- 
geheti, so müssen die europäischen Staaten ihre 
Maßnahmen an einer gemeinsatnen Perspektive 
orientieren, wobei aufgrund der bisherigen Erfah- 
rungen vier widitige Punkte zu berücksithtigen sind: 

232. Eine langfristig angelegte europäische Zusam- 
menarbeit muß von gemeinsamen ZLelvorslellungeti 
getragen werden. 

Sektorale und projektbezogene Formen der Zusam- 
menarbeit sind forderungswürdig, wenn sie sich im 
Rahmen einer politisdien Betraditungs- und Hand- 
lungsweise vollziehen, bei der die wissenschafis- 
politische Koordination und eine ihr zugeordnele 
wissensdiaftUdie Kooperation aul europäischer 
Ebene als EinheU gesehen weiden. 

233. Für eine wissenschaftspolilische Koordination 
und ihr zugeordnete Kooperation eignen sich vor 
allein solche Gebiete, die Ln ihren wesentlichen Ele- 
menten von maßgebenden europaisdren Staaten ge- 
rneinsam getragen werden. Eine gemeinsame Ziel- 
setzung dieser Staaten Lst notwendig, um den ande- 
ren mitarbcitswilligen europäischen Staaten die 
Sidierheil der Konstanz und Kontinuität zu geben. 
Findet sich ein fester Kern europaisdier Staaten 
nicht bereit, ein bestimmtes Forsdiungs- und Ent- 
widdungsgebiet in seinen wesen llidien Elementen 
m eine europäische Wissenschaftspolitik einzubrüi- 
gen, so bleibt auf diesem Gebiet an Slclle einer ge- 
meinsamen europäischen Politik die Altemative 
einer bilateralen oder multilateralen Kooperation 
traditioneller Art, 

Die Forderung, daß die „wesentlichen Elemente" 
eines Forsdiungs- und Enlwüdclungsgebietes von der 
gemeinsamen Wissensdiattspolitik erfaßt werden 
müssen, besagt nicht, daß slih alle die gemeinsame 


W^issensdiaftspolitik tragenden Staaten an jedem 
euLzelnen Projekt beteiligen müssen. Vielmehr kön- 
nen und müssen arbeitsteilige Formen entwickelt 
werden, die Ln ein flexibles Programm integriert 
werden, 

234. WidiLig ist, daß die europäischen BemuJiungen 
um eine wissenschafUpolitische Zusammenarbeit 
nidil lediglich als Verlängerung oder Ergänzung 
einer nationalen Wissensdiaftspolitik betrachtet 
werden. Ebensowenig wie eine künfüge europäisdie 
Wirtschaftspolitik als Summe nationaler Wirlschafls- 
Politiken konzipiert werden kann, laßt sich eine 
europäische WissensthaftspoUtjk ausschließlich an 
eng interpretierten nationaJen Interessen ausrichten. 
Bei der Definition der gemeinsamen Politik müssen 
die nationalen fntercssen im Rahmen der Geraem- 
sdialt gesehen, gegeneinander abgew^ogen und zum 
Ausgleich gebracht w^erden. 

235. Eine europäische Wissenschaftspolitik kann 
nur voll verwirklicht werden, wenn sie in die übrige 
Europdpolilik eingegliedert und durch sie ergänzt 
wird, Insbesondere muß eine wirtsdiafts relevante 
Fursdumgspolitik auf europäischer Ebene den Er- 
lordernissen der europäischen Wlrtschafts- und In- 
dustriepontik entsprechen, wenn ihre Ergebnisse 
voll zum Tragen kommen sollen. Marktahkapselun- 
gen oJs Folge nationaler Wissensdiaitspolitiken oder 
gegenüber kleineren Zusammenarbettsgruppierun- 
gen laufen der Idee des gemeinsamen Marktes zu- 
wider. 

Möglldikehen für die schrittweise Entwicklung einer 
europäischen Wissenschaftspolitik und für die Stär- 
kung der wissensdiaftlidieu Zusaminenarbeil sieht 
die Bundesregierung in folgenden konkreten Maß- 
nahmen: 

236. Die Staaten der Gemeinschaft sollten sich, 
über die bislang vorhandenen Ansätze hinaus, vor 
Beginn neuer Projekte mtemationaler wissensdiafl- 
lidier Zusammenarbeit (und vor allen Verhandlun- 
gen in mtematlonalen Organisationen oder Gre- 
mien), sofern tundamentale Fragen der Wissen- 
schaftspolitik berührt sind, in einem permanenten 
gerne insdiaft liehen Rahmen konsultieren. Von der 
Information und Diskussion über die gemeinsamen 
Zielsetzungen sollten diese Konsul Lationen in einem 
späteren Zeitpunkt oder acl hoc yjir verbitidlithen 
Koordination der Haltungen führen. Durch früh- 
zeitige Konsultationen können Zusairimenarbeils- 
projekte für die die europäische Wi.ssensdialtspotl- 
tik tragenden Staaten geöffnet werden. Um die kiinl- 
tige Teilnahme der Beitrittskandidaten zu erleidi- 
tem, müssen auch sie frühzeitig in geeigneter Form 
beieil Igl werden. Diese Vorschläge sind bereits im 
dcutsdicn MemoranduTn vom IS. November 1970 
den übrigen Milgliedslaaten der Europäischen Ge- 
rne insehafl unterbreitet worden. 

237. Ein weiteres Mittel zur Annäherung der 
nationalen Zielsetzungen wäre die gegenseitige Ver- 
pflichtung der Mitgliedstaaten der Gememsdioft, 
eine bestimmte Zeit vor der Entsdieidung über neue 
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nationale Forschungs- und Entwicklungsprogramme 
oder GroDprojekle die übrigen Milgliedstaalen der 
Europäischen Gemeinschaft zu informieren, um in 
diesem .Konfrontalionsverfahren“ den Wunsch an- 
derer Staaten auf Zusammenarbeit im europaisdien 
Rahmen rechtzeitig berücksichtigen zu können. Meh- 
rere nationale Forschungsprogramme oder -projekte 
mit gleicher Zielsetzung sind wegen der involvier- | 
ten nationalen Interessen später kaum noch zu ver- 
sdimelzen, selbst w^enn die notwendige Marklgröße | 
eigentlich nur durch eine gemeinsame Verwirk- I 
lichung des neuen Projektes erreichbar wird 

238. Um das Problem der gerechten Rückflüsse zu 
vermeiden, sollte das von der EG-Arbeitsgruppe 
.Politik aul dem Gebiet der wissensdifllichen und 
technischen Forschung“ (Aigrain-Gruppe) ent- 
wickelte Instrument der „konzertierten Aktion“ er- ' 
probt, verfeinert und stärker auf Koordinationsziele 
ausgerichlet werden. Bei dieser neuen Form der Zu- 
sammenarbeit werden die nationalen Mittel an Un- 
ternehmen oder Institute vorrangig auf Empfehlung 
eines internationalen Ausschusses vergeben. Das ' 
wichtigste Ziel ist hierbei eine auf gründlicher ge- 
genseitiger Inlormalion der Partner beruhende Ar- 
beitsteilung. Wenn diese Arbeitsmethode parallele 
nationale Finanzierungen künftig ausschließen oder 
nur im gemeinsamen Einvernehmen zulassen würde 
und mit Bedingungen, z. B. der gemeinsamen Durch- 
führung von konzertiert finanzierten Programmen | 
oder Projekten national verschiedener Unterneh- 
men oder Institute, verbunden würde, könnte es zu | 
einem besonders wirksamen Koordinationsinstru- 
ment enlwidtelt werden. 

239. Wie im oben erwähnten deutschen Memoran- | 
dum bereits vorgeschlagen, müssen weitere neue Ge- 


biete der europäischen wissenschaftlichen Zusam- 
menarbeit definiert werden. 

Bereiche öffentlicher Aufgabenerfüllung dürften da- 
bei für eine europäische Zusammenarbeit problemlo- 
ser sein als die der Förderung industrieller For- 
schung und Entwicklung. Bei letzteren sollten vor 
allem Förderungsmaßnahmen zur Verbesserung des 
Forschungs- und Zusammenarbeitsklimas ergriffen 
»werden, da die Erfahrung gezeigt hat, daß der 
eigentlichen Kooperation meist eine längere Phase 
der Kontakte vorausgehen muß. 

240. Um bei der gegenwärtigen Rechtslage sowohl 
die Forschungs- und EntwickJungsbereiche, die be- 
reits in den europäischen Verträgen angesiedell 
sind, wie auch neue Zusammenarbeitsmaßnahmen 
und -gebiete einbeziehen zu können, ist es notwen- 
dig. im Rahmen der Gemeinschaften eine einheitliche 
Organisationsstruklur zu schaffen, in der neben den 
Milgliedstaaten auch die Kommission vertreten ist. 
Für die Lösung bietet sich das Modell des Aus- 
schusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik an. Die- 
ser neu zu schaffende Ausschuß für Forschungs- und 
Technologiepolilik müßte spater bei der Neugestal- 
tung der Europa-Verträge integrationskonform ver- 
ankert werden. 

Im übrigen sollte besonders m den Fallen der ge- 
meinschaftlichen. gemeinsamen oder koordinierten 
nationalen Programme uad Vorhaben die Möglich- 
keit einer gemeinschaftlichen Finanzierung beste- 
hen, Es sollten die erforderlichen Rechtsgrundlagen 
geschaffen werden, um in Erfüllung des Auftrages 
von Den Haag die eigenen Einnahmen der Gemein- 
schaft für die Finanzierung von Forschungs- und Enl- 
wjcklung.sprogrammen sowie -Vorhaben heranzuzie- 
hen. 
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IV. Reform der Strukturen und Organisation in Forschung und Forschungsförderung 


241. öffentliche Forsdiungseinriditungen sind 
Arbeitsplätze und zugleich Instrumente zur Verwirk- 
lichung forsdiungspolilischer Ziele. Ihre organisato- 
rische Struktur und die Arbeitsbedingungen in ihnen 
müssen beiden Aspekten im Sinne der Forschungs- 
politik Rechnung tragen. Die Bundesregierung sieht 
in einer stärkeren Mitwirkung aller Wissenschaftler 
eine wichtige forschungspolitische Aufgabe. Wegen 
der zunehmenden Abhängigkeit der einzelnen For- 
scher und Forschergruppen von den organisatori- 
schen und finanziellen Maßnahmen und Planungen 
gehl es dabei einerseits um eine größere Durchsich- 
tigkeit des Forschungsprozesses und der Teilhabe an 
den Entscheidungen für den einzelnen Wissenschaft- 
ler. Entsprechend der von ihr geförderten öffentli- 
chen Diskussion der Ziele und Schwerpunkte der 
Forschungspolitik insgesamt (Tz. 8), setzt die Bun- 
desregierung sich aber auch für eine verbreiterte 
Aussprache über die Forschungsziele und -Schwer- 
punkte in den Hochschulen. Forschungseinrichtungen 
und Wissenschaftsorganisationen ein. weil unzweck- 
mäßige hierarchische Strukturen die Kommunikation 
und Teamarbeit der Wissenschaftler hindern und 
organisatorisch sinnvolle Mitwirkung zugleich Be- 
dingung der Effizienz der Forschung ist. 

Ira Entwurf des Hochschulrahmengesetzes hat die 
Bundesregierung aus den gleichen Überlegungen 
heraus eine funklionsgerechte Mitwirkung auch in 
Fragen und bei der Planung einzelner Forschungs- 
vorhaben vorgeschlagen. Für die Großforschungsein- 
richtungen. die vom Bund unter Beteiligung der Sitz- 
lander unterhalten werden, wird eine sadigerechte 
Beteiligung der dort tätigen Wissenschaftler an der 
Programm- und Arbeitsgeslallung eingeführt. Die 
Bunde^sregierung ervs'artei, daß ähnliche Maßnalimen 
in den anderen Einrichtungen der Forschung und 
Forschungsförderung — jeweils unter Berücksichti- 
gung der besonderen Zielsetzung — ergriffen wer- 
den. 

242. Zugleich wirkt die Bundesregierung auf ver- 
besserte, den sich ändernden Aufgaben der For- 
schung ständig anzupassendc neue Organisations- 
formen der Forschung hin, insbesondere auf stär- 
kere Kooperation und Koordination. Die überkom- 
mene Trennung in Teilbereiche der Forschung — in 
Hochschulforschung, außeruniversitäre und Indu- 
strieforschung, in Grundlagenforschung, angewandte 
Forschung und Entwicklung — und in die wissen- 
schaftlichen Disziplinen erweist sich bei übergrei- 
fenden Aufgaben und Problemen als erkenntnis- und 
innovationshemraend. Zugleich beeinträchtigen die 
mangelhafte .Ausnutzung von Hilfsmitteln der For- 
schung und die teils fehlende, teils lückenhafte Ko- 
ordinierung und Konzentration die Effizienz der 
Forschung. Hier die notwendigen Durchlässigkeiten 
zu ermciglichen und eine Abstimmung der wesent- 
lichen forschungspolitischen Aktivitäten in den Teil- 


bereichen der Forschung und zwischen ihnen herbei- 
zuführen. ist eine wichtige langfristige und z. T. 
ständig neu zu lösende Aufgabe. Mit der Gliederung 
der Hochschulen in Fachbereiche, den Sonderfor- 
schungsbereichen, der Verbundforschung einerseits 
und der Koordinierung der ressortbezogenen For- 
schung des Bundes andererseits sind hier erste, wich- 
tige Maßnahmen ergriffen worden. Ob und inwie- 
weit ein forschungspolitischer Rahmenplan erarbei- 
tet werden kann, wird von den Ergebnissen der 
umfangreichen Untersuchungen abhängen, die der 
Wissenschaflsrat zur Situation der Forschung in 
allen Bereichen derzeit durchführt (vgl. Tz. 26). 


1. Struktur- und Organisationsreformen 
in der Hochschulforschung 

Forschung In der Gesamthochschule 

243. Für die künftige Rolle der Forschung in der 
Gesamthochschule können gesetzliche Regelungen 
nur einen sehr weiten Rahmen ziehen. Nach dem 
Entwurf des Hochschulrahmengesetzes, der sich im 
Zeitpunkt der Vorlage dieses Berichts in der parla- 
mentarischen Beratung befindet, sollen an die Stelle 
der Fakultäten Fachbereiche treten, auf die auch die 
Zuständigkeiten der bisherigen Seminare, Institute 
und Lehrstühle übergehen sollen, soweit diese nicht 
zentrale Einrichtungen der Hochschule werden. Auch 
innerhalb der Fachbereiche können Forschungsein- 
richlungen gebildet werden, die jedoch unter der 
Verantwortung des Fachbereichs stehen. 

244. Damit treten an die Stelle insbesondere von 
Instituten der bisherigen Art, die nicht hinreichend 
in die Hochschulselbslverwaltung einbezogen waren. 
Forschungseinheiten, die von den Selbslverwal- 
tungsorgonen der Hochschule verwaltet werden. Mit 
der Gliederung m Fachbereiche sollen die Möglidi- 
keiten der Zusammenarbeit bei Forschungsvorhaben 
über die Disziplinen hinweg verbessert werden. Für 
langfristige und Daueraufgaben können fachbe- 
reichsübergreifende koordinierende Gremien für 
Fragen der Forschung gebildet werden. 

245. Die Zielvorstetlungen der Bundesregierung 
hinsichtlich Art und Umfang der Mitwirkung an der 
Selbstverwaltung sind im Entwurf des Hochschul- 
rahmengesetzes niedergelegt. Danach gellen für die 
Mitwirkung im Bereich der Forschung folgende 
Grundsätze; 

(l) ln den Kollegialorganen der gesamten Hoch- 
sdiule wie der Fachbereiche wirken alle Mit- 
gliedergruppen mit. 
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(2) In Fragen der Forsciiung haben die Stimmen 
der dem Gremium angehörenden Wissenschaft- 
ler ein besonderes Gewicht (Prinzip der funk- 
tionsgerechten Mitwirkung), 

(3) An der Planung der einzelnen Forsdmngs Vor- 
haben wirken alle an dem Forschungsvorhaben 
wissetLsd:iaItlidi Arbeitenden mit. Die Durchfüh- 
rung steht unter der verantw^ortliciien Leitung 
eines oder ruehrerer Projektleiter. 

Diese Grundsätze sollen gewährleisten, daß alle 
wesentlichen Gesichlspunkte in die Entscheidung 
einfließen und daß die getroffene Entscheidung eine 
tragfähige Basis füi die Durchführung bildet, 

246. Soweit Kollegialentsdieidungen in Fragen der 
Forschung vorgesehen sind, bei reffen sie Angelegen- 
heiten der Planung, Organisation, Finanzierung und 
Verwaltung der Forsdiung, also insbesondere der 
Koordinierung von Forsdiungsvorhaben und der 
Verwendung von vorhandenen Emiiditungen und 
Mitteln. 

247. Die quantitative Erweiterung des Fiodisdiul- 
bereichs und die Zusammenführung bisher geLrerm- 
ler Einnchtungen des Hochsdiulbereidis zu Gesamt- 
hodischulen, für die sich die Bundesregierung im Bil- 
dungsberichl 70 ausgesprochen hat und die jetzt in 
der gemeinsamen Planung von Bund und Ländern 
im Bilduiigsgesamtplan und im Rahmenplan nach 
dem Hochsdmlbaulörderungsgesetz (Tz. 283) vorge- 
sehen ist, erfordern eine Neubest immung und dabei 
Differenzierungen der Verbindung von Forsdiung 
und Lehre in der Hodisdiule. 

248. Die Vorstellung, in jeder Faduichlung und in 
jedem Studiengang sei die Verbindung von For- 
schung und Lehre gleich intensiv, entsprach schon 
bisher vielfach nicht den tatsäch liehen Gegebenhei- 
ten. Eine realistische Hochschulpolitik muß hieraus 
die Konsequenzen ziehen und darauf ausgeriditet 
sein, für Forsdiung und Lehre geeignete und je nach 
den sadilidien Notwendigkeiten differenzierte For- 
men der Zusammenarbeit und der Aufgabenteilung 
zu entwickeln, Insbesondere müssen die Hochschu- 
len die organisatorischen und personellen Voraus- 
setzungen schaffen oder erhalten, um auch neue 
Forschungsgebiete rasch aufgreifen zu können, ihre 
Organisationsformen müssen elastisch genug sein, 
daß auf Zeit Projektgruppen gebildet, aber auch 
Dauereinnchlungen für die Forschung unterhalten 
werden können* Jede Organisationsform muß dar- 
auJ angelegt sein, daß die verfass imgsmäßig garan- 
tierte Freiheit der Forsdiung gewährleistet bleibt. 

249. Für die Bereitstellung von Forschungsein- 
richtungen und -miltein wird die Neubestimmung 
der Verbindung von Forsdiung und Lehre wichtig 
sein. Die zunehmende Expansion und Spezialisie- 
rung in den einzelnen WLssenschallen, die steigen- 
den Kosten der Forschung und personelle Engpässe 
lassen es niciit mehr zu, daß die Voraussetzungen 
für die Forschung an jeder Hochschule in allen Fä- 


chern geschaffen werden, Hier lag eines der Mo^ 
live für das Programm der Sonderforsdiungsberei- 
die, Audi kann nicht jede Gesamthochschule für 
alle ihre Fächer gieidimäßige Forsdiungsmöglith- 
keiten erhalten. An dei eigenen Hochschule fehlende 
Forsdiungsmoghchkeiten werden durdi ein Zusam- 
menwirken mit anderen Hochsdmten oder mit For- 
schungseinridhtungen außerhalb der Hochschulen zu 
eröffnen sein. 

250. Auch die Forschungsarbeit der Hochschulleh- 
rer wird verschieden gewichtet sein. Im Einzelfall 
wird sie u, a. auch davon abhängen, wie stark der 
Bezug der Studiengänge zur Forschung ist, für die 
em Hochschullehrer nadi den für ihn geltenden 
dienslrechtlidien Regelungen Lehraufgaben wahrzu- 
nehmen hat. Jeder an einer Hochschule tätige Hoch- 
schullehrer muß aber auch dann, w-enn er überwie- 
gend in der Lehre tätig ist — gegebenenfalls außer- 
halb der eigenen Hodischule “ von Zeil zu Zeit 
Gelegenheit zur Ausführung von wissenschaftlichen 
Vorhaben haben und bereditigl sein, Mittel für For- 
sdiungsvorhaben zu beantragen, 

251. Die Studenten nehmen m der Gesamthoch- 
sdiule nach Maßgabe ihres Studienziels und -Inhalts 
sowie der erreichten Studienphase an der Forschung 
teil. Soweit freilich bereits ein ^forschendes Lernen" 
im Sinne eines selbständigen kritischen Erarbeitens 
von Le hrg egen ständen oder im Sinne eines Nach- 
volizugs des Forsdiungsgangs in abgekürzter Form 
als Forschung verstanden wird, ist dies ein selbst- 
verständlicher Bestandteil jeden Hochsdiulsludiums. 

252. Die Hochschulforschung muß ihre Partner über 
die Grenzen der Hochschulen hinweg suchen, um so 
die für sie wichtigen Anregungen aus der Praxis zu 
erhalten und ihrerseits die Praxis zu befruchten. Das 
in den Hodisdiulen vorhandene Forsdiungspotential 
sollte in dem Rahmen, der sich aus der Stellung und 
den besonderen Aufgaben der Hochschulen ergibt, 
in allen auf wüssenschaft liehe Forschung angewie- 
senen gesellschaftlichen Bereichen zum Tragen kom- 
men. Insbesondere müssen die staatlichen und an- 
dere öffentliche Einrichtungen die Möglichkeit ha- 
ben, Forschungsvorhaben, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich sind, mit den Hochschulen zu 
vereinbaren; dazu gehören auch Vorhaben der Ver- 
te idigungsforschung {vgl. Tz. I66). 

Für die Vertragsforschung und lür andere Vorhaben 
im Bereich der angewandten Wissenschaft (z. ß. 
Beratungen) sind zum Teil neue Formen zu ent- 
wickeln. Vor allem bei Vorhaben, bei denen in grö- 
ßerem Umfang Personal und Einriditungen einer 
Hodischule in Anspruch genommen werden müsseut 
sollte die Hochschule selbst und ni<hL mehr ein ein- 
zelner Wisscnsdiafller Vertragspartner des Auftrag- 
gebers sein. Die Ausführung solcher Vorhaben im 
Rahmen von Nebentatigkeiten einzelner Wissen- 
sdiaftler sollte auf Fälle besdiränkt sein, in denen 
seine persönliche Leistung ohne Einschränkung sei- 
ner Verantwortung im Fachbereich seiner Hod> 
schule erwartet wird. 
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253. Um einen möglichst wirkungsvollen Einsatz 
der für die Forschung verfügbaren Mittel zu er- 
reichen, müssen Forschungsvorhaben in den Hoch- 
schulen stärker als bisher planmäßig koordiniert 
und die Forschungsschwerpunkte mit der Planung 
anderer Hochschulen abgestimmt werden. Insgesamt 
muß die Forschungsplanung in die Entwicklungs- 
pläne für die einzelnen Hochschulen einbezogen 
werden*). Hierzu müssen die zuständigen Organe 
der Hochschule über alle in der Hochschule durchge- 
führten Forschungsvorhaben unterrichtet w'erden. 
Nur so werden sie auch in die Lage versetzt, die Ef- 
fizienz des Milteleinsatzes für die Forschung zu ver- 
bessern. 


Deutsche Forschungsgemeinschaft 

254. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft trägt 
den Slruklurreformen an den Hochschulen im Rah- 
men ihres Verfahrens der Forschungsförderung 
Rechnung. Für die Wahl zu den Fachausschüssen, die 
für die Entsch 2 idungen über die Finanzierung von 
Forschungsvorhaben eine wesentliche Rolle spielen 
(vgl. Tz. 284), ist mit einer Übergangslösung im Jahr 
1971 ein wichtiger Schritt erfolgt: aktiv wahlberech- 
tigt sind jetzt nicht mehr nur habilitierte Wissen- 
schaftler, sondern auch promovierte Wissenschaftler 
mit einer dreijährigen wissensciiaftlidven Tätigkeit 
nach der Promotion. Unter den Wahlberechtigten 
sind damit etwa die Hallte Assistenten. Die Frage 
des Vorschlagsrechtes lür die Wahllisten wird ge- 
stellt und muß ebenfalls beantwortet werden. Ent- 
scheidungen wird die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft erst nach der Verabschiedung des Hochschul- 
rahmengesetzes treffen können. 


Sonderforschungsbereiche 

255. Schon jetzt kann festgestelll werden, daß das 
neue Instrument der Sonderforschungsbereicho in 
der Forschungsförderung eine Lücke schließt. 

Die Sonderforschungsbereiche verstärken und er- 
leichtern die Kooperation innerhalb der Hochschulen 
über die Grenzen der Disziplinen und Instjlule hin- 
weg sowie — wenn auch bisher ln geringerem Aus- 
maß — zwischen den Hochschulen und den auBcr- 
universilären Forschungseinrlchlungen, besonders 
den Forschungsslätten der Max-Planck-Gesellschaft, 
den Kemforschungseinrichtungen und der Deutschen 
Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt. Hand in Band mit der Verbesserung der 
Kooperation zeichnet sich im großen und ganzen die 
Entwicklung leistungsfähiger Forschungseinheiten 
ab. 

Dies kann zugleich im Zusammenwirken von Hoch- 
schulen und außeruniveisitären Forschungseinrich- 
tungen zu einer besseren Nutzung der personellen 
Kräfte und apparativen Ausstattung in der For- 
schung führen. Die Forderung der Deutschen For- 


*) vgl. auch Wissensdioftsrat, Bericht über die Hodischul- 
bereiche jm Soinmersemester 1971, Köln 1972 


schungsgemeinschaft nach Entwicklung konkreter 
mittel- und langfristiger Forschungsprogramme hat 
— verbunden mit der schnellen Einführung mehr- 
jährigier Finanzierungszusagen — die mittelfristige 
wissenschaftliche Planung erleichtert. Schließlich hat 
die Einriditung von Sonderforschungsbereichen da- 
zu geführt, daß eine größere Zahl der an der For- 
schung Beteiligten mit gleichen Rechten und Pflich- 
ten Zusammenwirken. Zugleich wird die Funktion 
der Sprecher der Sonderforschungsbereiche zuneh- 
mend auch von Hochschulangehörigen wahrgenom- 
men, die bisher nicht Lehrstuhlinhaber oder Insti- 
tutsdirektoren waren. 

256. Auf der anderen Seite darf nicht übersehen 
werden, daß eine Reihe schwieriger Aufgaben bis- 
her ungelöst ist. Amgesichts der dazu nötigen länge- 
ren Zeiträume isi es nicht verw^underlich, daß sich 
eine Konzentration im Sinne einer zugleich mit Ver- 
zidit verbundenen planvollen Spezialisierung der 
einzelnen Hochschulen in der Forschung nur all- 
mählich abzuzeichnen beginnt. Nach den bisherigen 
Erfahrungen trägt weder die Berufungspolitik noch 
die mittelfristige Entwicklungsplanung der Hoch- 
schulen diesem Ziel genügend Rechnung,- die deut- 
lichsten Ansätze zeigen sich dort, wo Hochschulen 
kontinuierlichere Leitungsgremien eingeführt haben. 
Für die an den Sonderforsdiungsbereichen beteilig- 
ten Wissenschaftler ist noch kein zufriedenstellen- 
der Kompromiß zwischen ihrem Interesse an lang- 
fristiger Sicherung und dem wissenschaflspolilischen 
Interesse an einer belebenden Fluktuation der Kräfte 
gefunden worden. Sdiließlich fehlt es noch an ge- 
eigneten ergänzenden Förderungsmöglichkeilen für 
die Zweige der Hochschulforschung, die sich von 
der Natur der Sache her nicht oder nur wenig zur 
Errichtung von Sonderforschungsbereichen eignen. 
Das gilt besonders für gewisse Bereiche der Geisles- 
wissenschaften, die bisher an diesem Programm 
offenbar einen zu geringen Anteil haben. 


Verbundforschung 

257. Ein anderes Mittel der Kooperation, Koor- 
dinierung und Rationalisierung über den Rahmen 
der Hochschulen hinaus ist die »Verbundforschung“, 
fm Gegensatz zu den Sonderforschungsbereichen, die 
auf jeweils abgegrenzten Themenbereichen regio- 
nale Schwerpunkte darstellen, hat die Verbiindfor- 
schung die überregionale und zum Teil internatio- 
nale Kooperation von Forschergruppen innerhalb 
größerer Themengebi-ete zum Ziel. Kristallisalions- 
punkle der Verbundforschung sind die Großeinrich- 
lungen, wie z. B. große Beschleuniger, Reaktoren, 
Blasenkammern, Universaldetektoren. Telemetrie- 
anlagen, Vakuum- und Klimaanlagen. Die Kosten 
dieser Einrichtungen sind so hoch, daß es jeweils nur 
eine oder wenige errichtet w^erden können. Da nur 
sie aber die Voraussetzung für moderne Forschung 
sind, muß auch Forschern, die am Ort nicht über ein 
solches Gerät verfügen, die Möglichkeit gegeben 
werden, mit diesem Gerät zu arbeiten. Dies emip- 
fiehll sich auch des'wegen, weiil unter Umständen die 


64 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 3251 


am Ort eines Großgeräts ansässigen Forscher allem 
nicht Ln der Lage sind, das Gerät voll zu nutzen. Die 
Experimente sind zudem so komplex, daß sie nicht 
mehr von einzelnen Forschern, sondern nur von 
Forscherteams ausgeführt werden können. Sie er- 
fordern eine straffe Planung und geschickte Auf- 
gabenteilung bei der Entwicklung von Apparaten 
und der Auswertung der Ergebnisse. Die Verbund- 
lorschung tragt zugleich dazu bei, die Beteiligung der 
Hochschulen an der modernen Forschung und damit 
die Ausbildung qualifizierten Nachwuchses zu 
sichern. 

258. Beispiele für Verbundforschung sind die 
Arbeiten der deutschen Hochenergiegruppen bei der 
Europäischen Organisation für Kernforschung 
(CERN) und beim Deutschen Elektronensynchroton 
(DESY) — häufig in enger Kooperation mit Forscher- 
grupi>€n aus anderen Landern — , die gemeinsamen 
Arbeiten von Forsdiergruppen verschiedener Hoch- 
schulen zur Vorbereitung von Experimenten am 
Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt und der 
Verbund von 16 wissenschaftlichen Instituten bei 
der Instrumentierung der Sonnensonde „HELIOS** 
mit 1 1 Experimenten und ihr Verbund mit zahlrei- 
chen Industrien bei der Entwicklung und mit einem 
weltweiten System von Telemelrieanlagen beim Be- 
trieb der Sonde. 


2. Struktur- und Organisationsreformen 
in Forschungseinrichtungen 
außerhalb der Hochschulen 


GroOforschungseinrichtungen 

259. Für die Forschungseinrichlungen seines Ge- 
schäftsbereichs hat der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft .Leitlinien zu Grundsatz-, Struk- 
tur- und Organisationsfragen" veröffentlicht '). In 
ihnen werden vor allem das Verhältnis des Staates 
zur Forsdiung und die Mitwirkung der wissenschaft- 
lictien und technischen Mitarbeiter an wissenschaft- 
lich-technischen Entscheidungen behandelt. Wissen- 
schaftliche und technische Mitarbeiter sind alle an 
Forschungs- und Entwdeklungsaufgaben tätigen Mit- 
arbeiter, die entweder eine abgeschlossene Hoch- 
schul- oder Ingenieursdiulausbildung besitzen oder 
die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfah- 
rungen vergleichbare Tätigkeit ausüben. Die Leit- 
linien betreffen nicht die Fragen der Unterneh- 
mensverfassung und der betrieblichen Mitbestim- 
mung im Sinne des Belriebsverfassungsrechts. Es ist 
ihr Ziel, den wissenschaftlichen, gesellschaftlichen 
und volkswirtschaftlichen Nutzen der Forsdiungsein- 
richtungen weiter zu erhöhen und zugleich 


Ü Leitlinien zu Grundsatz', Slniktur- und Organisations- 
fragen von rechtlich selbständigen Forschungseinrich- 
Lungen. 

Der BundesmLnislcr für Bildung und Wissenschaft. 
Sdiriflenreihe Forschungsplannng 2 a, Bonn 1971 


— die innere Struktur der Forschungseinrichtungen 
auf eine demokratischere Grundlage zu stellen, 

— den wissenschaftlichen und technischen Mitarbei- 
tern einerseits den notwendigen Freiheilsraura 
zu sichern, andererseits die erforderlichen Enl- 
sebeidungen für die zu lösenden Forschungs- und 
Enlwicklungsaufgaben zu gewährleisten, 

— die Aufgabenstellung der Forschungseinrichtun- 
gen den von der Gesellschaft gestellten Aufga- 
ben und den Fortschritten der Wissenschaft und 
Technik anzupassen. 

I Die „Leitlinien** enthalten drei Grundgedanken, die 
in den Slichworten Globalsteuerung, Mitwirkung 
I und kollegiale Leitung zusammengefaßt werden kön- 
I nen. 

Der Staat nimmt auf die Arbeit der Forschimgsein- 
riebtungen in zweierlei Weise Einfluß: 

— er formuliert und stellt die Aufgaben, soweit sie 
aus gesellscliaftlichen Forderungen entstehen, 

— er finanziert die für die Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben erforderlichen Ausgaben. 

Indem er einerseits die generellen Forschungsziele 
und die finanziellen Gesamtzuw'’Ondungen formuliert, 
die Arbeiten koordiniert, Prioritäten setzt und für 
einen wirtschaftlichen und sparsamen Einsatz der 
öffentlichen Mittel sorgt, andererseits jedodi den 
Forschungseinrichlungen auch im administrativen 
Bereich einen großen Raum gewährt, handelt er nach 
I dem Prinzip der Globalsteuerung, ln den Gesell- 
schaftsverträgen und Satzungen für die Forschungs- 
einrichlungen wird dies konkretisiert. 

260. Die Mitwirkung der wissenschaftlichen und 
ledinischen Mitarbeiter vollzieht sich in drei Ebenen: 

— in den Itistiluten bzw. Projekten 

— bei der wissenschaftlichen und technischen Lei- 
tung der Forschungseinrichtungen 

— im Aufsichtsorgan. 

ln der Instilulsebene sind gewählte wissenschaft- 
liche und technische Mitarbeiter beteiligt durch ihre 
Mitarbeit im Institutsleitungsaasschuß, einem Gre- 
mium, in dem alle Fragen des Arbeitsprogramms und 
des Einsatzes der zur Verfügung stehenden Personal- 
steilen und Mittel beraten werden; der Instituls- 
leitungsausschuß muß in allen wesentlichen Ange- 
legenheiten des Instituts informiert und gehört wer- 
den. 

In der Leitimgsebene nehmen die wissenschaftlichen 
und technischen Mitarbeiter an den Entsdieidungen 
durch die Mitarbeit gewählter Vertreter im W'issen- 
sdiaftlidi-Technischen Rat oder im Wissenschaft- 
lichen Ausschuß teil. Diese sind Organe der For- 
schungseinrichtungen und haben maßgeblichen Ein- 
fluß auf die wissensdiafllidien und technischen Ent- 
scheidungen der Leitung der Forschungseinrichtun- 
gen. ln der Aufsichtsratsebene sind gewählte wis- 
senschaftliche und technisdie Mitarbeiter beteiligt, 
indem sie ein Viertel der Mitglieder des Aufsichts- 
gremiums stellen. 

Die Leitlinien .sehen als Regel für die Leitung von 
Instituten und gleichartigen Arbeitseinheiten ein 
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kollegiales System vor, wodurch das Prinzip der 
Mitwirkung weiter gestärkt wird, 

261. Die ^Leitlinien“ wurden mit allen betroffenen 
Gruppen aus den Forschungseinriditungen und den 
Verbänden intensiv erörtert. Der Bundestagsaus- 
schuß fiir Bildung und Wissenschaft hat sie zweimal 
diskutiert. Dank des von der Bundesregierung früh- 
zeitig begonnenen Dialogs hat eine breite öffent- 
liche Diskussion slattgefunden. 

Im Laufe des Jahres 1971 wurde die Mehrheit der 
Gesellschaftsverträge und Satzungen der Großfor- 
schungseinrichtungen auf Grund der Leitlinien be- 
reits neu gefaßt, die Einführung bei den übrigen 
steht bevor, hn einzelnen sollen diese neuen Formen 
jetzt in der Praxis erprobt werden. Dabei sollen 
auch Alternativen versucht werden. Eine besondere 
Lösung wurde desw'egen für das Hahn-Meitner- 
Institut in Berlin gefunden: dessen Satzung sicht 
— weitergehend — die Zusammensetzung der Wis- 
senschaftlichen Leitung aus den Sektorenleitem und 
einer gleichen Zahl gewählter wissenschaftlicher 
und technischer Mitarbeiter vor. 

262. Die Bundesregierung weiß, daß mit der Neu- 
fassung der Satzungen die vielfältige Probleme auf- 
werfende Frage nach der Mitwirkung in Forschungs- 
einrichtungen noch keine abschließende Antwort 
gefunden hat. Sie hat jedoch hier einen wesentlichen 
Schritt getan, für den es auch im Ausland kaum ver- 
gleichbare Regelungen gibt. Mil den neuen Satzun- 
gen und Verträgen werden jetzt über einen länge- 
ren Zeitraum Erfahrungen zu sammeln sein; ln wis- 
S3nschaftli(hen Begleituntersudiungen wird der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft sie 
auswerten, mit den in anderen Staaten erwogenen 
Lösungen vergleichen und den Dialog mit allen 
Beteiligten fortsetzen. 


Bundesforschungsanstalten 

263. Eine vom Kabinettsausschuß für Bildung und 
Wissenschaft eingesetzte Arbeitsgruppe hat die 
Frage geprüft, ob, inwieweit und in welcher Form 
die .Leitlinien“ des Bundesrainisters für Bildung 
und Wissenschaft auch für die Bundesforsdiungsan- 
stalten und Forschungseinrichlungen anderer Bun- 
desressorts von Nutzen sein können. 

Die Aufgaben dieser Forschungsanstalten und -ein- 
richtungen sind sehr unterschiedlich: neben Anstal- 
ten. die in erheblichem Umfang dem Geselzesvoll- 
zug dienen und typische Verwallungsaufgaben er- 
füllen, stehen Forsdiungseinrichtungen, in denen 
auch Grundlagenforschung betrieben wird. Oft fin- 
den sich Forschungs-, Prüf- und Verwaltungsaufga- 
ben in der gleichen Anstalt. Daraus folgt, daß eine 
differenzierende Behandlung erforderlich ist. 

264. Im Einklang mit dem wissenschaftspoliti- 
schen Ziel der Bundesregierung, überallete hierar- 
chische Formen abzubauen, soll die Mitwirkung der 
wissenschaftlichen und technischen Mitarbeiter an 
den wissenschaftlich-lechnischen Entscheidungen in 


allen Einrichtungen praktiziert werden. Dabei sind 
allerdings die Besonderheiten der Aufgabenstellung 
zu berü(±sichtigen. Die Umsetzung der Grundgedan- 
ken der Mitwirkung, wie sie in den Leitlinien und 
im Entwurf des Hochschulrahmengesetzes ihren Nie- 
derschlag gefunden haben, wird dagegen nur modi- 
fiziert und innerhalb eines gewissen Zeitraumes 
möglich sein. 

Ira Bereidi der einzelnen Arbeitseinheiten sollte die 
Mitwirkung dadurch verstärkt werden, daß die Lei- 
tung an Inlormalionspflichten und Anhörungspflich- 
len sowie an Beratungsrechte der wissenschaftlichen 
und technischen Mitarbeiter gebunden wird. 

Falls Größe und Struktur einer Forschungsanstalt es 
zweckmäßig erscheinen lassen, sollte die Mitwir- 
kung gewählter wissenschaftlicher und technischer 
Mitarbeiter innerhalb der Abteilungen und/oder in 
der Leitungsebene institutionalisiert werden. 

Es sollte angeslrebl werden, daß die wissenschaft- 
lich-technisdien Entscheidungen in der Leitungs- 
ebene kollegial getroffen werden. 

Ähnlich wie es bei den Leitlinien geschehen ist, wer- 
den diese Überlegungen z. Z. von den einzelnen 
Ressorts mit den Forschungsanslalten erörtert. 


Max-Planck-Gesellschaft 

265. Die vom Präsidenten der Max-Planck-Gesell- 
schaft eingesetzte Strukturkommission hat zur Orga- 
nisation der Institute und zur Frage der funktions- 
gerechten Mitwirkung der Institutsangehörigen 
Vorschläge entwickelt. 

I 

Danach wird angestrebt, als Grundlage der InslituLs- 
gliederung „überschaubare Einheiten“ mit hödislens 
15 wissenschaftlichen Mitarbeitern zu bilden Da- 
neben sollen für große wissenschaftliche Aufgaben 
Foschungsinstitute unter kollegialer Leitung mehre- 
I rer qualifizierter Wissenschaftler mit problembezo- 
genen .Arbeitsgruppen bestehen. Die Mitwirkung der 
wissenschaftlichen und technischen Mitarbeiter an 
den wissenschaftlichen Vorhaben und deren Durch- 
führung soll durch die Einrichtung von Beratungs- 
I gremien in den Instituten verwirklicht werden, ln 
I der Salzung des neuen Max-Planck-Instituts für Fest- 
I körperforsebung in Stuttgart sind diese Gedanken 
weitgehend verwirklicht. Es ist dort die Möglichkeit 
zur Bildung von Projeklgruppen, unabhängig von 
der Abteilungsgliederung, vorgesehen und die Ver- 
pflichtung der Institutsleilung festgelegt, die Frage 
der Ausführung oder Weilerführung von Forschungs- 
vorhaben mit den daran beteiligten Wissenschaftlern 
zu erörtern. 

Das von der Strukturkoramission bisher entwickelte 
Modell stellt wohl noch keine endgültige Losung 
dar. Die Diskussion wird innerhalb der Max-Planck- 
GeselLschafi weitergeführl-, sie bewegt sich augen- 
blicklich hauptsächlich um Fragen der Organstruktur 
und der damit zusammenhängenden Probleme. Auch 
die Einführung befristeter Leitungsfunktionen bei 
Direktoren und Wissensciiaftlichen Mitgliedern steht 
zur Diskussion. 
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Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine be- 
friedigende Neustrukturierung Innerhalb der Max- 
Plandc-Gesellschaft sorgfältige Erörterungen und 
auch ExperiraenL-e unter Beteiligung alter Partner 
voraussetzt; sie würde ns jedodi begrüßen, wenn 
die notwendigen Reformen bald ln die Tat umge- 
setzl würden^ 


Fraunhofer-Gesellscliaft 

266. Die in den tnstituten, Porscbungsstellen, 
Arbeitsgruppen und Hilfseinnditungen der Fraun- 
hofer-Gesellschaft durchgeführle angewandte For- 
sdiung ist im Unterschied zur Grundlagenforsdiung 
in der Regel durdi ihre an lechno logischen Zielen 
und konkreten Projekten orientierte Aufgabenstel- 
lung weitgehend objektgebunden und befristet. Den- 
noch ist auch hier ein Freiheitsraum für die wissen- 
schaftlichen und tedhnisdien Mitarbeiter notwendig, 
der die Initiative und Kreativität fördert. 

Die konkrete Aufgabenstellung ist bei der Mitwir- 
kung gewählter Mitarbeiter zu berüdcsichtigcn, ln 
den Organen der Gesellschaft und den Instituten 
und Forschungsstellen ist eine funktions bezogene 
Mitwirkung der wissenschaftlichen und ied:inisdieri 
Mitarbeiter eingeführt bzw. vorgesehen. 

Der Auftrag der Fraunhofer-Gesellschaft und der 
hohe Anteil der Auftragsforschung im einzelnen 
verlangen ein modernes Management und Mobil itäL 
Die Institutsleiter werden in Zukunft nur noch auf 
Zeit bestellt. In der Regel werden die Forschungs- 
etnrichtungen kollegial geleitet. 


3. Koordinierung der Forschung und 
„forschungspolitischer Rahmenplan“ 

267* Die in den vorigen Teilen dieses Berldiles 
genannten Schwerpunktaufgaben lassen sich nur 
dann wirksam und mit vertretbarem Aufwand lösen, 
wenn die verfügbaren Kräfte und Mittel koordiniert 
eingesetzt werden. Für die Bundesregienmg stellt 
sidi das Problem seit längerem in der Koordinierung 
der ressüiibezogeiien Forschung, weil hier eine ver- 
hältnismäßig große Zahl zum Teil kleinerer For- 
schungseinrichtungen besteht und die Mittel für 
Forschung und Entwicklung in einer Vielzahl von 
HaushaltstJteln der einzelnen Ressocts ausgebracht 
sind. Mil der Inangriffnahme größerer Sdiwerpunkt- 
duf gaben gewinnt das Koordinierungsproblem neue 
Dimensionen; zunächst finanzieller Art mit dem An- 
wadisen der Forsdiungsmitte], vmr allem aber des- 
lialb, weil die Programme über den Rahmen einzel- 
ner Ressorts hinausgreifen und eine Abslimmung 
mit den anderen Förderungsmaßnahmen des Bundes 
und der anderen Partner wie z. B. der Deutschen 
Forsdiungsgemeinschaft verlangen. Wieviel hier 
noch zu tun bleibt, ist bei der Darstellung der for- 
schungspoliüsdien Initiativen in w'ithtigon Aufga- 
bengebieten (Tz. 56 bis 200| deutlich geworden, wo 


immer wieder auf die notwendige Koordinierung 
hingewiesen werden mußte. 

268. Eine vom Kabineltsausschuß für Bildung und 
Wlssensdiaft eingesetzte Arbeitsgruppe hat vier An- 
satzpunkte für ein neues Koordinierungssystem in 
der ressortbezogenen Forschung entw'ickelt: 

Sie empfiehlt erstens die Verbesserung der Koordi- 
nierung der Einzetv^orhaben durch ein Informations- 
system, das Auskunft über Aufträge und Projekte, 
in Frage kommende Forscher und Forschungsein- 
richtungen und über die erzielten Forschungsergeb- 
nisse gibt. Wichtig ist in diesem Zusanimeuhang der 
Aufbau einschlägiger Fachdokumentalionen und Da- 
tenbanken. 

Zweitens werden neue Formen der Zusammenarbeit 
für die großen Programme und Quersdinittsaufga- 
ben entwickelt, die die Ressorlgrenzen überschrei- 
ten und mit ressorlzugehörigen Forsch ungseinrich- 
lungen und Mitteln allein nicht zu bewältigen sind. 
Notwendig ist hier eine frühzeitige Koordinierung 
politischer und fachlidier Zielsetzungen und die 
Planungs- und Erfoigskontrolle in emera laufenden 
Regelprozeß. Außerdem wird es zweckmäßig sein, 
Ad-hoc-Gruppen als Beratungs- und Koordinierungs- 
gremien für die einzelnen Programme zu bilden (Tz. 
15 ff.). Das 2. Dalenverarbeitungsprogramm der Bun- 
desregierung, das Gesa mtprogra nun für die Meeres- 
forsdiung in der Bundesrepublik Deutschland und 
die Bestrebungen zur Koordinierung der Forschun- 
gen für Umweltplanung und Umweltsdiulz zeigen 
den Nutzen und die Schwierigkeiten der Koordinie- 
rung solch weitgreifender Programme. 

Dritter Ansatzpunkt der Koordinierung ist eine stär- 
kere Abstimmung in Struktur-, OrganisatJons- und 
Finanzierungsfiagen. Abgesehen von der Fragef w'ie 
weil hier Erfahrungen der Großforschungseinrich- 
tungen übernommen werden können (Tz. 259 ff,), 
steht hier die Aufgabe im Vordergrund, die Organi- 
sations- und Personalstruktur so elastisch zu halten, 
daß die Anstalten den wachsenden Anfoiderungen 
auf Enlscheidungshilfe bei oft rasch wechselnden 
Aufgabenstellungen genügen, 

Viertens wird eine stärkere Verbindung der ressort- 
bezogenen Forschung zur übrigen Forschung an den 
Hochschulen oder der Max-Planck-GeseUsthaft, in 
den Großforschungszentren und der Industrie und 
damit ihre Integration in ein Gesamtsystem der 
Wissenschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
notw'endig sein. 

269. Damit ist noch einmal das Problem eines um- 
fassenden und koordinierten ^forschungspoLitisdien 
Rahmenplans'* angeschnitten (Tz. 26). Die For- 
schungsempfehlungen des Wissensdiaftsrates w'er- 
den Unterlagen und Ansätze hierfür enthalten. 

Die Bundesregierung wird Ihrerseits an der Verbes- 
serimg der Organisation der Forsthungspolilik, For- 
schungsfüiderung und Forsthungskoardtnierung in 
ihrem Bereich Weiterarbeiten. Die Entwicklung eines 
Gesamtsystems der Forsdhungsförderung bleibt die 
vordringlidie und nur von allen Beteiligten gemein- 
sam zu lösende forsdiungspolitisdie Aufgabe der 
nächsten Jahre. 
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VIERTER ABSCHNITT 


Überblick über Förderungsmaßnahmen und Programme 


270. Nachdem im vorangegangenen Abschnitt die 
Schwerpunkte der ForschungspoUlik behandelt wur- 
den. soll der folgende Überblick in knapper Form 
über wesentliche Förderungsraaßnahmen des Bun- 
des und der Länder sowie über Forschung und Ent- 
wicklung in der Wirtschaft informieren. 

Ausführlidiere Darstellungen zu den einzelnen Pro- 
grammen, Forderungsmaßnahmen und Institutionen 
finden sich in den „Materialien zum Bundesbericht 
Forschung IV". 


1. Fachprogramme des Bundes 

271. Mit den Fachprogrammen des Bundes werden 
besonders aufwendige und aussichtsreiche Sachge- 
biete der Forschung und Technologie vorrangig, kon- 
zentriert und koordiniert gefördert. 

Allen Fachprogrammen sind die folgenden Ziele 
gemeinsam: 

— Hebung des Leistungsstandes der Wissenschaft 


Förderung der Grundlagenforschung und des 
Nachwuchses auf den einschlägigen Gebieten; 

— Erhaltung und Steigerung der technischen Lei- 
stungs- und wi risch aftlidien Wettbewerbsfähig- 
keit; 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit, 
vor allem innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft. 

Für die spezifischen Ziele der einzelnen Programme 
sind wissenschaftlich-technische, wirlschaftliÄe und 
internationale Fakten und Perspektiven bestimmend, 
in den letzten Jahren zunehmend auch unmittelbare 
gesellschaftliche Bedürfnisse. 

Durch Akzentverschiebungen innerhalb der Pro- 
gramme und durch ihre größere Zahl haben sich die 
Zielsetzungen zu einem breiteren Spektrum aufge- 
fächert. Gleichzeitig kam es trotz insgesamt wach- 
senden Fmanzvolumens zu einem stärkeren Wett- 
bewerb der Zielsetzungen und Programme. Die 
schon in den vergangenen Jahren eingeleitete 
Schwerpunktverlagerung kommt in der mehrjähri- 
gen Finanzplanuncj bis 197.5 deutlich zum Ausdruck 
(Übersicht 10 und Schaubild 6). 
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Deutscher Bundestag — 6, WatiLperiude 


Drucksadie VI/ 3251 


Schaubild 6 


Förderungsprogramme des Bundes 
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Drudtsadie VI/ 3251 Deutsdier ßimdesLdg — 6. Wahlperiode 


3. Deutsches Atomprogramm bis 1972) ■) 

272, Kernforschimg und kemledinisdie Enlwidi- 
lung werden ln der Bundesrepublik Deutschland seit 
I956 vom Bund und den Bundesländern gefördert, 
Bs sind acht Großforschungszentren aufgebaut wor^ 
den, die eng mit den Laboratorien und den Entwidc* 
lungsgruppen der IndusLiie sov/ie den Forschungs- 
instituten der Hod^sdiulen und der Max-Plandc-Ge- 
selLsdiafl zusammenaTbeiten. Wichtige Entscheidun- 
gen sind insbesondere zu der Frage zu fallen, welche 
Reafctorbaulinien auf lange Sidit weiter verfolgt 
werden sollen und v/elche Maßnahmen im Bereich 
des Brennstoffkreislaufs und auf dem Gebiet der 
Reaktorsicherheit zu treffen sind. 

Die Leichtwasserreaktor-Kernkra ft werke haben sidt 
als sichere und konkurrenzfähige Energiequellen er- 
wiesen? sie sind im Markt eingeführt und auf sie 
wird auch bis mindestens 1990 der Hauplantei] der 
Kemkraftwerkskapazilät entfallen. 

Die Schwerpunkte des 3, Deutsdien Atom Programms 
liegen in der Förderung der beiden fortschriUlidien 
Reaktorbaulinien, des Schnei Ibrulreaktors und des 
Hoditemperdlurrcaktors. Hier arbeiten die beiden 
Zentren in Karlsruhe und Jülich mit Industriekonsor- 
tien und Energieversorgungsuntemehmen eng zu- 
samraen* 

Zu den Langlcistigen Riarien gehört vor allem die 
Entwicklung eines Fusionsreaktors. Hierzu werden 
die Arbeiten des Max-Planric-lnstituls für Plasma’» 
physik in Garching und in der Kernforscbungsanlage 
Jübdi gefördert. 

MaienaJieti zum ßundesber ichl Forsdiung IV Ka- 
pitel l ,1 


Um die Brennstoffversorgung zu sichern, umfaßt das 
3, Deutsche Atomprogramm Forsdiungs- und Enl- 
widUungsarbeiten zur Uranversorgung und -anrei- 
dierung, zur Ausarbeitung von Aufarbeitungszyklen 
für die geforderten Keakiortypen und Techniken zur 
Behandlung und Lagerung radioaktiver Abfälle. 

Jn der Bundesrepublik Deutschland mit ihrer hohen 
Bevölkerungsdichte werden Kernkraftwerke künftig 
auch in der Nähe von Ballungsgebieten und Indu- 
striezentren errichtet werden müssen. Die Entschei- 
dung über die Errichtung eines Kernkraftwerkes 
erstmalig in der Welt inmitten eines Ballungszen- 
Iruros und zugleich in unmittelbarer Nahe von In- 
duslneanlagen (Ludwigshafen) Ist aufgeschoben 
worden. Zunächst soll ein breit angelegtes For- 
schungsprogramm zur Reaktorsicherheit diese Ent- 
scheidung vorbereilen. 

Wegen cier raschen Zunahme der in Betrieb und im 
Bau befindlichen Kernkraftwerke wird der Sdiutz 
vor radioaktiven Umweltbelastungen weiter ausge- 
baut. 

Von Anfang an sind die Strahlenbiologie und -medi- 
zin ln das Atomprogramm embezogen worden. Die 
Arbeiten konzenlrieren sich jetzt auf die Toxizität 
radioaktiver Stoffe und die Spätwirkungen von 
Strahlenbelastungen, auf die Strahlenbelastung und 
das Strahlenrisiko in besonderen Gefährdungsbe- 
reidien und aul isntopentedinische Methoden für die 
Herz-Kreislauf- und die TransplantationsforschungH 

Schließlich verfolgt das Atomprogramm Eörderungs- 
maßnahmen zur wissenschaftlichen und industriellen 
Nutzung der vielfältigen isolopentedini sehen und 
strahl entechnisdien Methoden und Verfahren. 
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Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/3251 


3. Deutsdies Atomprogramm (1968 tils 1972} 


Haaplzieie des Alomßrogramms 

— Sidierung kostengünstiger Energie 

— Krisenfestigkeit ln der Versorgung mit Kern^ 
brennstolfen 

— Hödistmög liehe Sidherheit beim Betrieb von 
Kernkraftwerken 

— Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Kern- 
industrie auf dem Weltmarkt 

— Breite Grundlagenforschung als Basis für die 
technische Enlwidtlung und zur Weiterent- 
wicklung der internationalen Zusammenarbeit 

Hauptergebnisse der bisiier/gen Pörderung 

— Entwicklung von Leichtwasserreaktoren, die 
sich jetzt als sichere und konkurrenzfähige 
Stromerzeuger erwiesen haben 

— Entwicklung, Bau und Inbetriebnahme eines 
Versuchskraftwerks mit einem natriumgekühJ- 
len thermischen Reaktor (KNK) 

— Entwicklung natriumgekühlter schneller Brut- 
reaktoren bis zur Baureife eines Prolotyp- 
kraftwerks (SNR-300) 

— Entwicklung, Bau und Betrieb eines Hoch- 
temperatur-Versuciiskernkraftwerkes mit ku- 
gelförmigen Brennelementen (AVR) 

— Entwicklung eines Frototypkraftwerks mit 
Thorium-Hochtemperaturreaktor und Dampf- 
turbine lTHTR-300) 

— Entwicklung und Bau einer Versuchsanlage 
für die Wiederaufbereitung bestrahlter Brenn- 
elemente (WAK) 

— Entwicklung von Verfestigungsverfahren für 
radioaktive Abfälle und Erprobung der Lager- 
technik in SaizforxnaUonen 

— Einführung der Isotopentechnik in Wissen- 
schaft, Medizin und Industrie 

— Bau, Betrieb und Erprobung des ersten euro- 
päischen Handelsschiffes mit nuklearem An- 
trieb, der ,,Otto Hahn“ 

— Bau großer Experimentiereinrichtungen (For- 
schungsreaktoren, Beschleuniger) für die Kern- 
forschung 


— Inbelriebnahme des Hödistflußreaktors im In- 
stitut Max von Laue — Paul Langevin in 
Grenoble gemeinsam mit Frankreich 

SchwerpLtnkfe der lautenden Arbeiten 

— Bau des 300 MWe-Prototyp-Kemkraflwerks 
mit Thorium-Hochtemperaturreaktor (THTR- 
300) und Dampfturbine 

— Bau des 280 MWe-Prototyp-Kemkraftwerks 
mit natriumgekühltem Brutreaktor gemeinsam 
mit Belgien, den Niederlanden und Luxem- 
burg (SNR-300) 

— Enlwidtlung eines Verfahrens zur Anreidie- 
rung von U 235 nadi dem Gasul Irazentrifugen- 
verfahren gemeinsam mit Großbritannien und 
den Niederlanden 

— Weiterentwicklung sicherheitstedinisdier 
Maßnahmen für Kernkraftwerke in Großstadt- 
nähe 

— Entwicklung eines überwachungssystems mit 
instnimentierter SpaltstoffflußkontioUe 

— Bau eines SchwerionanbesdileUnigGrs in Darm- 
stadt und eines Elektronen-Positronen-Spei- 
chenings für das Deutsche Eleklronen-Syn- 
chrolron (DESY) in Hamburg 

— Aufbau zweier Institute für Festkörperfor- 
sthung in Stuttgart und Jülich 

Zitküniiige Entwicklung 

— Bau und Betrieb von Schnellbrüter-Demonstra- 
tionskraftwerken großer Leistung 

— Entwicklung, Bau und Betrieb eines Kern- 
krallwerkes mit Hochtemperaturreaktor und 
Heliumturbine in direktem Kreislauf 

— kommerzielle Nutzung der Gasultrazentrifuge 

— Entwicklung eines Labor-Fusionsreaktors 

— Mitarbeit bei der Errichtung des neuen großen 
Prcitonen-Besthleunigers von CERN bei Genf 

— Wissenschaf tlidie Nutzung der modernen 
kernphysikalischen Forschungsanlagen 
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Dnicicsadie VI/ 3251 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Weltraumprogrannm der 

Bundesrepublik Deutscfiiand (1969 bis 1973) ') 

273 , Die WeltraumJorsdiung wird in der Bundes- 
republik Deutsdiiand seit 19G2 gefördert. Die Fjnan- 
zierung erfolgt überwiegend durch den Bund, sowohl 
unmittelbar als auch mittelbar durch seine Mitglied- 
schaft in den Europäischen Organisationen ESRO 
und ELDO sowie durch bilaterale Abkommen mit 
versdiiedenen ausländischen Weltraum-Organisation 
neu. Das Sdiwergewidit naturwissenschaftlicher 
Grundlagenforschung liegt bei Max-PLandc- und ' 
Hodisdiulinstituten, der Schwerpunkt technologi- , 
scher Foisdiung und Entwicklung in der deutschen I 
Forsdiungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raum- 
fahrt (DFVLR) sowie der Luft- und Raumfahrtin- 
dustrie. 

Hauptsächliches Ziel der Weltraumforschung im In- 
und Ausland war ursprünglich die w'isscnschafl liehe 
Erforschung der Erdumgebung und des Weltraums, 
Mit der Entwicklung von Anwcndungssatelliten 
trägt die Weltraumtechnik zur Losung wichtiger 
Aufgaben bei: die Verbesserung der InformaUons- 
übermütlung durch Fernmeldesatelliten, die Verbes- 
seTung der Wettervorhersage, die Erkundung von 
Bodenschätzen und Nahrungsquellen in nodi schwer 
zugänglichen Gebieten, die globale fdenlifikation 1 
von Umweltschäden (z. ß. Olladien auf den Welt- | 
meeren), die Erdvermessung und die Verbesserung 
der Koinmunikation und Navigation für den immer 
stärker werdenden Luft- und Seeverkehr sind Bei- 
spiele hierfür. Im Weltraumprogramm der Bundes- 
regierung wird der Entwicklung von Anwendungs- 
satellLten heute sehr viel mehr Gewicht beigemes- 
sen als bisher. 

Von der Natur der Sache her und angesidits der 
hohen Kosten verstärkt sich in der Weltraumfor- 


Materialien zum Bundesberidil Forschung IV Ka- 
pitel 1.2 


sdiung der Trend zur überregionalen und z. T. welt- 
weiten Zusammenarbeit. Allerdings haben die bis- 
herigen Erfahrungen in der europäischen Zusammen- 
arbeit auch die Sciiwierigkeilen gezeigt, ein in sei- 
nen Teilen ausgewogenes multinationales Programm 
aufzustelleu (Tz. 214), Die USA haben der Euro- 
päisdien Weltraumkonferenz und verschiedenen 
außereuiopäischen Staaten angeboten, sidi am 
Apollo-Ndchfolgeprogramm zu beteiligen. 

Für die künftige Förderung der Weltraumforschung 
und -tedmifc sind folgende Programmleitlinien maß- 
gebend : 

— Verstärkung des Programms der Anwendungs- 
satelliten (für Fernsprechverkehr, Fernsehver- 
teilungj aeronautische und maritime Zwecke und 
Wettervorhersage) in internaLLonaler Zusam- 
menarbeit, 

— Fortführung des wissenschaftlidien Programms 
unter Anpassung der vorhandenen Kapazität der 
extraterrestrischen Forschung an den wissen- 
sciiaftlichen und technischen Fortschritt bei be- 
sonderer Berücksichtigung der Geophysik und 
Sonnenphysik, 

— Optimierung des Europäischen Programms und 
der Form der Zusarnmenarbeil unter Berücksich- 
tigung der nationalen EinzeLaktivitälen. Die Bun- 
desregierung fördert den Zusammen sdiluß der 
beiden europäischen Weltraumorganisationen 
ESRO und ELDO, 

— Entwicklung einer langfristigen europäischen 
Strategie, die eine möglichst weitgehende Zusam- 
menarbeit im w^eltweiten Rahmen und im Apollo- 
Hdchfolgeprogramm elnschließt und dabei zu- 
gleich das größtmöglidie Maß an Unabhängigkeit 
auf solchen Teilgebieten sichert, auf denen sie 
aus wirtschaftlichen oder politischen Gründen 
notwendig erscheint. Dabei kommt der Sidier- 
slellung der Verfügbarkeit von Trägerraketen für 
europäische Anw'endungssatellitenmissionen be- 
sondere Bedeutung zu. 
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Peutsdher Bu-ndestag — 6, Wahlperiode 


Dnicksadie VI/ 3251 


WeUraumprogramm der Bundesrepublik Deutschland (1960 bis 1073) 


Hauptziele des Programms 

— Entwidtlung und Betrieb von Femmelde- und 
Fernsehsatelliten sowie FlugkontrolIsateUiten, 
Weltersatetliten, Erdexplorationssateliiten 
überwiegend in internationaler Zusammenar- 
beit 

— geowissenschaftliche, aeronomische, geo-, 
astro* und sonnenphysikaltsdie Forsdiungen 
durch die Entwicklung und den Betrieb von 
wissensdiaftlidien Satelliten und Raumsonden 


Hauptergebnisse der bisherigei} Pörderang 

— Nachweis der Leistungsfähikejt deutsdier 
Wissenschaft und Technik 

— Aufbau leistungsfähiger technischer Einrich- 
tungen für die Verwlrklidiung von Raum- 
flugprojekten und Durchführung von Raum- 
flugmissionen 

— Erforschung der näheren Erdumgebung durch 
die wissensdiaftlichen Satelliten AZUR und 
DIAL ln Zusammenarbeit nüt den USA und 
Frankreich sowie durch über 220 Experimente 
in Höhenforschungsraketen im Rahmen des 
ESRO-Programms und bilateraler Vereinba- 
rungen mit einzelnen Staaten 

— Beteiligung am wissenschaftlichen Satelliten 
HEOSA-1 derESRO 

— Sondierung des Alters und der Zusammen- 
setzung von Mondgestein 

Schwerpunk fe der lauienden Arbeiten 

— Entwicklung des deutsch-französischen Fern- 
melde- Versuchssatelliten ^SYtuphonie" 

— Aufbau von zwei Erdefunkstellen 

— Entwicklung des Aeronomie-Salelüten AEROS 
und der Sonnensonden HELIOS A und B 

— Beteiligung an den ESRO-Satelliten TD 1* 
ESRO TV und COS-B 


— Beteiligung am Bnlwiddungs- und Produk- 
tionsprogramm EUROPA II im Rahmen der 
ELDO durch Entwicklung der 3 h Stufe 

ZuküiiiUge Entwicklung 

— Experimenteller Betrieb des deutsch-französi- 
schen Femmelde-Versuchssateinten .Sympho- 
nie" 

— Planung eines FemsehnindfunksateUiten für 
direkten Heimempfang von zusätzlich 3 bis 5 
Programmen in der Bundesrepublik. Start ca, 
1977/78, Aufnahme des Betriebs ab 1980 

— Entwicklung des ESRO-FemmeldesatellUen 
(Telecom] für europäische Postverwaltungen 
(CEPT) und Rundfunkanstalten (EBU)» Start 
eines experimentellen Satelliten 197$, opera- 
tioneller Betrieb ab 1980 

— gemeinsame europäisch- amerikanische (ESRO/ 
FAA) Entwicklung eines aeronautischen Satel- 
Utensystems (AEROSAT) für Kontrolle des 
Flugverkehrs über den Atlantik, Start ca. 1975 

— Entwicklung eines me teoro logischen Satelliten 
(METEOSAT) ^ Beitrag zum GARP (Global 
Atmospheric Research Programme) der Welt- 
organisatian für Meteorologie (WMO) und 
des internationalen Rates WissenschafUicher 
Unionen. (ICSÜ)^ Start 1976/77 

— Geophysik und Sonnenphysik als Schwer- 
punkte des wisserischaftlichen Satelliten- und 
Raumsonden-Programms z, B. einer Sotmen- 
sonde HEUOS-C im internationalen Pro- 
gramm öder in europäischer Zusammenar- 
beit 

— Beteiligung am wissensdialüichen Programm 
der ESRO zunächst mit Experimenten am 
GEOS-Sateüiten 

— Beteiligung an der Entwicklung eines lei- 
stungsfähigeren Trägersystems EUROPA III 
der ELDO und/ oder am Apoll o-Nachfolgepro- 
gramm der NASA gemeinsam mit anderen 
europäischen Staaten 
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2. Datenverarbeitungsprogramm der 
Bundesrepublik Deutschland (1971 bis 1975) 

274. Die Forsdiung und Entwicklung ini Bereich 
der Ddlenverarbeilung (DV) wird seit 1967 durch 
die Bundesregierung gefördert. An der Förderung 
sind verschiedene Bundesminislerien und die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft (DFG) beteiligt. Die 
Schwerpunkte von Forschung und Entwicklung lie- 
gen in den Hodtschulen und der Soft- und Hard- 
ware-Industrie. Im 2. DV-Programm haben Förde- 
rung der Ausbildung und der Anwendungen Priori- 
tät. 

In der beruflichen Bildung und an den Hochsdiulen 
werden durch die Maßnahmen des 2. DV-Programms i 
die personellen und sachlichen Voraussetzungen 
geschaffen, um dem rasch steigenden Bedarf an 
Datenverarbeilungspersonal in allen Qualifikations- i 
ebenen zu entspredien, berufsbezogene Kenntnisse 
zu vermitteln und angemessene Forlbildungsmog- 
lichkeiton zu gewährleisten. 

Eine Integration der Datenverarbeitung in Forschung 
und Lehre aller Bereidie der Hochschule soll durch 
Bereitstellung einer ausreichenden und leicht zu- 
greifbaren Redienkapazität erinöglidit werden. Das 
Redienanlagenbeschaffungsprogramm der Deutschen 
Forschungsgeriieinschdft, die Rechnerbeschaffung im 
Rahmen der Bundesförderung des Ausbaus von I 
Hochsdiulen und das Programm für regionale Groß- 
rechenzentren sollen in ein einheitliches Programm 
zusammengefaßt werden, das von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft koordiniert wird. 


*) Mdtenallen zum Bundesbenchl Forschung IV Kapi- 
tel 1.3 


Die Forschung auf dem Gebiet der Datenverarbei- 
tung an den Hochschulen soll verstärkt durch ein 
überregionales Forschungsprogramm Informatik ge- 
fördert werden, das von Bund und Landern gemäß 
Artikel 91 b Grundgesetz gemeinsam finanziert wird. 
Es wird sich nicht nur auf die allgemeinen Grund- 
lagen der Informatik, sondern auch auf fachbezo- 
gene Anwendung der Datenverarbeitung erstrecken. 

Zur Erschließung neuartiger Anwendungen der Da- 
tenverarbeitung sollen Forschungs- und Entwicdc- 
lungsarbeiten gefördert werden, um das System- und 
Anwendungswissen verfügbar zu haben, mit dem im 
öffentlichen und nichtöffentlichen Bereich Daten- 
verarbeitungsanlagen als Instrument der Planung, 
Entscheidungshilfe und Rationalisierung nutzbar ge- 
macht werden können. 

Zur Ergänzung sollen für DV-Anwendungen im 
öffentli^en Bereich (z. B. Medizin und Bildungs- 
wesen) und bei solchen DV-Anwendungen, an denen 
ein besonderes öffentliches Interesse besteht, aus- 
gewdhlte Demonstrations-DV-Projekle realisiert 
werden. 

Die Entwicklung standardisierter Software-Pakete 
soll helfen, kurzfristig eine wesentliche Rationalisie- 
rung mittels Datenverarbeitungsanlagen bei einer 
größeren Zahl von Anwendern in der gewerblichen 
Wirtschaft zu erreichen. 

Die Entwicklung einer emheiUldien Familie von 
mittleren und großen Universalredinern soll weiter- 
hin bei Unternehmen mit Basis in der Bundesrepu- 
blik gefördert werden. Darüber hinaus soll die För- 
derung ausgewdhlter Projekte zur Entwicklung von 
Datenverarbeitungsanlagen und Programmen im 
marktnahen Bereich bis zur Herstellung ausgewo- 
gener Wettbewerbsverhältnisse fortgeführt werden. 


2. Datenverarbeitungsprogramm der Bundesregierung (1971 bis 1975) 


Hauptziele des Programms 

— Stärkere und breitere Anwendung der DV in 
Wirtschaft und Wissenschaft 

— Rationalisierung und Leistungssteigerung der 
öffentlichen Dienstleistungen 

— Beherrschung der Datenverarbeitung als be- 
deutsame Schlüsseltechnologie 

— Schaffung ausgewogener Wettbewerbsverhäll- 
nisse auf dem stark expandierenden DV-Markt 

Hauptergebnisse der bisherigen Förderung 

— Durchführung von Demonstralionsprojekten 
zur Förderung einer breiteren Anwendung der 
DV 

— Verbesserung der DV-Tcchnologie und damit 
Steigerung der Leistungsfähigkeit von DV-An- 
lagen 


— Entwicklung des TR-440-Großre(hners, Ergän- 
zung und Modernisierung der Siemens 4004- 
Rechnerfamilie 

— Ausstattung von Hochschulen mit Rechen- 
kapazität (Regionalrechenzentren) 

— Beginn des überregionalen Forschungspro- 
gramms Informatik 

Schwerpunkte des 2, DV-Programms 

— Schaffung von ausreichenden Ausbildungs- 
möglichkeiten 

— Ausstattung von Hochschulen mit Rechenan- 
lagen 

— Verstärkte Erschließung von Anwendungs- 
möglichkeiten für DV-Anlagen in ausgewähl- 
ten Bereichen 

— Entwicklung standardisierter Software-Pakete 

— Förderung der industriellen Forschung und 
Entwicklung 


74 


Deutscher Bundestag — G. Wahlperiode Drucksadle Vl/3251 


Bundesförderungsprogramm 
Information und Dokumentation 

(in Vorbereitung) 

275. Informdtioneii über den in- und auslÜndischep 
Wissensstand sind unenibebrlidi für Bildung, Wis- 
senschaft, Forsdtung und Technik sowie für die Pia- 
aung und Entscheidungsfindung in allen Bereichen 
des geseHsdiaftlichen Lebens. Die Bewältigung der 
wadisenden Informations- und Dukumenlallonspro- 
bleme ist daher vordringlich, 

Die bisherigen Fördcrungsmaßaahmen des Staa- 
tes ') reichen nicht aus, um niii der Enlwddclung 
Schritt zu halten. Zwar gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits zahlreiche Fachdokumentations- 
Btellen, doch für viele wichtige Informalionsbereidie 
fehlen noch entsprechende Einrichtungen. Auch die 
vorhandenen InformationsdierLSle haben meist noch 
nicht den Stand erreicht, um den nationalen und in- 
ternalionalen Anforderungen gerethl werden zu 
können. Entscheidend geheramt wird die Entwick- 
lung besonders durdi 

— die weitgehend strukturlose Vielfalt der Infor- 
mations- und Dokumentationseinrichtungen mit 
ihren sehr differenzierten Dokumenlallonsinetho- 
den und -tedmiken sowie recht unterschiedlicher 
LeLstuiigsfähigkeit und [nformationsaktivitat, 

— die unzureichende, gegenseitig oft nidil kom- 
patible inasdhinelle Ausrüstung im Informations- 
und Dokumentationsbereidi, 

— den erheblichen Forschungs- und Entwidclungs- 
rüdestand auf dem Gebiet der Iniormatiou und 
Dokumentation, 

— die unzureichende Schulung der potenilellen Be- 
nutzer von Informationsdiensten, 


“) Mdterialien zum Bundes bericht Forschung IV Kapi- 
tel 3 9 


— den akuten Mangel an qualifizierten Dokumen- 
tären und Inlormationswlssensdiaftlern. 

Die tnformalionsbedürfnisse haben sidi nidil nur 
erweitert, sondern auch erheblich gewandelt. Nicht 
nur WissensdialLler und Techniker, sondern auch 
Entsdieidungsträger und Führungskräfte in Regie- 
rung, ParlamenL Rechtsprechung, Verwaltung und 
Wirtschaft benötigen für ihre Aufgaben in zuneh- 
mendem Mabe Informationen aller Art aus den ver- 
schiedensten WissenschaflsdiszipUnen und Bereichen 
der modernen Gesellschaft. 

Zu berücksichtigen ist ferner die fortschreitende in- 
ternationale Zusammenarbeit und Arbeitsteilung, 
insbesondere der Auf- und Ausbau multilateraler 
InfürmationssYSteme, Für die die entspredienden 
nationalen Partnereinriditungen zur Verfügung ste- 
iien müssen, 

Die Bundesregierung plant daher ein „Bundesförde- 
rungsprogramm Information und DokumenlaUon’" 
vor allem für die Bereiche WissensciiöfL, Forschung, 
Bildung und Technik sowie für die Infrastruktur 
der Dokumentation und [nformation ei nsdi ließ lieh 
Ausbildüngslragen Das Programm soll alle Teile 
des Iniorniationsprozesses sowie die internationale 
Zusanijiienarbeit berücksichtigen 
Eine weitere IniliaUve der Bundesregierung zielt auf 
die Planung und den Aufbau eines allgemeinen ar- 
beitsteiligen informationsbankensystenis für die 
Bundesrepublik Deutschland. Eine beim Bundesmi- 
nister des Innern eingei idilele inlerministerielle Ar- 
beitsgruppe liat auflragsgernäß Vorschläge hierfür 
erarbeitet, die z. Z. öFfentlidi diskutiert werden. 
Beide Konzeptionen ergänzen sich gegenseitig. — 
Das Bundesforderungsprogramm Information und 
DokumentatLon wird außerdem durch das 2, DV-Pro- 
gramm (Tz. 274) und die Förderung neuer Techno- 
logien in der Nachrichten technik (Tz. 277) ergänzt. 

Bulletin des Presse und (nfom-itionsamles dei Bun- 
desregierung Nr. 38 vom l6. März L9?l, S. 389 


Bundesförderungsprogramm Information und DoktimentaUon 


Ziele 

— Verbesserung der wissenschaftlich-techmschen 
PrimärinformaUon 

— wirtschaftlidiere, kompatiblere, schnellere, 
umfassendere und zieigeredilere auf die Be- 
dürfnisse der Benutzer ausgerichtete Erfas- 
sung, Auswertung und Verbreitung von Infor- 
mationen * 

— rasche Nutzung der Infonnationsdieiiste mit 
dem Ziel der Umsetzung der Forschungs- und 
Entwidclungsergebnisse ln die IndustnelJe 
Produktion r 

— bessere Voraussetzungen für die Beteihgmig 
an der inlernationalen Zusamraejiarbeil, 

MtiBnohmen 

— Aufbau eines möglichst lüdcenlosen kompa- 
liblen Netzes leistungsfähiger Fadiinforma- 


tionssy Sterne für die Hauptgruppen der Wis- 
senschaftsdisziplinen und für Quersdmiltsbe- 
reich e 

— Verbesserung der Infrastniklur von Infonna- 
tion und Dokumentation, insbesondere För- 
derung 

der Ausbildung 

der Forschung und Entwicklung, 
der technischen Hilfsmittel, 

der Normung und Vereinheitlichung sowie 
des wissensdiafüich-technisdieii Überset* 
Zungswesens, 

— Mitwirkung an internationalen Aufgaben und 
Projekten, insbesondere an Informations Ver- 
bundsystemen. 
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Gesamtprogramm für die Meeresforschung 
in der Bundesrepublik Deutschland ') 

276. Das ersle Gesamtprogramm für die Meeres- 
forschung vereinte als Rahmen- und Koordinie- 
rungsprogramm die Tätigkeiten und FörderungsmaO- 
nahmen des Bundes, der vier Küstenländer und der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft. Ausgehend von 
einer Bestandsaufnahme, faßte es die bisherigen Ein- 
zelplanungen erstmalig zusammen und ergänzte sie, 
um so eine faddich abgestimmle wirkungsvolle Be- 
arbeitung wirtschaftlich und gesellschaftlich vor- 
dringlicher Aufgaben der Meeresforschung und 
Meerestechnik durch sämtliche beteiligten Stellen 
einschließlich der Industrie zu gewährleisten. Be- 
reits durch die Förderung der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft konnte der Anschluß an den Stand der 
internationalen Grundlagenforsdiung wieder erreicht 
werden. Es bedurlle jedoch der Intensivierung an- 
wendungsorientierter Arbeiten, die durch die Förde- 
rungsmaßnahmen des BMBW eingeleitet werden 
konnte. 

Sdiwerpunkle des Gesamtprogramms waren For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten zur Nutzung der 
Nahrungsquellen des Meeres, zur Nutzung der mine- i 
ralischen Rohstoffe des Meeres, des Meeresbodens i 
und seines lieferen Untergrundes, zur Verhütung und 
Bekämpfung der Meeresverschmutzung, zur Nutzung | 
der Kenntnis der Wechselwirkung zwischen Ozean 
und Atmosphäre sowie zur Beherrschung der Natur- 


') Materialien zum Bundesberichl Forschung IV, Kapi- 
tel 1.7 


Vorgänge an der Küste und im Küstenvorfeld. Das 
Programm erstreckte sich ferner auf solche Vor- 
haben. welche die grundlegenden Kenntnisse über 
das Meer erweitern und auf den Ausbau des Poten- 
tials für die deutsche Meeresforschung, besonders 
auf die apparative Ausstattung von Instituten und 
auf Entwicklungen der Meeresforschungstechnik. Die 
schon früher begonnene internationale Zusammen- 
arbeit wurde auf staatlicher und nichtstaatlicher 
Ebene verstärkt. 

Gegenwärtig wird das Gesamtprogramm Meeres- 
forschung neu gefaßt. Als Prioritäten werden die 
Erfassung und Verhinderung der Meeresverschmul- 
zung unter Einschluß der Küstengewässer, die Siche- 
rung der künftigen Ernährung der Weltbevölkerung, 
die Rohstoffversorgung, Probleme des Küstenschut- 
zes und die für Wetter und Klima wichtigen Wech- 
selwirkungen zwischen Ozean und Atmosphäre im 
Vordergrund stehen. Die Neufassung wird die sach- 
lichen Zusamraenhange der Einzelvorhaben unter- 
einander und der Verzahnung mit anderen Lebens- 
bereichen deutlicher hervortreten lassen. Zwischen 
grundlegenden Untersuchungen und anwendungs- 
bezogenen Projekten wird ein ausgewogenes Ver- 
hältnis bestehen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird sich weiter an 
internationalen Gemeinschaftsprojekten beteiligen, 
sei es in internationalen Organisationen wie den 
Europäischen Gemeinschaften, dem Internationalen 
Rat für Meeresforschung (ICES) oder der Zwischen- 
staatlichen Ozeanographischen Kommission der 
UNESCO, sei es aufgrund bilateraler Vereinbarun- 
gen. 
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Drucksache VI/3251 


Gesamtprogramin für die Meeresforschung in der Bundesrepublik Deutschland (1969 bis 1973) 


Hauptziele des Programms 

— Verhütung und Bekämpfung der Meeresver- 
schmutzung 

— Nutzung der mineral iscken Rohstoffe des Mee- 
resbodens und seines Untergrunds 

— Nutzung der Nahrungscjuellen des Meeres 

— Erkenntnis und Beherrschung der Naturvor- 
gänge an der Küste und im Küstenvorfeld 
(Küstenforschung) 

— Nutzung der Keimtnis der Wechselwirkung 
zwischen Ozean und Atmosphäre 

Hauptergebnisse der bisherigen Förderung 

— Intensivierung der Grundlagenforschung 

— Ausbau des Forschungspolenlials 

— Vermehrung der Kenntnisse über die Auswir- 
kungen von Schadstoffen auf die marine Lebe- 
well 

— Neue Meßtechniken zur Erfassung mariner 
Umweltbedingungen 

— Erkundung von Manganknollen-, Erzschlämme- 
und Mineralseifenvorkommen 

— Biologische Grundlagen für eine marine Aqua- 
kultur 

— Durchführbarkeitsstudien zur Verbesserung, 
Rationalisierung und Automatisierung der 
Fangtechnik in der Hochseefischerei 


— Seegangsmessungen zur verbesserten Wetter- 
und Seegangsvorhersage 

— Neue Erkenntnisse über die Sandbewegungen 
in den deutschen Küstengewässem 

Weitere Pläne 

— Bau neuer Forschungsschiffe 

— Entwicklung eines Meßnetzes für marine Um- 
weltbedingungen, insbesondere zur Über- 
wachung der Meeresverschmutzung, in Nord- 
und Ostsee im Rahmen internationaler Ver- 
einbarungen 

— Forschungsexpeditionen zur Erkundung der 
Möglichkeiten der Rohstoffgewinnung 

— Erforschung der Fischbestände im Süd-Atlan- 
tik in Zusammenarbeit mit südamerikanischen 
Staaten 

— Expedition zur Untersuchung der tropischen 
atmosphärischen Zirkulation über dem Atlan- 
tik im Rahmen des internationalen Programms 
GARP (Global Atraospheric Research Pro- 
gramme) 

— Expedition zur Untersuchung des nordwest- 
afrikanischen Auftriebswassergebietes im Rah- 
men des internationalen Gemeinschaftspro- 
gramms CINECA (Cooperative Investigations 
of the Northeastem Central Atlantic) 
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Neue Programme zur Förderung der 
technologischen Forschung und Entwicklung 

277, Im gesamten Techno! ogiebereldi gilt es, den 
Zusammenhang zwischen Forschung, Enlwidtlung 
und Anwendung weiter zu festigen und die Ziel- 
setzung konsequenter auf die Bedürfnisse unserer 
Gesellschaft au szuri eilten. Neben den vier Program- 
men für die Atom forsch ung, Welt raum loisdiung, 
Datenverarbeitung und MeeresforsdiUng will die 
Bundesregierung mit einem Bündel kooTdinierler 
Tetlprogramme die Forschung und Entwicklung ui 
solchen Gebieten fördern, die einerseits für die Er- 
iiillung öffentlicher Aufgaben und andererseits für 
die industrielle Innovation besonders widitig sind. 
Die IndustiJebereidie, die für die zukünftige Lei- 
stungsfähigkeit bedeutsain sind, werden in die För- 
deriingsmaßnahmen einbezogen. 

Schwerpunkte der neuen TedinoLogien für öffent- 
liche Aufgaben sind erstens die Technologien für 
den Umweltschutz und die Umweltgestaltung als 
Teil des Gesamt Programms der Bundesregierung: m 
Verbindung damit stehen BlotecbnologLea zum Ab- 
bau von Kunststoffen und Abfällen. Zweitens wer^ 


g Materialien Bunde^iberichi Forsdmng IV Kapi- 

tel \ A bis J .G 


den in diesem Bereidi Technologien zur Biosynthese 
von Nahrungs- und Grundstoffen, vor allem für die 
Eiweißsynthese gefördert. Für das Gesundheits- 
wesen soll die biomedizinisdie Technik für Diagnose 
und Therapie weiterentwickelt werden^ Besondere 
Aufgaben liegen auch in der Technik der Organhilfe, 

Im Teilprogramm Verkehrstedmologien werden u. a. 
die automaüsdie Falirzeugtührung und Verkehrs- 
lenkung und neue Transponsysleme entwickelt wer- 
den. 

Alte diese Programme sollen Anreize für unkonven- 
tionelle Neuentwicklungen geben, damit auf diese 
Weise neue Lösungen für die Probleme des Umwelt* 
Schutzes, des Gesundheitswesens und des Verkehrs- 
wesens gefunden werden. 

Für die Förderung der industriellen Lniiovaüon wer- 
den gleichfalls zukimftsorienliertc Schlüsseltedino- 
iogien gefördert. Dabei liegen die Schwerpunkte auf 
dem Gebiet der elektronisdien Dauelemente, der 
Nachriditen- und Bitdtechnik, der Optik und Meß- 
tedinik, der physikalischen Technologien unter 
Grenzbedingungen, der Eiiergielechnik, der Werk- 
stoU- und Fertigiingstedinologien und der Verfah- 
renstechnik der Roh- und Grundstoffe. 

Die im Anfangsstadium noch verhältnismäßig gerin* 
gen Mittel werden sich in den nächsten Jahren vei* 
vieltadien (vgl. Schaubild 6). 


Neue Programme zur Förderung der tedmologisdiei] Forschung und Entwicklung 


Ziele 

— Durchführuiig von lechno logischen Projekten 
zur Lösung öffenüicher Aufgaben 

— Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie 
in Sdilüsseltechnologienr ausreichender ledi- 
nischer Fortschritt in wacbsluiusonentierten 
Zukunftsledinologien 

Sc/iwerpunkfe der Förderung 

für ölfenllidie Aufgaben 

— Technologien für Umweltschutz und Umwelt- 
gestaltung 

— Biotechnoiogien zur Biosynthese von Nah- 
rungs- und Grundstoffen und zum Abbau von 
Kunststoffen und Abfällen 


— Biomedizinische Teciinik für Diagnose, Thera- 
pie und Organhilfen 

— Tedinologien für Verkehr und Transport 

— Tedinologien für neuartige Kommunikaiions- 
systeme 

für che ijidusineJie innovation 

— Elektronische Bauelemente 

— Nachrichten- und Informationstechnik 

— Tedinologien unter Grenzbedingungen 

— Optik und Meßtechnik 

— Energletedmik 

— Werkstofftechnologjen und Verfahrenstechnik 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


DnicScsache VI/ 3251 


Umweltforschungsvorhaben 
der Bundesregierung 

278, Die Veränderung der natürlichen Umwelt ist 
wesentlich durch Wissenschaft und Technik beein- 
flußt worden. Künftig müssen auch mit Hilfe von 
Wissenschaft und Technik 

— dem Menschen eine Umwelt, wie er sie für seine 
Gesundheit und für ein menschenwürdiges Da- 
sein braucht, gesichert, 

— Boden, Luft und Wasser, Pflanzen- und Tierwelt 
vor nachteiligen Folgen wirtschaftlicher und tech- 
nischer Entwicklung geschützt, 

— auch für künftige Generationen Rohstoffe, Boden- 
schätze, reine Luft und frisdies Wasser erhalten 
und 

— Schäden und Nachteile aus menschlichen Eingrif- 
fen beseitigt werden. 

Eine wirksame Umweltpolitik setzt voraus, daß Ent- 
stehung, Folgekettcn und Wirkungen von Umwelt- 
belastungen durch die Wissenschaft geklärt und 
durch die Technik abgebaut oder vermieden werden. 
Neben sozial- und wirtschafiswissenschafllichen Un- 
tersuchungen über die Wechselwirkungen zwischen 
der Gesellschaft und ihrer Umwelt ist deshalb eine 


umfassende Analyse des derzeitigen Zustandes der 
Biosphäre vordringlich; insbesondere sind Gesamt- 
belastungen. Langzeit- und KombinationswLrkungen 
von Schadstoffen zu ermitteln. Bei der Entwicklung 
neuer Techniken sind zugleich deren Folgen für die 
Umwelt mit zu bedenken und mit zu berücksichtigen. 
Die Bundesregierung verwirklicht diese Konzeption 
durch 

— verstärkte Förderung von Umwellforsdiung und 
umweltfreundlicher Technik im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit; 

— Erweiterung oder Ausbau der vom Bund finan- 
zierten Forschungseinrichtungen; 

— stärkere Koordinierung der Umw^eltforschung, 
auch mit den Forschungsarbeiten in internationa- 
len Organisationen; 

— Konzentration von Forsdiungsaufträgen auf die 
Schwerpunkte der Umweltforschung. 

ln der nachstehenden Übersicht sind die im Umwelt- 
programm der Bundesregierung *) vom 29. Septem- 
ber 1971 angekündigtcn oder bereits eingeleileten 
Forschungen für die einzelnen Umwellschulzbereiche 
aufgeführt. 


*) Deutscher Bundestag. Drucksache VI/2710 
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Umweltforsdiungsvorhaben der Bundesregierung 


/. Lebenaraum und Bodennutzung 

Ökologische Grundlagenforschung, u. a. Land- 
schafts- und Agrarökologie 

Beteiligung am UNESCO-Forschungsprogramm 
„Mensch und Biosphäre“ 

2. Abfallbeseitigung 

Entwicklung von umweltfreundlichen Verpak- 
kungsmitteln und Verfahren zur Wiederverwer- 
tung oder schadlosen Beseitigung von Siedlungs- 
abfällen 

Verbesserung der Vorbehandlungs- und Beseiti- 
gungstechnik von Klärschlämmen 

Verbesserte Verfahren zur Aufbereitung und 
sicheren Endlagerung radioaktiver Rückstände 

3. UmweitdiemikaJien und Biozide 

Nachweis, Transport, Umwandlung und Verbleib 
der Umweltchemikalien und Biozide 

Beurteilung ihrer toxikologischen und ökologi- 
schen Wirkung 

Nachweis und Verminderung schädlicher Rück- 
stände im Ökosystem, vor allem in Lebensmitteln 

Ersatz schädlicher Biozide und anderer Umwelt- 
chemikalien durch andere Stoffe oder Verfahren 

4. Wasser 

Verbesserung und Entwicklung von Verfahren 
zur Reinigung der Abwässer, besonders der indu- 
striellen und toxischen Abwässer 

Entwicklung von Toleranz-, Rieht- und Grenz- 
werten für biologische und chemische Stoffe so- 
wie für die Wärmebelastung 

Entwicklung von umweltfreundlichen Verfahren 
zur Verminderung des Abwasseranfalls 

5. Hohe See und Küstengewässer 

Gehalt, Verteilung und Wirkung der Schadstoffe 
im Meer und in Meeresorganismen 

Anreicherung und Toxizität schädlicher Stoffe in 
der marinen Nahrungskette 


Technische Verfahren zur Verhütung und Be- 
kämpfung akuter Verschmutzung 

6. Liüt 

Fortführung der Modelluntersuchungen im Gebiet 
Untermain (Luftreinhaltung in Ballungsgebieten) 
Art und Ausmaß der Belastungen durch Immis- 
sionen von Schadstoffen 

Belastung der Bevölkerung mit krebsfördernden 
Luftverunreinigungen 

Analyse der meteorologischen Freistruktur der 
bodennahen Atmosphäre sowie der klimatischen 
Bedingungen in Verdichtungsräumen (Deutscher 
Wetterdienst) 

Entwicklimg von Abscheidevorrichtungen für 
Feinstäube, Chlor- und Fluorverbindungen 

Verfahren zur Messung, Begrenzung und Beseiti- 
gung geruchsintensiver Stoffe 

Verfahren zur Entschwefelung von Brennstoffen, 
zur Entschwefelung bei oder nach Vergasung von 
Brennstoffen und zur Abgasentschwefelung 

Verbesserung der Konstruktion von Otto- und 
Dieselmotoren, Meß- und Prüfverfahren sowie 
Nachverbrennungsverfahren; Darstellung der Er- 
gebnisse in Prototypen eines schadstoffarmen 
Motors 

Entwicklimg neuer Antriebssysteme 

Art und Ausmaß der Luftverunreinigungen durch 
Luft-, Schienen- und Wasserfahrzeuge 

Gesundheitliche Einwirkung von Geruchsbelä- 
stigungen 

Wechselwirkungen von Klimabedingungen, Wohl- 
befinden und Leistungsfähigkeit insbesondere des 
Arbeitnehmers 

Vemngerung radioaktiver Emissionen von kern- 
technischen Anlagen 

7. Lärm 

Grundlagenforschung auf dem Gebiet des Lärm- 
schutzes 

Entwicklung lärmarmer Techniken 
Schallschutz im Städtebau und in der Bautechnik 
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Luftfahrtforschungsprogramm 

der Bundesregierung l 

(in Vorbereitung) ’) ' 

279. Das Luflfahrlforschungsprogramm ist ein ge- 
meinsamem Programm der Bundesressorts BMBW, | 
BMVg, BMWF und BMV, das unter Federführung 
des BMBW seit Anfang 1971 unter Hinzuziehung 
eines Ad-hoc-ßeratungs- Ausschusses erarbeitet wird 
und eine koordinierte und auf Sdiwerpunkte kon- 
zentrierte Förderung der Luftfahrtforsdiung ein- 
schließlich der Vorentwicklung (Entwicklung von 
Komponenten, die nicht Bestandteil eines definier- 
ten Projektes sind) ermöglichen soll. 

Bei der Durchführung des Programms liegt die fadi- 
liche Zuständigkeit der beteiligten Ressorts für die 


*) zu bisherigen Maßnahmen vgl. Materialien zum Bun- 
dcsberichl Forschung TV Kapitel 2 4.5 


— allgemeine, zivile Luftfahrtforschung beim 
BMBW. 

— militärische Luftfahrtforschung und -technik beim 
BMVg. 

— zivile Luflfahrttechnik beim BMWF, 

— Forschung im Zusammenhang mit dem Luftver- 
kehr (z. B. Flugsicherheit) beim BMV. 

Das Programm ist an Zielvorstellungen ausgerichlet, 
die Projekte (Fluggerät, Flugkörper) der 80er und 
90er Jahre sowie übergretfende Probleme der Luft- 
fahrt (z. B. Flugsicherung, Pluglärm) beinhalten. Die 
Durchführung des Programms soll die Schaffung der 
erforderlichen leciinologischen Basis zur Verwirk- 
lichung dieser Zielvorstellungen gewährleisten. An 
der Durdvführung werden Luflfahrlforschungskapa- 
zilälen der Deutschen Forschungs- und Versuchs- 
anstalt für Luft- und Raumfahrt (DFVLR), der Hoch- 
schulen und der deutschen Luft- und Raifhifahrtindu- 
strie beteiligt sein. 


Luftfahrtiorschungsprogranim der Bundesregierung 


Hauptziele des Programms 

— Koordinierte Förderung der Luftfahrtfor- 
schung einschließlich der Vorentwidtlung 
(Komponentenentwicklung) durch die Bundes- 
regierung 

Schwerpunkte auf den Gebieten des Nah- und 
Kcurzstreckenflugverkehis, des über- und 
Hypersdiallverkehrs und des Fluggeräls mit 
Kurz- und Senkrechtstart- und Landeeigen- 
schaften 

— Konzentration der Forschungsaktivitäten in 
der Deutschen Forsdnmgs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt, den übrigen be- 
teiligten Instituten und in der Luflfahrtindu- 
strie auf bestimmte Schwerpunkte 

— Schaffung einer übergreifenden Basislechnolo- 
gie für Luftfahrlgeräl, für dos im Zeitraum 
1980 bis 1990 ein Bedarf abzusehen und ein 
wesentlicher deutscher Entwicklungs- und 
Produktionsbeitrag zu erwarten ist. 


An der Förderung beteiligte Bundesressorts 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(BMBW) 

— Federführung — 

Bundesminister der Verteidigung (BMVg) 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
(BMWF) 

Bundesminister für Verkehr (BMV) 

An der Forschung beteiligte Institutionen 
Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt pFVLR) 
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

Hochschulinstitute 
Deutsche Luftfahrtindustrie: 

— Zellenindustrie 

— Triebwerksindustrie 

— Ausrüstungs- und Zubehörindustrie 
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Drndcsadie VI/ 3251 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


2. Forschung für besondere 
Aufgabenstellungen 
der Bundesregierung 
(ressortbezogene Forschung) 

280. Drei Fakten und Tendenzen kennzeidinen die 
Entwicklung der ressorlbezogenen Forscliung in den 
letzten beiden Jahren ’) 

(1) Die finanziellen Aufwendungen sind nicht in 
gleidiem Maße wie die Millcl lür die allge- 
meine Wissenschuflsförderung und für die Fach- 
programme gewachsen. Zugleich haben sich in- 
nerhalb der ressortbezogenen Forschung die 
Gewichte verschoben, indem die Ausgaben für 
Forschungen im Bereich der allgemeinen Poli- 
tik und Verwaltung und im Sozial* und Ge- 
sundheitswesen überproporlional und die Aus- 

Ü vgl. hierzu Materialien zum Bundesberichl Forschung 
IV Kapitel 2 


gaben für Forschung und Entwicklung für die 
V'erteidigung nur geringfügig anstiegen (Über- 
sicht 5). 

Irn Bereich „Allgemeine Politik und Verw'aU 
tung"» für den die Mittel von 1969 bis 1971 etwa 
verdoppelt wurden, sind vor allem die For- 
schungen für die Hochschulplanung und für die 
syslematisdie Erarbeitung von Vergleidien 
zwischen der Bundesrepublik Deut.sdiland und 
der DDR stark intensiviert worden. Die Mittel 
für Forschungs- und Planungsaufträgc auf dem 
Gebiet der Entwicklungshilfe (enlwicklungs* 
politi.sdve Forschung) sind mehr als verdoppelt 
worden. 

Im Sozial- und Gesundheitswesen ist die Stei- 
gerung der Mittel vor allem dem Ausbau des 
Bundesgesundheitsamte.s, der Intensivierung 
der Krebsforschung, Forschungen auf dem Ge- 
biet der Wasser- und Luftreinhaltung und des 
Arzneimittel Wesens sowie der Unfallforschung 
und der Sportwissenschaft zugute gekommen. 


Übersicht 5 


Zur Entwlddung der ressortbezogenen Forschung des Bundes Im Vergleich 
zur allgemeinen Wlssenschaflsförderung und zu den Fachprogrammen *) 


Bundeshaushalt 

MHifJ 1 1971 

Soll 1 Soll 

in Millionen DM 

Zunahme 
1969^1 
in Prozent 

Allgemeine Wissenschafisförderung (ohne Ausbildungsförderüng) , . 

1 119 

1 685 

4-50.5 

darunter Hochschulen * * 

696 

1 031 


Fachprogramme 

1 277 

2 300 

höO.O 

Ressortbezogene Forschung 

l 57S 

1 910 

4-2f,3 

darunter Bereiche der ressortbezogenen F’orschung: 
j (1) Allgemeine Politik und Verwaltung 

23,9 

47,4 


(2) Soziale Fragen und Gesundheitswesen 

51.3 

86,2 


1 (3) Raumordnung. Landeskunde, Wohnungswesen. Städtebau, Ver- 
kehr «... 

! 

i 

45,5 

384,3 

59,5 

547.9 

+ 30.8 

(4) Wirtschaft und Tedinik (einschließlich Landwirtschaft) ... 

f 42.6 

(5) FuE für die Verteidigung 

1 069,6 

1 169,1 

+ 9,3 


*) vgl. auch Tabelle 1 In den Malorialion zum Bundesberidit Forschung IV 
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[m Bereich „Raumordnung, Landeskunde, Woh- 
nungswesen, Städtebau und Verkehr** sind 
hauptsädilidi die Mittel für Forsdiungen auf 
dem Gebiet des Wohnungsbaus und Siedlnngs- 
Wesens gesteigert worden 

fm Bereicli ,^WirUdia/t und Tedinik** entfiel 
der Hauptteil der Steigerung auf die Luflfahrt- 
forsdiung; deren MiltelansaU von 98 auf 
190 Millionen stdegn Außerdem wurde eine 
Reihe von Bundesanstalten, darunter die Rhy- 
sikalisdi-Tedinische Bundesanstalt in Braun- 
sdiweig, die Bundesanstalt für Materialprüfung 
in Berlin, die Bundesanstalt für Bodenforschung 
in Hannover und die Forschung sanstoit für 
Landwirtsdiaft in Braunsdiweig- Völkenrode 
ausgebaut. Die Mittel für auf tedinisdi- wirt- 
schaftliche Zwecke gerichtete Forsdiung und 
Entwicklung und Erstiimovation sowie die spe- 
zielle Förderung von Entwicklungen und damit 
zusammenhängende Forsdiungen in der Ber- 
liner Industrie wurden erheblidi gesteigert, 

Die Forschungs“ und Entwicklungsausgaben für 
die Verteidigung, die etwas über die Hälfte der 
gesamten ressorlbezogenen Forschung ausma- 
dien, stiegen um weniger als 10®/o. Die Mittel 
entfallen zu rund 65 ®/ö auf Entwicklung und Er- 
probung und nur zu auf Forsdiung, Die 

Beträge für ELnzelverträge m der wehrtechni- 
sdien Forschung gehen zur Zeit zurück. 

(2) Bei der von den versdiiedenen Bundesministe- 
rien finanzierlen Forschung und Entwicklung 
zeichnet sich deutlich ein Konzentrationsprozeß 
auf größere Aufgabe nbereidie an. Größere res- 
sortubergreüende Aufgaben treten in den Vor- 
dergrund, was zum Teil zu zusammenfassenden 
Fadiprogrammen führt, wie das Beispiel der 
Meeresforschung (Tz. 276), die Planungen für 
die UmwelUorschung (Tz. 278) und dte Lütt- 
fahrtfojsdiung [Tz. 279) zeigen. Auch innerhalb 
der Ressorthereidie wird die Forschung stärker 
zusammengefaßl. Dies gilt besonders für die 
Forschung im Gesdiäftsbereidi des Bundesmini- 
Sters für Ernährungr Landwirtschaft und For- 
sten. Die Anstalten dieses Ministeriums sind 
in drei Fachbereiche zusammengefaßt worden. 
Die zur Zeit laufenden und bis 1975 geplanten 
Forschungsvorhaben werden in einem gesam- 
ten Forsdiungsplan erfaßt und nach Schwer- 
punkten gegliedert. Ein weiteres Beispiel ist 
die Bauiorschüng^ die in der neuen Arbeits- 
gemeinschafl für Bauforsebung koordiniert 
wurd. 


') die Mittel für neue Verkehrssysleme werden über 
das Technologieprogramm des BMBW zur Verfügung 
gestellt 


(31 Die Koordinierung der Forschung zwischen den 
einzelnen Ressorts („Koordinierung der ressort- 
bezogenen Forschung”) wird intensiviert. Hier- 
über ist bei den Schwerpunkten der Forschungs- 
politik berichtet worden (Tz, 257 ff.). 


3. Allgemeine WissenschaftsfÖrdemng 
durch Bund und Länder 

201, Die allgemeine Wissenschaftsförderung *) ist 
durdi die Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
gekennzeidmel. Die verfassungsrechtlichen Grund- 
lagen dieser Zusammenarbeit sind I969 und 1970 
neu geordnet und im Grundgesetz verankert wor- 
den. Zu den „ Gemein Schaftsaufgaben** in Artikel 
9! a und 91 b zählen unter anderem der Ausbau und 
Neubau von Hochsdiulen (einschließlidi der Hoefa- 
schulkliniken), die Büdungsptanung sowie die För- 
derung von Einrichtungen und Vorhaben der wis- 
sensdiafllichen Forschung von überregionaler Be- 
deutung. 

282, Die Schwerpunkte der allgemeinen Wissen- 
schaftsförderung liegen in folgenden Bereichen: 

— Hochsdiulbauförderung und Hodisdiulrahmen- 
plöLDung 

— Förderung der Deutschen FurschungsgemGinschaft 

— Förderung der Sonderforschungsbereiche 

— Förderung des w’issenschaftlidien Nachwuchses 

— Förderung der Max-Planck -Gesellschaft 

— Förderung der Fraunhofer -Gesellschaft 

Das Zusammenwirken von Bund und Landern und 
die Verteilung der Finanzierung sind m den Teilbe- 
reidien unterschiedlich geregelt (Übersicht 6). Die 
Hochschulbauförderung geschieht auf dei Grund- 
lage des Hochschulbaufördernngsgesetzes vom 
L September 1969, die Förderung des Wissenschaft- 
Udien Nachwuchses nadi dom Graduiertenförde- 
rungsgesetz vom 2. September 197L die Fananzie- 
rung der Deutschen Forsch imgsgemeinsdiaft, der 
Soiiderforsdiun9.sbeTeiche und der Max-Platick-Ge- 
sellsdiaft auf Grund von jetzt abgelaufenen Ver- 
waltungsvercinbaningenr für die eine Neuregelung 
an gestrebt wird, 

Die im Rahmen der mehrjährigen Finanzplnnung 
des Bundes IQr wichtige Bereiche der allgemeinen 
WissenschafLsförderung vorgesehenen Mittel weist 
Übersicht 7 aus. 


*1 MaLerialicn zum Biindesheridit Forschung IV Kapi- 
tel 3 
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Übersicht 6 


Das Zusammenwirken yon Bund und Läodeni 
ln der aUgemelneD Wissen sdiaftsfördening 


Tedberejdi 

Organ des Zusammenwirkens 

Finanzierung 

HcKhschulbauförderung und 
Hodischulrahmenp! an ung 

Planungsaussdiuß nach dem Hodischulbau- 
f ö r d erungs ge s e Iz 

je 50*/o 

Förderung der DFG 

Aussdiufl Forsdiungsfordenmg der Bund- 
Länder- Ko mm Ls sion für Bildungsplanung 

je 50% 

Förderung der Sonder- 
forsdiungsbereidie 

Ausschuß Forschungsförderung der Bund- 
Land er-Kommission für Bildungsplanung 

*/> Bund 

Länder 

Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses 


1971 bis 1974 

75 Bund 

25 Länder 

Förderung der MPG 

Ausschuß ForsdhungsEÖrderung der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung 

je 50 “.'u 

Förderung der Fraunhofer- 
Geselisdiaft 


keine feste Quote 


Übersicht 7 

Finanzierung wichtiger Bereiche der allgemeinen WtssensäiaEtsfördening 

bis 1Ö75 

(Bmidesmiltei) 

Soll Entwurf j Finaazplan 

1971 1972 19J3 | | jg^j 

{ 

I tu MiJhonen DM 

Ausbau und Neubau von Hochschulen l 020 *) I 600 1 8Ü0 2 000 2 000 

Ausbau und Neubau von Einrichtungen der Forschung und 

Ausbildung außerhalb der Hochschulen 50=) 45^1 40 40 50 

Sonderforschungsbereidie 60 1 16,6 !ö5 20Ü 240 

Deutsche Forsdiungsgemeinscfaaft und Max-Piandt- 

Gesellschaft 322.4 37S,9 440 530 630 

Promotions- und Graduierlenforderung, Hochbegabten- 
förderung 564 1164 120 150 210 

zuzügiidi 250,1 MilUoiiGa DM aus der L Trandie dei BiJdungsanleihe 
*) zuzüglich 9,9 Millmnen DM aus der 1. Tranche der Bildungsanleihe 
*) zuzüglich B Miülonen DM im Zusatzhaushalt 
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Schaubild 7 


Ausgaben des Bundes zum Ausbau und Neubau von Hochschulen nach Fachrichtungen 



B5 


Drudesache VI/3251 


Deutscher Bundestag — 6. Wablpenode 


Hochschulbauförderung und 
Hochschulrahmenplanung 

283, Der am 19. Juli 1971 verabschiedete erste Rah- 
rnenplan nadi dem HochschulbaufoTdeningsgesetz Ist 
die erste gemeinsame Planung von Bund und Lärj- 
dem für den Ausbau der Hodisdiuleii, Der Planungs- 
Zeitraum umfaßt die Jahre 1972 bis 1975, 

Der Rahmenpian ist Teil einer umfassenden Hoch- 
schulreform, die eine gemeinsame Aufgabe von 
Bund und Ländern ist. Insgesamt sollen bis 1975: 
665 000 SLudienpläize (t970: 458 000) zur Verfügung 
stehen. Der Planungsausscbuß erwartet daß die 
Zahl der StudienanJänger von 1 1 1 480 im Jahre 1969 
aiü 159 000 im Jahr 1975 steigen wird (Zuwadis um 
43 v.H/). Der Anteil der Sludienanfänger an der 
Wohnbevölkerung der 19- bis 21jahngen wird sich 
danach von 13,8 v. H. im Jahr 1969 auf 19^5 v, H. im 
Jahr 1975 erliühen. 

Der an diesen quantitativen ZlelvorsteJlungeTi orien- 
tierte Ausbau der Hochschulen wird zwei Schwer- 
punkte haben; 

— die gezielte Erweiterung der räumlichen Ausbtb 
dungskapazität Ln Engpaßfächern dient dem Ab- 
bau bestebeiider Zulassungsbeschränkungen; 

— die Schaffung der zusätzlichen Studienplätze soll 
entsprechend der absehbaren NadiJrage und Be- 
deutung einzelner FadigebieLe folgende Fädier* 
gruppen besonders berucksiditigen: 

O Mathematik und Naturwissenschaften (insbe- 
sondere Studiengänge im Rahmen der Lehrer- 
ausbildung) 

O Ingenieurwissenschaffen 

b MaJertallen zum Bundesbericht Forschung IV K^ipl- 
tel3.1 


^ Medizin unter besonderer Berücksichtigung 
der Zahnmedizin 

Ferner soll die Einrichlung von Studiengängen, die 
in drei Jahren zu einem berulsqualifizicrenden Ab- 
sdiJuß führen, besondere Bedeutung haben; der Ent- 
wicklung von Kontaktstiidion soU bei der Fortsdirel- 
bung erhöhte Beachtung geschenkt werden. 

Der erste RuhmenpUm verbindet die verstärkte 
Finanzierung mit einer Rationalisierung und Stan- 
dardisierung des Hochsdiulbaus von der Planung bis 
zur Fertigstellung. Deshalb nennt der Rahmenplan 
nicht nur einzelne Projekte und Finanzierungsdaten, 
sondern er setzt auch Flachen- und Kosten riditwerte 
fest, Vorbedingungen für einen rationellen und 
sdmellen Aushau der Hodisdiulen. 

Die Rationalisierung im Hochschulbau hat vor allem 
das Ziel einer Senkung der Baukosten pro Studien- 
platz durdi 

— Verkürzung des Planungs- und Genehmigungs- 
verfahrens 

— Verkürzung der Bauzeiten 

— Schaffung von flexiblen Systemen, die für Nut- 
zungsveränderungen offen sind. 

Daneben wird angestrebt, die beslehenden Hoch- 
sdiuleinnchtungen vor allem in der vorlesungs- 
freien Zeit besser zu nutzen* 

In den Jahren 1970 und 1971 wurde zur kurzfristi- 
gen Erweiterung der Hochschuikapazi täten von Bund 
und Landern ein Sdinenbauprogramm durchgeführl. 
Wenn alle Proyrammvoihaben fertiggestelll sind, 
w'erden über 250 QQO gm Haupitiutzflädie mit mehr 
als 39 000 Arbeitsplätzen in Engpaßbereidien zusätz- 
lich zur Verfügung stehen* 


Hodisdiulbaulörderung und Hochsdiulrahmenplanung 


Ziele 

Gemeinsame koordinierte Planung des Hochschul- 
baus 

Verstärkter Ausbau und Neubau von Hochschulen 
Rationalisierung und Standardisierung des Hoch- 
schulbaus 

Rechtsgrundlage 

Artikel 91 a GG: Gesetz über die Gemeinschafls- 
aufgabe ^Ausbau und Neubau von Hochschulen" 
(Hochschulbauförderungsgesetz) vom 1. Septem- 
ber 1969 (BGBl I S. 1556), geändert durch Gesetze 
vom 3. September 1970 (BGBl I S. 1301) und vom 
23. Dezember 1971 (BGBl I S. 2140) 

Verfahren 

Entscheidendes Gremium ist der Planungsaus- 
schuß nach dem Hochschulbauförderungsgesetz, 
der aus Vertretern der Bundesregierung und aller 
Länderregierungen besteht. 

Die Länder legen dem Planungsausschuß ihre 
Vorstellungen, Planungsunterlagen und Ausbau- 
wünsche vor. Der Wissensdiaftsrat gibt hierzu 
Empfehlungen ab. die Beratungsgrundlage für 
den Planungsausschuß sind. Der Planungsaus- 
schuß erarbeitet aufgrund der Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates, der Planungen der Länder 
und der Vorstellungen der Bundesregierung den 


gemeinsamen Rahmenplan, der jährlich überprüft 
und fortgeschrieben wird. 

Die Bundesregierung und die Länderregierungen 
nehmen die für die Durchführung des Rahmenpla- 
nes im jeweils nächsten Jahr erforderlichen An- 
sätze in die Entwürfe ihrer Haushaltspläne auf. 
Der erste Rahmenplan nach dem Hochschulbau- 
förderungsgesetz ist am 19. Juli 1971 vom Pla- 
nungsausschuß beschlossen worden. 

Mittel 

Der Plan sieht vor, daß Bund und Länder für Bau- 
vorhaben, Beschaffungs Vorhaben, Planungsvorha- 
ben und Vorstudien folgende Mittel aufwenden ^): 



— 

In Millionen DM 

— 


1972 1 

1973 1 

1974 1 

1975 

Bund 

1 885 

2 326 

2 320 

2410 

Länder 

l 600 

1 800 

2 000 

2 000 

insgesamt , . . 

3 485 

4 126 

4 320 

4 410 


die unterschiedliche Höhe der Jahresbeteiligungen 
von Bund und Ländern ist bedingt durch unter- 
schiedllchea Finanzierungsstand (bisherige Vor- 
finanzierung durch den Bund) und durch Vorbe- 
halte der Kostenprüfung bei einzelnen Vorhaben 
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Deutscher Bundestag — 6> Wahlperiode 


Deutsche Forschungsgemeinschaft 

284. Seit ihrer Gründung vor 50 Jahren beliach- 
tel es die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
als ihren gleichbleibenden Auftrag, „die Wissen- 
schaft in all ihren Zweigen“ zu fördern. Sie fördert 
Forschungsvorhaben in allen Disziplinien, insbeson- 
dere im Bereich der Grundlagenforschung, der an- 
wendungsorienlierlen Grundlagenforschung bis hin 
zur angew^andten Forschung; ausgenommen sind le- 
diglich die Großforschung, technologische Großpro- 
jekte und ausgesprochene Entwicklungsobjekte. Mit 
dem Programm der Sonderforsdiungsbereiche 
(Tz, 285) hat die DFG eine neue, für die Hochschul- 
forschung wichtige Aufgabe übernommen. 

Die DFG erhält ihre Mittel im wesentlichen von 
Bund und Landern, die ihren Zuschuß je zur Hälfte 

') Materialien zum Bundesbericht Forschung IV Kapi- 
tel 3.5 


tragen, daneben vom Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft und der Thyssenstiflung. 1970 beteilig- 
ten sich Bund und Länder mit rd. 222 Millionen DM, 
der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
und die Stiftungen mit rd. 19,6 Millionen DM an der 
Finanzierung. Angesichts der mit großen Zuwachs- 
raten steigenden öffentlichen Zuwendungen (vgl. 
Schaubild 8) gehen die Sliftungsmittel anteilmäßig 
zurück. 

Die DFG hat 1970 knapp die Hälfte (48,6 ®/o) ihres 
Jahresbudgets (ohne Sonderforschungsbereiche) für 
die Unterstützung von Einzelprojekten der For- 
schung im sogenannten Normalverfahren verwendet; 
49,9 ^!o entfielen auf die Förderung von Forschungs- 
sdiwerpunklen und -projekten mit etwa 85 Schwer- 
punktprogrammen, 5 Forschergruppen, 9 Hilfsein- 
richtungen der Forschung, von Rechenanlagen für die 
Hochschulen und Großgeräten, sowie Programmen 
für die Wissenschaftlichen Bibliotheken; 1,5 ®/o 
machten die Auslandsbeziehungen aus. 


Schaubild 8 

Ausgaben der Deutschen Forschungsgemeinschaft Im Normal- und Schwerpunktverfahren 
nach Fachgebieten 

1970 - (bewilligte Summen) 



Naiurwissenschaften 


Geisteswissenschaften 


Ingenieur- 

Wissenschaften 


Medizin Land- und 

Forstwirtschaft 



Schwerpunktverfahren insgesamt 66.2 Millionen DM 


□ 


Normalverfahren insgesamt 113,4 Millionen DM 
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Deulsdie Forschungsgemeinschaft — Organisation und Arbeitsweise 



Die DFG ist eine überregionale Selbstverwal- 
tungsorganisation der deutschen Wissenschaft. 
Ihre Mitglieder sind augenblicklich 38 wissen- 
schaftliche Hochschulen, die Akademien der Wis- 
senschaften sowie einige wissenschaftliche Gesell- 
schaften und Anstalten von größerer Bedeutung. 

Der Senat hat 30 gewählte wissenschaftliche 
Mitglieder; der Präsident der Westdeutschen Rek- 
torenkonferenz. der Vorsitzende der Konferenz 
der Akademien der Wissenschaften in der Bun- 
desrepublik und der Präsident der Max-Planck- 
Gesellschaft gehören ihm ex officio an. Der Senat 
trifft die wissenschaftspolitischen Entscheidungen, 
setzt vor allem die Prioritäten, berät Regierungs- 
stellen in wissenschaftlichen Fragen und wahrt 
die Kontakte mit der Forschung im Ausland. 

Der Hauptaussdiüß umfaßt 15 vom Senat be- 
stellte Mitglieder, 6 Bundes- und 6 Landesvertre- 
ter und zwei vom Stifterverband entsandte Mit- 
glieder. Er entscheidet über die finanzielle Förde- 
rung der Forschung und trägt Sorge für die 
zweckmäßige Verwendung der Mittel. Der Haupt- 
ausschuß stützt sich bei seinen Entscheidungen 
vor allem auf die Gutachten der derzeit 28 Fach- 
ausschüsse, deren Mitglieder von Wissenschaft- 
lern (seit 1971 haben auch nichthabilitierte Wis- 
senschaftler unter bestimmten Voraussetzungen 
das aktive Wahlrecht) für vier Jahre gewählt 
werden. 

Dem Kuratorium gehören neben den Senatsmit- 
gliedem Vertreter des Bundes, der Länder und 


des Stifterverbandes an; es entscheidet vor allem 
über die jährlichen Haushaltspläne. 

Die DFG unterscheidet bei der ForsdiungsfördC’ 
rung zwei Bereiche: die allgemeine Forschungs- 
förderung (Normaivertahren) und die Förderung 
von Forschungsschwerpunkten und -Projekten 
(insbesondere Sdiwerpunktveriahren]. 

Im Normal verfahren kann jeder Forscher Bei- 
hilfen beantragen, wenn er für ein von ihm 
selbslgewähltes Forschungsprojekt Mittel benö- 
tigt. Die Beihilfen sind entweder Sach-, Reise- 
oder Druckbeihilfen oder Stipendien. 


Gang eines Antrags im Nonnaiverfahren 



Im Schwerpunktverfahren wird ein abgegrenztes 
Thema schwerpunktartig gefördert; die Einzelfra- 
gen werden von verschiedenen Forschem in der 
Bundesrepublik Deutschland bearbeitet, über die 
Anerkennung als Schwerpunkt entscheidet der 
Senat. Mit der Einrichtung gibt die DFG die Ge- 
währ, daß das Programm etwa fünf Jahre finan- 
ziert wird. Während der Laufzeit können neue 
Forscher hinzukommen. Nach Absdüuß werden 
die Ergebnisse zusammengefaßt veröffentlicht. 
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SonderforscHufigsbereidie 

285 , ln seinen 1957 veräbschiedeten „Empfehlun' 
gen zum Ausbau der wissen sch aftUdien Hochschu- 
len bis 1970" halte der Wissensdiaftsrat angeregt, 
an den wissenschaftlichen Hochschulen Sonderfor- 
schungsbereidie einzuiichten. In der Zwischenzeit 
sind sie zu einem anerkannten und wichtigen Mit- 
tel der Forsdiungsförderung ausgebaut worden. Ihr 
Ziel ist es, durch die Zusammenfassung von For- 
schungseinriditungen und Forsdiern an den Hoch- 
schulen und. durch die Bildung von Sdiwerpimkten 
inlerdiszipUnärerj Charakters die Vorairssetziingen 
dafür zu schaffen, daß auch aufwendige Forsdiungs- 
vorhaben an den Hochsdiulen wirksam gefördert 
werden können, 

Sonderförschungsbereiche werden entweder auf- 
grund von Bewerbungen der wissenschaftlichen 
Hochschulen oder von Vorschlägen des Bundes, 
eines Landes, dei Max-Plandc-Gesellsdiaft oder der 
Deutschen Forschungsgemeinschalt gebildet. Die Be- 
werbungen und Vorschläge werden an die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft gerichtet; sie prüft die Pla- 
nungen mit Hilfe ihrer Gulachier uud gibt dann ge- 
genüber dem Wissenschaflsrat eine Empfehlung ab. 
Der Wissenschaflsrat entscheidet über die Anerken- 
nung als Sonderforschungsbereich; er kann eine An- 
erkennung aber nur aussprechen, wenn dte Deul- 
sdie Forschungsgemeinschaft und das SitzJand zu- 
gestimmt haben. Der Wissenschaflsrat entscheidet 
außerdem über die Reihenfolge, in der diese aner- 
kannten Sonderforschungsberejche aufgetordert wer- 
den, Finanzierungsanträge an die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft zu richten. Er kann schließlich 
auf Vorschlag der Deutschen Forschungsgemcin- 
Schaft die Anerkennung auch wieder aufheben. Bis- 
her sind vom Wissenschaflsrat 163 Sonderfor- 
sdiungsbereiche anerkannt. 

Mit der Finanzierung der Sonderforschungsberenhe 
ist im Jahre 1963 begonnen worden. Sie Liegt in den 
Händen der Deutschen Forschungsgemeinschaft. 
Bund und Lander bringen die dafür erforderlidien 
Haushaltsmittel als Sonderzuwendungen an dje 
Deutsche Focschungsgemeinschaft auf; sie haben 
darüber ein Verwaltungsab kommen geschlo.ssen. 
Seit 1970 trägt der Bund der Aufwendungen, b's 
entiäUt auf die Gesamtheit der Länder. Der Bund 
und alle Länder entsenden Vertreter in den Bewil- 
ligungsausschuß der Deutschen Forschungsgemein- 
Schaft. 

1971 har die Deutsche Forschungsgemeinschaft 77 
Sonderforsdiungsbereithe mit insgesamt 90 Millio- 
nen DM geförderL Die Verlcilimg der Bew'illigun- 
gen der Fnr.schungsgcmeinschaft auf die Disziplinen ' 
zeigt Dbersidit 8: 


Übersicht 8 

VertelJung der Sonderforsdiungsberekhe 
auf die Fachgebiete 


Fachgeblnle 

1 Zahl der 
geför- 
derten 

1 Sönder- 
tur- 

sdiungs* 

bereiche 

' Summe 
der 

Bewilli- 

gungen 

ln 

Tausend 

DM 

] Theologie; Disziplinen 



dei Philosophischen 
Fakultät 

1 

440 

U Regional bestimmte 
Sonderforschungs- 
bereiche (z- Bh Südasien- 
forschungj * , 

9 

5 071 

III Rechtswissenschaften, 
Wirtschaits- und Sozial- 
Wissenschaften 

1 

8 

5 324 

IV Allgemeine Medizin, 
Zahnmedizin 

18 

23 300 

V Mathemalik, Natur- 
wissenschaften 

23 

31 229 

VI Veterinärmedizin , . - _ . 

I 

784 

Vn Ingenieurwissen- 

säiaften, Architektur . . , 

17 

23 112 


Quelle: Angaben der Deat&dien Forschungscjememsdiaft 


In den Zahlen kommt zum Ausdruck, daß das In- 
slrument der Sonderforschungsbereidie schneller 
und nachhaltiger Verbreitung gefunden hat. als bei 
seiner Einführung im Jahre 1968 angenommen 
wurde. Die Finanzplanung weist für sie hohe Zu- 
wachsraten aus (vgl. Übersicht 7), 


Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 

288. Der wissenschaftliche Nachwuchs wird auf 
versdiiedenen Wegen gefördert. Die Deutsche For- 
scbungsgeraelDsdiaft lüift durch Habilitanden- und 
ForsdiungsslipendLen; mittelbar koinmen auch ihre 
Sachbeihilfeu der Nachwuchsförderung zugute. Im 
Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
leisten auch dte Hochbegabten-Förclerungswerke 
einen hervorragenden Beitrag zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nadiwudises durch Promotions- 
stipendien. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3251 


Von den im Rahmen der Fadiprogramme des Bundes 
(Tz. 271 ff.) gebildeten Großforschungseinrichtungen 
werden ebenfalls Promotionsstipendien vergeben. 
Die Stiftung Volkswagenwerk hat durch ein auf 
5 Jahre befristetes Programm »geholfen, einen Teil 
des Stipendienbedarfs zu befriedigen; nach dem Aus- 
laufen dieses Programms haben Bund und Länder 
öffentliche Mittel für die Promolionsförderung be- 
reitgesiellt. Aber auch diese Bemühungen haben 
nicht ausgereicht, den steigenden Finanzbedarf für 
die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
zu decken. 

Im wesentlichen aber wurde der wissenschaftliche 
Nachwuchs über Assislenlenslellen gefördert, die 
— neben den Lehr- und Forschungsverpflichtungen 
an den Hochschulen — auch zur Finanzierung der 
Dissertation dienten. Die Einbeziehung der Dok- 
toranden in das wissenschaftliche Personal der Hoch- 
schulen hat sich jedoch als nicht sinnvoll erwiesen: 
Die Inanspruchnahme von Stellen für wis.senschafl- 
liche Assistenten durch Doktoranden als sogenannte 
Verwalter von Assistcntenstellen blockiert diese 
Stellen für jene, für die sie ursprünglich geschaffen 
wurden, nämlich für bereits promovierte Kräfte, die 
sich für eine weitere Tätigkeit in der Hoch.schule 
qualifizieren sollen. Vor allem aber stehl oft die 


Verpflichtung des Doktoranden zu Dienstleistungen 
einer konzentrierten Erarbeitung des für die Promo- 
tion zu erbringenden wissenschaftlichen Beitrages 
entgegen. Das gleiche gilt für Doktoranden, die 
ihren Leben-sunlcrhall durch Erwerbstätigkeit außer- 
halb der Hochschule sichern müssen. 

Infolgedessen hat die Zahl der in der Bundesrepu- 
blik Deutschland abgelegten Promotionen mit der 
Zahl anderer Abschlüsse im Hodischulbereidr nicht 
Sdirill gehalten und die Qualität der Promotionslei- 
slungen in vielen Fällen nicht mehr den Anforde- 
rungen entsprochen, die an einen Nachw'eis der be- 
sonderen Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit 
zu stellen sind. Das Graduiertenförderungsgesetz 
vom 2. September 1971 soll die Mängel der bisheri- 
gen Maßnahmen zur Förderung des wissenschaft- 
lidien Nadiwuchses beseitigen, Zahl und Qualifika- 
tion der Promotionen erhöhen und Assislcntcnslel- 
len wieder für ihre eigentliche Aufgabenstellung 
verfügbar machen. Es unterstützt dabei eine ziel- 
gerichtete Schwerpunktbildung und Auswahl der 
Projekte. Bewerber, deren wissenschaftliche Vor- 
haben auf die Forschungsplanung der Fachbereiche 
abgestimint sind, können vorrangig gelörderl wer- 
den. 


Gesetz über die Förderung des wisseuschaltllchen Nachwuchses an den 
Hochschulen (Gradulertenförderungsgesetz) vom 2. September 1971 

(BGBL I S. 1465) 


Förderungsmaßnahmen und -Voraussetzungen 

Nach dem Graduiertenförderungsgesetz können 
deutsche Studierende nach dem Abschluß ihres 
Hochschulstudiums zur Vorbereitung auf die Pro- 
motion oder zur Teilnahme an einem Aufbaustu- 
dium, das der Ergänzung und Vertiefung des bis- 
herigen Studiums dient, Stipendien erhalten. 

Voraussetzung für die Gewährung der Stipen- 
dien ist, daß die Studien- und Prüfungsleistungen 
des Bewerbers eine besondere Befähigung zu 
wissenschaftlicher Arbeit erkennen lassen und 
daß das wissenschaftlichG Vorhaben einen wich- 
tigen Beitrag zur Forschung erwarten läßt. Da- 
durch soll sichergestellt werden, daß die Förde- 
rung an ein bestimmtes wissenschaftliches Ni- 
veau geknüpft ist Die „Regelförderungsdauer* 
betragt zwei Jathre, Jedoch kann das Stipendium 
in Ausnahmefällen bis zu zweimal um ein halbes 
Jahr verlängert werden. Der Stipendiat darf 
neben der Vorbereitung auf die Promotion oder 
der Teilnahme an einem weiteren Studium ledig- 
lich eine zeitlich begrenzte Tätigkeit als Tutor 
oder bei der Betreuung von Praktika ausüben, 
die gesondert vergütet wird. 


Die Stipendien betragen für Ledige 800, — DM. für 
Verheiratete 1000, — DM monatlich. 

Vergabe 

Die Vergabe der Stipendien und die Verteilung 
der Förderungsmittel innerhalb der Hochschule 
auf die einzelnen Fachrichtungen oder Fachbe- 
reiche obliegen als staatliche Angelegenheiten 
den Hochschulen. Innerhalb der Hochschulen 
werden dazu Kommissionen für die Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses gebildet. 

Finanzierung 

Der Bund wird in den Jahren 1971 bis 1974 
75 V. H. der Ausgaben für die Stipendien nach 
dem Graduiertenförderungsgesetz tragen, die 
Länder 25 v. H. Die Bundesraiitel werden auf die 
einzelnen Länder entsprechend dem Verhältnis 
der Zahl der Studierenden an ihren Hochschulen 
verteilt; den Ländern bleibt es überlassen, in 
welchem Verhältnis sie die Bundesmittel auf die 
einzelnen Hochschulen verteilen. 

Zur Höhe der in der Finanzplanung des Bundes 
veranschlagten Mittel siehe Übersicht 7. 
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Max-Ptanck-Gesellschaft ') 

287 , Die Max^Planck-Gesellsdiaft, Nadifolgerin der 
1911 gegründeten Kaiser-Wilhelm-Gesellsdiaft, bil- 
det mit etwa 1850 wissensciiaftlidiea Mitarbeitern in 
52 Instituten und ForsdiungssteUen heute neben 
den Hochschulen das bedeutendste Potential für die 
Grundlagenforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Insbesondere nimmt sie sich solcher 
Forsdiungsaufgaben an, die aus sadilichen Grün- 
den schwerpunktartig an einer Stelle und außerhalb 
der Hochschulen durdigeführl werden müssen. Dank 
ihrer Leistungen genießt sie audi Im Ausland hohes 
Ansehen. 

Zwischen der Max-Plandc-Gesellsdiaft und der Hodi- 
sdiulforsdiung besteht eine enge Verbindungr das 
wird in der nach beiden Richtungen starken Fluk- 
tuation, insbesondere jüngerer Wissensdiaftler, be- 
sonders deutlich. Für die Verbindung mit der Groß* 
forschüng, soweit es sich um Grundlagenforschung 
handelt» ist die Eingliederung des Instituts für Plas- 

*) MaleriaHen zum Bundesberidil Forschung IV Kapi- 
tel 3.3 


maphYstk ln die MPG im Jahre 1971 ein Beispiel, 
Die Bedeutung der in der Gesellsdiaft betriebenen 
Forschung für die industnelle Anwendung zeigt die 
Gründung der ^Gardiing-Instrumente-GeseUsdiaft 
zur industriellen Nutzung von Forschungsergebnis- 
sen" 1970, die sich die Anwendung der im Rahmen 
von Forsdiungsvoihaben enlwückelten Geräte und 
Erkenntnisse für die industrielle Entwicklung zur 
Aufgabe gestellt hat, 

Bund und Länder decken etwa 90 v, H. des Finanz- 
bedarfs der MPG; der Rest gliedert sidv in Zuwen- 
dungen der Wirtschaft und Einnahmen aus For- 
schungsaufträgen. Die Zusdiüsse der öffentlichen 
Hand werden von Bund und Ländern je zur Hälfte 
aulgebradit; darüber hinaus kann jede Seite für 
bestimmte Zwecke Sonderfinanzierungen leisten. 

Die Zuwendungen von Bund und Ländern sind in 
den letzten Jahren erheblidi gestiegen (19fi9i 
2453 Millionen DM; 197L 335.8 Millionen DM)*), 
Zur Finanzplanung des Bundes siehe Übersicht 7. 

darin sind die Miltcl der Institute für Plasmaphysik, 

Fesikörperfarsdiung und Dokumenfatiotis wesen nicht 

enthalten ^ sie werden gesondert finanziert 


92 



Max-Plandi-Gesellschaft zur Förderung der Wissensdiaften e. V. 


Wichtigstes Organ der MPG ist der Senat. Er hat 
alle wissensdiaftspolitisch bedeutsamen Entschei- 
dungen in der Gesellschaft zu treffen; vor allem 
beschließt er über die Gründung oder die Auf- 
lösung von Instituten der MPG und über die Be- 
rufung der Institutsleiter. Die Senatoren (z, Z. 33) 
kommen aus verschiedenen Bereichen des öffent- 
lichen Lebens, der Wirtschaft und Wissenschaft; 
sie werden von den Mitgliedern der Gesellschaft 
gewählt. Außerdem gehören dem Senat der Prä- 
sident und der Generalsekretär der MPG, Ver- 
treter des Bundes und der Länder sowie die Vor- 
sitzenden der Sektionen des Wissenschaftlichen 
Rats an. 

Alle Institutsleiter der MPG sind Mitglieder des 
Wissenschaftlichen Rates, der eine Biologisch- 
Medizinische, eine Chemisch-Physikalisch-Tech- 
nische und eine Geisteswissenschaftliche Sektion 
bildet. In den Sektionen werden alle Angelegen- 
heiten beraten, die für die Institute des jeweiligen 
Bereichs von gemeinsamer Bedeutung sind. 


Die Institute der MPG 


Anzahl 

Sektion 

der 


Institute 

Biologisch-Medizinische Sektion ... 

28 

Chemisch-Physikalisch-Technische 


Sektion . . , * 

15 

Geisteswissenschaftliche Sektion . , 

9 


Die innere Ordnung der Institute wird in In- 
stitutssatzungen geregelt; in der Regel haben die 
Institute keine Rechtsfähigkeit. Die Generalver- 
waltung der Max-Planck-Gesellschaft in München 
führt die laufenden Geschäfte und unterstützt die 
Organe der Gesellschaft sowie die Institute bei 
der Erfüllung ihrer Verwaltungsaufgaben. 
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Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der 
angewandten Forschung e. V. ') 

288. Bei Einrichtungen der anwendungsnahen For- 
schung gab es bisher nur in einzelnen Bereichen 
einen überregionalen Verbund, insbesondere bei 
den Kemforschungseinrichtungen, den Einrichtungen 
der Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungs- 
Vereinigungen und der Deutschen Forsdiungs- und 
Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) soll die Aufgabe 
einer allgemeinen Tragcrgesellschäft für In.slilule 
der anwendungsnahen Forschung übernehmen und 
damit eine Lücke zwischen der MPG als Trägerge- 
sellschaft für die Grundlagenforschung einerseits 
und der Industrieeigenen Forschung andererseits 
ausfüllen. 

Die Institute der Fraunhofer-Gesellschaft betreiben 
neben eigenen Forschungsaufgaben Vertragsfor- 
schung für Auftraggeber aus Wirtschaft und Staat. 
Die Vertragsforschung in der Fraunhofer-Gesell- 
schaft ergänzt die wirtsdiaftseigene Forschung be- 
sonders bei nicht branchenbezogenen Querschnitts- 
aufgaben. 

Der Zuschuß aus Mitteln des Bundesrainisters für 
Bildung und Wissenschaft (BMBW) an die Fraun- 
hofer-Gesellschaft stieg von 4 Millionen DM 1969 
auf etwa 20 Millionen DM 1971. Daneben erhält die 
Fraunhofer-Gesellschaft Zuschüsse von den Län- 
dern und von anderen Bundesressorts; die vom 
Bundesminister der Verteidigung (BMVg) für ein- 
zelne Institute der Gesellschaft geleistete Grund- 
finanzierung geht schrittweise auf den Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft (EMBW) über. 

Eine Beratungskommission des BMBW hat im Früh- 
jahr 1970 in einem Gutachten*) eine Verstärkung 

h Materialien zum Bundesbericht Forschung IV Kapi- 
tel 3.4 

*) Empfehlungen der Kommission des Bundesministe- 
riums für Bildung und Wissenschaft zur Förderung 
des Ausbaues der Fraunhofer-Gesellschaft, München 
1971 


I der Forschungskapazität in der anwendungsnahen 
Forschung gefordert. Im einzelnen wird ein Ausbau 
der vorhandenen Einrichtungen der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft, die Gründung neuer Institute auf bisher 
I vernachlässigten Gebieten und die Übernahme be- 
stehender bisher unzureichend finanzierter For- 
sdiungseinrichtungen empfohlen. 

Die Fraunhofer-Gesellschaft wird bis Mitte 1972 in 
Zusammenarbeit mit dem BMBW eine detaillierte 
mittelfristige Forschungs- und Ausbauplanung ent- 
wickeln. Nach den bisherigen Überlegungen zeich- 
nen sich Schwerpunkte, insbesonderr’ in der Verfah- 
renstechnik, der Systcmtechnik und der Informa- 
tionsverarbeitung sowie in angewandten chemisch- 
physikalischen Fragestellungen, u. a. der Grenz- 
flächen- und der Festkörperphysik, ab. 

Eine neue Satzung hat die innere Struktur der Ge- 
sellschaft an die neuen Aufgaben angepaßt. 

Einige Institute bearbeiten Aufgaben der Verteidi- 
gungsforschung. Dabei handelt es sich um Arbeits- 
gebiete — z. B. in der Brudimechanik oder der Tech- 
nologie der Treib- und Explosivstoffe — , die nicht 
allein für wehrtechnische Zwecke Bedeutung haben, 
sondern auch für die Anw^endung auf verschiedenen 
anderen Gebieten in Betracht kommen können. 

Forschungsaufträge des BMVg sollen in Zukunft 
grundsätzlich unter den gleichen Voraussetzungen 
wie die Aufträge anderer staatlicher Stellen oder 
der Wirtschaft bearbeitet werden; Forschungsauf- 
träge mit geheimzuhaltenden Ergebnissen werden 
ab 1972 ln den Einrichtungen der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft also nicht mehr durchgeführt. 

Die bisherigen Institute der Fraunhofer-Gesellschaft 
sind überwiegend auf Baden-Württemberg und 
Bayern konzentriert, da die Gesellschaft in der 
Vergangenheit besonders von diesen beiden Län- 
dern gefördert wurde. Beim Ausbau der Gesell- 
schaft wird für die Zukunft eine ausgewogenere 
regionale Verteilung angestrebt. 
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Praunbofer-Gesellschait zur Förderung der angewandten Forschung e* V. 


Der im Jahr 1949 gegründeten Fraunhofer-Gesell* 
sdiaft zur Förderung der angewandten For- 
schung gehören derzeit 1? ForsdiungsinsliluLe 
und 7 Arbeitsgruppen, die Patentsteile für die 
deutsche Forsdiung, die Dokumentaüonsstelle 
für Bautechni-k sowie die Dokumentationszentrale 
Wasser an. Das Institut für Sllicalforsdiung 
wurde 1971 von der Max-Planck-Gesellschaft m 
die Fraunhofer-Gesellschaifl übernommen; 1972 
sollen das Insütul für LebensinitteUechnologie 
und Verpackung sowie das Wilhelm Klaudilzdn- 
stitut für Hoizforschung angegliedert werden. 
Sitz der Zentralverwaltung ist München. 

Die Forschungsinstitute und die Arbeitsgruppen 
sind sämtlich Ln der anwendimgsnahen Forschung 
tätig; der größere Teil der Institute betreibt 
neben freien Forschungsvorhaben Vertragsfor- 
schung für die Industrie oder die öffentliche Hand. 
Z. Z. ei^halten 14 Einrichtungen der Gesellschaft 
und die Zent rai Verwaltung einen Grundzuschuß 
des Bimdesministers für Bildui^ und Wissen- 
sdiafl, der die Einnalimen der Einrichlungen aus 


der Vertragsforschung ergänzt und auch die Be- 
arbeitung von nicht auftragsgebundenen» an* 
wendungsorienlierlen Forschungsvorhaben er- 
möglidit. Bei 4 Instituten, die bisher aus Mitteln 
des Bundesministers der Verteidigung gefördert 
wurden, wird die Grundfiuanziening schrittweise 
auf das Bundesminislerium für Bildung und Wis- 
senschaft übergeleitet 

Eine neue Satzung, die die innere Struktur der 
Gesellsdiait an die neuen Aufgaben anpassett 
soll, ist im Juli 1971 veiabsdiiedet worden, im 
Senat» dem Vertreter der Wissenschaft» der Wirt- 
schaft» des öffentlichen Lebens und der staat- 
lichen Zuschußgeber angehören» werden die Ent- 
scheidungen von grundsätzlicher Bedeutung 
getroffen. Dem Wissen sch afti ich -Technischen Rat» 
der insbesondere über Angelegenheiten der For- 
schungs- und Personalplanung berät, gehören 
neben den Ensti hitslei tern gewählte Vertreter 
der wissenschaftlichen und technischen Mltarbei- 
ler an. Institutsleiter werden künftig nur noch 
auf Zell bestellt. 
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4. Forschungsförderung 
durch die Länder 

2Ö9, Die Länder fördern die Forschung vornehm- 
lich an den Hodisdmlen, denen sie überproportio- 
nal steigende Mittel zur Verfügung stellen. Von 
den laufenden Ausgaben für die HochsdiuLen, die 
im Jahr 1971 rd. 6,3 Milliarden DM ausmachten, 
entfällt ein erheblicher im einzelnen nicht exakt zu 
bestimmender Teil auf Aufgaben der Forsdiung. 
Die Forschung in den Hochschulen spielt für die Ge* 
samtent Wicklung der Forschung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine wichtige Rolle (im einzelnen 
siehe Tz. 243 ff, und den Bericht der LändeT, Band 2 
des Bundesberichts Forschung IV), 

Neben den laufenden Ausgaben für die Hochschulen 
tragen die Länder rund die Hälfte der Baukosten. 
Nach Beendigung des PTomotionssiipendienpro- 
gramms der Stiftung Volkswagenwerk haben die 
einzelnen Länder ein eigenes Förderungsprogrämm 
eingerichtet, das jetzt vom Graduierteniördenmgs- 
gesetz (Tz. 266) abgelöst wird; die Länder über- 
nehmen für die Zeit von 1971 bis 1974 ein Viertel 
der Kosten nach diesem Gesetz. 

Mit einem Drittel beteiligen sich die Länder an den 
Kosten des Programms der Sonderforschuiigsbe- 
reidie, die außerdem erhebliche Aufwendungen für 
die Grunde usslattung aus Landesmitteln bean- 
spruchen. Zu 30% tragen die Länder die Kosten 
für die Ausbildung von DV-Fachleuten im Informa* 
lik-Programm (Tz, 274), 

290. Außerhalb der Hochschulen tragen die Lan- 
der je zur Hälfte den staatlichen Zusdiuß für die 
Deutsdie Forschungsgemeinschafl und für die Max* 
Planck-Gesellschaft, Bei den meisten Großforschungs- 
zentren trägt das Silzland 10 “'o der Kosten. 

Die Länder haben auch in den letzten beiden Jah- 
ren die Förderung der Forsdiungsinstituie von 
überreg^ionaler Bedeutung nach den Grundsätzen 
des Könlgsteiner Slaatsabkommens weiter z. T. 
gemeinsam mit dem Bund verstärkt, fm Rahmen 
des Abkommens wurden 35 Institute, wissenschaft- 
liche Einrichtungen und Museen finanziert; 1971 
Wären hierfür 78 J Millionen DM vorgesehen. 
Außerhalb des Königsteiner Staatsabkommens 
fördern die Länder eine Reihe weiterer Einrichtun- 
gen allein, darunter das SchulbauinstituL der Länder 
in Berlin und das Pädagogische Zentrum in Berlin, 
oder gemeinsam mit dem Bund, wie z. ß. das Zen- 
tralarchiv für Hochschulbau in Stuttgart. 


Staatsabkommen der Länder über die Finanz ienimj 
wissenschafllidver Forsdiungseinriditungen vom 
30..'31. März 1949. Das zunächst auf fünf Jahre ge- 
schlossene Abkümmeu wurde dreimaJ, zuletzt bis 
1969 verlängert. Bis eine Neuregelung, über die ver- 
handelt wird, getroffen ist, wird weiter nach den 
Grundsätzen des Abkommens verfahren. 


Gemäß Artikel 91 b GG ist die gemeinsdiaflliche 
Förderung der wissenschaflllchen Forschung von 
überregionaler Bedeutung durch neue Vereinba- 
rungen zu regeln, Bis zum Abschlitß der entspre- 
chenden Vereinbarungen, über die zwischen dem 
Bund und den Ländern noch verhandelt wird, haben 
sich die Länder bereit erklärt, die Förderung nach 
den früheren Grurnfsätzen des Verwatlungsabkom- 
mens zwischen dem Bund und den Ländern und des 
Könlgsteiner Staalsabkommens fortzusetzen. 

291. Auch die einzelnen Länder unterhalten For- 
schungsinstitute außerhalb der Hochsdiuleo. Hierbei 
handelt es sich vor allem um naturwissenschaftliche, 
technische, medizinische, landwirtschaftliche und 
Wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Institute. 
Häufig steht der Aufgabenbereich dieser Institute in 
enger Beziehung zu der Wirtschaftsstruktur und 
den Aufgaben der einzelnen Länder: die Institute 
tragen mit ihrer Forschung zur Lösung von Pro- 
blemen der regionalen Wirtschafts- und Struktur- 
Politik bei. So stehen z, B. die .Aufgaben einiger 
Institute in Nordrhein-Westfalen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem Bergbau und der Eisen- 
industrie, m Baden-Württemberg mit der Feinwerk- 

I und Textilindustrie, ln fast allen Ländern bestehen 
geologische und land wirtsdiaftliche ForsdiungsLn- 
stilute. Darüber hinaus unterhalten die Läruler 
mehrere medizinische Institute mit spezifischer Auf- 
gabenstellung für die medizinischen Probleme der 
einzelnen Länder. In den letzten Jahren sind außer* 
dem Landesinstitute für Stadt- und Regionalplanung 
Im Hinblidc auf die wachsenden Aufgaben in die- 
sen Bereiclien hinzugekommen. 

292. Schließlich sind die Länder Träger der Aka- 
demien der Wissensdiaflen in Düsseldorf, Göttin- 
gen, Heidelberg. Mainz und München. Die Akade- 
mien fördern Forschungsvorhaben aut geisteswis- 
sensctiafllichen und naturwüssenschaftlidien Ge- 
bieten. Zum Teil unterhalten sie eigene Forschungs- 
Steilen. Neben der Pflege des wissenschaftlichen 
Austausches zwischen Forschern verschiedener 
Fachrichtungen haben sie besondere Bedeutung bei 
der Herausgabe großer Editionen und Wörterbücher. 


j 5. Forschung und Entwicklung 
in der Wirtschaft 

293. Die Wirtschaft hat in den Letzten Jahren ihre 
Aufwendungen für Forschung und Entwicklung in 
I etwa gleichem Verhältnis gesteigert wie die öffent- 
liche Hand"). Zur Zeit bringt die Wirtschaft rund 
die HäUte der FüE-Ausgaben in der Bundes- 


*) Materialien zum B-upfksbe rieht Fürsdiung IV Kapi- 
tel 4 
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republik Deutschland auf. Nach Angaben des Stif- 
terverbandes für die Deutsche Wissenschaft betru- 
gen 1969 die Forschungs- und Entwicklungsaufwen- 
dungen in der Wirtschaft insgesamt 7,4 Mrd. DM, 
von denen die Wirtschaft selbst 6,4 Mrd. DM finan- 
zierte (1967 waren es 4,8 Mrd. DM) *). 

Die Aufwendungen konzentrierten sich zunehmend 
auf drei besonders forschungsintensive Wirtschafls- 
bcreiche; die chemische Industrie und Mineralölver- 
arbeitung, den Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 
sowie die Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik. 
Auf diese Gruppen entfielen 1965 81 1967 bereits 

84 ^/o und 1969 sogar 86 ^/o der Gesamtaufwendun- 
gen. An den von der Wirtschaft selbst finanzierten 
Aufwendungen waren die chemische Industrie 1969 
mit 31,7 ®/o, die Elektrotechnik mit 26,5 ^/o und der 
Straßenfahrzeugbau mit 17,2 ®/o beteiligt. 

Die Aufwendungen für die Gemeinschaftsforschung 
sind, nicht zuletzt infolge verstärkter Förderung 
durch den Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen, auf über 300 Millionen DM angewachsen, ma- 
chen aber insgesamt nur 4,2 ^/o der Gesamtaufwen- 
dungen der Wirtschaft aus. Besonders stark ist die 
Gemeinschaftsforschung seit jeher im Bergbau aus- 
geprägt, der mit 51,2 seiner FuE- Aufwendun- 
gen für Gemeinschaftsforschung nach wie vor an 
erster Stelle steht. Mit relativ hohen Anteilen fol- 
gen das Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, das 
Leder- und Textilgewerbe, das Holz-, Papier- und 
Druckgewerbe und der Wirtschaftszweig Steine, 
Erden und Glas. Es sind also vor allem die weni- 
ger forschungsintensiven Wirtschaftsgruppen und 
die Mittelbetriebe, die sich zunehmend der Gemein- 
schaftsforschung zuwenden. Forschung und Entwidc- 
lung in der Wirtschaft sind nach wie vor weitge- 
hend Domänen der forschungsintensiven Groß- 
industrie. 


Daneben verstärkt sich, wie eine Umfrage des Bun- 
desverbandes der Deutschen Industrie (BDI) ergab, 
die Tendenz zur Forschungskooperation zwischen 
selbständigen, auch miteinander im Wettbewerb 
stehenden Unternehmen, besonders im Bereich des 
Maschinenbaus und der Luft- und Raumfahrtindu- 
strie. Die Unternehmen schließen Verträge zur ge- 
meinsamen Lösung ihrer Forschungs- und Entwick- 
lungsprobleme an einer Forschungsstätte, die einem 
der Vertragspartner gehört. 

294. Die Neuorientierung der Forschungspolitik 
mit ihrer stärkeren Berücksichtigung öffentlicher 
Aufgaben wird auf die Forschung und Entwicklung 
in der Wirtschaft einen spürbaren Einfluß haben, sei 
es durch die Verlagerung von Schwerpunkten bei 
der Vergabe staatlicher FuE-Aufträge, sei es durch 
die Schaffung neuer Märkte. Im Bildungsbereich 
zum Beispiel besitzt die Industrie zweifellos die 
Kapazität, moderne Technologien zur Entwicklung 
von Unterrichtsmedien mit größerem Wirkungs- 
kreis als bisher einzusetzen, auch wenn sich die 
Aktivitäten der elektronischen Industrie bislang 
im wesentlichen darauf beschränkt haben, Technolo- 
gien. die für andere Zwecke entwickelt wurden, in 
nur leicht modifizierter Form für Anwendungen im 
Unterricht anzubieten. Im Bereich des Umweltschut- 
zes wird die Entwicklung „umweltfreundlicher Tech- 
nologien* erhebliche Forschungsanstrengungen not- 
wendig machen. Schwerpunkte von ähnlicher Bedeu- 
tung werden die Entwicklung neuer Verkehrs- 
systeme und Transportmittel und die Einführung 
der elektronisdien Datenverarbeitung im öffent- 
lichen Bereich bilden. 

') vgl. Veröffenllidiungen von H. Echterhoff-SeveriU: 
Wissenschaflsaufwendungen in der Bundesrepublik 
Deulschlcind, in „Wirtschaft und Wissenschaft**, Hefte 
2 und 3/1971 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnicksadie VI/3251 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Wissenschaftsausgaben und Gesamtbudget Forschung 


I. Gesamtausgaben für Wissenschaft und 

295. Die Gesamtausgaben zur Förderung der Wis- 
senschaft haben in der Bundesrepublik Deutschland 
in den letzten Jahren weiter stark zugenommen. 
Nach Erhebungen über die Ausgaben der öffent- 
lichen Verwaltung und unter Zugrundelegung einer 
Schätzung für die entsprechenden Aufwendungen 
der Wirtschaft sind sie von 1967 *) bis 1971 um rd. 
70 auf 21,4 Mrd. DM angestiegen (vgl. Ta- 
belle 2.5) *). Da das Bruttosozialprodukt zu Markt- 
preisen (BSP) im gleichen Zeitraum nur um rd. 52 ^/o 
gestiegen ist, hat sich der Anteil der Wissenschafts- 
ausgaben hieran weiter erhöht (2,85 gegenüber 
2,6 0/0 im Jahr 1967). 

Von der Währungsreform bis Ende 1971 hat die ge- 
samte Volkswirtschaft einschließlich einiger klei- 
nerer Positionen, wie z. B. die entsprechenden Aus- 


*) Bdsisjahr im Anschluß an den Bundesbericht For- 
schung III, bei dessen Ersdieinen (1969) die Angaben 
für 1967 noch nicht vollständig Vorlagen. 

*) Tabellen siehe Matenalicn zum Bundesbericht For- 
schung IV — Statistik 


Übersicht 9 

Ajiteile der Wissenschaftsausgaben und der 
Forschungs- und Entwicklungs-Ausgaben 
am Bruttosozialprodukt 

in ^/o 


Forschung innerhalb der Volkswirtschaft 

gaben der Kirchen und der Gewerkschaften, die sta- 
tistisch nicht erfaßt sind, der Wissenschaft und For- 
schung rd. 150 Mrd. DM zur Verfügung gestellt. 
Etwa 35®/o dieser Ausgaben entfielen auf die Hoch- 
schulen, ihre Institute und Kliniken. 


296. Die Ausgaben für Forschung uikI Entwicklung 
(FuE-Ausgaben), die zum Teil nur auf Grund von 
Schätzungen aus den Wissenschaftsausgaben ermit- 
telt werden können, sind von 1967 bis 1971 von 
9,6 auf ca. 15,7 Mrd. DM angestiegen (vgl. Tabelle 
25). Ihre Zuwachsrate von über 60 Vo ist zwar gerin- 
ger als die der Wissenschaflsausgaben, liegt aber 
ebenfalls über der des BSP, so daß auch auf sie ein 
steigender Anteil am BSP entfällt. 

297. Die Durchführung der FuE-Arbeiten erfolgt 
überwiegend in Wirtschaftsunternehmen und -ver- 
bänden. 1969 wurden in unlernehmenseigenen und 
verbandsgemeinschafUichen Einrichtungen der Wirt- 
schaft 7,2 Mrd. DM, das sind 59,5 ^/o der gesamten 
FuE-Mittel, verausgabt, von denen rd. l Mrd. DM 
durch die öffentlichen Haushalte finanziert wurde 
(vgl. Tabelle 26). Rd. 2 Mrd. DM wurden von den 
Hochschulen und ihren Instituten für Forschung und 
Entwicklung ausgegeben und ein fast ebenso großer 
Betrag von sonstigen Institutionen ohne Erwerbs- 
charakter einschl. der bundes- und landescigenen 
Einrichtungen. Die übrigen Mittel wurden im Aus- 
land au.sgegeben (vgl. Schaubild 10). 

298. Die Wissenschaftsausgaben w'erden zu etwa 
60®/o aus den Haushalten der öffentlichen Verwal- 
tung, also unmittelbar aus Steuermitteln bestritten. 
An der Finanzierung der FuE-Ausgaben dagegen 
hatte in der zurückliegenden Zeit die Wirtschaft 
einen stärkeren Anteil (vgl. Tabelle 25). Im Hin- 
blick auf die stärkere Förderung von Forschung 
und Entwicklung durch den Staat werden hier ver- 
mutlich zukünftig Veränderungen elntreten. 

299. Für die nächsten fünf Jahre zeichnet sidi eine 
weitere Erhöhung der Ausgaben zur Förderung von 


Kalenderjahr 

Wissenschaf is- 
ausgahen 

darunter: 

, FuE-Ausgaben 

1967 

2.6 

1.9 

1968 

2,5 

1,9 

1969 

2,6 

2,0 

1970 

2,7 

2,0 

1971 

2,85 

2,1 
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Schaubild 9 


Ausgaben für Wissenschaft in cJer Bundesrepublik Deutschland 


- 15000 
Mili. DM 



Bund und ERP Sondervermögen 
Länder und Gemeinden 
Gewerbliche Wirtschaft 
Stiftungen und Spenden 


- 10000 



1967 

Gesamtausgaben 
in Millionen DM 12 628 





1969 

15 955 




rd. 18 000 rd.21400 


Wissenschaft und Forschung ab. In der mehrjährigen 
Finanzplanung von Bund und Ländern sind für die 
Weilerführung der begonnenen Projekte und für 
die notwendigen Anschlußprojekle sowie für neue 
Aufgaben, die sich schon heute absehen lassen, er- 
höhte Mittel vorgesehen. Unterstellt man, daß auch 


die Wirtsdiafl ihre Aufwendungen für Wissenschaft 
und Forschung weiter erhöht, um so die Wettbe- 
werbsfähigkeit auf dem Weltmarkt zu halten und 
zu verstärken, werden die Gesamlaufwendungen 
für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung über- 
proportional steigen. 
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Schaubild 10 


Ausgaben für Forschung und Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland 1969 

Millionen DM 


Sektor DurcJiführung Finanzierung 



Private wissenschaftliche 1 3337 

Inslitutlonen 

ohne 

Erwerbscharakter 



1 1 255,2 

45,2 

22,3 


Staat 


WirtschaftsseMor 



659,9 



628.9 

5.0 

26.0 


31J 

23,0 

1 030.9 

6 222,0 



Staat 



Hochschulen 


Wirtschah 


1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 wissenschaftliche 
Institutionen 

(|||||^ Ausland 


Gesamt 


12109.6 


12189,6 


1. öffentliche Verwaltung 

300. Die WisseDsdiaftsaasgaben der öffenllidien 
Verwaltung (Bund, Länder und Gemeinden) sind 
von 1967 bis 1971 um 70,2 Vo auf 13,5 Mrd. DM an- 
gestiegen, der öFfenllidie Gesamthaushall hat im 
gleichen Zeitraum euj um 42,5 Vo zugenommen.. Die 
von der Bundesregierung und auch den Landesregie- 
rungen verfolgte Politik, Wissenschaft und For- 
schung Priorität einzurämen, ist also w-irksam ge- 
worden. 


n Abgrenzung vyL Synopse in Tz 302 


301, Der Anteil der Wissenschaftsausgaben am 
Öffentlichen Gesamthaushalt hat sich von 4,9 im 
Jahr 196? auf 6,2 ^/ü im Jahre 1971 erhöht (vgl. 
Tabelle 25), Rechnet man alle Ausgaben für das 
Bildungswesen emschließJith der Erwachsenenbil- 
dung hinzu, so ergibt sich für 1971 ein Anteil von 
15,4 ®/ci gegenüber 12,9 *^/ö im Jahre 196? (vgL Ta- 
belle 15), 

302. Einen öberbllck über die Abgrenzung der hier 
verwendeten Begriffe: Ausgaben für Bildung und 
WissenschafL WissenscJiaftsausgahen, FuE*Ausgaben 
soll die nachfolgende Synopse vermiUcln: 
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Ausgaben für Bildung 
und WissensdittfL 


Schulen (Unterricht) 

Ausbildungsfördenmg außerhalb 
der Hodischulen 

Weiterbildung und sonstiges 
Bildungswesen 

Hodisdiulen (einsdiließlidi 
Hochsdiulkliniken) mit 

a) Lehre 

b) Forschung 

c) Sonstiges z, B- Routine- 
heilbehandlung 

Ausbildungsförderung für 
Studierende an Hochschulen 

Giaduieiienförderung 

j Förderung von Wissensdiaft, 

FuE außerhalb der Hochsdiulen 


Wissenschaflsausgaben 


Hodischulen (einschließlich 
Hochsdaulklmikenl mit 

a) Lehre 

b) Forschung 

c) Sonstiges 2 . B. Routine- 
heilbehandlung 

Ausbildungsförderung für 
Studierende an Hodisdiulen 

Graduiertenförderung 

Fördening von WissensdiafL 
FuE außerhalb der Hochschulen 


FuE-Aiisgaben 


Hochschulen (einsdiließlidi 
Hochschulkliniken) mit 

a) — 

b) Forschung 

c) — 


Förderung von FuE außerhalb 
der Hochschulen 


303 . Schwerpunkte der Wissenschaftsausgaben der 
öffentlidien Verwaltung bilden (vgL Tabelle 16) 

— die überwiegend von den Ländern getragenen 
Ausgaben für Hochschulen und Hodisdiulküni- 
ken einschUeßlich der Auöbildungsförderung für 
Studierende sowie Promotions* und Graduier- 
tenförderung, auf die 1970 id. 57 entfallen 

— die Ausgaben für die Förderungsprog ramme in 
Fachbereichen, die überwiegend vom Bund finan- 
ziert werden [1970 — rd. 16 ^/o) 

— die aussdiliefllich vom Bund finanzierten FüE- 
Ausgaben für Zwecke der Verteidigung (1970 = 
rd. 1 1 ^lü) 

— die Finanzierung der von Bund und Ländern ge- 
memsam getragenen großen Forsdiungsförde- 
rungsorgonisaUonen (DFG, MPG, FhG), für die 
1970 rd. 5 ausgegeben wurden. 

304 . Zu der Finanzierung der Wissenschaflsausga- 
ben trägt der Bund ziemlich konstant 45 bei. Die 
Ausgaben für den verstärkten Ausbau der Hoch* 
schulen werden von Bund und Ländern je zur Hälfte 
getragen. Die Zunahme der laufenden Plochsdiul- 
ausgaben gehl zu Lasten der Länder? beim Bund 
steht dem die Erhöhung der FuE-Ausgabenr insbe- 
sondere für Fachprogramme, gegenüber. 


Bund 

305. Dia Wissenschaftsausgaben des Bundes sind 
von 3,4 Mrd. DM im Jahr 1967 auf 6,3 Mrd, DM im 


Jahr 1971 um rd. 85 angestiegen. Für 1972 ergibt 
sich nadi vorläufigen Ergebnissen eine weitere Zu- 
nahme um rd. 12 auf 7,4 Mrd. DM (vgl Tabelle l). 
Die Bundesausgaben insgesamt dagegen habet] nur 
um 8,4 zugenommen. Rechnet man die Ausgaben 
des Bundes für das Bildungswesen hinzu, so wird der 
Bund 1972 über 8,7 Mrd. DM = rd. 8 V» des Bun- 
deshaus^halts für Bildung und Wissenschaft bereit- 
steilen (gegenüber 4,7 ®/o im Jahr 1967). 

Die Wissenschaftsausgaben des Bundes setzen sidi 
aus zahlreichen Einzeltiteln aller Ressorts zusam- 
men, jedoch ist eine deutliche Konzentration der 
Mittel zu erkennen. 197t wurden allein vom BMBW 
63 der Mittel verausgabt (gegenüber knapp 50 ^/n 
1967). Aus dem Verteidigungsetat wurden weitere 
19 “/u finanziert. Damit werden 82 der Wissen- 
schaftsausgaben des Bundes von nur zwei Ressorts 
aufgebracht (vgl. Tabene 1), 

306 . Aufsdilußreidier als die Gliederung nach Res- 
sorts ist die funktional ausgerichlete Einteilung, 
die drei Hauptgruppen unterscheidet (allgemeine 
Wissenschaftsförderung, Förderungsprograuune in 
Fachbereichen und ressortbezogene Forschung), 
deren Jeweilige Entwicklung unterschiedlich ver- 
läuft (vgl. Tabelle l). 

Die Ausgaben für die allgemeine Wissenschafts- 
förderung, für deren Entwicklung die Ausgaben für 
den Ausbau des Hodisdiulwesens ausschlaggebend 
sind, und die Mittel für die Förderungsprogr^mme 
in Fachbeieidien, deren Schwerpunkt nach wie vor 
bei den Ausgaben für die Kernforschung und kern- 
technische Entwiddung liegt, sind von 1967 auf 
1970 gleich stark gewachsen (Allgemeine Wis- 
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Wissenschaftsausgaben des Bundes nach Empfängergruppen 


Millionen OM 


Übrige EmplÄngor 


Ausbiidiings- 
förderuftg für 
Studiorende an 
Hoctiscbuien 


Au&land 


Gcaellscftafton und 
Unternehmen der 
Wirtschaft 


Wissenschaftliche 
Institutionen ohne 
Erwerbscharakter 


Idndar und 
Gemeinden 


Sonstige 
Einrichtungen der 
Bundesvof Wallung 


Bundeseigerte 

Forschungs- 

einrlchtungan 


sensdiaftsförderung: -1-61,4 ®/o. Fadiprograinme: 

-h61.8®/o). Die ressortbezogene Forschung, die auch 
die Forschung und Entwicklung für Zwecke der Ver- 
teidigung uinfaßl, hat dagegen nur um 24,9 ^/o zu- 
genominen. Der Anteil der ressortbezogenen For- 
schung an den Wissenschaftsausgaben des Bundes 
wird auch in Zukunft weiter sinken, da einmal die 
Forschung und Entwicklung für Zwecke der Vertei- 
digung nahezu stagniert (vgl. Tz. 156 ff.) und zum 
anderen die Forschung in verstärktem Maße durch 


ressorlübergreifende Fachprogramme gefördert wird, 
um so eine größere Effizienz des Milleleinsalzes zu 
erreichen. 


Bereits für 1971 ergibt sich für diese Gruppe nur 
noch eine Zunahme gegenüber 1970 um 11 wäh- 
rend die Ausgaben für die allgemeine Wissensdiafts- 
förderung um rd. 30 Vo und die für Förderungspro- 
gramme in Fachbereichen um 36 zugenommen 
haben. 
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Übersicht 10 


FlaaozpLanung des Bundes t971 bis 197^ für Forsdiung und Entwicklung 
nach Förderung sbereldien 

— Millionen DM — 


Förderungshereidi 

Sol! 1 

Entwurf 

Schätzung 


1971 

1972 1 

1973 1 

1974 1 

1975 

Kernforschung und -technik - 

1 240 

1 

i 310 

1 385 

1460 ' 

1 600 

Weltraum- und Luftfahrtforschung . . , * 

505 

665 

690 

780 

880 

Datenverarbeitung 

315 

3?0 

490 

650 

1 900 

Meeresforsdiung 

65 

90 

110 

115 

145 

Tedinologisdie FuE 

190 

285 

450 

630 

860 

übrige FuE im Bereich Wirtschaft .... 

150 

165 

170 

175 

180 

FuE für Zwecke der Verteidigung 

a) Forschung 

180 

167 

176 

178 

180 

b) Entw icklunq 

990 

\ 19? 

1 272 

1 282 

1 192 

FuE im Bereich Verkehr 

210 

235 

255 

255 

280 

FuE ira Bereich Ernährung und Landwirtschaft 

115 

130 

135 

145 

145 

FuE im Bereich Soziales und Gesundheit 

70 

105 

n5 

150 

lao 

Bildungs- und Berufsbildungsforsdiung ................... 

40 

70 

115 

150 

190 

übrige bereichsgebundenc FuE 

105 

145 

185 

IBO 

200 

Sonderforsdiungsbe reiche ^ 

ÖO 

115 

165 

200 

240 

Forschungsförderungsorganisalionen 

340 

410 

480 

380 

690 

Wissenschaftliche Bibliotheken, Archive, Museen. 
Dokumentation usw • . — 

100 

105 

Uü 

135 

190 

insgesamt i . . 

4 675 

5 564 

6 303 

7 065 

8 052 

nachriditlidi: 






Hochschulen (ohne Sonderforsdiungsbereiche) 

1 030 

1 625 

l 835 

2 050 

2 060 

Bildungswesen (ohne Büdungsforsdiung] ....... 

90 

140 

210 

28(1 

385 

Promotions-+ Graduierten- und Ausbildungsförderung . . , . , 

?00 

870 

1 060 

1 180 

1 300 

Politische Bildung usw 

35 

35 

1 

35 

35 

1 35 

Bildung und Wissenschaft zusammen , , , 

1 6 530 

8 234 

9 443 

1 10 610 

1 ! 832 
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307, Die Aufgliedemng der Wissenschaftsausgaben 
des Bundes nadi Empfängergruppen (vgl. Tabelle 2) 
gibt Aufschluß darüber, wo die Forschung^ Vorhaben 
durchgeführt werden. 1970 erhielten die Gesell- 
schaften und Unternehmen der Wirtschaft 1*5 Mrd. 
DM und die privaten wissenschaftlichen] ns titntlonen 
ohne Erwerbscharakter, in denen sowohl die glo- 
balen Zuschüsse an die Porsdiungsforderungaorga- 
nisationen (DFG, MPG, PhG) als auch die Zuschüsse 
an die Gioßforschungseinrichtungen enthalten sind, 
1.2 Mrd. DM. Allein diese beiden Empfängergruppen 
erhielten soniif 53 "^/a der gesamten Wissenschdfts- 
ausgaben des Bundes. 

Dem Hodisdiulbe reich flössen unter Embexiehung 
der AusbiMungsforderung für Studierende an Hoch- 
schulen ebenfalls 1,3 Mrd, DM zu, die jedoch nur 
zum Teil der Forschung dienen. 

Für die Beteiligung an internationalen Forsdiungs- 
und Entwicklungsvoihabeii, die entweder über 
Beiträge an internationale wissen schüflU che Orga- 
nisationen oder durch Mitfinanzierung bi- oder 
multi lateraler Projekte erfolgt, wurden 1970 über 
600 Millionen DM ausgegeben. Die in bundes- und 
landeselgenen wissenschaftlichen Instituten durch- 
geführten Projekte beansprudilen w^eniger als 10 
der Wissenschaftsausgaben. 

300, Im Rahmen der mehrjährigen Finanzplanung 
des Bundes sind für die Förderung von Forschung 
und Entwicklung erheblirhe Ausgabesteigemngen 
vorgesehen. Mit Ausnahme der Ausgaben für 
Forschung und Entw-icklung für Zwecke der Vertei- 
digung ergeben sich für die einzelnen Förderungs- 
bereidie erhebliche Zuwachsraten, wie aus Über- 
sicht 10 her vorgeht. 

Insbesondere kommt die MJttelverstärkung den 
neuen Förde rungsberetclien zugute, wie z. B. der 
Förderung -der Datenverarbeitung, der technolo- 
gischen Forschung und Entwicklung einschließlich 
der Meerwasserentsalzung* der Meeresforschung 
und den verschiedenen Dereidten der Ressortfor- 
schung. 

309. Die durdiscbnitllidie Wachstumsrate 1971 bis 
1975 beträgt für die Förderung von Forsdiung und 
Entwicklung ohne die Mittel für Zwedce der Ver- 
teidigung + 17,9^/o, für die Bundesausgaben insge- 


saml nur +7*5 Die gesamten Ausgaben des 
Bundes für Bildung, Wissenschaft und Forschung 
werden 1975 knapp 12 Mrd. DM erreichen, was 
dann einem Anteil von rd. an den Ausgaben 
des Bundes insgesamt entsprechen würde. 

Länder 

3t0, Die Wissensdiaflsausgaben der Länder sind 
ebenso wie die des Bundes stetig gestiegen. Von 
1967 bis 1971 haben sie um rd. 77^h von 4.1 Mrd. 
DM auf rd, 7,2 Mrd. DM zugenommen (vgl. Ta- 
belle 17). Ihr Sdiwerpunkl liegt bei der Finanzie- 
rung der Hochschulen und Hochschulkliniken ein- 
sthiießJidi Studienforderung, auf die 1971 rd. 88®/u 
entfielen. Ausgaben für die Ingenieur- und sonstigen 
Fachschülen, die künftig als Fachihodisdiulen in das 
Hochschul System eingegliedert werden, sind hier- 
bei nicht berücksichtigt (vgl. Tabelle !6). 

311. Die Höhe der Gesamtausgaben für Hochschu- 
len und Hochschulkliniken ist weitgehend durch die 
Personalausgaben bestimm^ die bis 1969 auf 2.3 
Mrd. DM angeslicgen sind (ohne Versorgung). Ihr 
Anteil an den Ausgaben im Hochschulbereich er- 
reidile damit 43 Die ßauausgaben, die von Jahr 
zu Jalir steigen und 1969 rd. 1,0 Mrd. DM betrugen, 
nahmen 19^/o der Hochschulausgaben in Anspruch. 
Zur Finanzierung der Gesamtausgaben im Hoch- 
sdiulbereich trägt der Bund in steigendem Maße 
bei. Auch der Anteil der Gemeinden ist weiter ge- 
stiegen (vgL Tabelle 18). 

312. Die Länderausgaben für Kernforschung und 
kern technische Entwdddung (soweit nidil in den 
Hochschulen und ihren Instituten durdhge fuhrt) 
enthalten insbesondere die Zuschüsse zu den Kem- 
forschungseinrichlungen, die gemeinsam mit dem 
Bund finanziert werden. Die Ausgaben für sonstige 
wjssenschaftUebe Institute und die allgemeine Wis- 
senschaftsförderung umfassen die Zuweisungen der 
Länder an die DFG und MPG sowie die Zuschüsse 
an private wissenschaftlidie Institutionen ohne Er- 
werbscharaktefp deren Finanzierung zum Teil durch 
die Gemeinschaft der Länder gemäß dem König- 
steiner StaatsabkommCTi erfolgt (ansführliche Dar- 
stellung vgl. Band 2 des Bundesberidits For- 
schung IV). 
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Schaubild 12 

Ausgaben der Länder für Wissenschaft 


15^00 

Mlll. DM 


1971 


-1DOC 

1969 


1967 



Bayern BefUn Breinen 

Würlt, (WastJ 



NRW 



PiA\i land 



Sctil&aw.- 

HolBteSn 
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2. Wirtschaft 

313 . Von den gesamten Wissensdiaflsausgaben in 
der Bundesrepublik Deutschland werden rd. 40 
von der gewerblichen Wirtsdiaft aufgebracht, die 
durch Stiftungen und Spenden ergänzt werden. Der 
Stiflerverband für die Deutsche Wissenschaft, der 
seil über 20 Jahren dieses Zahlenmaterial durch 
regelmäßige Umfragen bei den Unternehmen und 
Verbänden ermittelt und analysiert, unterscheidet, 
ebenso wie die öffentlichen Haushalte, zwischen 
.A.ufwendungen für Wissenschaft und den darin ent- 
haltenen Aufwendungen für Forschung und Ent- 
wicklung. 

Die letzte veröffentlichte Erhebung des Stifterver- 
bandes bezieht sich auf das Jahr 1969. Hiernach be- 
trugen die eigenfinanzierten Wissenschaftsaufwen- 
dungen des Wirtschaftssektors einschließlich Stif- 
tungen und Spenden 6,6 Mrd. DM (vgl. Tabelle 25). 
Gegenüber 1967, einem Jahr, in dem die Aufwen- 
dungen der Wirtschaft nach den Angaben des Stif- 
terverbandes ausnehmend niedrig waren, bedeutet 
dies eine Zunahme um 31 ^/o. 

314 . Die von der Wirtschaft 1969 finanzierten Auf- 
wendungen für Forschung und Entwicklung sind mit 
6,4 Mrd. DM um 33 ^/o höher als 1967. Sie wurden 
durch Zuschüsse von Bund und Ländern, von priva- 
ten Organisationen ohne Erwerbscharakter sowie 
vom Ausland um rd. 1 Mrd. DM ergänzt, so daß die 
Gesamtausgaben der Wirtschaft für Forschung und 
Entwicklung 7,4 Mrd. DM ausmachten (vgl. Tabelle 
20). Zu den Aufwendungen der unternehmenseige- 
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Forschungs- und Entwicklungs-Aufwendungen 
der Wirtschaft und ihre Finanzierung 1969 

— Millionen DM — 


Finanzierungsquelle 


davon 

ins- — 

gesamt Unter- Ver- 
nehmen bände 


eigene Unternehmen 
andere Unternehmen 


6 398,9 


6 224,7 1 
59,41 


114,8 


nen Forschung und Entwicklung trugen Staat und 
sonstige Geldgeber ca. 12®/o bei, während sie die 
Gemeinschaftsforschung und -entwicklung, auf die 
nur 4,2 ®/o der gesamten FuE- Auf Wendung der Wirt- 
scJiaft entfällt, zu über 60®/o finanzierten. 

315 . Die Aufwendungen der Wirtschaft für For- 
schung und Entwicklung sind steuerlich begünstigt 
(vgl. Tz. 50). Der Staat trägt also über die direkten 
Zuschüsse an die Wirtschaft hinaus auch noch mit- 
telbar durch zeitweiligen oder endgültigen Steuer- 
verzicht zu den Aufwendungen der Wirtschaft für 
Forschung und Entwicklung bei. Die Steuenninder- 
einnahmen nach § 82 d EStDV und nach § 2 des 
Investitionszulagengesetzes beliefen sich 1971 auf 
ca. 240 Millionen DM. 

316 . Die eigenfinanzierten FuE-Aufw^ndungen der 
Unternehmen konzentrieren sich nach wie vor auf 
wenige forschungsintensive Wirtschaftszweige. 
Rund 87 ®/o der Aufwendungen, also 5,5 Mrd. DM. 
entfielen auf nur fünf Wirtschaftszweige (chemische 
Industrie = 32,3 ^/a. elektrotechnische Industrie = 
27,0®'», Straßenfahrzeugbau = 17,5^'o, Maschinen- 
bau = 6,9 ^/o, Eisen- und Stahlerzeugung = 3,6 ®/d). 

317 . Der Schwerpunkt der eigenfinanzierten Aus- 
gaben für die Gememschaftsforschung und -enl- 
wicklung liegt mit rd. 29 ®/o beim Bergbau. Uber 
SO^'o der gesamten FuE- Aufwendungen des Berg- 
baus entfallen auf Gemeinschaftsforschung. Die ein- 
zelnen Bergbauzweige verfügen über eigene Ge- 
meinsdiaflsorganisalionen, in denen Ihre For- 
sdiungs- und Entwicklungsvorhaben durchgeführl 
werden. Im übrigen bcKÜenen sich insbesondere die- 
jenigen Wirtschaftszweige der Gemeinschaflsfor- 
schung, deren Betriebsgrößenklassen überwiegend 
bei Mittel- und Kleinbetrieben liegen und für die 
eigene Forschungslabors die Finanzkraft überfor- 
dern würden. 

318 . Ein Teil der von der Wirlsdiafl verausgabten 
Mittel (1969 = rd. 280 Millicjnen DM) fließt im 
Wege der Auftragsvergabe (Externe Ausgaben) an 
Hochschulinstilute (70 Millionen DM), Forschungs- 
einrichtungen ohne Erwerbscharakter außerhalb der 
Hochschulen (50 Millionen DM), ans Ausland (60 Mil- 
lionen DM) oder auch an andere Unternehmen 
(100 Millionen DM). 


Staat 


939,0 


770,2 168.8 


private Organisa- 
tionen ohne 
Erwerbscharakter . 

Ausland 


55,5 



26,4 


FuE-Aufwendungen 
insgesamt * 


. I 7 393,3 


7 083,4 


309,9 


319. Aus Spenden und Stiftungen der Wirtschaft 
flössen der Wissenschaft 1969 nach Ermittlungen 
des Slifterverbandes für die Deutsche Wissensdiaft 
rd. 210 Millionen DM zu (vgl. Tabelle 23). Gegen- 
über 1967 bedeutet dies einen Rückgang um rd. 30 
Mill. DM. 

Am Spendenaufkommen sind besonders die for- 
schungsintensiven Wirtschaftszweige beteiligt. Die 
Wirtschaftszweige, die nur in geringem Ausmaß 
für eigene Zwecke Forschung betreiben, wie Han- 
del, Kreditinstitute, Versicheningsuntemehmen, das 
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Dieostleistungsgewerbe und die freien Berufe, 
trugen mit 14,0 Millionen DM zum Spendenauf- 
kommen bei. 


Die Stiftung Volkswagenwerk und die Fritz-Thys- 
sen-Stiftung haben für Wissenschaft und Forschung 
1969 rd. 105 Millionen DM zur Verfügung gestellt. 


Schaubild 13 

Eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft für Forschung 
und Entwicklung 1969 

Mrd. DM 
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II. Gesamtbudget Forsdiung im internationalen Vergleich 


320 . Ein internationaler Vergleich läßt erkennen, 
daß sidi in anderen Staaten ähnlidie Entwicklungen 
wie in der Bundesrepublik Deutschland vollziehen. 
Die Aufwendungen für FuE sind in den Staaten 
Westeuropas und auch in Japan üherproportional 
gestiegen und nehmen demzuftflge auch einen wach- 
senden Anteil des jeweiligen Sozialprodukts in 
Anspruch, In den USA dagegen haben sich die 
Jährlichen Zuwachsraten vermindert, Der Anteil am 
Bruttosozialprodukt, der auf über 3^/o angewadhsen 
war, geht zurück. 

321 . Nach den Veröffentlichungen der OECD über i 
die FuE’ Ausgaben ihrer Mitgliedstaaten für 1967 1 


vorläufigen Ergebnissen der Erhebung mit dem 
Basisjahr 1969 sind die FuE- Ausgaben weiter ge- 
stiegen (vgl. Tabellen 2? und 2Ö). Von 1963 bis 1969 
hat Japan seine Ausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung verdreifadil, die Frankreichs und Italiens 
haben sich mehr als verdoppelt und 

+ i39®/fl), während die Belgiens und der Bundesre- 
publik Deutschland um 91 bzw. 82 ®/ü zugenom- 
men haben. 

Die entsprechenden Ausgaben der USA dagegeu 
haben von 1963 bis 1969 nur um 26,4 zugenom- 
men und blieben damit unter der Zuwachsrate des 
amerikanisdien Sozialprodukts, 
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Ausgaben für Forschung und Fnlwlddung In Westeuropa und den USA 

Millionen S 


Land 

1963 bzw. 1 
1964 1 

1967 

1%9*) 

. Bundesrepublik Deutschland 

1 436 

2 084 

2 652 

Belgien 

128 

225 

261 

Frankreich 

1 299 

2 507 

2 678 

Italien 

291 

44? 

694 

Niederlande 

330 

514 

586 

Großbritannien 

2 160 

2 480 

2 440^) 

Westeuropa 

5 652 

B208 

93U 

USA 

21 Q35 

1 :3,7 

22 453 >) 

26 595 ' 

Verhältnis Westeuropa ; USA . 

l :2,7 

1 : 2,9 j 

9 Umrechnung nach dem amtlicheti Wechselkurs 
vorläufiges Ergebnis 

9 Angabe für 1966 
') Angabe für 1968 

Quelle! 

Veröffentlidiurigi 

en der OECD 


hat sich gegenüber der ersten Veröffentlichung 
dieser Art mit dem Basisjahr 1963 bzw. 1964 eine 
erhebJiciie Zunahme der FuE-Ausgaben Ln der Ab- 
grenzung des Frascati-Handbudies ergeben Nach 

9 die Angaben schließen die enlspredbeEiden Ausgaben 
für die Geistes- und Sozialwissenschaflen aus und 
umfassen nur die im jewelHgen Inland duichgefuhf’ 
ten Maßnahmen 


322. Der Abstand Westeuropas — hier reprasen- 
üert durch die Länder der EuropäischenGemeinschaft 
und Großbritannien — hat sich gegenüber den USA 
durdi diese unterschiedliche Entwicklung insgesamt 
vermindert (vgl. Übersicht 12). 

Wenn statt des amtlichen Wechselkurses ein spe- 
zieller Wechselkurs für Forschung und E^twickhmg^. 
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der die tatsächlichen Kosten für diesen Bereich be- 
rücksichtigt, bei der Umrechnung angewendel wird, 
wird hinsichtlich des Forschungsaufwandes der Ab- 
stand zwischen den USA und Westeuropa noch ge- 
ringer 'j. 

323. Da das Ausmaß der Verteidigungsforschung 
in den einzelnen Staaten sehr unlersdiiedlich ist, 
ergibt sicii ein ausgewogeneres Bild nur, wenn allein 
der zivile Bereich verglichen wird 


erstmals einen Vergleich nach der Zielsetzung der 
FuE-Ausgaben. Die Nomenklatur stellt eine spe- 
zifische Anwendung des OECD-Systems (Frascati- 
Handbuch) auf die voraussichtlichen Ausgaben der 
Länder innerhalb der Sechsergemeinschaft dar. Sie 
stützt sich auf die Begriffe, Definitionen und Grund- 
klassifikationen dieses Systems. 

Die Nomenklatur ist in 12 Kapitel eingeteill, deren 
erste 10 Kapitel sich auf die FuE-Ausgaben mit spe- 
zieller Zielsetzung beziehen. In Kapitel 11 und 12 


Übersicht 13 


Ausgaben für Forschung und Entwicklung 1967 
in ausgewählien Ländern 

(Umrechnung nach dem amtlichen Wechselkurs) 



Ausgaben insgesamt 

darunter ziviler Bereich | 

Land 

in Millio- 

1 je Einwoh- 

in Millio- 

je Einwoh- 


nen $ 

ner in $ 

nen % 

ner in 3 1 

Bundesrepublik Deutschland 

2 084 

34.81 

l 867 

31,18 

Belgien 

176 

18,37 

174 

18,16 

Frankreich 

2 507 

50.27 

2 156 

43,24 

Italien 

447 

8,54 

430 

8,22 

Niederlande 

514 

40,80 

504 

40,01 

j Großbritannien 

2 480 

45,04 

1 916 

34,79 

Westeuropa zusammen , . . 

8 208 


7 047 1 

1 

Japan 

1 684 

16,85 

1 668 

16,69 

USA 

22 453 

112,76 

15 575 1 

78,21 

Verhältnis Westeuropa : USA 

1 

1 :2.7 

— 

1 : 2,2 , 

— 


324. Für die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft liegen Angaben über die staatlichen 
FuE-Ausga:ben auch für die Jahre nach 1969 vor. Im 
Gegensatz zu den Veröffentlichungen der OECD 
gehen diese Untersuchungen, die die Jahre 1967 
bis 1971 umfassen, von den Haushaltsansätzen aus. 
Für 1971 handelt es sich zum Teil um Schätzungen. 
Die von der Europäischen Gemeinschaft für diese 
Untersuchungen entwickelte Nomenklatur versucht 


*) Für das erste Inlernalionalc Statistische Jahr der 
OECD für FuE ist von Freemann/Young ein spezieller 
Wechselkurs für FuE entwickelt worden, wodurch 
das Verhallnls Westeuropas (EG und Großbritannien 
ohne Italien) ! USA für 1963 von 1:3,9 nach dem 
amtlichen Wechselkurs aut I ; 2.3 gesenkt wurde 
(vgl. Bundesberidit Forschung HI. S. 175 und ISY 
Bd. 2 .Tables and Notes- OECD, Paris 1968) 


wird die allgemeine Forschungsförderung (Ka- 
pitel 11: außerhalb der Hochschulen, Kapitel 12: im 
Hochsdiulbereich) erfaßt. 

Von 1967 bis 1971 sind die staatlichen FuE-Aus- 
gaben der Länder der Europäischen Gemeinschaft 
von 3,6 Mrd. RE auf 5,0 Mrd. RE, also um rd. 39 
angesliegen (RE = Rechnungseinheiten des europä- 
ischen Währungsabkommens, l RE = 1 USS), vgl. 
Tabellen 29 und 30. 

ln den einzelnen Ländern waren die Zuwachsraten, 
die zudem noch in den einzelnen Jahren stark 
schwanken, sehr unterschiedlich (vgl. Übersicht 14). 
So hat z. B. Frankreich, das sehr hohe FuE-Aufwen- 
dungen hat, in den letzten Jahren Ausgabekürzun- 
gen beschlossen, so daß sich nur eine geringe 
Zuwadisrale ergibt. Die anderen Länder der Ge- 
meinschaft dagegen, insbesondere Italien, weisen 
steigende Zuwachsraten auf. 
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Übersicht 14 


Staatlidie Ausgaben der Länder der Europäischen Gemeinschaft 
für Forschung und Entwicklung 

— Millionen Landeswährung — 


Land 

I Landes- 
1 Währung , 

1967 j 1971 

Zuwachsrate 
in ®/0 

Bundesrepublik Deutschland 

DM 

4 880,2 7 830,5 

^ 60,4 

Belgien 

bfr 

5 148,9 8 256.9 

4-60,4 

Frankreich 

FF 

8 836,0 ' 10 100,0 

4-14,3 

Italien 

Lire 

178,7 ' 310,9 

-^74.0 

Niederlande 

hfl 

755.2 l 264,4 

4-67,4 

Quelle: Statistische Studien und Erhebungen Heft 2i'l971 des 

Statistischen Amts der Europäischen ' 

Gemeinschaften 


(SAEG| „Die öffentlichen Aufwendungen für Forschung und Entwicklung in den Ländern der Gemeinschaft'* 


Übersicht 15 


Staatliche Forschungs- und Entwicklungs-Ausgaben der Länder der 
Europäischen Gemeinschaft 1971 nach Zielgruppen 


Zielgruppe 

Bundes- 
^ repu- 
blik 

* Deutsdi- 
lond 

Belaien 

Italien 

1 Nieder- 
lande 

EWG 

V'erleidigung 

15 

1 

29 

3 

4 

18 

überwiegend technologische und industrielle 
Zielsetzung 

32 

38 

32 

49 

20 

33 

überwiegend soziale Zielsetzung , 

7 

8 

12 

7 

13 

9 

Landwirtschaftliche Zwecke 

2 

5 

5 

3 

9 

4 

Allgemeine Forschungsförderung 

44 

48 

22 

38 

54 

36 

darunter; 

a) Naturwissenschaften 

(16) 

(2.3) 

1161 

(.1 

(17) 

t) 

b) Medizin 

(10) 

(10) 

( 3) 

(■) 

(10) 

(.) 

c) Agrarwissenschaften 

I ( 3) 

( l) 

( 0) 

0 

( 3) 

(•) 

' insgesamt . . , 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


Quelle: Statistische Studien und Erhebungen Heft 2/1971 des SAEG 


325. Zur Vermittlung eines besseren Überblicks 
wurden die 12 Kapitel der Nomenklatur in fünf 
große Zielgruppen zusainmengefaßt {vgl. Über- 
sicht 15). 

Mit Ausnahme Frankreichs widmen alle Staaten 
einen hohen Prozentsatz ihrer FuE-Ausgaben der 
allgemeinen Forschungsförderung, insbesondere im 
Hodischu Ibereich. Der Anteil der FuE-Ausgaben mit 
überwiegend technologischer und industrieller Ziel- 


setzung, der auch die Spitzentechniken (Kern- 
energie, Weltraum und Informatik) umfaßt, um die 
sich in den meisten Ländern die Wissenschafts- 
politik gebildet hat, macht — abgesehen von einem 
niedrigeren Anteil in den Niederlanden — 30 bis 
40 ^/o, in Italien fast 50 der Gesamtbeträge aus. 
Für Verteidigungszw'ecke stellten nur Frankreich 
und in einem wesentlich geringeren Umfang auch 
die Bundesrepublik Deutschland nennenswerte Be- 
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träge zur Verfügung. Die staatlichen FuE-Aufwen- 
dungen für landwirtschaftliche Zwedte nehmen in 
der Bundesrepublik, in Belgien und in Italien einen 
geringeren Anteil ein als in den übrigen Staaten. 
Die Ausgaben mit überwiegend sozialer Zielset- 
zung beanspruchen in Frankreich und den Nieder- 
landen 12 bzw. 13 während ihr Anteil in den 
übrigen Ländern zwischen 7 bis 8^/o ausmacht {vgl. 
übersidil 15). 

Bei den Angaben ist zu beachten, daß in den Mitteln 
für Forschungsvorhaben mit spezieller Zielsetzung 
die im Rahmen der allgemeinen Forschungsförde- 
rung durchgeführten entsprechenden Vorhaben nicht 
enthalten sind. Rechnet man z. B. den FuE-.^usgaben 
mit überwiegend sozialer Zielsetzung die Mittel für 
die medizinische Forschung im Rahmen der allge- 
meinen Forschungsförderung hinzu, so sind von den 
einzelnen Staaten für 1971 folgende Beträge für 
diese Zwecke veransdilagt: 

Schaubild 14 



1 Millio- 
1 nen RE 

in 

der EG 

Bundesrepublik 

Deutschland 

370,1 

45,5 

Belgien 

28,8 

3,5 

Frankreich 

276,1 

33.9 

Italien 

57,6 


Niederlande 

81,1 

10.0 

Europäische Gemeinschaft . , 

1 813,8 

100,0 


Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft hält die 
Bundesrepublik Deutschland in ihren Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung mit den anderen Län- 
dern Schrill. In einigen Bereichen hat sie ihre Posi- 
tion verbessern können, wie auch das nachfolgende 
Schaubild zeigt. 


Anteil der Bundesrepublik Deutschland an den staatlichen Ausgaben der Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft nach Forschungszielen 


Kernforschung 


Weltraumforschung 


Verteidigung 


Nutzung der 
irdischen Umwelt 


Gesundheitswesen 


Gestaltung der 
menschlichen Umweit 

Landwirtschaftliche 

Produktivität 




Industrielle Produktivität 


DV, Automatisierung 


Geistes- und 
Soziaiwissenschaften 

Allg. 

Forschungsförderung 
außerhalb der 
Hochschulen 

Allg. 

Forschungsförderung 
im Hochschulbereich 


ib 

b 
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Sachverzeichnis 


Die Zahlen geben die Textziffern an 
AEROS'Aeronomie-Satellit 273 

AEROSAT, aeronautisches Satellitensystem 116, 215, 273 
Agrarpolitik 90 f. 

Aigrain-Gruppe 204. 205, 23ß 
Airbus A-300 116 

Akademien der Wissensdiaften 284, 292 
Alfried Krupp-Stiftung 29 

Allgemeine Wissenschaftsförderung 2, 27 f., 37, 281 I. 

306 

Allersforschung 62 
Anhörverfdhren 22 
Anwendungssalellilen 215.273 
Arbeitsgemeinschaft für Bauforschung 280 
Arbeitskreis für Enlwicklungsländerforsdiung 178 
Arbeitsmarktforschung 151 f. 

Arbeitsmedizin 61, 151 f. 

Arbeitsprogramm der Bundesregierung 
für die inneren Reformen 1 14 
Arbeitswissensdiaftliche Forschung 151 f. 
Arzneimittelforschung 60. 61 
Atomkonferenz, 4. Internationale 135 
Atomprogramme 

— 1. Atomprogramm (1956 bis 1962) 134 

— 2 Atomprogramm (1963 bis 1967) 134 

— 3 Atomprogramm (I960 bis 1972) 134, 272 f. 

— 4. Atomprogramm 137 
Aufwendungen der Wirtschaft 313 f. 

Ausgaben für Forsdiuiig und Entwicklung 296 f. 
AZUR-Salellit 273 

Bauforschung 102 f., 280 
Bautechnik 100 f. 

Beratender Ausschuli für Bitdungs- und 
Wissenschaftspolitik (BABW) 17 
Beratender Ausschuß für ForschungspoUllk (BAF) 17 
Beratung 15 f 
Bergbau 317 

Berufsbildungsfoisdhung 151 f., 192 
Beruisbildungsgesetz vom 14. August 1969 187 

Berufsforschung 151 f. 

Bevölkerungswissenschaft 45 
Bildungsbericht 70 184, 189, 247 

Bildungsforschung 185 t. 

Bildungsgcsamtplan 35, 247 
Bildungshilfe 183 
Bildungsplajiung 188, 24? l.. 281 
Bildungsreform 184, 189 f., 283 
Bildungswesen 181 f., 184 f., 301 f. 

Binnenschiffsverkehr 117 
Biomedizinische Techniken 277 
Biotechnologien 149, 277 
Brennstoffzellen Ul 
Bundesamt für Umweltschutz 82 
Bundesanstalt für Arbeit 152 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung 152, 154 
Bundesanstalt für Bodenforschung 142 I , 280 
Bundesanstalt für Materialprüfung 280 
Bundesausgaben 305 
Bundesförderungsprogramm „Information 
und Dokumentation" 275 


Bundesforschungsanstallen 263 f. 

Bundesforschungsanslalt für Landeskunde 
und Raumordnung 95. 96 

Bundeslnstitul für Bcrufsbildungsforschung 152. 185 f. 
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 293 
Bundesverkehrswegeplanung 109 
Bundesverkebrswegeprogramm 114 
Rundeszentrale für politische Bildung 187 
Bund-Lander-Kommlssion 

für Bildungsplanung 21, 24, 126, 184 1 

CERN (Europäische Organisation für 
Kernforschung) 210, 258, 272 
CurricuJumfors^ung 187, 191 I, 

Daientechnik 119 f, 

Datenverarbeitung 119 1.. 188, 274 

— ln der Medizin 61 

Ddleuverarbeilungsfachkräfte 121, 126, 274 
Dalenverarbeilungsprogramme 

— 1. Ddienverarbeilungsprogramm 

(1967 bis 1970) 120 f. 

— 2. Ddlenverdrbeitungsprogramm 

(1971 bis 1975) 40. 124 L. 195. 274 

DESY (Deutsches Elektronen-Synchrolron) 36, 258, 272 
Deutsche Atomkommission 17 
Deutsche Bundespost 112, 118 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 24, 28 f., 46, 

57 f.. 63. 75 f., 92. 96. 103, Hl. 122 f.. 136. 152, 175, 179, 
187 f., 254, 255 f., 267, 274. 276, 282, 284, 285 t., 303 

— Dreijahresplan der DFG 30 
Deutsche Forsdtungs- und Versuchs- 
anstalt für Luft- und Raumfahrt (DFVLR) 161. 255. 273, 
279, 288 

Deutsche Gesellschall für Friedens- und 
Konfliktforschung (DGFK) 1751. 

Deutsche Kommission für Ozeanographie (DKO) 18 
Deutscher Bildungsrat 185,196 
Deutsches Institut für Internationdle 
Pädagogische Forschung 185 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 88 
Deutsches Krebsforschungszentnim 57 
Deutsches Rechenzentrum (DRZ) 123 
Deutche Stiftung für Entwicklungsländer 182 
Deutsch-französisches Forschungsinstitut 
St. Louis (ISL) 162 
DIAL-Satellit 273 
Dokumentation, medizinische 62 
Dokumentütions- und Informations- 
zentrum für Metallurgie 205 
Drogemnißbrauch 61 

ELDO (Europäische Organisation für die Entwicklung und 
den Bau von Raumfahrzeugtragern) 214, 216, 225 f., 
273 

Elektrofahrzeuge 141 

Elektronische Bauelemente 148, 149, 277 

Energiegewinnung 131 f. 

-Speicherung 133, 141 
-lechnik 148 
-Übertragung 133, 141 
-Umwandlung 133, 136, 141 
-Versorgung 139 f. 
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Entwidclungspolitik 1731. 

EnlwiCklungspoIiLisdie Forsdiung 178, 280 
EriiährungsEorsdiung 53 f. 

-pathologie 71 
‘Physiologie 71 

Emährungsphysiologisches Prühnstilut 73 
ESRO (Europäische WeUraumforsdiungs- 
Organisation I IG, 11 ß, 214, 215, 227, 273 
EURATOM [Europäische AtomgemeinschaUJ 138. 225 f. 

-Ratstagung Dez^ember 1971 ÖG 
EUROPA 11, EUROPA SlI (Raketen! 216. 273 
Europäische ForschaogspoUtik 231 f. 

Europäische Gemeinschaften 115, L34, UÜ, 183, 202 1., 
218 f., 236, 276, 324 1. 

Europäisdie Konferenz für Mülekularbiologie 
(EMBC) 211,227 

Europaibdie Organisation für Astronomische Forschung 
in der Sürilithen Hemisphäre (ESO) 212, 227 
Europäisdies Intormalionszentrum für 
Computer-Programme 203 
Europäisches Zentrum für die mittelJristige 
Wettervorhersage 203 
Europäische Verkehrsminlsterkonlecenz 115 
Europäische Wedraumkonferenz 1970 214, 217, 273 
Europa rat 197 


Fachausschuß tür Datenverarbeitung und 
Dokumentalion 10 
-Kernforsohung und Kernlechnik 18 
-StrahlensdiuU und Sicherheit 18 
-Weltraumforschung 18 
Fachbeiral für Datenverarbeitung 17 
Fachbereiche 243 f.. 303. 306 
Fadiprogramme des Bundes 1711. 

Fernmeldesateliiteti 1 1 8, 215, 21 9, 273 
Fernsehrundfunksatellilen 118. 273 
Fernunterrirhl ISS 
FinanzwissenschaflddiGj Beirat Ö? 
Fischereiwissensdiadliche Forschung 72 
Flugverkehrskontrolle 116 

Förderung des wissensdiaftUchen Nachwuchses 32, 282, 
286 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für WasserschaU- und 
Geophysik IGl 

Forschvmgsanstad für Landwirlsthaft 9L 280 
Forschungsbudget 295 f . 

Forschungsförderung durdi die Länder 289 f. 

Forschungs Planung 6 f, 

ForscbungspoliUscher Rahmenplan 26, 242, 269 
ForsthungspoliLische Planung 6 L, 241 
Forschungsprogramm « Informatik“ 126.274 
Forsthungsschin „Planet“ 161 

— „Valdivia“ 144 

Forschungsstätte der Evanqelisdien Sludienqememsdiaft 
(FEST) 175 

Forsdiungs- und Entwicklungszentren für Unternchtslech- 
nologie 194 

Französisdies Atomenergie-Kommissarial 141). 219 
Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten 
Forschung (FhG) 25, 33 L, 53, 75, Ißl. 266, 279, 282, 288. 
303 

Friedens- und Konfliktforschung l72 f. 

Frilz Thyssen-Stiftung 29, 175, 284, 319 
Fusionsforsdiung 13S 
Fusionsreaktor 138, 272 

— Kraftwerke 138 


Garching-Instrumente-Geseilsdaaft zur industrielleD Nut- 
zung von Forsdiungsergebnissen 287 
üasdiffusionsverfahren 140 
Geisteswlssenscbaften 31, 256 


Gemeinsame Forsdiungsstelle der Europäischen Gemein- 
schaften 2Ü3 f. 

Gemeinsdiaftsaufgabcn 184, 201. 283 
GemelnschafLsfarsdiung 3l7 
Geophysik 273 
GEQS-SalellU 273 

Gesamtbudget-Forschung 295 1., 320 f. 

— im inlernatlonalen Vergleich 320 f. 

Gesam l hoch sch ule 32, 243 1 

Gesamt Programm für die Meeresförschung 40, 73, 76, 
144. 276 

I Gesellschaft für Molekular biologische Forschung (GMß) 

57 

Gesellschdft für Strahlen* und Umweltforsthung (GSF) 57 
Gesellschüft zur Förderung der Astrophysikalischen For- 
schung 161 

Gesetz über eine Statistik für Um weltz wecke 82 
Gesundheitswesen 57 L, 280 

Global Atmospheric Researdi Programme [GARPJ 273, 
276 

Graduiertenförderungsgesetz vom 2. September 1971 32, 

282, 286, 289 

GroOtorsdiungsemnditungen 259 307 

Großredmer-Teilnehmersysteme 129 
Grunchagenloischujig 27 f. 

Grundsatzprogramm zur ßildungs- und Wissensdiafts- 
hiife 183 

I Hahn-Meitner-lnstilut (HMl) 261 
I Halbleiterforschung 159 
HELIOS-Sonnensonden 258, 273 
HBOS A-I -Satellit 273 
Hofhbegabten-Fördejungswetke 286 
HochJeislungs-SchneUbahO (MSB) 115 
HöcbschülbäU 32, 201, 283 

Hochsdiulbauförderupgsgesetz (HBFG) 247, 2B2, 283 
Hochschulen 32 f„ 243 f., 255 L, 281, 283. 285, 289 L, 303 f„ 
3101. 

Hodisdiulforsthung 32, 241 f., 204 
HochsdiulpLaiiung 280 
Ho chsdi ul rahm enge setz 241 f, 

Hochschulrahmenplanung 241 f., 281 
Hochspannungs-Gleldistrom-trhertragung 136 
HöchstfluBreaktor 219, 272 
Hochtemperaturreaktoren 132, 137. 272 
HWWA-Inslitut für Wirtsdialtslorschung 88 

I IFO-lnstitut für Wirtsdialtsfürschung 88 
Indus Lrieforsdauog 55 
Inlorraatik-Forschungsprogrdinm 126, 274 

— Studiengänge 121 
informationsbönkensystera 275 
Informationstedinik 148, 275, 277 
Informationssystem UNIS3ST 208 
Information und Dokumentation 205, 275 
Innovation 48 1. 

Institut für Arbeitsmarkt* und Berufsforsdiung 152 
Institut für Bevölkerungswissenschait 45 
Institut für Kinderernährung 64 

Institut für LebensmitleJiecbnoIogLe und -Verpackung 288 
Institut für Plasmaphysik der Kernforsdiungsanlage Jülich 
' 138, 287 

I Institut füx Raumordnung 95 
Institut für Silicat forschung 288 
Institut füJT Soziatmedizin und Epidemiologie 61 
Institut für Strukturförsdiung 91 
Institut für Weltwirtschaft 88 
Institut Ma^Jt von Laue — Paul Langevin 272 
InterminlsteiieJIer Ausschuß lür Raumordnung 95 
fniemationales Institut für Führungsaufgaben in der Tech- 
nik (IIMT) 213 

Internationale Zusammenarbeit 291 (, 
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Kernforsdiang 131 f - 206. 272, 312 
KernforsdiungsaiiJage Jülich 272 
Kernforsdiungszentrum Karlsruhe 140^ 272 
Kernfusion 132» 138 
Kernkraftwerke 131 272 

Kerntechnik 131 J., 206, 272, 312 

Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel 
155 

Kommission für Weltraum lorsdiimg 17 
KommunikatiDnssysteme, neue 112 f., 113, 277 
Königstemer StaaLsabkommen 290, 312 
Koordinierung der Foisdniiig 24 h, 269 f. 
Kultusrnmisterkonferenz 185 
Kurzstarter 1 16 

Länder (ForschuiigsiorderungJ 239 
Länder (Wissenschaftsaiisgaben) 3J0f. 

Landverkehr 111,1 15 L 
Landwirtschafilidie Forschung 70, 325 
LebensmLtleiforschung 64 L 
LebEnsmilteltoxikologie 71 
LeichtwasserTeakloren 131 »272 

LeilMnien zu Grundsatz-, Struktur* und Organisationsfra- 
gen 23, 259 f., 263 f. 

Lurifahrtforschung 1 1 6, 279, 280 

Luft fahrtforschungs Programm der Bundesregierung 279 
Luftfahrttedinlk 111, 279 
Luftverkehr 1 16, 279 

Magnelsch webetedin ik 1 1 5 

Max*Plandc-Gesellsdiaft (MPG) 23 f., 28 L, 57 f., 75. 92, 
187, 255, 265, 273, 279, 282, 285, 287, 288 f., 303 L 
Max-Planck-Institut für Eil dungsforsch iing 152, 1B5 
für Frnahrungsphysiologie 64 

— für Fesikörperiorschung 265, 272 

— für Plasmophysik 138,272 

“ zur Frforschnng der LehenÄbedmgungen der wissen- 
sdiaftljch*techTi.ischen Welt 175 
Max-von-Pettenkofer-Institut 64 
Medizinische Forschung 57 f. 

Meecesforschung 276, 280 
METEOSAT, meteorologisdier Satellit 273 
Mmisterkonlerexui für Raumordnung 95, 99 
Mitwirkung 4, 23 f., 245 I., 259 !. 

Modellversuche im Bllduagswesen 1B6 
Modellversuche im Städtebau 306 
Multilaterale Zusammenarbeit 207 L 


Nachrichiensatelliten 112 
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AA 

AGARD 

AJF 

ASAT 

BABW 

BAM 

BASF 

BDI 

BF III 

BGBl 

BK 

BMA 

BMB 

BMBW 

BMI 

BMJ 

BMJFG 

BML 

BMP 

BMSl 

BMV 

BMVg 

BMwF 

BMWF 

BMWi 

BMZ 

BSP 

BT 

BWB 

CERN 

CEPT 

CINECA 

CNES 

COST 

DAAD 

DESy 

DFG 

DFVLR 


Abkürzungsverzeichnis 


Auswärtiges Amt 

AdvUory CTOUp for Aeronautical Researdi artd Development (Beratergruppe 
für Luft- und Raumfahrtforschung) 

Arbeitsgejneinsdiafl Industrieller FoTSdiungsvereinigungen 
Arbeitsgemeinschafl SatellUenträger 

Beratender Ausschuß für Bildungs- und WissenädiaftspoIiUk 

Bundesanstalt für Materialprüfung 

Badische Anilin- und Soda-Fabrik 

Bundesverband der Deutschen Industrie 

Bundesberichl Forschung 111 

Bundesgesetzblatt 

Bundeskanzleramt 

Bundesminjster für Arbeil und Sozialordniing 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
Bundes minister des Innern 
Bundesminister der Justiz 

Bundesminisler für Jugend. Familie und Gesundbell 

Bundesminister für Emährung^ Landwirtschaft und Forsten 

Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen 

Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesminister der Verteidigung 

Bundesminister für wisseusdiaJtiidie Forschung 

Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 

Bundesminister für Wirtschaft 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

B ruttosoii a iprod ukt 

Bundestag 

Bundesanstalt für Wehrtedinik und Beschaffung 

Conseil Europ^en pour la Recherche NucL^aire (Europaisdie Organisation für 
Kernforschungl 

Conference Europeetme des Administrations des Postes et des Tülecomrouni- 
cations (Europäische Konferenz der Verwaltungen für Post- und Femmelde- 
wesen) 

Cooperative Investigatlons of the Northern Part of the Eastem Central 
Atlantic 

Centre National d Etudes Spatiales (Nationales Raumforschungszentrum) 

Cooperation Europäenne dans le domaine de la recherche sclenlifique ct 
technique 

Deutsdier Akademischer Aus tausch dienst 
Deutsches Elektronen-SyndirotTon 
Deutsche Forschungsgemeinschafl 

Deutsche Forschuiigs* und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
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DGFI 

Deutsches Geodätisches Forschungsinstitut 

DGFK 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfliklforschung 

DGK 

Deutsche Geodätische Kommission bei der Bayerischen Akademie der 

Wissenschaften 

DHI 

Deutsches Hydrographisches Institut 

DR2 

Deutsches Rechenzentrum 

DSE 

Deutsche Stiftung für Entwicklungsländer 

DV 

Datenverarbeitung 

DWD 

Deutscher Wetterdienst 

EBU 

European Broadcasting Union lEuropäisdie Rundfunkunion) 

ECE 

Economic Commission for Europe (Wirtschaflskommission für Europa) 

EDV 

Elektronische Datenverarbeitung 

EEG 

Eleklroencephalograimn 

EG 

Europäische Gemeinschaft 

EKG 

Elektrokardiogramm 

EUDO 

European Launcher Development Organization lEuropäische Organisation für 
die Entwicklung und den Bau von Raumfahrzeugträgern) 

EMBC 

European Molecular Biology Conference (Europäische Konferenz für Mole- 
kularbiologie) 

EMI 

Ernsl-Mach-lnsUlut der Fraunhofer-Gesellschaft 

ENEA 

European Nuclear Energy Agency (Europäische Kernenergie-Agentur) 

ESO 

European Southern Observalory lEuropäisdie Organisalion für Astronomi- 
sche Forschung ln der Südlichen Hemisphärel 

ESRO 

European Space Research Organization (Europäische Weltraumforschungs- 


Organisation) 

EURATOM Europäische Aloragemeinschaft 


EWG 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

FAA 

Federal Aviation Agency 

FAT 

Forschungsinstitut für Anthropotechnik der Astrophysikallschen Gesellschaft 

FFM 

Forschungsinstitut für Funk und Mathematik der Astrophysikallschen Ge- 
sellschaft 

FhG 

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung 

FHP 

Forschungsinstitut für Hochfrecjuenzphysik der Astrophysikallschen Gesell- 
schaft 

FuE 

Forschung und Entwicklung 

FWG 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall- und Geophysik 

GARP 

Global Atmospheric Research Programme 

GfK 

Gesellschaft für Kernforschung 

GfW 

Gesellsdiafl für Weltraumforschung 

GG 

Grundgesetz 

GKSS 

Gesellschaft für Kemenergieverwertung In Schiffbau und Schiffahrt 

GMBF 

Gesellschaft für Molekularbiologische Forschung 

GMD 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 

GSF 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 

GST 

Gesellschaft für Schwerionenforschung 

HSB 

Hochleistungs-Schnellbahn 

HSVA 

Hamburgisdie Schiffbau- Versuchsanstalt 

HTR 

Hochtemperaturreaktor 

HWWA 

Hamburger Weltwirtschaftsarchiv 
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lAB 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

lABG 

Industrie- Anlagen-ßelriebsgesell Schaft 

lAEO 

InternalionaJ Atomic Energy Organi7ation llntemationalc Atomenergie- 
Organisation) 

lAF 

Institut für angewandte Festkörperphysik der Fraunhüfer-Gesellschall 

lAFEF 

Interdisziplinärer Arbeitskreis für Entwickungslanderforschung 

ICAO 

International Civil Aviation Organization (Internationale Zi vlllultfahrt- 
Organisation) 

ICES 

International Council for the Exploration of Ihe Sea (Internationaler Rat für 
Meeresforschung) 

ICSU 

Inlernational Council of Scientific Unions (Internationaler Rat für wissen- 
schaftlidie Vereinigungen) 

TCT 

Institut für Chemie der Treibstoffe der Fraunholer-Gesellschaft 

IDW 

Institut für Dokumenlationswesen 

IFA 

Institut für Aerobiologie der Fraunhofer-Gesellsdiaft 

HAG 

Institut für Angewandte Geodäsie 

IGOSS 

Integraled Global Ocean Station System 

IIMT 

Internationales Institut für Führungsaufgaben in der Technik 

INIS 

International Nuclear Information System (Internationales Informalions- 
syslem für den kemwissenschaftlichen Bereich) 

IOC 

Inlergovernmental Oceanographic Commission (Zwischcnslaatliche ozeano- 
graphische Kommission) 

ISL 

Deutsch-franzbssdie Forschungsinstitut St -Louis 


JONSWAP Joint Norlh Sea Wave Project 


KFA 

Kernforschungsanlage Jülich 

KNK 

Kompakte natriumgekühlle Kernreakloranlage 

LWR 

Leichlwasserreaktor 

MGFA 

Miliiärgeschichüiches Forschungsamt der Bundeswehr 

MHD 

magnetohydrodynamisch 

MPG 

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften 

MPI 

Max-Plandc-lnslilul 

NASA 

National Aeronautics and Space Adminislralion (Nationales Amt lür Lult- 
und Weltraumfahrt) 

NATO 

Norlh Allanlic Treaty Organization (Nordatlantikpaklorganisalion) 


NE-Metalle Niditeiscn-Melalle 


OECD 

Organization of European Cooperation and Development (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

PTB 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

RE 

Rechnungseinheit 

RKW 

Rationalisierungs-Kuratonum der Deutschen Wirtschaft 

SAEG 

Statistisches Ami der Europäischen Gemeinschaften 

SALT 

Strategie Arms Limitation Talks 

SETIS 

Soci^l6 Europeenne d'Eludes et ü Integration des Syslemes Spatiaux 

SNR 

Schneller nalriumgekühlter Reaktor 
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THTR 

Tho rium-Hodti l e mpe fd t u rr e ak 1 0 r 

TIB 

Tedmische Informationsblbliothek 

UIC 

Union folemationale des Chemins de Per flnternationaler Eisenbahnverband) 

UNESCO 

United Nations EducationaJ, Scientific and Cnltural Organization [Organi- 
sation der Vereinten Nationen für Erziehung. Wissensthaft und Kultur) 

UNO 

United Nalions Organization (Organisation der Vereinten Nationen) 

VDi 

Verein Deutscher Ingenieure 

V/STOL 

Vertical/Short Take Off and Landing 

WAK 

Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 

WHO 

World Health Organization (Weltgesundheilsorgan isationl 

ZAED 

Zentralstelle für Atomkernenergie — Dokumentation 

ZMD 

Zentralstelle für maschinelle Dokumentation 

ZOR 

Zentralstelle für Operations Research 
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